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25. Dezember 1906. Unterwerfung der Bondelzwarts. 

26. Dezember. Eröffnung des indiſchen Nationalkongreſſes in Calcutta. 

27. Dezember. Admiral Nebogatow wird zum Tode verurteilt. 

28. Dezember. Raiſuli wird vom Sultan von Marokko abgeſetzt. Ratifikation der Algeeiras— 
akte durch die Ver. Staaten. 

29. Dezember. Ausſperrung von 50000 Arbeitern in Lodz. Eröffnung des japaniſchen Par— 
laments. 

30. Dezember. Unterzeichnung der perſiſchen Verfaſſungsurkunde durch den Schah. 
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1. Januar 1907. 

Für das neue Jahr, in das wir treten, haben wir ein gutes Vor— 
urteil. Aller Wahrſcheinlichkeit nach wird es nach vielen Richtungen 
hin zu einer Klärung der politiſchen Atmoſphäre führen. In Europa 
gibt es zurzeit nur einen dunkeln Punkt, und das iſt die Balkan— 
halbinſel, wobei weniger an die Türken zu denken iſt, als an den Stam— 
mes- und Raſſenhaß. Aber dieſe Zuſtände beſtehen jetzt ſeit ziemlich 
genau 20 Jahren. Für jedes Frühjahr wurde Krieg angekündigt, d. h. 
die Aufrollung der orientaliſchen Frage; in Wirklichkeit iſt es niemals 
über die Raufereien hinaus gegangen, die zwiſchen Bulgaren, Serben, 
Griechen und Albanern nachgerade die Regel geworden ſind. Ein 
Moment ernſter Beunruhigung bieten dieſe Zuſtände trotzdem, weil 
ſie in der mit unendlicher Zähigkeit behaupteten Abſicht der Bulgaren, 
ſich konfeſſionell und national zu alleinigen Herren Mazedoniens zu 
machen, ihren Urſprung finden. Die Repreſſion der Türken und die 
rivaliſierenden Einfälle der Griechen und Serben ſind Gegenaktionen, 
und die Gefahr liegt nicht in ihnen, ſondern bei den Bulgaren. Das iſt 
trotz der entgegengeſetzten Behauptung des „Sofiaer Kuriers“ in über— 
zeugender Weiſe an der Hand von Dokumenten bewieſen worden, die 
der türkiſchen Regierung in die Hände gefallen ſind und neuerdings 
in einer kleinen Schrift „L'agitation bulgare en Turquie par S. Vit- 
torio Ramon“ in Paris der Kritik der Offentlichkeit vorgelegt worden 
ſind. Es wird, wenn von bulgariſcher Seite nicht Satz für Satz der 
Inhalt dieſer Darlegungen beweiskräftig widerlegt wird, fortan als 
feſtſtehend betrachtet werden müſſen, daß die Bemühungen der Mächte, 
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eine Reform in Mazedonien herbeizuführen und dem unglücklichen 
Lande endlich erträgliche Zuſtände zu ſichern, an dem von offiziellen 
bulgariſchen Perſönlichkeiten begünſtigten Treiben der bulgariſchen 
Banden ſcheitern. In einer Korreſpondenz der „Tribune“ aus Saloniki 
vom 22. Dezember finden wir folgende Schilderung der Situation des 
Augenblicks: „Das wütende und anhaltende Ringen von Bulgaren 
und Serben im Wilajet von Koſſowo nimmt täglich einen größeren 
und beklagenswerteren Umfang an. Bisher war Mord das hauptſäch— 
lichſte terroriſtiſche Mittel beider Gegner, jetzt tritt Brandſtiftung hinzu. 
Das Gefängnis von Usküb füllt ſich immer mehr. Vor einigen Tagen 
wurden zwei Bulgaren eingebracht, die den Auftrag hatten, den Di— 
rektor der bulgariſchen Schule zu ermorden. In dem Kreiſe der Konſuln 
des Ortes fürchtet man eine allgemeine Erhebung vor Eintreten des 
Frühlings. Meiner Meinung nach werden wir im April eine Revolution 
ausbrechen ſehen. Wenn aber das Niederbrennen der Dörfer einen 
größeren Umfang annehmen ſollte, ſo iſt es wohl möglich, daß die zur 
Verzweiflung getriebenen Bauern plötzlich zu den Waffen greifen und 
den Tod den jetzigen Zuſtänden vorziehen.“ 

Uns iſt im Zuſammenhang dieſer Verhältniſſe die Erklärung wenig 
verſtändlich, die der italieniſche Miniſter des Auswärtigen Tittoni ſeiner 
ſonſt ſo befriedigenden großen politiſchen Rede vor der Kammer ein— 
gefügt hat. Er ſagte: „Italien iſt bisher im Orient in vollem Einver— 
ſtändnis mit Oſterreich-Ungarn vorgegangen und wird es auch in Zu— 
kunft tun. Beide Mächte ſind darin ganz einig zu erklären, daß, wenn 
die Aufrechterhaltung des status quo in Albanien nicht mehr möglich 
ſein ſollte, ſie gemeinſam für eine Löſung einzutreten hätten, die in der 
politiſchen Autonomie der Balkanhalbinſel auf der Baſis des Nationali— 
tätsprinzips beſtehen würde.“ Hier ſcheint es zunächſt ungewöhnlich, 
daß mit der Auflöſung der Türkei als einem nicht weiter diskutier— 
baren Zukunftsfaktor vor der breiteſten Offentlichkeit gerechnet wird, 
andererſeits aber fragt man ſich, wer dann die nationalen Grenzen in 
dieſer autonomen Balkanhalbinſel feſtſtellen ſoll. Die vornehmſte 
Schwierigkeit des Problems liegt ja gerade darin, daß die Nationali— 
täten ſich in weiten Gebieten ſo durchdringen, daß eine Scheidung nicht 
möglich iſt. Wie wenig die rivaliſierenden Nationalitäten aber bereit 
ſind, einander Zugeſtändniſſe zu machen, das zeigt die Geſchichte des 
letzten Jahrzehnts. Hiſtoriſch betrachtet, liegt der Fehler viel weiter 


Be: 


zurück. Es wird ſich nicht mehr beitreiten laſſen, daß der Friede von 
S. Stephano national und geographiſch eine richtige Löſung bot, und 
daß erſt die auf den Einſpruch Englands hin durch den Berliner Kon— 
greß vorgenommenen Amputationen an dem ruſſiſchen Großbulgarien 
die ſpäteren Verwicklungen verſchuldet oder doch hervorgerufen haben. 
Heute iſt die Grenzlinie von damals zur Unmöglichkeit geworden oder 
doch unmöglich anders zu verwirklichen als durch einen Krieg, der eine 
lange Reihe anderer und ernſterer Schwierigkeiten ins Leben rufen 
müßte. Dieſe letzte Erwägung aber gibt guten Anlaß zur Zuverſicht, 
daß über kurz oder lang Mittel und Wege gefunden werden, dem ruch— 
loſen Bandenweſen in Bulgarien, Serbien und Griechenland ein Ende 
zu ſetzen. Nur dann wird es möglich ſein, die wohlmeinende Reform— 
aktion der Mächte in Wirklichkeit durchzuführen und eine friedliche Zu— 
kunft für Mazedonien anzubahnen. 

Sehr erfreulich iſt die Wendung, welche die Dinge in Marokko 
nehmen. Die Abſetzung Raiſulis und die Konzentrierung einer impo— 
nierenden Kriegsmacht des Sultans vor Tanger gibt, in der Kombina— 
tion mit der franzöſiſch-ſpaniſchen Flottendemonſtration, die beſte Aus— 
ſicht, daß leidlich ruhige Zuſtände endlich eintreten und dann jene 
Organiſation marokkaniſcher Polizeitruppen durchgeführt wird, welche 
für die Zukunft die Ordnung aufrecht zu erhalten hat. In Frankreich 
iſt man mit den Erträgen der franzöſiſch-marokkaniſchen Handelsbe— 
ziehungen im Laufe des letzten Jahres höchlichſt zufrieden, wie wir einem 
Artikel des bekannten franzöſiſchen Kolonialpolitikers Camille Fidel im 
„Radical“ entnehmen. Der franzöſiſche Import hat zum erſten Male 
den englischen überholt, und zwar um faſt / Millionen Fres. (24,08 
gegen 23,36 Millionen), wenn man aber mit Herrn C. Fidel den alge— 
riſch-marokkaniſchen Handel und den Handel Marokkos mit anderen 
franzöſiſchen Dependenzen hinzurechnet, beträgt die Summe des franzö— 
ſiſchen Handels 50 Millionen Fres., gegen 35 Millionen des engliſchen 
und etwas über 13 Millionen des deutſchen Handels. Er berechnet die 
unter verſchiedenen Formen in Marokko inveſtierten franzöſiſchen Kapi— 
talien auf ebenfalls 50 Millionen und zählt endlich die moraliſchen 
Kräfte auf, die in Marokko für Frankreich arbeiten; die Verbreitung der 
franzöſiſchen Sprache durch die Schulen der Alliance israelite univer- 
selle, der Alliance francaise uſw., die wiſſenſchaftlichen Inſtitute und 
Beſtrebungen mit eingeſchloſſen. 
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Uns find dieſe Zahlen und Daten weder überraſchend noch beun— 
ruhigend. Wenn Frankreich ſo eifrig an der Erſchließung Marokkos 
arbeitet, kann das vielmehr nur erfreulich ſein. Wir haben niemals 
mehr verlangt als eine für alle offene Tür und geſtehen jeder ehrlichen 
Konkurrenz ihr gutes Recht zu. Wogegen wir proteſtierten, das war jenes 
Syſtem, das in dem Schlagwort „Tunifizierung Marokkos“ zuſammen— 
gefaßt wurde, und da mit dieſem Syſtem endgültig gebrochen worden 
iſt und wir in der Algecirasakte eine internationale Sicherung dafür 
gewonnen haben, ſehen wir all dieſe franzöſiſchen Gewinne nicht nur 
neidlos, ſondern mit Befriedigung an. Sie kommen indirekt auch den 
übrigen an Marokko intereſſierten Nationen zugute, und nichts iſt natür— 
licher, als daß Frankreich einen Vorſprung vor uns hat. Das liegt an 
der hiſtoriſchen Entwicklung, die uns ſo ſpät erſt auf den Bahnen des 
Welthandels und der Weltpolitik als Mitbewerber auftreten ließ. Bleibt 
Frankreich auf dem Boden der Vereinbarungen von Algeciras, ſo wird 
es zwiſchen uns niemals einen Streit um Marokko geben. 

Die erfreulichen Nachrichten, welche aus Südweſtafrika eingetroffen 
ſind und die die völlige Unterwerfung der Bondelzwarts in baldige 
Ausſicht ſtellen, ſind ebenfalls nicht als ein Erfolg zu betrachten, der 
ausſchließlich uns, die die Laſt getragen haben, zugute kommen muß. 
Es iſt ein Erfolg der weißen Raſſe über die ſchwarze, der zunächſt in 
den benachbarten engliſchen und portugieſiſchen Gebieten ſeinen Nachhall 
haben wird. Denn trotz aller Rivalitäten erſcheinen wir den Schwarzen 
als eine Einheit, und in Wirklichkeit iſt auch das Intereſſe aller koloni— 
ſierenden Nationen darin gleich, daß die Gewöhnung der um ſo vieles 
niedriger ſtehenden Raſſe an das Zuſammenleben mit Menſchen höherer 
Kulturformen für alle das Ziel ſein muß. Für uns aber eröffnet die 
in „Südweſt“ eintretende Ruhe ein weites Arbeitsfeld, auf welchem 
durch kühne Tatkraft und geduldige Arbeit gewiß ebenſo viel zu er— 
reichen ſein wird, wie die Auſtralier in ihren Zentralgebieten und die 
Engländer im Oſten unſerer Kolonie erreicht haben. Auch rechnen wir 
mit Beſtimmtheit darauf, daß uns der neue Reichstag die Mittel nicht 
verſagen wird, um rüſtig ans Werk zu gehen. Der weſentliche Unterſchied 
in der Beurteilung kolonialer Fragen in England und Frankreich und 
bei uns liegt ja wohl darin, daß bei uns vornehmlich der Teil des Volkes, 
der höhere Schulbildung genoſſen hat, mit Verſtändnis der Bedeutung 
der Kolonien entgegenkommt, während die Franzoſen und Engländer 
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in ihrer Geſamtheit das ſind, was man bei uns „Kolonialſchwärmer“ 
zu nennen beliebt. Aber auch das erklärt ſich aus unſerem ſpäten Ein— 
treten in das koloniale Arbeitsfeld und kann erſt anders werden, wenn 
das Hinüber und Herüber zwiſchen Mutterland und Kolonien leben— 
diger geworden ſein wird. Auch läßt ſich eine Wendung zum Beſſeren 
ſchon jetzt nicht verkennen. Sie ſteht im Zuſammenhange mit der Ent— 
wicklung unſerer Marine und wird weiter fortſchreiten, wenn unſere 
tapferen Truppen aus Afrika heimkehren. Es kann wohl mit Beſtimmt— 
heit angenommen werden, daß ein Teil von ihnen zurückwandern wird, 
um im Süden eine bleibende Heimſtätte zu finden. Und das werden 
die Pioniere der Zukunft ſein. 

In betreff der Beurteilung der aſiatiſchen Verhältniſſe ſtoßen 
wir auf eine gewiſſe Nervoſität, ſowohl auf ruſſiſcher wie auf engliſcher 
Seite. Unverſtändlich iſt es nicht; denn wer wollte verkennen, daß der 
Ausgang des ruſſiſch-japaniſchen Krieges die Bedeutung eines welt— 
hiſtoriſchen Ereigniſſes hat, von dem ein Wendepunkt zu datieren ſein 
wird. Seit im 16. Jahrhundert Spanier und Portugieſen, danach Hol— 
länder, Engländer und Franzoſen in Süd- und Oſtaſien und auf den Inſeln 
des Großen Ozeans zu koloniſieren begonnen haben, ſind die Vertreter 
der europäiſchen Kulturwelt zum erſten Male auf einen Widerſtand 
geſtoßen, deſſen ſie nicht Herr werden konnten. Gewiß iſt es eine ganz 
außerordentliche Leiſtung, daß Japan es vermochte, ſich die Errungen— 
ſchaften der europäiſchen Kulturarbeit zu eigen zu machen. Der un— 
geheure Arbeitsherd, auf welchem Europa als eine geiſtige Einheit an 
der Erſchließung der Naturkräfte arbeitet und ſie ſich dienſtbar zu machen 
gelernt hat, iſt Japan erſchloſſen worden, und es hat mit erſtaunlicher 
Rezeptionskraft verſtanden ſich die praktiſchen Reſultate unſerer erfin— 
denden und Neues ſchaffenden Arbeit zu eigen zu machen. Nur auf dieſem 
Wege kamen ihm die Waffen zu Händen, mit denen es Rußland nieder— 
geworfen hat. Jetzt iſt es ſo weit, ſie ſich ſelber ſchmieden zu können, 
und die Nachbarn rechts und links, die der Ehrgeiz der Nation und ihre 
unzweifelhaft vorliegende Expanſionsluſt und Expanſionskraft beun— 
ruhigt, fragen ſich, wohin die nächſte japaniſche Initiative ſich wenden 
werde. Die Differenzen, die zurzeit zwiſchen Japan und Rußland und 
Japan und Amerika ſchweben, ſowie die großen Wandlungen, die ſich 
in China vorbereiten, das offenbar daran geht, das Beiſpiel Japans 
nachzuahmen, das alles hat dieſe Nervoſität noch geſteigert. Wir haben 
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ſchon vor acht Tagen an dieſer Stelle ausgeführt, daß wir es für aus— 
geſchloſſen halten, daß aus dem japaniſch-ruſſiſchen oder japaniſch— 
amerikaniſchen Gegenſatze jetzt kriegeriſche Verwicklungen entſtehen. 
Aber es iſt lehrreich, auch diejenigen zu Wort kommen zu laſſen, 
die anders denken. Der unſeren Leſern bekannte „Argus“ -Korre— 
ſpondent der „Nowoje Wremja“ ſchreibt aus London, den 23. De- 
zember: 

„Wer hätte es vor zwei Jahren geglaubt, daß die Engländer ſich über 
einen ungünſtigen Verlauf ruſſiſch-japaniſcher Verhandlungen beun— 
ruhigen würden? Ein Telegramm des Petersburger Korreſpondenten 
des „Daily Telegraph“ aber hat dieſe Wirkung gehabt. Japan treibe 
die Dinge zu einem Ultimatum, und Rußland könne vor die Alternative 
geſtellt werden, entweder ungerechten Forderungen nachzugeben oder 
die Erneuerung des Krieges zu riskieren. In den Korridoren des Par— 
laments, den Salons, den Klubs überſchüttet man die Mitglieder der 
Regierung mit Fragen. .., jo daß dieſe telegraphiſch in Petersburg 
und in Tokio anfragten. Sie erhielten offenbar beruhigende Antworten. 
In meinen Unterhaltungen mit kompetenten Staatsmännern habe ich 
gehört, daß Japan ſchon wegen ſeiner finanziellen Lage keinen Krieg 
wünſchen könne, der ihm die allgemeinen Sympathien und allen Kredit 
entziehen würde. Die Japaner ſeien nur bemüht, eine möglichſt günſtige 
Auslegung des Vertrages zu erreichen. Man werde ſich nach gegen— 
ſeitigen Zugeſtändniſſen verſtändigen. . . Die Frage der Schiffahrt 
auf Sungari und Amur werde durch die geographiſche Lage entſchieden. .. 
Es könne nicht die Rede davon ſein, daß der Amur allen Mächten er— 
ſchloſſen werde. . . Auch haben die britiſchen Diplomaten in ihren 
Unterhaltungen mit den Japanern durchblicken laſſen, daß ſie auf eine 
baldige und beide Teile befriedigende Entſcheidung der ruſſiſch-japaniſchen 
Differenzen hofften. Das ſei für die Sicherheit des Friedens im fernen 
Oſten ſehr wichtig, und Friede ſei ja das einzige Ziel des engliſch-japa⸗ 
niſchen Bündniſſes. Der Grund, weshalb die engliſchen Politiker die 
ruſſiſchen Befürchtungen nicht teilen, iſt die große Schärfe des japaniſch— 
amerikaniſchen Antagonismus. Das Motiv desſelben iſt ſowohl ein 
höchſt prinzipielles wie ein lebendig-praktiſches. Die wichtigſte Folge 
des Erwachens Aſiens iſt, daß die Aſiaten völlige Rechtsgleichheit mit 
den Europäern verlangen. Japan, das ſich im Kriege den Europäern 
gleich, wenn nicht überlegen gezeigt hat, kann nicht dulden, daß ſeine 
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Untertanen in Staaten weißer Raſſe erniedrigender Behandlung aus- 
geſetzt werden. Von der Behauptung dieſes Prinzips hängt die Ehre 
der Großmacht ab, ihr Anſehen in Aſien und in der ganzen Welt. Die 
Anerkennung des Anſpruchs aber bringt den Beifall und die Unter— 
ſtützung aller aſiatiſchen Völker und aller farbigen Raſſen ein. Werden 
aber die pazifiſchen Staaten Amerikas der japaniſchen Auswanderung 
eröffnet, ſo würde dadurch die Anſiedelung in allen übrigen europäiſchen 
Beſitzungen erſchloſſen, was für die Zukunft günſtige Bedingungen für 
eine große Ausbreitung Japans ſchafft. Im Prinzip können die Ameri— 
kaner die Rechtmäßigkeit der japaniſchen Forderungen nicht beſtreiten, 
vom Standpunkt des praktiſchen, ſtaatlichen und nationalen Intereſſes 
haben aber die Vereinigten Staaten ebenſo gewichtige Gründe, die 
Forderung abzulehnen, als die Japaner, ſie zu behaupten. Die Schwierig— 
keit für die amerikaniſche Regierung liegt aber darin, daß ſie jetzt nicht 
in der Lage iſt, „nein“ zu ſagen, weil ſie Japan nicht bekämpfen 
kann. 

Das Stärkeverhältnis von Japan und Amerika iſt ſo ungleich, daß 
viele Engländer meinen, Japan werde der ſich ihm bietenden Verſuchung 
ſchwerlich widerſtehen. In der Tat braucht Japan nur ein Geſchwader 
an die atlantiſche Küſte der Vereinigten Staaten und ein anderes an 
die des Stillen Ozeans zu ſchicken, um durch die Drohung mit einem 
Bombardement von den reichen wehrloſen Hafenſtädten eine Kon— 
tribution von vielen Milliarden zu erzwingen. Dadurch aber würde 
Japan mindeſtens auf ein Jahrzehnt vom europäiſchen Kapital unab— 
hängig werden. 

Die Diplomaten, ſowohl engliſche wie ausländiſche, glauben 
aber, daß dieſer ſcharfe Antagonismus der japaniſchen Regierung un— 
angenehm iſt, weil er es erſchwert, in den Verhandlungen mit Rußland 
bis an die äußerſte Grenze zu gehen. Aber die Diplomaten glaubten 
auch 1904 nicht, daß es zum Kriege kommen werde. Die engliſchen 
Politiker dagegen meinen, daß Japan ebenſo zielbewußt auf einen 
Krieg mit Amerika losgeht wie früher auf den ruſſiſchen Krieg. Wiederum 
ziehen Generalſtabsoffiziere als Arbeiter oder als einfache Touriſten 
verkleidet durch die Docks und Arſenale, während Amateure die ſtrategi— 
ſchen Punkte als Landſchaften aufnehmen. Es ſind Spione ohne Zahl. 
Auf den Philippinen ſind ganze Kompagnien von Soldaten und Offi— 
zieren in Arbeiterverkleidung entdeckt worden. Die amerikaniſchen 
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Autoritäten begannen ſie zu verhaften, als es aber gar zu viele wurden, 
gaben ſie ſie frei und drückten beide Augen zu. Die Amerikaner haben 
offenbar ſchon aufgegeben, die Philippinen zu behaupten, und ſind bereit, 
ſie den Japanern abzutreten. Größeren Wert legen ſie auf die Amerika 
näher liegenden Sandwichinſeln. Dorthin wandern die Japaner in 
den letzten Jahren aus, und nach der letzten Zählung ſollen ſie ſchon 
zahlreicher ſein als die Eingeborenen und die Weißen. Unter dem Vor— 
wande, die Ordnung unter ihren Leuten aufrecht zu erhalten, haben 
ſie eine Art Miliz gebildet. Den Kundſchaftern und fliegenden Kolonnen 
aber folgen die japaniſchen Geſchwader. Eines von ihnen hat vor kurzem 
Auſtralien beſucht und geht nun von Polyneſien zum Kap Horn, um 
die japaniſche Flagge auch im Atlantiſchen Ozean zu zeigen. Ein zweites 
Geſchwader, das, wie es heißt, zur Hälfte aus ehemaligen ruſſiſchen 
Schiffen beſteht, dampfte nach San Francisco, um dem amerikaniſchen 
Volke für ſeine werktätige Hilfe gegen Rußland zu danken. Es gelang 
Rooſevelt mit Mühe, eine Konterorder zu erwirken, aber nur teilweiſe 
und vorläufig. Das Geſchwader geht nach den Sandwichinſeln und ſoll 
dort bleiben, bis es Rooſevelt gelungen iſt, San Francisco zum Nach— 
geben zu bewegen. Gelingt ihm das nicht, ſo werden beide Geſchwader 
bereits nicht weit von den amerikaniſchen Küſten ſein, um dorthin diri— 
giert zu werden. a 

Dieſes Verhältnis Japans zu Amerika bereitet, wie die japaniſche 
Politik überhaupt, den Engländern große Sorge. Die Mitglieder des 
engliſchen Kabinetts machen in ihren Privatgeſprächen kein Hehl daraus, 
daß, wenn Japan entſchloſſen ſei, Amerika zu bekriegen, es auch ver— 
ſtehen werde, den Vorwand zu finden, der es berechtigt, von England 
auf Grund des Bündnisvertrages Hilfe zu verlangen. Die höheren 
Schichten der engliſchen Geſellſchaft, welche eine weitere Demokrati— 
ſierung der engliſchen Verfaſſung unter amerikaniſchen Einflüſſen 
fürchten, und die mit der erzwungenen Nachgiebigkeit Englands in 
kolonialen Fragen unzufrieden ſind, werden ſich ſehr freuen, wenn die 
Vereinigten Staaten von Japan gedemütigt werden. Zum erſtenmal 
ſeit langer Zeit hat die engliſche Preſſe aufgehört, Amerika zu ſchmeicheln, 
und begonnen, von amerikaniſchen Abſichten auf engliſche Kolonien 
zu reden. Die große Maſſe der Engländer dagegen iſt voller Sympathie 
für die angelſächſiſche Republik und voller Abneigung gegen den farbigen 
Verbündeten. 
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Die amerikaniſche Preſſe iſt empört, daß die „Times“ die Haltung 
Japans billigt, und verlangt, daß England, das zur See ſtärker ſei als 
Japan, keinen japaniſchen Angriff auf Amerika zulaſſe. Anderenfalls 
werde Amerika England für alle Verluſte verantwortlich machen, die 
es von Japan erleide, und ſich an England ſchadlos halten; die engliſche 
Flotte könne Kanada nicht ſchützen. 

Dazu ſind die Sympathien aller autonomen Kolonien für Amerika 
und gegen das japaniſche Bündnis. Beſonders Auſtralien und Neu— 
ſeeland denken ſo, weil ſie glauben, daß Japan ſie als Beuteſtück be— 
trachte und weil der Beſuch der japaniſchen Flotte eine Panik hervorrief, 
die noch nicht geſchwunden iſt. Engländer, welche großen Grundbeſitz 
in Auſtralien hatten und dort Mineralgruben ausbeuten wollten, liqui— 
dieren plötzlich ihre Geſchäfte, verkaufen ihr Land und kehren nach Eng— 
land zurück. Offenbar halten ſie es nicht für möglich, dieſe Kolonie vor 
einer Beſitznahme durch Japan zu ſchützen. Das Beiſpiel von Korea 
aber zeigt, wie ſyſtematiſch Japan ſich aller Reichtümer zu bemächtigen 
verſteht, an die es gelangen kann, und wie geſchickt die Europäer verdrängt 
werden. 

Wenn aber die Japaner Auſtralien für ſich in Anſpruch genommen 
haben, ſo arbeiten ſie uneigennützig in Indien, aber unter nicht minderer 
Gefährdung des engliſchen Beſitzſtandes. Unter ihrem Einfluſſe hat 
ſich in Indien eine Geſellſchaft gebildet, die dem Jeſuitenorden ähnlich 
iſt. Die Mitglieder verpflichten ſich zur Eheloſigkeit vom 21. bis zum 
41. Jahre und dazu, alle ihre Kräfte der Befreiung des Vaterlandes 
zu widmen. Als Stütze gegen die Hindus könnten die Mohammedaner 
Indiens dienen, die ebenfalls gut organiſiert ſind. Da aber greifen die 
Japaner ein und bemühen ſich, Muſelmänner und Hindus zu verſöhnen. 

So wird England, mag es nun mit Japan gegen Amerika vor— 
gehen oder für Amerika Partei ergreifen, nur ſchwer ſeine Kolonien 
behaupten können. Das liberale Kabinett ſoll es vorziehen, ſich den 
Vereinigten Staaten zu nähern, und deshalb James Bryee hinſchicken, 
den Engländer, der in Amerika meiſt angeſehen iſt und von dem es 
bekannt iſt, daß er das engliſch-japaniſche Bündnis nicht billigt. Über 
dieſes Bündnis klagen jetzt viele Engländer, und ſie bedauern, daß ſie 
Lord Lansdownes Politik unterſtützt haben. Aber ebenſo wie die Ameri— 
kaner könnten fie jetzt mit Moliere jagen: Tu l'as voulu, George 
Dandin.‘“ 
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Damit ſchließt Herr Weſſelitzki Boſhidarowitſch, und unſere Leſer 
werden die Übertreibungen und Fehlſchlüſſe desſelben gleich heraus— 
gefunden haben. Intereſſant aber iſt die Tendenz, die offenbar dahin 
geht, ſowohl in Amerika wie in Japan und in England Mißtrauen zu 
erwecken. Die Politik des Verhetzens aber iſt von jeher ſein Gewerbe 
geweſen. 


3. Januar 1907. Letzte Sitzung des preußiſchen Abgeordnetenhauſes. 
5. Januar. Raiſulis feſtes Schloß Zinat wird zerſtört. 

8. Januar. Tod des Schah von Perſien, Muzaffersed-Din. 

9. Januar. Ermordung des Generals Pawlow in Petersburg. 


9. Januar 1907. 


In der vorletzten Woche des Dezember hat, wie uns aus Peters— 
burg von gutunterrichteter Seite geſchrieben wird, ein Kongreß ruſſiſcher 
Terroriſten in Luzern ſtattgefunden, auf welchem mit ungeheurer Mehr— 
heit beſchloſſen worden iſt, noch vor dem 6./19. Februar eine lange 
Reihe von Attentaten gegen Organe der ruſſiſchen Regierung auszu— 
führen. Dem Beſchluß iſt der Anfang der Ausführung auf dem Fuße 
gefolgt: die Ermordung des Grafen Ignatiew, danach die des Peters— 
burger Stadthauptmannes v. d. Launitz — um nur die ſenſationellſten 
Morde zu erwähnen — haben die Aktion eingeleitet, und man fürchtet 
das Schlimmſte für die nächſte Zukunft. Die Polizei iſt dieſen Mördern 
gegenüber ratlos und fällt ihnen ſelbſt zum Opfer; in Simbirsk, War— 
ſchau, Lodz, Gorki, Plozk, Tiflis, Jekaterinoslaw, Libau ſind in den 
letzten Tagen Polizeibeamte hinterrücks erſchoſſen worden, wie jagd— 
bares Wild, von Leuten, die äußerlich ſich in nichts von dem harmloſen 
Publikum unterſcheiden, das in den Straßen ſich zu drängen pflegt. 
Der Unbekannte, der den Stadthauptmann von der Launitz erſchoß, 
nahm in Frack und weißer Binde an der kirchlichen Feierlichkeit teil, 
die mit der Eröffnung eines philanthropiſchen Inſtituts verbunden 
war, und ſchoß dann à bout portant dem Stadthauptmann von hinten 
eine Kugel durch den Kopf! Es heißt, die Polizei habe ein Verzeichnis 
aufgegriffen, das die Namen von 27 weiteren Opfern der Terroriſten 
enthielt! Mit beſonderer Sorge verfolgt man die Fahrten der Miniſter 
und der anderen Notabilitäten, die nach Zarskoje Sſelo müſſen, um 
dem Zaren Vortrag zu halten oder ſich ihm vorzuſtellen. Es iſt un— 
möglich, irgendwelche Garantie für die Sicherheit dieſer Perſonen 
zu übernehmen, da die Mörder, wie die Erfahrung gelehrt hat, durch 
ihre Verkleidungen völlig unverdächtig ſcheinen. Dabei dauert die auf— 
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reizende Agitation der Oppoſitionsblätter fort. Das führende Organ 
der Kadetten, die „Rjetſch“, ſchrieb noch vor wenigen Tagen: „Eine 
gefügige Duma wird es nicht geben“, und trotz aller Anſtrengungen, 
welche die Regierung macht, um die Wahlen in einem Sinne zu be— 
einfluſſen, der einen ihr günſtigen Ausgang herbeiführt, fürchten wir, 
daß die „Rjetſch“ recht behält. Auch tut ſie, was an ihr liegt, um zu 
einem ſolchen Ergebnis zu verhelfen. Es vergeht kein Tag ohne die 
bitterſten Angriffe auf den Miniſterpräſidenten. „Stolypin — ſo ſchrieb 
das Blatt kürzlich — hat keine der ſchrecklichen ruſſiſchen Fragen gelöſt. 
Er hat ihre weitere Zuſpitzung nur für einige Augenblicke aufgehalten. 
Das Geſpenſt einer Kataſtrophe ſchwebt über dem Lande.“ 

Ahnlich aufregend ſchreiben die Korreſpondenten ausländiſcher 
Blätter, der „Tribune“, welche die öffentliche Meinung Englands für 
die Beſtrebungen der Kadetten zu gewinnen ſucht, und des „Journal 
des Döébats“, deſſen Korreſpondent übrigens ein Franzoſe iſt, obgleich 
er ſich als Ruſſe aufſpielt, und der keine Gelegenheit vorüberziehen läßt, 
um die peſſimiſtiſchen Zeichnungen, die er entwirft, durch die Schreck— 
bilder noch düſterer zu machen, die er von angeblichen Anſchlägen 
Deutſchlands erfindet. So heißt es in einer Korreſpondenz vom 17. De— 
zember 1906: „Ich will verſuchen, die großen Reformen zu ſkizzieren, 
die für unſere militäriſchen Inſtitutionen geplant werden. Wir ſind 
heute, wie 1875, als die erſten Unruhen ausbrachen, welche dem Türken— 
kriege vorausgingen, in völliger Umbildung begriffen und ſtehen vor 
etwas ganz Neuem. Gott gebe, daß nicht eine neue ſchrecklichere 
Kriſis uns überraſche, bevor die Reorganiſation unſerer Streit— 
kräfte vollendet iſt! Wir brauchen mindeſtens zwei Jahre dazu. Und 
die Nachrichten, die wir aus Deutſchland erhalten, laſſen uns 
fürchten, daß dieſe unerläßlichen zwei Friedensjahre uns keineswegs ganz 
geſichert ſind. (Les nouvelles qui nous arrivent d' Allemagne 
nous font eraindre que ces deux années de paix indispensables 
ne nous soient pas absolument assurées.)“ Das iſt jo eine Probe 
der Verhetzungspolitik, wie ſie mit Behagen weiter getrieben wird; 
ſie entſpricht ganz dem Treiben, mit dem das offiziöſe Organ der fran— 
zöſiſchen Regierung, der „Temps“, ſeine Kampagne im neuen Jahre 
eröffnet hat. Gleich die Nummer vom 1. Januar brachte einen Leit- 
artikel Fin d’annee, der an Verkehrung der Wahrheit bei Schilderung 
der Marokkoaffäre das Denkbarſte leiſtet und den amüſanten Satz ent— 
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hält, daß Deutſchland während der Konferenz von Algeciras keinen 
Augenblick daran gedacht habe, „à recourir aux armes, parce qu'il 
eüt été absurde de sa part de nous faire la guerre apres nous 
avoir laissé le temps de la preparer“. 

Am 3. Januar folgte ein Leitartikel „Le manifeste du Prince de 
Bulow‘“‘, am 4. Januar wiederum ein Leitartikel: „Le Prince de Bulow 
et les Bondelswarts‘‘: in beiden atmet jede Zeile Mißgunſt und Partei— 
nahme für diejenigen, gegen deren Votum ſich die Wahlkampagne bei 
uns richtet. Daß dabei das offiziöſe franzöſiſche Blatt für das Zentrum 
Partei ergreift, iſt jetzt, da die antikatholiſchen Repreſſionen in Frank— 
reich vom „Oſſervatore Romano“ jo nachdrücklich bekämpft worden ſind, 
beſonders charakteriſtiſch und für die „Pona fides“ des „Temps“ typiſch. 
Man braucht nur die Frage aufzuwerfen, wie man in Paris ein Ein— 
treten der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ für die klerikale Oppo— 
ſition in Frankreich beurteilt hätte, um den richtigen Maßſtab für das 
Verhalten von Herrn Adrien Hebrard und ſeiner Hintermänner zu finden. 
Was aber die Kriegsbereitſchaft Frankreichs während der Konferenz 
von Algeciras betrifft, ſo möchten wir an die Redaktion des „Temps“ 
die Frage richten, ob ihr nicht das Buch eines franzöſiſchen Generals 
bekannt geworden iſt, das jetzt in ſeinen Aushängebogen durch die 
Zeitungen zieht, und demnächſt unter dem Titel „un nouveau Sedan“ 
erſcheinen wird? Es klingt weniger zuverſichtlich aus, als die renom— 
miſtiſchen Ausführungen, durch welche der „Temps“ die Haltung unſerer 
Politik zu kompromittieren bemüht iſt. 

Doch das alles ſind nur beiläufige Bemerkungen, um das händel— 
ſüchtige Treiben einer übermäßig tapferen Redaktion zurückzuweiſen. 
Wir haben keinerlei Grund, das offiziöſe Frankreich mit dem offiziellen 
zu identifizieren, ſehen vielmehr mit beſten Erwartungen dem neuen 
franzöſiſchen Botſchafter, Herrn Cambon, entgegen, dem der Ruf voran— 
geht, daß in ihm eine wirklich bedeutende Perſönlichkeit ihren Einzug 
am Pariſer Platz halten wird. Mit klugen Männern in verantwort— 
licher Stellung aber iſt es immer leicht, ſich auf dem Boden des gegen— 
ſeitigen Intereſſes zu verſtändigen. 

Wir glauben, daß dieſe Intereſſen auch in der oben berührten 
Frage des terroriſtiſchen Anarchismus gemeinſame ſind. Das Intereſſe 
aller Kulturnationen kommt hier in Frage, und man ſollte wohl an— 
nehmen, daß der bevorſtehende Haager Kongreß die Gelegenheit bieten 
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könnte, Schutzmaßregeln gegen die Mordpeſt zu ergreifen, die gewiß 
nicht weniger anſteckend iſt als die Beulenpeſt, gegen die man ſich durch 
internationale Vereinbarungen zu ſichern verſtanden hat. Die Gefahr 
liegt hauptſächlich darin, daß die Terroriſten in England und in der 
Schweiz allezeit eine ſichere Zufluchtsſtätte finden, von der aus ſie ihre 
Anſchläge vorbereiten und ihre Emiſſäre entſenden. Als am 31. Mai 
das ruchloſe Attentat gegen König Alfons XII. und ſeine ihm eben 
angetraute Gemahlin, Prinzeſſin Ena von Battenberg, erfolgte, da 
ſtellte ſich heraus, daß die engliſche Preſſe bereits 14 Tage vorher von 
einem bevorſtehenden Anſchlage wußte und die engliſche Polizei die 
Verſammlungen der Londoner Anarchiſten genau beobachtet hatte. 
Aber ſie hatte ſich nicht berechtigt gefühlt, die Verbrecher vor voll— 
führter Tat feſtzunehmen. Wohl aber ſprach damals die geſamte eng— 
liſche Preſſe ſich dahin aus, daß das Aſylrecht nicht zu einer Aſſekuranz 
für Mörder werden dürfe. Aber ſchon nach vier Wochen war keine 
Rede mehr davon, und wir haben auch nicht gehört, daß gegen die ohne 
Zweifel vorhandenen Mitſchuldigen des Mörders auch nur eine Unter— 
ſuchung angeſtellt worden ſei. Der Terroriſtenkongreß zu Luzern war 
gewiß von einer einigermaßen wachſamen politiſchen Polizei aufzu— 
heben und unſchädlich zu machen. Wer mag vorherſehen, wie viele 
Opfer in Rußland ihm noch fallen werden, und das alles einer Theorie 
zuliebe, die in Widerſpruch zu anerkannten völkerrechtlichen Sätzen 
ſteht. Liszt in ſeinem vortrefflichen Völkerrecht formuliert den gelten— 
den Rechtsſatz folgendermaßen: „ Völkerrechtswidrig iſt jeder Angriff 
auf Beſtand und Sicherheit eines anderen Staates. Jeder Staat hat 
aber auch dafür Sorge zu tragen, daß auf dem von ihm beherrſchten 
Gebiet kein ſolcher Angriff von ſeinen Staatsangehörigen oder von 
Staatsfremden vorbereitet oder unternommen wird.“ Und am 
Schluſſe einer erläuternden Ausführung dieſes Satzes ſagt er: „Es 
fragt ſich, ob das Verhalten Englands, das nicht nur den Verſchwörern 
aller Länder Aſyl gewährt, ſondern auch ihrem Treiben ruhig zuzuſehen 
pflegt, den Anforderungen des Völkerrechts in allen Fällen entſprochen 
hat.“ Nun machen die Terroriſten von Luzern kein Hehl daraus, daß 
ſie „Beſtand und Sicherheit“ des ruſſiſchen Staates angreifen wollen. 
Sie proklamieren bei jeder Gelegenheit ihr gutes Recht zum politiſchen 
Morde, und jeder Tag zeigt aufs neue, daß ſie es nicht bei der Theorie 
bewenden laſſen. Daß aber dieſe „Propaganda der Tat“ anſteckend 
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wirkt, zeigt die Mordepidemie, die heute durch Rußland geht und der 
namentlich die ruſſiſche Jugend, Mädchen und ganz junge Männer, 
faſt widerſtandslos zufällt. 

Aber freilich, die ruſſiſche Regierung ſelbſt duldet die betörende 
anarchiſtiſche Propaganda des Grafen Leo Tolſtoi, die zwar nicht Mord 
predigt, wohlaberauf eine ſyſtematiſche Vernichtung allerſtaatlichen Grund— 
lagen hinarbeitet, deren Folgen in Rußland die entſetzlichſten Blut— 
orgien wären. Uns liegt die letzte der politiſchen Broſchüren des alten 
Grafen vor. Sie führt den Titel „Über die Bedeutung der ruſſiſchen 
Revolution“ und ſucht zu beweiſen, daß alle Staatsformen, die monar— 
chiſche wie die konſtitutionelle, parlamentariſche und repuüblikaniſche, 
in gleichem Maße verwerflich ſeien. Das allgemeine Wahlrecht aber 
mache dies Übel nur noch ſchlimmer. In einer deſpotiſchen Regierung 
gebe es nur einen Mittelpunkt alles Übels, den Hof. Jede Beſchränkung 
der Einherrſchaft vermehre die Zahl der Anſteckungsherde, das all— 
gemeine Stimmrecht aber führe dahin, daß jeder Wähler ein Objekt 
der Schmeichelei und der Beſtechung werde, und jeder Abgeordnete 
ſeinen Eintritt ins Regiment durch Beſtechung und dadurch erkaufe, 
daß er die Leute trunken und dumm mache, ſowie durch Verſprechungen, 
von denen er wiſſe, daß er ſie nicht halten werde. Wer aber an der Ent— 
ſtehung von Geſetzen teilnehme, mache ſich ſchon dadurch zum Mit— 
ſchuldigen an Gewaltſamkeiten. Denn alle Geſetze, deren Beobachtung 
erzwungen werde, ſeien unſittlich, und was man Ziviliſation nenne, 
ſei nichts anderes als Verworfenheit. Um ſolchen Übeln zu entgehen, 
gebe es für das ruſſiſche Volk nur eine Rettung: „Es ſoll weder ſeiner 
Regierung gehorchen, die an der unglücklichen Gegenwart die Schuld 
trägt, noch auch ſich nach dem Vorbilde der abendländiſchen Nationen 
organiſieren und eine Volksvertretung ſchaffen, die noch viel gewalt— 
ſamer iſt, als ein Monarch . . . ., wenn die ruſſiſchen Bauern aufhören, 
allen obrigkeitlichen Perſonen und jeder gewaltſamen Regierung zu 
gehorchen, ſo werden von ſelbſt die Abgaben, das Militär, die Be— 
drückungen durch Tſchinowniks, das Grundeigentum und alles damit 
verbundene Elend des Volkes aufhören. All dieſes Unheil würde dann 
nicht mehr exiſtieren, weil niemand da ſein würde, es aufrecht zu er— 
halten.“ Das wird nun ſehr ausführlich den armen Köpfen der ruſſi— 
ſchen Bauern plauſibel gemacht und als die eigentlich chriſtliche Lehre 
dargeſtellt. Sie verlange auch, daß alle Menſchen Bauern werden. 
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Kirche, Wiſſenſchaft, Recht, Staat und Ziviliſation ſeien nichts als unge— 
heuerliche Verirrungen; die Kirche, weil ſie eine Verſammlung von 
Irrgläubigen und nicht von Wahrhaftgläubigen ſei, die Wiſſenſchaft, 
weil ſie nicht das wahre Wiſſen, ſondern zufällige Betrachtungen müßiger 
Leute biete, das Recht, weil es eine Sammlung ungerechter Geſetze ſei, 
die Ziviliſation, weil ſie die lügneriſchen und ſchädlichen, durch Gewalt 
aufgedrängten Anſchauungen der abendländiſchen Nationen verkörpere. 
Alle Ziviliſation ſei ein Trug, von dem uns die Rückkehr zum Ackerbau 
befreie, der weder Kunſt noch Maſchinen noch Induſtrie brauche, die 
nur den Reichen zum Ergötzen dienen, ſondern ſich darauf beſchränken 
werde, zu ſchaffen, was dem Ackerbauer nützlich iſt, ohne ihn von dem 
Boden loszureißen und ohne ſeine Freiheit zu mindern. Die Obrig— 
keit verlange vom Menſchen, daß er die Gebote Gottes verletze — das 
ſei Sünde. Wer ſich von Sünde freihalten wolle, verſage ihr daher 
den Gehorſam! 

Die Schrift, deren weſentlichſte Schlagworte wir hier wieder— 
gegeben haben, iſt 88 Seiten lang, in Moskau in der bekannten Buch- 
handlung Posrednik erſchienen und für 15 Kopeken verkäuflich zur 
Maſſenverbreitung beſtimmt. Man denke ſich, welches Unheil die ſchein— 
bare Logik der Tolſtoiſchen Trugbilder unter der ruſſiſchen Bauernſchaft 
anſtiften muß, zumal jetzt, da Hunger, jahrelange kommuniſtiſche und 
revolutionäre Agitation die Maſſen in einen Zuſtand der Erregung 
verſetzt haben, in der enttäuſchte Hoffnungen, Aberglauben und Schuld— 
bewußtſein ſich zu einer Stimmung kombinieren, die jedem falſchen 
Propheten ein offenes Ohr ſichert. Das günſtigſte Reſultat wäre noch, 
wenn die Tolſtoiſchen Lehren die ruſſiſchen Bauern veranlaſſen ſollten, 
überhaupt nicht zu wählen, denn auch das Wählen iſt nach ſeiner Doktrin 
Sünde. Daran aber iſt nicht zu denken: ſie werden wählen, und ſicher 
iſt wohl nur das eine, daß ſie nicht wählen werden wie die Regierung 
wünſcht. Nicht gemäßigte und urteilsfähige Männer, ſondern Extreme 
von rechts oder von links. Für den wahrſcheinlichen Ausgang der Wahlen 
kommt dazu noch in Betracht, daß die Sozialdemokraten und Sozial— 
revolutionäre, die an den letzten Dumawahlen nicht teilnahmen, dieſes 
Mal die Parole: Wählen! ausgegeben haben. Nun, am 19. Februar 
fällt die Entſcheidung, und wenige Tage danach wird das Ergebnis 
ſich überſchauen laſſen. Es ſoll uns freuen, wenn wir zu ſchwarz geſehen 
haben, aber auch den günſtigſt möglichen Ausgang angenommen, bleiben 
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noch immer ganz ungeheure Schwierigkeiten zu überwinden, wenn 
auch nur die weſentlichſten Punkte des Stolypinſchen Programms aus— 
geführt werden ſollen. Der bekannte polniſche Hiſtoriker Waliszewski, 
der ſehr talentvolle Monographien zur Geſchichte Rußlands vom 
16. bis 18. Jahrhundert incl. geſchrieben hat, tritt neuerdings in der 
„Nowoje Wremja“ auch mit recht einſichtigen publiziſtiſchen Aus— 
führungen auf. In dem letzten ſeiner „Briefe aus dem Weſten“ wirft 
er die Frage auf, was die geplante Einführung der allgemeinen Schul— 
pflicht in Rußland koſten werde. Er berechnet die Zahl der ſchulpflich— 
tigen Kinder auf 13 Millionen (zwiſchen 9 und 11 Jahren). Setze man 
je 35 Kinder in eine Schule, ſo gebe das 371428 Schulen. In Wirk 
lichkeit exiſtieren heute nach den offiziellen Angaben für das Jahr 1903 
aber nur 90 942 Schulen, von denen 84 517 nur einklaſſig ſind. Dieſe 
Schulen werden von etwa 40% der Schulkinder beſucht (gegen 93,2 % 
in Japan), aber den dreijährigen Schulkurſus abſolvieren nur 10% 
dieſer Kinder, ſo daß von den 13 Millionen Schulkindern kaum 500 000 
Leſen, Schreiben und Zählen lernen! 

Für die Einführung der allgemeinen Schulpflicht beſtimmt das 
Budget des nächſten Jahres 11 Mill. Rbl. Nun ſeien aber 280 486 
neue Schulen notwendig und dazu die Schulhäuſer. 

In den jetzt beſtehenden 90 942 Schulen unterrichten 209 394 
Lehrer, ſo daß, wenn man bei demſelben Verhältnis bleibt, 645 117 
neue Lehrer anzuſtellen ſind. Nun frage ſich zunächſt, woher man dieſe 
Lehrer nehmen ſolle. Für das übliche Jahresgehalt von 150—180 Rbl. 
werde man ſie gewiß nicht bekommen. Berechne man 300 Rbl, auf 
den Lehrer, ſo gebe das für 854 284 Lehrer eine jährliche Ausgabe von 
256 Millionen, während das Budget für den Primarunterricht 18 Mil— 
lionen betrage. Nun ſeien aber für die notwendig werdenden 645 117 
neuen Lehrer Seminarien nötig, um ſie auszubilden. Solcher Anſtalten 
gebe es bisher 161, in welchen 23000 den Kurſus nicht beendigen, ſondern 
nach einem oberflächlichen Examen abgehen, während 3000 ohne jedes 
Zeugnis ausſcheiden. Wolle man nicht halbe oder direkt ſchädliche 
Arbeit machen, jo ſeien 3—400 neue Seminare nötig, und das gebe 
wieder ungezählte Millionen. 

Es wird ſchwer fallen, dieſe Zahlenreihen zu widerlegen; ähnliche 
vielleicht noch größere Zahlenreihen aber wird die Reform des Agrar— 
weſens, der Juſtiz, der Kirche, des geſamten Sanitätsweſens u. ſ. f. 
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erfordern, der Reform der Armee und der Begründung einer neuen 
Marine nicht zu gedenken! Was aus alle dem folgt, ſcheint uns der 
Schluß zu ſein, daß die überſtürzte Geſamtreform des Reiches, wie 
ſie die Idealiſten erſtreben, an ſich eine Unmöglichkeit iſt und daß 
jeder Verſuch, ſie zu erzwingen, zu einer finanziellen und wahr— 
ſcheinlich auch zu einer politiſchen Kataſtrophe führen muß. 

Der Weg zur Geſundung des Staates iſt weit, und wenn man nicht 
die Tolſtoiſche Utopie der Rückkehr zum Naturzuſtande der allgemeinen 
Verbauerung verwirklichen und ſich damit in noch ſchlimmere Aben— 
teuer ſtürzen will, wird nichts übrig bleiben, als ſich in Geduld zu faſſen 
— wenn man ſie hat. 

Es iſt uns aufgefallen, daß das eine Zeitlang lebhaft aufflammende 
Intereſſe an den ruſſiſch-japaniſchen Beziehungen plötzlich aufgehört 
hat. Offenbar hat man ſich beruhigt. Vielleicht war all der Lärm auch 
nur ein künſtlicher, berechnet abzulenken. Dagegen wird die Polemik 
in der polniſchen Frage wieder ſehr lebendig. Die Abſicht ſcheint zu 
ſein, die Kreiſe Siedlee und Ljublin vom Zartum Polen zu löſen und 
als altes ruſſiſches Land mit Wolhynien zu verbinden. Es iſt das ſoge— 
nannte Cholmſche Rußland, ein Gebiet, deſſen Bauern Kleinruſſen 
und zum großen Teil uniert ſind. In Polen hat der Plan große Auf— 
regung hervorgerufen, und auf einem Kongreß, der am 5. Dezember 
in Siedlee ſtattfand, iſt der Beſchluß gefaßt worden, mit allen Mitteln 
loyaler Verteidigung der Verwirklichung des Planes entgegenzuar— 
beiten. Es iſt nicht unwahrſcheinlich, daß dieſe Frage in der künftigen 
Duma zu lebhaften Gegenſätzen führen wird. 

Es bleibt uns heute nur wenig Raum für die übrigen politiſchen 
Zeitfragen. Das wichtigſte iſt wohl, daß die Dinge in Marokko ſich 
günſtig weiter entwickeln. Dem europäiſchen Beobachter erſcheint frei— 
lich der Kampf zwiſchen Raiſuli und El Guebbas, der die „Mahalla“ 
d. h. das Heer des Sultans führt, in beinahe komiſchem Lichte. Offen— 
bar haben beide Teile ſehr geringe Neigung zu fechten. Man ſchätzt die 
gegenſeitigen Ausſichten und räumt das Feld, wenn ſich zeigt, daß der 
Gegner der ſtärkere iſt, wobei dann freilich immer die Befürchtung bleibt, 
daß Raiſuli wiederkehrt, wenn die Luft wieder rein iſt, d. h. wenn El 
Guebbas ſeine Mahalla wieder heimgeführt hat. Es wird alſo alles 
darauf ankommen, ob es gelingt, ſich der Perſon des „Rebellen“ zu 
bemächtigen. 


In Perſien, deſſen Schah im Sterben liegt, iſt nun das Parlament 
in Wirkſamkeit getreten, und es arbeitet offenbar beſſer als die ruſſiſche 
Duma. Die bisher gefaßten Beſchlüſſe zielen dahin, eine ſparſamere 
Regierung zu begründen und Perſien ſo weit möglich von der finanziellen 
Abhängigkeit von ausländiſchen Kapitaliſtenkonſortien zu befreien, was 
nur gebilligt werden kann. Im übrigen wird man den weiteren Ver— 
lauf abwarten müſſen. In dem benachbarten Afghaniſtan iſt das große 
Ereignis der Beſuch des Emirs in Indien, wo er einige Monate hindurch 
der Gaſt des Vizekönigs Lord Minto ſein wird. Es heißt, daß große 
militäriſche Schauſtellungen, die Kitchener ſelbſt leiten will, bevorſtehen. 
Man hofft einen großen Eindruck zu machen und dürfte dieſes Ziel 
wohl erreichen. Ob ſich zugleich vom Emir das Zugeſtändnis erlangen 
läßt, Afghaniſtan durch ein Netz von Eiſenbahnen zu erſchließen, bleibt 
zweifelhaft, immerhin läßt ſich erwarten, daß dieſes „Glacis von Indien“ 
auf lange Zeit hinaus für geſichert gelten wird. Auch eine Rückwirkung 
auf die mohammedaniſche Bevölkerung Indiens in einem England 
günſtigen Sinne iſt wahrſcheinlich, und das würde den engliſchen Wün— 
ſchen um ſo mehr entſprechen, als der jüngſte Kongreß der Hindus in 
Kalkutta lebhaftes Mißbehagen erregt hat. Die Hindus verlangten 
nicht mehr und nicht weniger als eine politiſche Autonomie nach Muſter 
der Verfaſſungen, welche die großen engliſchen Kolonien, Kanada, 
Auſtralien, Neu-Seeland erhalten haben. Daran iſt natürlich nicht zu 
denken. 

Von den japaniſch-amerikaniſchen Differenzen verlautet in letzter 
Zeit nur wenig. Offenbar hatten wir mit unſerer letzten Prognoſe recht, 
man ſucht beiderſeits nach einem annehmbaren Ausgleich. 

Zum Schluß ſei noch als Kurioſität notiert, daß unſer Freund, 
Herr Ignotus, in der „National Review“ dringend vor dem Kanal— 
Tunnel warnt, weil — Deutſchland ihn benutzen könnte, über England 
herzufallen. 


10. Januar. Tod der Königin Maria von Hannover. 

11. Januar. Deutſch-Däniſcher Staatsvertrag über die Optantenkinder 

12. Januar. Ankündigung eines neuen Planes engliſcher Armeereorganiſation. 

13. Januar. Antrag des braunſchweigiſchen Regentſchaftsrats an den Bundesrat in Sachen 
der hanöveriſch-braunſchweigiſchen Erbfolge. 

15. Januar. Tſchudi und Wolf in Tanger. Erdbeben in Jamaica. 


16. Januar 1907. 


Das Buch von Briant, „Einem neuen Sedan entgegen“, deſſen wir 
vor 8 Tagen gedachten, liegt uns nunmehr in der eben erſchienenen 
deutſchen Überſetzung vor (Oldenburg, Verlag von H. Stalling). Es 
iſt inhaltlich weniger bedeutend, als ſich nach der vorausgeſchickten 
Reklame erwarten ließ, und beſchäftigt ſich im weſentlichen mit den 
letzten Kaiſermanövern in Schleſien. Ein Nachwort: „Die franzö— 
ſiſche Armee“ zieht dann Vergleiche, die in den ſenſationellen Titel aus— 
münden. Da der Verfaſſer ein entſchiedener Gegner der franzöſiſchen 
Regierung von heute, des Generals André und des ganzen Syſtems 
iſt, das ſich an dieſen Namen und den des Herrn Combes knüpft, wird 
man ſeine Ausführungen nicht zu ſehr à la lettre nehmen. In unſeren 
militäriſchen Kreiſen iſt das Urteil über die franzöſiſche Armee weit 
günſtiger. Wirklich intereſſiert hat uns dagegen die vorausgeſchickte 
politiſche Einleitung, die in folgenden Sätzen gipfelt: 

„Unter ſolchen (den jetzigen) Umſtänden in den Kampf zu treten, 
wäre ein Verbrechen, das an Wahnſinn grenzt. Nun, der augenblick— 
liche Leiter der franzöſiſchen Politik — ich habe Clemenceau im Auge — 
denkt an dieſen Kampf, das wird ſein ureigenſter Krieg. Im Grunde 
fürchtet er ihn ebenſo wie wir, denn auch er kennt die Militärverhält— 
niſſe des Landes; aber er kann ſich den Verpflichtungen nicht entziehen, 
die er England gegenüber perſönlich eingegangen iſt. Denn ſeit vollen 
35 Jahren dient dieſer Mann engliſchen Intereſſen, und ich will in 
kurzem die Handlungen aufzählen, welche ungeſchminkt ſeine antifran— 
zöſiſche Geſinnung kennzeichnen. Der Verfalltag iſt da, an dem er ſeinen 
Wechſel einlöſen muß, und dieſer Skeptiker wird ſeine Umſturzlauf— 
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bahn damit beenden, das Land um engliſcher Intereſſen willen in das 
ungeheuerlichſte aller Abenteuer zu ſtürzen. Das wird ſein letzter Spaten— 
ſtich ſein. Ich habe die feſte Überzeugung, daß dieſe Zeit nahe iſt.“ 

Es folgen Wahrſcheinlichkeitsargumente, auf deren Wiedergabe wir 
verzichten; es liegt im Intereſſe der Engländer, nicht in unſerem, ſie 
zu widerlegen. Aber der offene Hinweis auf die angeblichen Kriegs— 
pläne Clemenceaus iſt nicht ohne weiteres mit Geringſchätzung zu über— 
gehen. Die entſchieden deutſch-feindliche Haltung des „Temps“, der 
ſeit einiger Zeit einen direkt provozierenden Ton anſchlägt, deutet auf 
Abſichten hin, die jedenfalls nicht dazu angetan ſind, die Beziehungen 
zwiſchen Deutſchland und Frankreich zu beſſern; denn daß der „Temps“ 
Organ des Quai d' Orſay it, ſteht feſt und wird auch von keiner Seite 
beſtritten. Ebenſo werden die Zuſammenhänge, die von der franzö— 
ſiſchen Botſchaft in London zu Herrn Hébrard hinüberführen, ſich nicht 
ableugnen laſſen. Der „Temps“ gehört heute nach ſeiner Tendenz zu, 
dem großen Konſortium, das in der „National Review“ gipfelt und 
das wir nicht weiter zu charakteriſieren brauchen. Doch iſt das Spiel 
des „Temps“ inſofern ziemlich kompliziert, als nebenher das Beſtreben 
immer aufs neue hervortritt, die engliſche Poſition dort zu ſchwächen, 
wo ihre wunden Punkte liegen. So werden jchon ſeit geraumer Zeit die 
Anſprüche der Agypter vom „Temps“ lebhaft unterſtützt. In Anlaß 
einer Polemik, die zwiſchen den „Times“ und Muſtafa Kamel Paſcha 
neuerdings geführt wurde, ſchreibt der „Temps“ in ſeiner Nummer 
vom 6. Januar: 

„Wer darf es wagen zu behaupten, daß England, das Kanada, 
Auſtralien, Transvaal eine autonome Verfaſſung verliehen hat und im 
Begriff iſt, auch die Oranjekolonie autonom zu machen, nicht auch 
eines Tages Agypten eine autonome Stellung gewähren wird? Wenn 
aber die Agypter antworten ſollten, das ſei nicht genug, könnte man 
ſie daran erinnern, daß ihr Land vor der engliſchen Okkupation nicht 
unabhängig war; daß es damals nach internationalem Recht 
eintürkiſcher Vaſallenſtaat war und es noch heute 
üſt, und daß es für ein Volk, das nach manchen Irrungen ſich der Zivili— 
ſation und Kultur zuwendet, weniger demütigend iſt, unter der Kon— 
trolle des liberalen England als unter der Suzeränität der deſpotiſchen 
Türkei zu ſtehen. Dieſe Erwägungen, von denen niemand ſagen kann, 
wann ſie Wirklichkeit geworden ſein werden, haben das eine gute, daß 


ſie zeigen, daß jeder Konflikt doppelt beflagenswert wäre. Die ägyp— 
tiſchen Nationaliſten blicken mit Vertrauen auf den ſteten Fortſchritt 
ihres Vaterlandes: das iſt ihr gutes Recht, und es gereicht ihnen zur 
Ehre. Aber ſie mögen ſich vor Antizipationen hüten und ſich der Anarchie 
erinnern, die vor 25 Jahren beſtand. Auch wenn ſie unter den jetzigen 
Verhältniſſen zu leiden haben, ſollten ſie gerecht ſein und ſich ihnen in 
Erwartung beſſerer Zeiten anpaſſen. Was aber England betrifft, das 
über Menſchenwürde und über die Grundſätze, nach denen Völker regiert 
werden ſollen, ebenſo denkt wie wir, ſo wird es ganz gewiß mit uns 
davon überzeugt ſein, (wir ſchrieben es ſchon am 29. Dezember), daß 
es inkonſequent iſt, in Europa ſeine Verfaſſung auf dem Fundament 
der Vernunft aufzurichten und in Afrika Unwiſſenheit und Knechtſchaft 
aufzuzwingen! Wenn England zur Überzeugung gelangt, daß Agypten 
für eine große Autonomie reif iſt, dann wird es ſie ſicherlich gewähren; 
Aufgabe der Agypter iſt es, ſich durch friedliches Verhalten und Arbeit 
für dieſe Zukunft vorzubereiten.“ 

Nun glauben wir nicht, daß man ſich in England über dieſe Aus— 
führungen freuen wird; ſie erinnern an unbequeme Tatſachen, die 
man ſich gewöhnt hat nicht weiter zu beachten, die aber Herr Frey— 
einet noch 1905 ſehr nachdrücklich in ſeinem berühmten Buch über die 
ägyptiſche Frage geltend machte. Auch werden die Engländer den Fran— 
zoſen ſchwerlich zugeben, daß ſie mit ihnen gleiche Grundſätze kolonialer 
Politik vertreten. Frankreich hat keiner einzigen ſeiner Kolonien eine 
autonome Verfaſſung verliehen und wird es nie tun können, weil es 
Siedelungskolonien nicht beſitzt. Als autonom aber hat England nie 
Gebiete anerkannt, in welchen die weiße Bevölkerung nicht überwog, 
auch nur dieſer Autonomie gewährt. Die vom letzten Kongreß der 
Hindu geforderte Autonomie Indiens hat keine Ausſicht, aus engliſcher 
Initiative verwirklicht zu werden, obgleich die oberen Klaſſen der ein— 
geborenen indiſchen Bevölkerung in ihrer Bildung gewiß höher ſtehen 
als die entſprechenden ägyptiſchen Geſellſchaftsſchichten. 

Umſo zufriedener hat Muſtafa Kamel Paſchaſich mit den Ausführungen 
des „Temps“ gezeigt. Er iſt inzwiſchen in Paris eingetroffen und hat 
dem Blatt einen langen Brief zugehen laſſen, der in feurigen Worten 
für das Intereſſe Frankreichs dankt, das trotz des Vertrages vom 8. April 
1904 ſeinen moraliſchen Zuſammenhang mit Agypten aufrecht erhalten 
habe. Wenn aber der „Temps“ von einer Verſöhnung ſpreche, ſo könne 


— 


davon keine Rede ſein, da England darauf ausgehe, Agypten zu abſor— 
bieren und zu knechten. „Frankreich, das die Erinnerung an Elſaß— 
Lothringen ſo teuer und heilig wahrt, Frankreich, das nach 37 Jahren 
nicht vergißt, das ſich vor dem Triumph der Gewalt nicht beugt, Frank— 
reich muß beſſer als jede andere Nation unſer Verlangen nach der Auto— 
nomie unſeres Vaterlandes verſtehen.“ Auf dieſe Verbeugung vor der 
franzöſiſchen Revancheidee, die dem ägyptiſchen Agitator offenbar der 
herrſchenden Stimmung zu entſprechen ſchien, folgten heftige Angriffe 
gegen England. Selbſt Lord Cromer wiſſe jetzt, daß das ſtärkſte Gefühl 
der Agypter ihr Haß gegen England ſei. Denn trotz alles Goldes und 
trotz materiellen Gedeihens leide Agypten ſchwer, weil ſeine Würde 
und ſeine heiligſten Empfindungen verletzt werden, und es ſei keineswegs 
geneigt, das alles in Reſignation zu tragen! Der „Temps“ bemerkt dazu: 
„Die Erklärungen von Muſtafa Kamel wollen kommentiert ſein und 
rufen auch vom franzöſiſchen Standpunkte aus Vorbehalte hervor, die zu 
formulieren ſein werden. Aber ſie ſind präzis und loyal, und deshalb iſt 
dieſer Brief ein Dokument, das verdient, in den Debatten, die jetzt die 
ganze engliſche Preſſe beſchäftigen, berückſichtigt zu werden.“ Das iſt ſehr 
vorſichtig ausgedrückt, und ſehr vieldeutig. Man fragt ſich, nach welcher 
Richtung jene Vorbehalte gehen, die das franzöſiſche Intereſſe verlangt, 
ob nach der engliſchen oder nach der ägyptiſchen. Vielleicht gibt der 
angekündigte Kommentar darüber Auskunft. 

Es iſt übrigens möglich, daß in der jüngſten Zeit das engliſch-fran— 
zöſiſche Abkommen vom 8. April 1904 eine weitere Ausdehnung gefunden 
hat. Wenigſtens meldet die „Tribune“ aus auſtraliſcher Quelle, daß 
Frankreich die Inſel Tahiti gegen Kompenſationen in Birma oder 
Hinterindien an England abgetreten habe. Die Inſel wurde durch 
Geſetz vom 30. Dezember 1880 franzöſiſche Kolonie und hat von jeher 
die Begehrlichkeit der Auſtralier erregt, ſo daß es nicht undenkbar iſt, 
daß England dem gelegentlich ſehr unbequemen commonwealth von 
Auſtralien mit der Inſel ein Geſchenk hat machen wollen. Für wahr— 
ſcheinlich halten wir aber dieſe Meldung nicht. Es wird eine Beſtätigung 
abzuwarten ſein. 

Höchſt auffallend iſt endlich ein Leitartikel des „Temps“ vom 
8. Januar, der für eine bulgariſch-ſerbiſch-montenegriniſche Union eintritt 
und ſeine Spitze ſowohl gegen die Türkei wie gegen Oſterreich-Ungarn 
richtet. 


— —- 


„Schon vor zwei Jahren — ſchreibt der „Temps“ — wies der 
ſerbiſch-montenegriniſche Handelsvertrag darauf hin, daß beide ſlaviſche 
Nationen ſich über den Kopf Oſterreichs, das in Bosnien, 
der Herzegowina und im Sandjak Nowi-Bazar feſtſitzt, einigen müßten. 
Noch neuerdings aber ſagte Herr Wukowitſch, der montenegriniſche 
Miniſterpräſident, in einer Rede: „Wir müſſen verbündet ſein: erſtens 
mit Rußland, dann mit Serbien, Bulgarien und allen ſlaviſchen Völ— 
kern, und zwar auf Leben und Tod.“ Man kaun ſich nicht unzweideutiger 
ausdrücken. Es fragt ſich nur, ob auch aus dieſen zuverſichtlichen Er— 
klärungen die Konſequenzen gezogen werden, denn davon hängt alles 
ab. Die Balkanſtaaten haben guten Grund, die mazedoniſchen Ange— 
legenheiten genau zu verfolgen. Aber ſie ſollten nicht vergeſſen, daß 
Mazedonien nicht alles iſt, und daß es für ſie außerhalb Mazedoniens 
andere Intereſſen und andere Gefahren gibt. In ihrer Uneinigkeit 
können ſie nur zum Spielball Europas werden. Einigen ſie ſich dagegen, 
io ſtellen fie eine moraliſche und militärische Kraft dar, mit der gerechnet 
werden muß. Sollten ſie wirklich zwiſchen dieſen beiden Alternativen 
ſchwanken?“ 

Man braucht nur die hier vertretenen Gedanken weiter zu ver— 
folgen, ſo tritt das Bedenkliche der vorgeſchlagenen moraliſchen und 
militäriſchen Allianz der Balkanvölker ſofort zutage. Sie würde ein 
Aufrollen der orientaliſchen Frage bedeuten, und was das zu ſagen hat, 
braucht wohl hier nicht näher ausgeführt zu werden. In engliſchen 
Blättern haben wir mit größter Beſtimmtheit die Ankündigung einer 
mazedoniſchen Kriſis für den März dieſes Jahres gefunden. Daß dieſe 
Prophezeiung eintrifft, iſt wahrſcheinlicher als die Verwirklichung des 
Bundes der Balfanjlaven. Aber gerade in der mazedoniſchen Frage 
ſtehen dieſe Völkerſchaften als Todfeinde einander gegenüber, und bisher 
läßt ſich nicht das leiſeſte Anzeichen dafür finden, daß dieſe Stimmung 
ſich geändert hätte. Auch würden ſogleich Albaner und Griechen ein— 
greifen, um ſich ihres Teiles der Beute zu verſichern. Kurz, es ſcheint 
uns frivol, durch Ermunterung von aberteuerlichen, mit einer Gefähr— 
dung des allgemeinen Friedens verbundenen Plänen die Reformaction 
zu unterbrechen, die im Gange iſt, und die ſchon längſt ihre Früchte 
hätte tragen müſſen, wenn das ruchloſe Treiben der bulgariſchen, grie— 
chiſchen und ſerbiſchen Banden ſich nicht dazwiſchen geworfen hätte. 
Der einzige Teil der Balkanhalbinſel, auf dem die Banditentriebe der 
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Bevölkerung niedergehalten werden, ſind Bosnien und die Herzegowina; 
damit iſt aber auch der Beweis erbracht, daß die Herſtellung legaler Zu— 
ſtände auf dieſem Boden möglich iſt. 

Eine ganz erſtaunliche Nachricht finden wir in der „Nowoje Wremja“ 
vom 12. Januar. Sie widmet der Entwicklung der marokkaniſchen Frage 
einen Leitartikel, der, beiläufig bemerkt, die alte unausrottbare Feind— 
ſeligkeit dieſes ehrenwerten Organes gegen alles Deutſche aufs neue 
beſtätigt. Der Schluß dieſes Artikels ſagt nämlich wörtlich: „Auf die 
heimliche Unterſtützung Deutſchlands rechnend, hat die marokkaniſche 
Regierung fortgefahren, die Bevölkerung zu jeder Art Ausſchreitungen 
gegen die Europäer aufzureizen. Das führte zur Steigerung der Anarchie, 
von der wir zu Anfang des Artikels ſprachen. Die Frechheit der Marok— 
kaner ging jo weit, daß ſie ſogar franzöſiſche Kanonenbboote beſchoſſen. 
Aber zur Ehre Europas wurde die Hinterliſt der Afrikaner nicht durch 
den Erfolg gekrönt. Wir können mitabſoluter Beſtimmtheit 
erklären, daß, als Frankreich im Verein mit Spanien ſich entſchloſſen 
hatte, eine eindrucksvolle Zahl von Kriegsſchiffen nach Tanger zu ſchicken 
— Deutſchland, durch die freundſchaftliche Vermitt— 
lung Rußlands, erklärte, daß es dem Vorgehen Frankreichs mit 
vollem Vertrauen entgegenſehe. Es wird daher das einmal gegebene 
Wort nicht gebrochen werden. In dem neuen Jahre wird Marokko 
den europäiſchen Frieden nicht ſtören. In den Augen Europas iſt es 
jetzt une affaire classée.“ 

Demgegenüber iſt nur mit größter Entſchiedenheit zu ſagen, daß 
Deutſchland der ruſſiſchen Vermittlung nicht bedarf, wenn es mit Frank— 
reich zu verhandeln hat, und daß daher jene „freundſchaftliche Vermittlung 
ein post kestum Verdienſt der „Nowoje Wremja“ iſt. Es fehlte nur 
noch, daß ſie, wie einſt Gortſchakow, ihre Phantaſien mit dem 
klaſſiſch gewordenen: „Maintenant la paix est assuree“ ſchloß. 
Sie täte wirklich gut, ſich mehr um die eigenen Angelegenheiten zu 
kümmern, die, wie es uns ſcheint, ernſt genug ausſehen. 

In England beginnt die iriſche Frage wieder in den Vordergrund 
zu rücken. Dem am 12. Februar wieder zuſammentretenden Parlament 
wird eine Bill vorgelegt werden, die eine weite auf dem allgemeinen 
Stimmrecht fundierte Selbſtverwaltung organiſieren ſoll. Da die Bill 
noch nicht formuliert iſt, und die Angaben, die durch die Preſſe gehen, 
widerſpruchsvoll ſind, ſehen wir von einer näheren Inhaltsangabe ab. 
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Es wird aber ſchon jetzt die Frage ventiliert, ob die Lords überhaupt 
für Zugeſtändniſſe an Irland zu haben ſind, und ob ſie nicht mit der iriſchen 
Bill ebenſo verfahren werden wie mit der education und plural vote pill, 
die beide abgelehnt wurden. Falls nun, wie wahrſcheinlich iſt, die Ab— 
lehnung erfolgen ſollte, beabſichtigt Campbell Bannerman, die Reform 
durch die Autorität der Krone, d. h. des Königs, zu oktroyieren, ganz 
wie die Verfaſſung Transvaals auf dieſem Wege eingeführt wurde. 
Daß damit der Autorität der Lords eine ſchwere Wunde geſchlagen 
würde, liegt auf der Hand, aber ebenſo klar tritt dabei zutage, daß die 
ſouveräne Gewalt des Königs in England nur ruht, nicht tatſächlich 
beſeitigt iſt. Schon in den Tagen der Königin Viktoria hat ſie ſich mehr 
als einmal ſehr merklich geltend gemacht, es ſcheint, daß ſie unter Eduard 
VII. noch weit mehr ihr Gewicht fühlbar machen wird. Sidney Low 
in jenem Buch „The Governance of England“ macht darauf auf— 
merkſam, daß die großen engliſchen Kolonien freie Republiken ſeien, die 
nur durch Perſonalunion mit Großbritannien verbunden ſeien. Dieſe 
unleugbare Tatſache, die der Generation von heute weit lebhafter zum 
Bewußtſein gebracht worden iſt als der vorausgegangenen, trägt indirekt 
ſehr weſentlich dazu bei, die faktiſche Souveränität des Königs zu heben. 
Wie ſie ſich in den letzten Jahren, namentlich beim Abſchluß von Ver— 
trägen und Quaſiverträgen, geltend gemacht hat, das hat den Gang der 
auswärtigen Politik Englands in weit höherem Grade beſtimmt, als die 
politiſchen Anſchauungen des jeweiligen regierenden Kabinetts. Nur 
ſo erklärt ſich die Tatſache, daß Campbell Bannerman und Grey die 
Wege weitergehen, die das konſervative Kabinett Balfour, das dem 
Einfluß des Königs bereits folgte, eingeleitet hatte. Eine Reform Irlands 
im Sinne geſicherter Autonomie, wenn auch nicht des vollen Homerule, 
gegen den Willen der Lords vom Könige unter dem Beifall der commons 
oktroyiert, kann dieſen Einfluß nur ſteigern und ſchafft unter allen Um— 
ſtänden einen ſo bedeutſamen Präzedenzfall, daß ſich ſeine Nachwir— 
kungen nicht vorherſehen laſſen. 

Der Tod des Schahs von Perſien hat in England nicht zu freund— 
lichen Nekrologen geführt. Man grollt ihm — wie der „Temps“ aus— 
führt — wegen ſeiner ruſſenfreundlichen Politik, ſpeziell weil er den 
Ruſſen eine Bankgründung geſtattete und eine Anleihe von ihnen an— 
nahm, die England gern, aber unter Bedingungen, die Perſien nicht 
behagten, gewährt hätte. Das ſind freilich heute nicht mehr politiſche 
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Faktoren von Bedeutung, denn auch in Perſien iſt der ruſſiſche Einfluß 
ſehr merklich zurückgegangen, aber es ſcheint, daß in Perſien wie überall 
ſonſt in Aſien nach den japaniſchen Erfolgen der lebhafte Wunſch beſteht, 
ſich auf eigene Füße zu ſtellen und jede fremde Abhängigkeit ſo viel 
irgend möglich abzuſtreifen. Das iſt der ſtärkſte Eindruck, den man von 
der neuen perſiſchen Verfaſſung gewinnt. 

Das perſiſche Parlament wird aus 162 eventuell 200 Abgeordneten 
beſtehen, die in allen Stücken nur unter der Jurisdiktion der Kammer 
ſtehen werden, der das Recht gewährleiſtet wird, daß alle Geſetze, das 
Budget und alles, was mit dem Finanzweſen im Zuſammenhang ſteht, 
von ihr genehmigt werden müſſen. Nur mit ihrer Genehmigung darf der 
Bau von Eiſenbahnen und Straßen fremden Geſellſchaften übertragen 
werden. 

Jeder Miniſter, der die Geſetze verletzt, muß demiſſionieren, vor Ge 
richt gezogen werden, und darf, wenn er ſchuldig befunden wird, niemals 
mehr ein öffentliches Amt bekleiden. 

Die Kammer muß vor der Ratifikation von Handelsverträgen, 
bei äußeren und inneren Anleihen um ihre Zuſtimmung befragt werden. 

Neben der Kammer der Abgeordneten beſteht ein Senat von 60 
Mitgliedern, von denen 30 gewählt, die anderen von der Regierung er— 
nannt werden. Die Kammer der Abgeordneten darf nur aufgelöſt 
werden, wenn zwei drittel der Senatoren ſich dafür ausſprechen. Der 
erſten Nationalvertretung iſt eine zweijährige Dauer garantiert 
worden. 

Ob dieſe Verfaſſung das an deſpotiſches Regiment und an Willkür 
gewöhnte Volk zu wirklicher Freiheit erzieht, iſt die große Zukunfts— 
frage nicht nur für Perſien, ſondern für Aſien überhaupt. Denn daß das 
Beiſpiel Perſiens, wenn die Verfaſſung ſich bewährt, in Vorder- und 
Mittelaſien vorbildlich wirken wird, iſt im höchſten Grade wahrſcheinlich. 
Neben manchen Nachteilen, die namentlich in der Korruption der höheren 
Geſellſchaftsſchichten zu ſuchen ſind, haben dieſe orientaliſchen Staaten 
den einen Vorteil, daß ihnen die politiſchen Krankheiten der europä— 
iſchen Verfaſſungsſtaaten noch nicht bekannt ſind. Es liegt im Weſen 
des Islam, daß er die Praxis des Lebens ſtärker umſchließt und beein— 
flußt, als es die chriſtlichen Konfeſſionen in der Regel tun. Er läßt weniger 
Freiheit, aber er ſetzt ſeine Autorität nachdrücklicher durch, und eben 
dadurch ſtützt er auch die Macht des Geſetzes, das ſtets zugleich eine 
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religiöſe Weihe hat. Auch kennt der Orient die Verirrungen und Uto— 
pien des Sozialismus und ſeiner Ausläufer nicht, der ganze Kreis der 
Anſchauungen, in denen dieſe Nationen ſich bewegen, iſt einfacher und 
geſchloſſener, ohne daß man ihn darum unkultiviert nennen könnte. 
Vielmehr iſt die Kultur uralt und eigenartig, in ihrer Weiſe ideal und 
ehrwürdig. Wir haben kein Recht, ſie gering zu ſchätzen, weil ſie uns 
fremdartig erſcheint. Das Übel, an dem alle dieſe Staaten ſo ſchwer 
krankten, war der ſchrankenloſe Deſpotismus ihrer Herrſcher und der Werk— 
zeuge, die ſie brauchten. Damit iſt nun in Perſien im Prinzip gebrochen 
worden. Man wird die Früchte, die an dieſem orientaliſchen Verfaſſungs— 
baum reifen ſollen, deshalb mit höchſter Spannung erwarten. Mo— 
hamed Ali, der jetzige Schah, iſt ein Mann von 34 Jahren. 

In Rußland gehen die politiſchen Morde weiter. Von den 27 
angekündigten ſind jetzt 4 ausgeführt. Am 22. Dezember wurde General 
Ignatiew ermordet, am 28. General Litwinow, am 3. Januar Stadt- 
hauptmann v. der Launitz, am 9. Januar der Militärprokureur Pawlow. 
Zwiſchen jedem dieſer Morde liegen 6 Tage. Die Mörder von Igna— 
tiew und Pawlow waren Juden, offenbar Mitglieder des Bund, Emiſſäre 
jenes Terroriſtenkongreſſes von Luzern, von dem wir vor acht Tagen 
berichteten. Wer wird das nächſte Opfer ſein? Daß eine Reihe von 
Gendarmen inzwiſchen ebenfalls ermordet worden iſt, zählt nicht mit. 
Das ſind Bagatellſachen. Man hat es auf die hohen Würdenträger ab— 
geſehen. Auf die Leute, die der „Vorwärts“ faſt täglich als „Schergen 
des Zarismus“ denunziert. Von dem jetzt ermordeten Stadthauptmann 
von der Launitz ſchrieb der „Vorwärts“ am 27. Februar vorigen Jahres, 
„daß die 40000 Arbeitsloſen recht bald umkommen, dafür ſorgt täglich 
die Petersburger Polizei mit dem Stadthauptmann Launitz“. Aber 
der „Vorwärts“ hat ſeit zwei Jahren jeden Mord an Regierungsbeamten 
verherrlicht. Wenn einer von ihnen von Meuchelmördern umgebracht 
wird, nennt er es gar nicht Mord, ſondern Tötung oder Hinrichtung, 
und den Mörder nennt er „Täter“ oder „Rächer“. Wenn in ein Eiſen— 
bahndepot eine Bombe geſchleudert wird, die 5 Menſchen auf der Stelle 
tötet, ſo nennt das der „Vorwärts“ „Krieg gegen die Zarenſchergen“, 
oder einen ähnlichen Fall in Moskau: Guerillakrieg gegen die Polizei. 
Wer Hab und Leben gegen die Mordbrenner verteidigt, iſt ihm dagegen 
ein Bluthund, er weiſt gleichſam mit Fingern auf ſie, als wollte er ſie 
zum nächſten Opfer ſeinen „Helden“ bezeichnen. 
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Aber allerdings, der „Vorwärts“ hat jeine beſonderen Vorſtellungen 
vom Heldentum. Unter der in fettem Druck gebrachten Überſchrift 
Heldinnen finden wir am 16. Auguſt 1906 im „Vorwärts“ wörtlich 
die folgende Notiz: „Die „Birſch. Wjed.“ melden aus Kronſtadt, den 
15. Auguſt: „Unter den Verhafteten befanden ſich auch weibliche Agi— 
tatoren, darunter mehrere Kurſiſtinnen, d. h. weibliche Studenten. 
Vor den Oktoberunruhen in Kronſtadt ſind viele von ihnen, um Propa— 
ganda zu machen, in verrufene Häuſer eingetreten. Sie haben ſich der 
Schande in die Arme geworfen, um erfolgreich unter den Untermilitärs 
agitieren zu können.“ Und das nennt der „Vorwärts“: Heldinnen. Wenn 
man, wie wir es getan haben, einen Jahrgang des „Vorwärts“ durchſieht, 
gewinnt man den Eindruck einer Niedrigkeit der Geſinnung, für die uns 
die Qualifikation fehlt. Es iſt ein furchtbarer Gedanke, daß ein großer 
Bruchteil unſerer Arbeiterwelt Tag für Tag die vergiftete und ſchmutzige 
Speiſe in ſich aufnimmt, die er ihm darbietet. 

Am 5. Oktober 1906 quittiert der „Vorwärts“ über 326 522 Mark, 
die er für die Opfer des ruſſiſchen Freiheitskampfes geſammelt hat. 
Das Geld, das er ſo aus den Taſchen der deutſchen Arbeiter gelockt hat, 
iſt ohne Zweifel ruſſiſchen oder lettiſchen Mördern zugute gekommen, 
die er ja mit beſonderer Wut vornehmlich gegen unſere deutſchen 
Stammesgenoſſen in Rußland hetzt. 

Sollte man dieſen Tatſachen gegenüber, die ſich verhundertfachen 
laſſen, nicht hoffen dürfen, daß unſere ehrlichen deutſchen Arbeiter ſich 
von einer Führung mit Ekel abwenden, die berufsmäßig moraliſche 
Vergiftung treibt und ihre Spalten den mordenden lettiſchen Sozial— 
revolutionären und dem mordenden jüdiſchen Bund öffnet? 


18. Januar. Schließung der Univerſität Sofia. 

21. Januar. Annahme der Wahlreform durch das öſterreichiſche Herrenhaus. 

22. Januar. Generalftreif in Lodz. Rücktritt des Admirals Birilew als ruſſiſcher Marine- 
miniſter. 


Den 23. Januar 1907. 


Herr Wolff, vom „Berliner Tageblatt“, der von der Zeit der Marokko— 
frage her, insbeſondere durch ſeine Parteinahme für die franzöſiſche Auf— 
faſſung des Problems, ſich unangenehm bemerkbar machte, hat ſich gemü— 
ßigt geſehen, als Verteidiger des „Temps“ gegen unſere Ausführungen 
in der letzten Wochenüberſicht aufzutreten. Ihm iſt zwar die „Kreuz— 
Zeitung“ nicht zugänglich geweſen, und er referiert nach franzöſiſchen Blät— 
tern und deshalb ungenau. Die von ihm herangezogene Angelegenheit der 
Herren Tſchudi und Wolff iſt in der Wochenſchau überhaupt nicht be— 
rührt worden, weil dazu kein Anlaß vorlag, im übrigen aber müſſen 
wir durchaus daran feſthalten, daß der „Temps“, der als Organ des 
Quai d'Orſay doch die Pflicht hatte, eine gewiſſe Zurückhaltung zu 
beobachten, in der Tat „ſeit einiger Zeit einen direkt provozierenden 
Ton anſchlägt“ und namentlich keine Gelegenheit vorüberziehen läßt, 
den Reichskanzler Fürſten v. Bülow anzugreifen. 

Ohne nochmals auf frühere Ausführungen zurückzukommen, wird 
es genügen, auf den eben eingetroffenen Leitartikel des „Temps“ 
vom 21. Januar hinzuweiſen. Er kommentiert die Rede des Reichs— 
kanzlers beim Bankett des kolonialpolitiſchen Aktionskomitees und 
erlaubt ſich dabei eine ganze Reihe höchſt unpaſſender und unhöflicher 
Bemerkungen. Er beginnt mit Hinweis darauf, daß die Unbedeutend— 
heit (medioerite) dieſer feierlichen Kundgebung ein Zeichen der Un— 
ſicherheit ſei, die ſeit Wochen die Haltung des Kanzlers charakteriſiere. 
Dann ſagt er wörtlich: Iſt es nicht gleich zu Anfang ein armſeliger 
Kunſtgriff (pauvre artifice), zu behaupten, daß das heutige Deutſch— 
land in ſeiner Kolonialpolitik die Grundlage für ſeine innere Politik 
finden müſſe. Der „Temps“ ſchließt daran eine Reihe trivialer Späße, 
um zum Ergebnis zu gelangen, daß es nicht die Hereros ſeien, die das 
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Deutſche Reich geſchaffen hätten. Von der deutſchen Kolonialpolitik 
wiſſe man vornehmlich durch die Kolonialſkandale! Herr Bebel hätte 
es nicht geſchmackvoller ausdrücken können. „Aber,“ fährt der „Temps“ 
fort, „der Reichskanzler verlangt, daß dieſe Politik das Bindemittel 
für das Dutzend Fraktionen werde, die ſich in die politiſche Bühne teilen.“ 
Da weiß man wirklich nicht, worüber man ſich mehr wundern ſoll, über 
die Illuſionen, die durch dieſen bizarren Wunſch zutage treten, oder 
über die Verblendung, die er bei ſeinen applaudierenden Zuhörern 
vorausſetzt.“ Der „Temps“ behauptet dann weiterhin, daß die Kolo— 
nien nur den Vorwand zu der vom Reichskanzler nicht gewollten Auf— 
löſung gegeben haben. Er habe ſich nur einer „orientation nouvelle 
de esprit de l’empereur‘‘ angepaßt und ſei dadurch weiter gedrängt 
worden, als er wollte. Wie könne man ihm zumuten, daß er ſich von ſeinen 
beſten Freunden Arenberg und Czapski hätte trennen wollen. In 
dieſem Tone, ſpöttelnd und ironiſch geht es weiter. 

Der Schluß trifft die Bemerkungen des Kanzlers über die Haltung 
der ausländiſchen Preſſe. „In der Rede des Kanzlers iſt ein Abſchnitt, 
den wir nicht ohne Erwiderung laſſen können. Er „inſinuiert“, daß die 
ausländiſche Preſſe in dem deutſchen Wahlkampf Partei ergreife. Das 
iſt ganz unzutreffend, ſoweit die franzöſiſche Preſſe in Frage kommt. 
Sie begnügt ſich zu beobachten, zu erklären und zu notieren. Man ſoll 
das Argument „Ausland“ nicht mißbrauchen, namentlich nicht, wenn 
es irreführt. Auch kann die öffentliche Meinung Deutſchlands ſich ohne 
Mühe ſelbſt orientieren. Aber es iſt nützlich, ſehr nachdrücklich zu be— 
tonen, daß auf franzöſiſcher Seite nur Beobachter und ſonſt nichts 
zu finden ſind. Wir finden es weder geſchmackvoll, noch iſt es unſere 
Gewohnheit, uns um die Angelegenheiten anderer zu kümmern und 
für oder gegen die Parteien jenſeit unſerer Grenzen zu arbeiten.“ 

Das klingt ſehr ſicher und ſehr ſelbſtbewußt, es iſt aber das Gegen— 
teil deſſen, was der „Temps“ in den letzten Wochen getan hat. Damit 
iſt die Sache für uns erledigt. Herrn Wolff aber raten wir, in Zukunft 
den „Temps“ aufmerkſamer zu leſen. 

Großes Intereſſe rufen die Kundgebungen der engliſchen Libe 
ralen hervor, die beſtimmt ſind, die nächſte Kampagne des engliſchen 
Parlaments einzuleiten. Es handelt ſich dabei vornehmlich um eine 
Bill, die den Iren ein weit größeres Maß von Selbſtändigkeit zu ver 
leihen beſtimmt iſt, und im Zuſammenhang damit um die Frage, in 
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welcher Weiſe das Oberhaus zur Nachgiebigkeit gebracht werden ſolle, 
wenn es, wie wahrccheinlich iſt, der iriſchen Bill feine Genehmigung 
nicht erteilen ſollte. Der künftige Botſchafter in Waſhington, Mr. Bryce, 
einer der hervorragendſten liberalen Staatsmänner Englands, hat zu 
beiden Problemen am 17. Januar in einer Rede, durch welche er ſich 
von ſeinen Wählern in South Aberdeen verabſchiedete, Stellung ge— 
nommen. Als bisheriger Staatsſekretär für Irland iſt er gewiß berufen, 
ein autoritatives, die Meinung des Kabinetts richtig zeichnendes Urteil 
abzugeben, ſo daß ſeine Ausführungen beſondere Beachtung verdienen. 

Er begann mit der Erklärung, daß er Irland, das ihm lieb ſei, nur 
verlaſſe, weil ein engliſcher Botſchafter in Waſhington jetzt Aufgaben 
von ganz beſonderer Wichtigkeit zu löſen habe und er durch ſeine genaue 
Kenntnis Amerikas und der amerikaniſchen Verhältniſſe dazu vielleicht 
beſonders geeignet erſcheine. Seit er vor 36 Jahren Amerika zum erſten 
Male kennen gelernt, habe er ſtets darauf hingearbeitet, die beſten Be— 
ziehungen zwiſchen beiden großen Nationen zu fördern. Dann ging 
er auf ſein eigentliches Thema über. England ſei heute der einzige 
freie Staat, in deſſen Legislatur ein erbliches und ganz unverantwort— 
liches Haus den ausgeſprochenen Willen des Volkes zunichte machen 
dürfe. Das gegenwärtige Haus der Lords ſei eine veraltete Reliquie 
der mittelalterlichen Verfaſſung und das gehorſame Werkzeug einer 
Partei. Daß man es bisher nicht reformiert habe, liege einerſeits an 
der Geduld des engliſchen Volkes, andererſeits aber daran, daß man 
das Problem nicht anzugreifen verſtanden habe. 

Es gebe aber drei Möglichkeiten. Entweder das Haus der Lords 
ganz abzuſchaffen, oder aber es in ſeiner jetzigen Zuſammenſetzung 
fortbeſtehen zu laſſen, ihm aber die Flügel zu beſchneiden und ihm das 
Recht, eine Bill zu amendieren oder zu verwerfen, weſentlich einzu— 
ſchränken; drittens endlich könne man gleichzeitig die Struktur ändern 
und die Macht kürzen. Nun habe ihn die Erfahrung gelehrt, daß die 
engliſche Nation keine Beſeitigung des Oberhauſes wünſche, weil ſie 
auch dem Unterhauſe eine abſolute Macht, die Geſetz und Verfaſſung 
ändern könnte, nicht anvertrauen wolle. Auch gegen ein Referendum 
ans Volk ſeien ernſte Bedenken vorhanden. Es bleiben alſo nur die beiden 
anderen Wege. Etwas Vollkommenes werde man ſchwerlich ſchaffen, 
aber etwas Beſſeres als den gegenwärtigen Zuſtand werde man doch 
erreichen können. Er wolle verſuchen, ſolch eine beſſere Zweite Kammer 
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theoretiſch zu konſtruieren. Zweierlei ſei unerläßlich: eine neue Zweite 
Kammer müſſe durch die Qualität ihrer Mitglieder moraliſches Anſehen 
genießen, und zwar dadurch, daß ſie eine gewählte Körperſchaft darſtelle, 
in der alle Parteien vertreten ſeien, zweitens aber müſſe ihre Macht 
zwar groß genug ſein, um einen wirklichen Einfluß auszuüben, aber 
doch geringer als die des Hauſes der Commons, dem das Übergewicht 
gewahrt bleiben müſſe (which must remain ultimatly supreme). Das 
brauche nicht zur Parteifrage zu werden und ſei ein Intereſſe der ge— 
ſamten Nation. Werde der Knoten nicht jetzt in vernünftiger Weiſe 
gelöſt, ſo könne es geſchehen, daß eines ſchönen Tages zu revolutionären 
Methoden gegriffen werde. Dieſe Reform, dazu die Beſeitigung der 
Pluralſtimmen und die Einführung eines angemeſſenen Self govern- 
ment für Irland, das aber dem Reichsparlament unterworfen bleiben 
müſſe, das ſeien die einzigen Verfaſſungsänderungen, über welche das 
Land jetzt zu entſcheiden haben werde. Er ſeinerſeits ſei von der Not— 
wendigkeit der iriſchen Reform ganz durchdrungen und bereit, ſo weit 
zu gehen, wie die Bills von 1886 und 1893, aber da keinerlei Ausſicht 
ſei, damit durchzudringen, hoffe er beſtimmt, daß die Führer der Nationa— 
liſten ſich mit etwas weniger begnügen werden, wenn nur die Methode 
der Verwaltung Irlands weſentlich gebeſſert werde. Auch werde die 
öffentliche Meinung Englands ſich dem nicht verſchließen, daß die haupt— 
ſächlichſten Hinderniſſe, die 1893 Sorge machten, nicht mehr vorhanden 
ſeien. Das Land habe ungeheure Fortſchritte gemacht, Großbritannien 
ſei eine Demokratie geworden und habe doch den Reſpekt vor der Tradi— 
tion nicht verloren. Zu keiner Zeit hätten im Parlament mehr ernſte 
und fähige Männer geſeſſen, und noch nie ſei es mehr eine Vertretung 
aller Klaſſen geweſen. Dank der Akte von 1780 ſei der große Durch— 
ſchnitt beſſer gebildet als ehemals, ſo daß er den öffentlichen Angelegen— 
heiten Intereſſe und Verſtändnis entgegenbringe. Die Wahlen ſeien 
friedlicher, das Pflichtgefühl reger geworden, der Wähler unabhängiger 
von der Parteimaſchine. Auch das Verhältnis der Geſellſchaftsklaſſen 
zueinander ſei freundſchaftlicher als vor 30 Jahren, Chriſtenpflicht und 
Bürgerpflicht würden lebendiger empfunden. So habe die Erweiterung 
des Wahlrechtes in den Jahren 1867 und 18885 ſich nach all dieſen Rich— 
tungen bewährt. Auch die wichtigſte aller öffentlichen Angelegenheiten, 
der internationale Frieden, habe an Boden gewonnen. Die Haager 
Konferenz, die in wenigen Monaten zuſammentrete, werde weitere 
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Methoden für Schiedsſprüche ausfindig zu machen ſuchen, fie werde 
über Einſchränkung der Rüſtungen und der damit verbundenen Aus— 
gaben zu Rat ſitzen und ſich bemühen, die Beziehungen der europäiſchen 
Nationen zueinander auf einen freundſchaftlicheren Fuß zu ſtellen. 
Man ſei überall der Kriege müde, und er hoffe, daß eine künftige Genera— 
tion die Zeit des dauernden (permanent) Friedens, den die jetzige 
Generation anſtrebe, erleben werde. 

Laſſen wir die Schlußgedanken, die theoretiſch überall Vertreter 
finden, aber von allen Seiten, und ſo jüngſt in Frankreich, für die Gegen— 
wart abgelehnt werden, auf ſich beruhen, ſo glauben wir allerdings, 
daß Mr. Bryee trotz des überaus leidenſchaftlichen Widerſpruchs, der 
in der „National Review“, den „Times“ und der „Morning Poſt“ laut 
geworden iſt, mit ſeinen iriſchen Reformgedanken recht behalten wird. 
Ob auch mit der Bildung einer neuen Zweiten Kammer, erſcheint da— 
gegen fraglich, ſchon weil es nicht ſicher iſt, ob das Oberhaus im Hinblick auf 
die ihm drohende Gefahr, den Kampf aufzunehmen, für opportun halten 
wird. Weicht es aber aus, ſo dürfte ihm auch ſeine Verfaſſung bleiben. 

Der Hinweis von Mr. Bryce auf die Wichtigkeit ſeiner Aufgaben 
in Amerika rechtfertigt ſich wohl einerſeits durch die noch immer nicht 
beigelegten Differenzen mit Japan, andererſeits durch die Verhand— 
lungen, die im Augenblick zwiſchen Amerika und Kanada hin und hergehen. 

In der japaniſchen Angelegenheit hat Präſident Rooſevelt die 
Entſcheidung den Gerichten zugewieſen. Es ſind zwei Prozeſſe anhängig 
gemacht worden, der eine vor dem oberſten kaliforniſchen Gerichtshofe 
(Supreme Court of California) im Namen eines japaniſchen Kindes, 
das von dem Board of Education in San Francisco aus einer öffent— 
lichen Schule ausgeſchloſſen wurde; der andere vor dem Föderalkreis— 
gericht (Federal Circuit Court) richtet ſich gegen die Mitglieder der 
Board of Education, den Schulrat und die Direktoren der ver— 
ſchiedenen Primär- und Sekundärſchulen in San Francisco. Die 
Regierung der Vereinigten Staaten ſtellt ſich dabei auf den Boden 
der mit Japan 1895 abgeſchloſſenen Verträge, welche die Untertanen 
beider Nationen denen der meiſtbegünſtigten Nationen gleichſtellt. 
Das dem widerſprechende kaliforniſche Geſetz wird dabei als null und 
nichtig betrachtet. 

Offenbar iſt damit alles geſchehen, was von Japan ſeitens der 
Vereinigten Staaten erwartet werden konnte. 
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Die Verhandlungen mit Kanada hat der Staatsſekretär Root 
perſönlich auf ſich genommen, aber offenbar iſt eine Unterſtützung von 
ſeiten Englands dabei ſehr erwünſcht. Es handelt ſich dabei um alte 
Gegenſätze in betreff der Fiſcherei an den Küſten Kanadas, New Found— 
lands und Labradors, um den Robbenſchlag auf den Pribylowinſeln, 
die Schiffahrt auf den großen Seen, um Eiſenbahnanlagen, Poſt- und 
Handelsintereſſen, kurz, es iſt ein umfaſſendes Programm von Wünſchen 
und Reklamationen, das zum Austrag gebracht werden muß und bei 
gegenſeitig gutem Willen wohl auch zum Austrag gebracht werden wird. 
Nur ſcheint im Augenblick die Stellung Kanadas die ſtärkere zu ſein. 

Die Frage der Begründung eines amerikaniſchen Protektorats 
über San Domingo wird nunmehr vom Präſidenten zum zweiten 
Male dem Senat vorgelegt werden und dieſes Mal wohl auch Billigung 
finden. Vielleicht läßt ſich dasſelbe auch von den Abſichten erwarten, 
die in bezug auf Kuba jetzt verfolgt werden. Es ſcheint nämlich ſicher zu 
ſein, daß die Vereinigten Staaten doch zu einer Okkupation Kubas 
ſchreiten werden, und zwar nach dem Vorbilde, das England in Agypten 
gegeben hat, d. h. es handelt ſich um eine zeitweilige Okkupierung, die 
zur definitiven werden würde, wenn das Ziel, die Herſtellung eines 
wirklich fungierenden kubaniſchen Regiments, ſich nicht erreichen ließe. 
Der Unterſchied liegt vornehmlich darin, daß in Kuba die Okkupation 
und für die Zukunft wohl auch die Inkorporierung in die Union zahl— 
reiche Anhänger hat, vornehmlich in den Geſellſchaftskreiſen, denen an 
der Erhaltung geordneter ſtaatlicher Verhältniſſe liegt und die etwas 
zu verlieren haben. Das ſind im weſentlichen die Anhänger der konſerva— 
tiven Partei, eine Minderheit, der die Liberalen mit ihren unruhigen 
ſchwarzen Mitbürgern gegenüberſtehen. Alles hängt alſo davon ab, 
ob es möglich ſein wird, dieſe Elemente niederzuhalten. 

Das furchtbare Unglück, das Jamaika betroffen hat, hat überall 
Mitgefühl hervorgerufen und zunächſt amerikaniſche Hilfsleiſtungen 
angeregt. Leider ſind zwei ſchöne Dampfer unſerer Hamburg-Amerika— 
Linie gleichfalls von dem Erdbeben indirekt geſchädigt worden. Die 
ſenſationellen Nachrichten über einen anglo-amerikaniſchen Konflikt 
vor Kingston ſind bereits dementiert worden und müſſen unter allen 
Umſtänden übertrieben ſein. Daß, wenn wirklich Irrungen vorgekommen 
ſein ſollten, irgendwelche politiſche Gegenſätze daraus entſtehen könnten, 
iſt, wie ſich von ſelbſt verſteht, ganz ausgeſchloſſen. 
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Am 14. Januar hat man in Rußland den Neujahrstag begangen, 
man darf kaum ſagen gefeiert, denn die Schatten des alten Jahres 
liegen dunkel und ſchwer auf allen Gemütern. Wirklich zuverſichtliche, 
tatkräftige Hoffnung iſt an keiner Stelle zu finden, wenn nicht etwa 
in den Kreiſen jener Anarchiſten, die unabläſſig beſtrebt ſind, die Funda— 
mente des Staates zu unterminieren und ſeine Gipfel niederzulegen. 
Kaiſer Nikolaus II. hat dem wackeren Miniſterpräſidenten Stolypin 
ein Dank- und Anerkennungsſchreiben zugehen laſſen, in dem er ſich 
nachdrücklich zum Programm des Miniſters bekennt. Damit iſt erfreu— 
licherweiſe allen Gerüchten von einer angeblich bevorſtehenden Demiſſion 
Stolypins die Spitze abgebrochen und ebenſo das Beſtreben der reak— 
tionären Elemente zurückgewieſen, denen die Verfaſſung vom 30. Oktober 
ein Greuel iſt, und die das Heil in der Rückkehr zum bureaukratiſchen 
Abſolutismus ſuchen. Auch der Finanzminiſter hat ein gnädiges und 
anerkennendes Reſkript erhalten. Aber ſo günſtig die rechneriſchen 
Ergebniſſe des Budgets für 1907 ſind, ſo wenig kann doch überſehen 
werden, daß die 2 173 000 000 Rbl. dieſes Budgets eine furchtbare 
Laſt für die Bevölkerung bedeuten. Sie hat auf Entlaſtung, nicht auf 
eine weitere Steigerung der Ausgaben gerechnet (147 Millionen mehr 
als 1906), und wenn wir auch nicht daran zweifeln, daß die im Budget 
vorgeſehene Mehreinnahme von 104 Millionen vom Branntwein— 
monopol wirklich einlaufen werden, ſo iſt das im Grunde eine wenig 
tröſtliche Perſpektive. Der ruſſiſche Bauer trinkt in den böſen Jahren 
am meiſten, und das Jahr 1906 iſt in dieſer Hinſicht als typiſch zu be— 
trachten. Soll nun 1907 noch mehr einbringen? 

Wir möchten bei dieſem Anlaß auf die ganz vortreffliche Studie 
eines Kenners hinweiſen, der ſich unter dem Pſeudonym Heinrich 
Löwe verbirgt. Sie iſt in der Münchener Monatsſchrift „Hochland“ 
erſchienen unter dem Titel „Der ſittliche und kulturelle Inhalt der 
ruſſiſchen Revolution“ und gibt ein getreues Bild der ruſſiſchen Wirk— 
lichkeit; wir können ſie jedem, der ſich zuverläſſig unterrichten will, nur 
empfehlen, da ſie auf wirklich eingehender Kenntnis von Land und Leuten 
beruht. Iſt das Bild, das der Verfaſſer entwirft, ein peſſimiſtiſches, ſo 
hat es doch nichts von dem Phraſenhaften, das dem parallel laufenden 
ruſſiſchen Peſſimismus ſtets anhaftet. 

Uns liegt gerade der Neujahrsartikel der „Nowoje Wremja“ vor. 
Sie leitet ihn folgendermaßen ein: 


or, 


„Eine blutige Gegenwart, eine unſichere Zukunft, eine fruchtloſe 
Vergangenheit — das iſt es, was beim Aufſteigen dieſes neuen Jahres 
1907 uns umringt . . . Es lohnt nicht, den Pokal zu erheben und den 
Champagner zu trinken. Der ſchwere und demütigende Krieg iſt vorüber— 
gezogen, aber ſtatt ſich zu einmütiger gigantiſch-ſchöpferi— 
ſcherr Arbeit die Hände zu reichen, um das Vaterland aufzurichten, 
ſind die ruſſiſchen Männer auseinander gelaufen, jeder in ſeinen Winkel, 
und aus dieſen Winkeln haben ſie ein unbeſchreibliches, diſſonnierendes, 
greuliches Gebell gegeneinander erhoben. Als hätten ſie nur auf den 
japaniſchen Krieg gewartet, um ſich aufeinander zu ſtürzen, wenn 
nicht mit Meſſern, ſo doch mit Anklagen, die wie Meſſer verwundeten. 
Aber ſie haben auch buchſtäblich die Meſſer gebraucht. Es iſt eine blutige 
Zeit, und was ſchlimmer iſt, eine fade und triviale Zeit, die mit keiner 
anderen verglichen werden kann, weil ihr alle großen Charaktere, alle 
großen ſchöpferiſchen Gedanken und jedes Programm fehlt, welches 
das Land mit einigen dem Feuer entflammen könnte. 
Wird dieſe Zeit des Verſagens, in der Rußland immer tiefer in eine 
Art dünnen Herbſtſchlammes verſinkt, noch lange dauern? Wird irgend— 
wo der große Menſch und große Bürger auftreten, der mit gewaltiger, 
erneuernder Energie in ſeiner Seele unerſchütterliche Ergebenheit ver— 
bindet für die Felder ſeiner Heimat, für unſere ruſſiſchen Wälder, für 
unſere verkommenen Bauernhöfe, Dörfer, Siedelungen, Flecken und 
Städte? Rußland iſt grau und arm: aber ſollte wirklich alle menſchliche 
Großmut und aller menſchliche Adel erſtorben ſein, und ſollte es wirk— 
lich nicht möglich ſein, dieſes arme graue Rußland mit ebenſo großer 
und heiliger Liebe zu lieben, wie die herrlichen Länder des Südens 
und Weſtens von ihren hiſtoriſchen Heroen geliebt worden ſind?“ 

Das iſt Deklamation, nicht echte Empfindung, und deshalb fällt 
es auch ſchwer, den ſich daran ſchließenden Anklagen gegen Bureau— 
kratie und Geſellſchaft eine andere Wertung zu geben als die klingender 
Phraſen. Es gibt keine Sünde der Bureaukratie und der Geſellſchaft, 
an der die „Nowoje Wremja“ nicht ihren Anteil gehabt hätte, und noch 
heute iſt ſie infolge ihrer ſchillernden Geſinnungsloſigkeit, die während 
der ganzen Dauer der ruſſiſchen Kriſis in wechſelnden Farben zutage 
trat, auch da ein ſchädliches Organ, wo ſie eine gute Sache vertritt. 

Im Gegenſatz zu dieſen Phraſen, die wir hergeſetzt haben, um das 
einflußreichſte Organ der ruſſiſchen Preſſe zu charakteriſieren, verdient 
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eine kurze Publikation Beachtung, die das Juſtizminiſterium in der 
„Nowoje Wremja“ hat veröffentlichen laſſen. Es iſt eine Statiſtik über 
die Zunahme der Verbrechen in Rußland, die bis zu Ende des Jahres 
1905 reicht und es wahrſcheinlich macht, daß für 1906 die Zahlen noch 
ungünſtiger liegen werden. Im Jahre 1903 mußten wegen Mordes 
17.000 Urteile gefällt werden, im folgenden Jahre 19000 und 1905 
bereits 26 000. Ahnlich wuchs die Zahl der Diebſtähle von 79 000 im 
Jahre 1903 auf 86 000 und auf 95 000 im Jahre 1905. Die entſprechen— 
den Zahlen für Raub find 22 000, 24000 und 36 000. Dagegen hat, 
im Gegenſatz zu der allgemeinen Annahme, die Zahl der Selbſtmorde 
abgenommen: ſie ſinkt von 437 auf 420 und 345. Kirchen- und Gräber— 
ſchändung bleibt durch alle 3 Jahre bei der Ziffer 2000, abgenommen 
haben auch die Verbrechen gegen die Sittlichkeit ſowie Fälſchungen 
und Raub von Dokumenten. (Bei dieſen Angaben iſt offenbar die 
Fälſchung von Päſſen nicht in Anrechnung gebracht, da ſie in den meiſten 
Fällen ſich der Kenntnis des Juſtizminiſteriums entzogen haben mag.) 
Dagegen haben die Fälle von Widerſetzlichkeit gegen Anordnungen der 
Regierung ſich mehr als verdoppelt. Für 1905 werden 15 465 Fälle 
angegeben. Man muß aber bei allen dieſen Daten in Betracht ziehen, 
daß die Hand der ruſſiſchen Juſtiz in den letzten Jahren vielfach ge— 
lähmt war und daher die Tatſachen wohl noch ungünſtiger liegen. Die 
Chronik der Opfer, welche die Revolution gekoſtet hat, gibt ein noch weit 
düſtreres Bild. Aber das ſind meiſt Schätzungen, deren Zuverläſſigkeit 
zweifelhaft iſt, und deshalb ſollen ſie hier nicht wiederholt werden. 

Die allgemeine Lage hat ſich nur wenig geändert. Die Zahl der 
täglichen Morde hat kaum abgenommen, aber ſie ſind in den letzten 
Wochen weniger ſenſationell geweſen und deshalb von der nicht ruſſi— 
ſchen Preſſe nicht beachtet worden. So ſehr ſtumpfen ſchließlich auch 
die Zuſchauer ab. In Petersburg ſcheint der Nachfolger des ermordeten 
Stadthauptmanns v. d. Launitz, Dratſchewsky, ein Mann von Energie zu 
ſein. Es iſt aber ſchon vor ſeinem Amtsantritt gelungen, eine ganze Reihe 
wichtiger Verhaftungen unter den Emiſſären des Terrorismus vorzu— 
nehmen. Sehr unerfreulich iſt dagegen, was von der Tätigkeit der 
„wahrhaft ruſſiſchen Leute“ an die Offentlichkeit dringt. Man gewinnt 
immer mehr den Eindruck, daß auch dieſe Elemente einen Terrorismus 
ausüben, wenn auch einen weniger blutigen als die Männer von Luzern. 


24. Januar. Antritt des liberalen Miniſteriums in Spanien. Vertagung der Cortes. 
0 gung 
25. Januar. Neuwahlen des deutſchen Reichstags, Niederlage der Sozialdemokratie. Konſti— 
N ö 
tuterung eines konſervativen Miniſteriums Maura in Spanien. 
27. Januar. Eröffnung der Bahn Lome—Palime in Togo. 
29. Januar. Auflöſung des öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſes. 


30. Januar 1907. 


Der Verlauf unſerer Wahlkampagne it mit außergewöhnlicher 
Spannung im Auslande verfolgt worden. Man hatte die Empfindung, 
daß in der Tat eine große Entſcheidung ſich vorbereitete, und — wir 
brauchen es kaum zu ſagen — wünſchte vielfach eine recht gründliche 
Niederlage der Regierung und der ſie ſtützenden Parteien. Wir verſtehen 
das ſehr wohl, ſoweit der entſcheidende Geſichtspunkt dabei die Frage 
war, ob Deutſchland als politiſch wirkſame Macht fortbeſtehen ſolle oder 
nicht. Eine ganze Reihe gelegentlich unbequemer Rückſichten konnte 
wegfallen, wenn der politiſche Wille in Berlin durch eine Oppoſition, 
welche die Majorität des Reichstags hinter ſich hätte, ſyſtematiſch ge— 
lähmt wurde; wollte aber die Reichsregierung ſich das nicht gefallen 
laſſen und löſte ſie zum zweiten Male auf, ſo ließ ſich mit einiger Sicher— 
heit auf eine Kriſis rechnen, die im Effekt zu dem gleichen Schlußergeb— 
nis führen konnte. Die andere Seite der Frage, welche Bedeutung ein 
erneuter Sieg der Sozialdemokratie haben würde, wurde umgangen, 
obgleich ſich ja wohl vorherſehen ließ, daß er den gefährlichen Aberglauben 
von der angeblichen Unbeſiegbarkeit der ſozialiſtiſchen Strömung ſtärken 
und damit auch in den übrigen Staaten ihr weiteres Vordringen zur 
Folge haben müſſe. Die Lehre von der unvermeidlichen Demokrati— 
ſierung der Welt hätte neue Adepten gefunden. Und noch eine Nuance 
der Zeitſtrömung drängte ſich hervor. Man hoffte von dem Ergebnis 
der Wahlen eine Wandlung, die vom konſtitutionellen zum parlamen— 
tariſchen Regiment führen, und die den beſonderen Charakter, den 
unſer politiſches Leben durch die Initiative der kraftvollen Perſönlich— 
keit unſeres Kaiſers gewonnen hat, weſentlich abſchwächen würde. 
Dafür liegen unzweideutige Zeugniſſe vor. Daß nach dem Ausgang 


der Wahlen davon weiter nicht die Rede ſein kann, iſt aber allſeitig 
eingeſehen worden, und in ſehr erfreulicher Weiſe macht ſich nun die 
andere Empfindung geltend, daß dieſe Wahlen durch den prinzipiellen 
Charakter, der ihnen eignet, indirekt überall denjenigen Elementen zu— 
gute kommen können, die nicht geneigt ſind, die Errungenſchaften unſerer 
Kultur den Experimenten der ſozialdemokratiſchen Theoretiker und 
Politiker und ihrem Zukunftsſtaate zu opfern. Am deutlichſten und 
würdigſten tritt das in den Glückwünſchen zutage, die der „Standard“ 
in ſeinem Leitartikel zum 27. Januar Kaiſer Wilhelm in Anknüpfung 
an den Ausgang der Wahlen darbringt. 

„Wir freuen uns,“ ſagte er, „daß den ſozialiſtiſchen 
Feind, an deſſen Bekämpfung jede Nation in Eu— 
ropa intereſſiert iſt, ein fo ſcharfer Schlag traf. Wie wir 
auch immer die deutſche Politik England gegenüber beurteilen mögen 

— es fehlt in dem engliſchen Volk nicht an Bewunderung für die Auf— 
richtigkeit und den Mut, mit welchem Wilhelm II. ſeine Pläne für ſeines 
Landes Größe und Sicherheit durchführt. Ein praktiſcher Idealiſt in 
einer von ſentimentalem Materialismus erfüllten Generation, iſt ſeine 
Geſtalt eine der wenigen unter den Lebenden, die etwas Heroiſches 
an ſich haben. Der Ehrgeiz Deutſchlands, an den Vorteilen teilzunehmen, 
die durch Seemacht erworben werden, iſt durchaus berechtigt. Es iſt 
unſere Sache, für uns ſelbſt zu ſorgen. Wir ſollen nicht ſchlechtere, 
ſondern beſſere Freunde des deutſchen Volkes ſein, weil es ſich klar 
erwieſen hat, daß das Volk der Haltung der Regierung zuſtimmt.“ 

Wir freuen uns dieſer würdigen und gerechten Auffaſſung der 
Lage durch den „Standard“ um ſo mehr, als, ſeit im November 1904 
dieſes große und vornehme Blatt von Mr. Pearſon aufgekauft wurde, 
wir es in die Reihen unſerer prinzipiellen Gegner übergehen ſahen. 
Daß der „Temps“ nicht gleiche Wege einſchlagen werde, ließ ſich vor— 
herſehen. Hatte er doch kurz vor den Wahlen nicht genug über den 
ſonderbar tollkühnen Traum (réve . . . . singulierement téméraire) des 
Reichskanzlers, Konſervative und Liberale zuſammenwirken zu laſſen, 
ironiſieren können. Selbſt während des Wahlkampfes werde das ſchwer— 
lich gelingen. Jetzt beruhigt ihn die Tatſache, daß im Zentrum ein 
ſtarker Gegner der Regierung zurückkehre, und Fürſt Bülow aus alter 
Zuneigung (.de Bulow reviendra ä ses premieres amours) mit ihm 
paktieren werde. Aber auch der „Temps“ muß zugeben, daß die Nieder- 
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lage des Sozialismus bei uns nicht nur eine lokale, deutſche, ſondern 
eine allgemeine Bedeutung habe. Es habe ſich gezeigt, daß eine Re— 
gierung, welche den Sozialiſten Widerſtand leiſte, nicht notwendig 
von ihnen über Bord geworfen zu werden braucht. Das ſollten ſich, 
ſo ſchließt der „Temps“, die kleinmütigen franzöſiſchen Radikalen merken. 

Die gleiche Mißgunſt und Verdrehung der Tatſachen zeigt der 
„Temps“ übrigens auch bei ſeiner Beſprechung des deutſch-däniſchen 
Vertrages vom 11. Januar 1907. Die Bedeutung des Vertrages 
iſt in ganz vortrefflicher Weiſe in der „Oſtdeutſchen Korreſpondenz“ 
von Profeſſor G. Buchholz folgendermaßen dargelegt worden: 
„Der 5. Artikel des Prager Friedens von 1866 übertrug die 
Rechte Sſterreichs an Schleswig-Holſtein auf Preußen, fügte 
aber hinzu, daß Nordſchleswig wieder an Dänemark fallen ſolle, 
wenn die Bevölkerung in freier Abſtimmung ſich dafür entſchiede. 
Obwohl dieſe Beſtimmung längſt, d. h. bereits im Jahre 1878, durch 
ein preußiſch-öſterreichiſches Abkommen aufgehoben iſt, hat ſie doch in 
der dänischen Preſſe und Agitation bis auf den heutigen Tag eine 
Rolle geſpielt. Man hat von dieſer Seite ſtets behauptet, daß die den 
Einwohnern von Nordſchleswig ſo feierlich gemachte Zuſage durch 
Oſterreichs Verzicht auf jenen Artikel 5 gar nicht rückgängig gemacht 
werden konnte. Und die däniſche Regierung iſt dieſer Auffaſſung bisher 
niemals entgegengetreten. Von um ſo entſcheidenderer Bedeutung iſt 
es, daß ſie ſich jetzt zu dieſem Schritte entſchloſſen hat. Nach den ein— 
leitenden Worten des Vertrages vom 11. Januar ſind die Grenzen 
zwiſchen Preußen und Dänemark feſtgeſtellt „durch den Wiener Frie— 
densvertrag vom 30. Oktober 1864 und durchdie Dispoſitionen 
die Se. Maj der König von Preußen und Se. Maj. 
der Kaiſer von Oſterreich im Verfolg des genannten 
Vertrages getroffen haben. Zu dieſen Dispoſitionen ge— 
hört aber ebenſowohl der Artikel 5 des Prager Friedens wie das preußiſch— 
öſterreichiſche Abkommen von 1878, durch das Oſterreich auf die 
Vornahme einer Volksabſtimmung über die Zu— 
gehörigkeit Nordſchleswigs verzichtet. Auch von 
ſeiten der däniſchen Regierung iſt damit der heutige Verlauf der deutſch— 
däniſchen Grenze als Definitivum anerkannt und jeder künftigen 
Agitation, die auf die Losreißung Nordſchleswigs vom Reiche aus— 
gehen ſollte, der moraliſche Rückhalt entzogen.“ 


EL 


Buchholz weiſt dann noch auf den Teil der Einleitung des Ver— 
trages hin, in dem beide vertragſchließenden Mächte erklären, ſie ſeien 
von dem übereinſtimmenden Wunſche beſeelt, „die in gewiſſen Be— 
völkerungskreiſen inſonderheit in bezug auf ihre Staatsangehörigkeits— 
verhältniſſe beſtehende Beunruhigung“ beſeitigt zu ſehen, „und machten 
ſich anheiſchig, in ihrem Staatsgebiete im Rahmen der Geſetze ihres 
Landes zu dieſem Ziele in jeder Weiſe zu wirken.“ 

Nun ſollte man annehmen, daß damit jeder weitere Zweifel über 
die Herſtellung eines Definitivums beſeitigt ſein müßte. Das iſt auch 
die Auffaſſung, die in Dänemark von der Preſſe vertreten wird. „Es 
ſcheint — ſchreibt „Politiken“ — daß hier in Dänemark in allen Kreiſen 
einſtimmig Zufriedenheit herrſcht mit dem bedeutungsvollen Ereigniſſe, 
durch das 12 000 Optantenkindern in Nordſchleswig die Naturaliſation 
geboten wird, und wodurch zugleich eine Stärkung des nationalen Dänen— 
tums dort Platz greift. Liberale und Konſervative erkennen voll Genug— 
tuung das geſchickte Manöver der däniſchen Regierung an, die ein ſo 
günſtiges Reſultat zu zeitigen wußte, durch freundſchaftliche Verhand— 
lungen mit Deutſchland über ein Gebiet, über welches früher der Reſt 
Schweigen war.“ Ebenſo haben die bisher die Agitation führende „Vort 
Land“ und „Nationaltidende“ſichganzauf den Boden des Vertragesgeſtellt. 

Aber das Organ von Herrn Hebrard hält es auch hier für nützlich, 
mit einer deutſchfeindlichen Interpretation dazwiſchen zu fahren: 
„Man könnte bemerken, daß das Völkerrecht ſich nicht vorſchreiben läßt, 
und daß die Bewohner von Schleswig, heute wie ehemals, das Recht 
behalten, das Plebiszit zu fordern, das ihnen vor 41 Jahren verſprochen 
wurde. Auch könnte man hinzufügen, daß die deutſche Interpretation 
ſehr dehnbar iſt und daß die Regelung eines juriſtiſchen Punktes nicht 
ſo weite Induktionen rechtfertigt.“ Wir verſtehen den Gedankengang 
des „Temps“ durchaus, er birgt einen weiteren Proteſt in ſich — aber 
das Vergnügen können wir ihm gönnen, und ebenſo die certaine tris- 
tesse, welche ihm die „Reſignation“ Dänemarks bereitet. Haben wir 
doch oben geſehen, daß man in Dänemark der Regierung zu ihrem Ge— 
ſchick und zu dem günſtigen Reſultat, das ſie erreicht hat, Glück wünſcht! 

Da wir gerade von Frankreich reden, mag hier auf einige intereſſante 
Außerungen des franzöſiſchen Miniſters des Auswärtigen, Herrn Pichon, 
über die bevorſtehende Haager Konferenz hingewieſen werden. Die Frage 
wird ja bald aktuell, da eben jetzt der ruſſiſche Völkerrechtslehrer Martens 
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Europa bereiſt, um ſich über die Stimmung und Wünſche der einzelnen 
Regierungen zu orientieren und danach dem Zaren Vortrag über die Ma— 
terie zu halten, gleichzeitig aber auch Mr. Stead auf Abrüſtungsreiſen iſt. 

Mr. Pichon iſt nämlich von einem Korreſpondenten der „Tribune“ 
interviewt worden, der wiſſen wollte, wie der Miniſter über die Aus— 
ſichten der bevorſtehenden Konferenz denke. — Der Miniſter gab eine 
nicht mißverſtändliche Auskunft. Er ging von Herrn Martens Rundreiſe 
aus und knüpfte daran die Bemerkung, daß es gewiß in ganz Europa 
keine Macht gäbe, der es nicht erwünſcht wäre, die drückende Laſt der 
Rüſtungen zu Waſſer und zu Lande zu vermindern. „Aber,“ fuhr er 
fort, „wie läßt ſich eine ſolche Minderung erreichen? Wo ſind die prak— 
tiſchen Mittel, ſie durchzuführen? Iſt es wirklich nützlich und notwendig, 
die Frage auf der nächſten Konferenz zu diskutieren? Gerade das iſt 
die Frage, welche die verſchiedenen Regierungen ſtudieren. Es wäre 
deshalb für mich ſchwer, im gegenwärtigen Augenblick vorherzuſagen, 
wie die Antworten lauten werden, was die europäiſchen Regierungen 
und auch, was Frankreich tun wird. Ich kann meine Meinung nur auf 
die allgemeine Tendenz gründen, die ſo augenſcheinlich im Intereſſe 
der Humanität und Ziviliſation liegt, daß ſich darüber nicht ſtreiten läßt.“ 
Der Korreſpondent der „Tribune“ zieht daraus den Schluß, daß Frank— 
reich die Beſtrebungen Englands unterſtützen werde, und daß der Miniſter 
glaube, daß die Konferenz einen weiteren Schritt vorwärts tun werde, 
um den Ausbruch von Kriegen zu verhindern. Mr. Pichon ſei überzeugt, 
daß es nur ſehr wenige Fälle gäbe, in denen der Krieg „notwendig“ 
ſei. Dieſer letzteren Meinung ſind wir auch. Sie beweiſt aber leider 
gar nichts für die Frage nach der Möglichkeit einer Abrüſtung. Wir haben 
gerade in letzter Zeit ſehr nachdrückliche Erklärungen von England und 
Frankreich gehört, daß ſie an keine Minderung ihrer Flotte reſp. ihres 
Heeres denken. Das Entſtehen der „Dreadnoughts“ in England hat 
ſofort den Bau größerer Schlachtſchiffe in Amerika und Japan zur 
Folge gehabt, und genau dasſelbe gilt von allen übrigen Gebieten der 
Kriegstechnik. Man könnte ſich allenfalls noch vorſtellen, daß einmal 
auf Grund einer Vereinbarung eine gleichmäßige Herabſetzung der 
Rüſtungen der europäiſchen Mächte ſtattfindet, und daß ſie wirklich 
(nach einer noch nicht gefundenen Gleichungsformel) gewiſſenhaft aus— 
geführt wird. Aber Europa iſt heute nicht mehr die Welt, und wer 
vermag eine Garantie dafür zu übernehmen, daß nicht an anderer 
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Stelle ein bewaffneter Ehrgeiz ſich erhebt, der ſich dieſen Moment der 
Schwächung zunutze macht. Es kommt aber noch ein Weiteres hinzu. 
Denken wir uns die Abrüſtung vollzogen und das Gleichgewichtsver— 
hältnis der Mächte hergeſtellt, ſo würde genau dasſelbe eintreten, was 
geſchehen müßte, wenn heute alles Eigentum zu gleichen Teilen ver— 
teilt würde. Schon morgen wäre die Ungleichheit wieder da. Endlich 
ſtellen zwei gleich bewaffnete und an Kopfzahl gleiche Truppenkörper 
oder zwei gleich ſtarke Schiffe noch lange nicht identiſche Kräfte dar. 
Das Entſcheidende iſt ſchließlich die ſittliche Kraft, die in Selbſtzucht, 
Disziplin, Aufopferungsfähigkeit und Vaterlandsliebe ihren Ausdruck 
findet. Das aber läßt ſich ebenſowenig egaliſieren, wie ſich die Intelli— 
genzen egaliſieren laſſen, was — wir erinnern uns nicht, welchem fran— 
zöſiſchen Kommuniſten — als die Vorbedingung aller Glückſeligkeit 
erſchien. In all dieſen Beſtrebungen läuft neben wohlwollendem aber 
unklarem Idealismus viel Heuchelei her. Ein Staat hat zunächſt für 
die Sicherheit ſeiner Grenzen zu ſorgen, erſt wenn das geſchehen iſt, 
kann er ſeinen anderen ſittlichen Pflichten gerecht werden. Das hat 
Deutſchland durch ein volles Jahrtauſend erfahren, und da wir derjenige 
Staat ſind, der mehr exponiert iſt als jeder andere, wäre es politiſcher 
Selbſtmord, wenn wir einem unklaren Beglückungswahn zuliebe die 
ſicherſte Bürgſchaft für die Behauptung unſerer heiligſten Güter aus 
den Händen geben wollten. Der Friede iſt der Güter höchſtes nicht; 
daß wir ihn als ein hohes Gut ſchätzen und zu wahren wiſſen, haben wir 
bewieſen, und ebenſo haben wir bewieſen, daß wir das gute Recht 
anderer achten und ſchonen. Und dabei, jo meinen wir, wird es auch 
ferner bleiben. Die vornehmſte Aufgabe des Haager Kongreſſes iſt, ſo 
weit möglich den Krieg zu humaniſieren, wir zweifeln nicht daran, 
daß er auch andere internationale Humanitätsfragen in ſegensreicher 
Weiſe fördern kann, aber ein Allheilmittel erwarten wir nicht von ihm. 

Es iſt nicht unmöglich, daß die Niederlage der deutſchen Sozialdemo— 
kratie auch in günſtigem Sinne auf die inneren ruſſiſchen Verhältniſſe 
einwirkt. Sie iſt, faſt könnte man ſagen, ein Teil der ruſſiſchen Revolution 
geweſen. Sie hat ſie mit Geld unterſtützt (noch kürzlich ſind von ihr 
25 000 Mark nach Lodz geſchickt worden, während die engliſchen und 
franzöſiſchen Sozialiſten jede Unterſtützung der Lodzer „Genoſſen“ 
ablehnten), ſie hat ihre Führer geſchult, ſie hat Emiſſäre —awie Roſa 
Luxemburg — nach Rußland geſchickt, ſie hat anarchiſtiſche Mörder als 


„Helden“ und „Märtyrer“ gefeiert. Und wie vieles von ihrer Tätigkeit 
iſt uns noch verborgen geblieben? Nun glauben wir zwar nicht, daß 
der „Vorwärts“, als Organ der Partei, in Zukunft mit ſeinen Sym— 
pathien zurückhalten wird. Aber die Wirkung dürfte geringer werden 
und auch in Rußland den Ordnungsparteien der Mut wachſen. Zu— 
nächſt läßt ſich freilich ein ſicheres Urteil über die Zuſammenſetzung der 
künftigen Duma, trotz der allmählich bekannt werdenden Liſten der 
Wahlmänner, nicht gewinnen. Was auffällt iſt, daß in weiten Gebieten 
die Beteiligung an den Wahlen ſehr gering iſt und daß zweitens die 
extreme Rechte erheblich an Boden gewinnt. So wird unſer Pro— 
gnoſtikon, daß im weſentlichen die Extremen von rechts und links ein— 
ander gegenüberſtehen werden, immer wahrſcheinlicher. Dieſe Kom— 
bination aber wäre außerordentlich gefährlich, da ein großer Teil der 
„wahrhaft ruſſiſchen“ Männer überhaupt für die Rückkehr zum un— 
beſchränkten Abſolutismus eintreten will. Ihr Sieg wäre um ſo mehr 
ein Unglück, als auch in ihren Reihen gewalttätige und unlautere Ele— 
mente ſtark vertreten ſind. Wird doch immer wahrſcheinlicher, daß der 
Abgeordnete Herzenſtein in der Tat von Anhängern dieſer Partei er— 
mordet worden iſt. Natürlich kann die Partei als ſolche nicht dafür ver— 
antwortlich gemacht werden, wie es jetzt Tag für Tag von ſeiten der 
Kadetten geſchieht, aber das eine kann wohl als ſicher gelten, daß ſie 
ebenſo unfähig iſt zu regieren wie die weit beſſer gebildeten Kadetten 
es waren. Jedenfalls bleibt die Regierung in außerordentlich ſchwieriger 
Lage. Sie hat zwar das Land äußerlich beruhigt, viel Gutes getan, 
redlich gearbeitet und die Vorausſetzungen für eine wirkliche Reform— 
arbeit für die neue Duma geſchaffen. Aber doch nur, wenn ſie Männer 
in der Duma vorfindet, die arbeiten wollen und arbeiten können. 
Und daran, fürchten wir, wird es fehlen. Es kommt dazu, daß einzelne 
der Regierung naheſtehende Perſönlichkeiten ſich heillos kompromittiert 
haben, wie der übrigens noch keineswegs entſchiedene Prozeß Gurko— 
Lydval zeigt. Dagegen iſt es dem Finanzminiſter gelungen, ein günſtiges 
Budget für 1907 feſtzuſtellen, und die Einnahmen für 1906 haben wider 
Erwarten den Voranſchlag weit überſtiegen. Auch ſcheint das ausländiſche 
Kapital wieder den Mut gefunden zu haben, in Rußland zu arbeiten. 
Ein franzöſiſches Syndikat, an deſſen Spitze kein Geringerer als der 
frühere franzöſiſche Miniſterpräſident Rouvier ſteht, ſoll die Konzeſſion 
zu einer Waggonfabrik bei der Station Nikitewka der Katharinenbahn 
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erhalten haben. Dieſe Bahn, die durch die Kohlenfelder des Dongebietes 
läuft, ſoll gleichfalls in die Hände eines franzöſiſchen Konſortiums 
übergehen, das zugleich eine neue kürzere Linie bauen will und 
das als Garantie 20 Mill. Pfd. St. hinterlegen ſoll. Dann wird 
unter ähnlichen Bedingungen über die Anlage einer elektriſchen Bahn 
zwiſchen Tiflis und Batum verhandelt. Endlich geht in den Moskauer 
Finanzkreiſen das Gerücht um, daß ein Syndikat ausländiſcher 
Kapitaliſten gegen ein Garantiedepoſitum von mehreren 100 Millionen 
Rubeln eine ganze Gruppe von Staatseiſenbahnen übernehmen 
ſolle. Der Finanzminiſter Kokowzew werde in Paris erwartet, um 
das Geſchäft zum Abſchluß zu bringen. Das alles berichtet der Peters— 
burger Korreſpondent der „Tribune“. Wir ſind nicht in der Lage, dieſe 
Nachrichten auf ihre Zuverläſſigkeit zu kontrollieren, wiſſen aber, daß 
neben dem franzöſiſchen auch engliſches und amerikaniſches Kapital in 
Rußland zu arbeiten bemüht iſt. 

Es finden immer noch zahlreiche Morde und Raubanfälle ſtatt. 
Dabei wird mit unerhörter Frechheit vorgegangen. In Warſchau ſchicken 
die Banken die Geldzahlungen, die bei ihnen zu erheben ſind, unter 
Begleitung einer bewaffneten Eskorte ihren Kunden ins Haus, damit 
dieſe nicht unterwegs ermordet oder beraubt werden. In Charopna 
wurde kürzlich noch bei Tage ein Juwelierladen ausgeplündert und 
Prezioſen im Werte von 200 000 Rbl. geraubt uſw. In den baltischen 
Provinzen iſt es ruhiger geworden. Man fängt an, die niedergebrannten 
Gutsgebäude wieder aufzubauen, aber Libau iſt nach wie vor ein Anar— 
chiſtenneſt und ganz unſicher. Der franzöſiſch-polniſche Hiſtoriker Walis— 
zewski, der kürzlich Rußland bereiſt hat, veröffentlicht in der „Nowoje 
Wremja“ ſeit längerer Zeit eine Reihe von Feuilletons, die ein ruhiges 
und ſelbſtändiges Urteil zeigen. Er ſieht im großen und ganzen peſſi— 
miſtiſch in Rußlands Zukunft. Die letzte dieſer Betrachtungen beſchäftigt 
ſich mit den Kadetten, alſo mit der führenden Intelligenz der Revolution, 
und kommt zu dem folgenden niederſchmetternden Schlußreſultat: 
„Ich fürchte für die Zukunft der Ziviliſation, wenn ſie in Abhängigkeit 
geſetzt wird von den Erfolgen einer ſolchen Partei.“ 

Auch der alte Leo Tolſtoi hat ſich wieder hören laſſen. Dieſes Mal 
apoſtrophiert er die ruſſiſche Regierung in der „Revue bleue“, um 
ſie zur Verwirklichung ſeiner Theorien zu bewegen. Er wirft dabei die 
Frage auf, ob nicht Rußland zerfallen werde, wenn die Bauern ſeinem 
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Rate folgen und weder Abgaben zahlen noch Rekruten ſtellen und über— 
haupt ſich allen Forderungen des Staates entziehen. Die Antwort 
lautet: „Meiner Meinung nach iſt dieſe große Sammlung von Völkern, 
die man Rußland nennt, für die Bauern und Arbeiter nicht nur nicht 
notwendig, ſondern ihren Intereſſen direkt ſchädlich und die Haupt— 
quelle ihres Unglücks. Wenn man euch durch Abgaben bedrückt, wenn 
man euch für ungeheure Anleihen zahlen läßt, wenn man euch euere 
Söhne nimmt, um ſie gegen Leute fechten zu laſſen, die euch nichts 
angehen, ſo geſchieht das alles nur, weil man Polen, den Kaukaſus, 
Finnland, Turkeſtan, die Mandſchurei und andere Völker unter einer 
Oberherrlichkeit zuſammenhalten will. Rußland, das ihr durch eueren 
Gehorſam aufrechterhaltet, iſt nicht nur ein großes Übel, ſondern 
dazu noch eine große Sünde. Denn um Rußland zu erhalten, muß 
man die Kaukaſier, Litauer, Armenier und Tataren zwingen zu leben, 
wie die Regierung will und nicht wie ſie ſelbſt wollen.“ Man kann ſich 
denken, wie dieſe Logik auf den unkultivierten Verſtand des ruſſiſchen 
Bauern wirkt. Wie es in dieſen Köpfen ausſieht, mag der folgende 
kürzlich im Dorf Jegorjewski, Gouvernement Kiew, geſchehene Fall 
zeigen. Im Dorf wurde ein Mann beerdigt. In der Nacht nach der 
Beerdigung kam der Totengräber entſetzt zum Dorfgeiſtlichen gelaufen 
und ſagte ihm, daß der Tote im Grabe ſchreie. Die Nachricht verbreitete 
ſich ſogleich im Dorfe, und das Volk ſammelte ſich um das Grab, aus 
dem dumpfe verzweifelte Rufe hervortönten. Die Bauern ſchloſſen 
daraus, daß der Mann ein Zauberer geweſen ſei und daß man, um ihn 
zu beruhigen, einen Eſpenpflock durch das Grab ſchlagen müſſe. Aber 
dieſe Anſicht drang zum Glück nicht durch, und man beſchloß, den Popen 
aufzufordern „das Grab öffnen zu laſſen. Der Pope erklärte aber, das 
dürfe er nicht ohne vorherige Erlaubnis der Urjädnik. Dieſer wiederum 
wollte einen ſchriftlichen Befehl vom Stonowoi (beides Dorfpolizei— 
inſtanzen), und ſo dauerte es 24 Stunden, ehe das Grab geöffnet wurde. 
Merkwürdigerweiſe fand man den Begrabenen noch am Leben, wenn 
auch in entſetzlichem Zuſtande. Die Erde, die gefroren war, war ſo wenig 
feſt und ſo oberflächlich über die Grube gehäuft und der Sarg ſo ſchlecht 
gearbeitet, daß der Unglückliche genügend Luft zum Atmen hatte. Das 
iſt ein echt ruſſiſches Dorfbild. Aberglauben, Scheu vor Verantwortung, 
Formalismus und Liederlichkeit bei jeder Verrichtung. Und das will 
das allgemeine geheime direkte Wahlrecht haben! 


31. Januar. Rußland beginnt die Mandſchurei zu räumen. 
3. Februar. König Eduard VII. in Paris. 
5. Februar. Kundgebung der japaniſchen Regierung in Sachen der Schulfrage in San Franzisko. 


6. Februar 1907. 

Im „Cri de Paris“ iſt der Bericht über eine angebliche Unterredung 
des franzöſiſchen Miniſterpräſidenten Clemenceau mit dem Fürſten 
Radolin veröffentlicht, die ſich mit unſerer Wochenſchau vom 16. Januar 
beſchäftigt. Herr Clemenceau habe ſich „mit jener Schärfe, die ihm eigen— 
tümlich iſt,“darüber beklagt, daß, während man ihm offiziell ſchön tue 
(vous nous faites des „mamours'), der Verfaſſer jener Wochen— 
ſchau „ihn hinterrücks attakiert habe“ uſw. Nun kann jene angebliche 
Unterredung nur unter vier Augen zwiſchen Clemenceau und dem Fürſten 
Radolin ſtattgefunden haben, und da es undenkbar ſcheint, daß einer 
von beiden ein Geſpräch politiſchen Charakters in die Preſſe bringt, 
halten wir bis auf weiteres daran feſt, daß wir es entweder mit einer 
freien Erfindung zu tun haben, oder mit einem unkontrollierbaren durch 
Hintertreppen vermittelten „on dit“. Und das um jo mehr, als die 
inkriminierte Wochenſchau in Anlaß überaus heftiger Angriffe auf 
Herrn Clemenceau, die in dem Buch des Franzoſen Briant, „einem 
neuen Sedan entgegen,“ erſchienen waren, keineswegs Herrn Clemen— 
ceau angegriffen, ſondern wörtlich geſagt hatte, „der offene Hin weis 
auf die angeblichen Kriegspläne Clemenceaus iſt nicht ohne 
weiteres mit Geringſchätzung zu übergehen. Die entſchieden feindſelige 
Haltung des „Temps“, der ſeit einiger Zeit einen direkt provozie— 
renden Ton anſchlägt, deutet auf Abſichten hin, die jedenfalls nicht dazu 
angetan ſind, die Beziehungen zwiſchen Deutſchland und Frankreich 
zu beſſern, denn daß der „Temps“ Organ des Quai d'DOrſay iſt, 
ſteht feſt und wird auch von keiner Seite beſtritten“. Davon haben wir 
um ſo weniger ein Wort zurückzunehmen, als der „Temps“ ſeither — wie 
wir noch jüngſt nachgewieſen haben — ſeine Haltung keineswegs geändert 
hat, ſondern noch ſpäter ſeine unpaſſenden Angriffe auf den Reichs— 
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kanzler fortſetzt. Daß aber auch in dieſem Fall das „Berliner Tageblatt“ 
für das Ausland Partei ergreift, nimmt uns nicht wunder. Es iſt nur 
eine Fortſetzung der Haltung, die Herr Wolf, als er noch Pariſer Korre— 
ſpondent des Blattes war — ſein inzwiſchen vollzogenes Avancement 
war uns leider entgangen — während des ganzen Verlaufes der Marokko— 
kriſis eingenommen hat. Die kindliche Anſchauung, daß die Wochen— 
ſchauen der „Kreuz-Zeitung“ die Anſichten hochſtehender Perſönlich— 
keiten wiedergeben, iſt keiner Widerlegung wert, ſie ſpricht nur für die 
Naivetät derjenigen, die ſie in Umlauf ſetzen. Es hat niemals irgend 
jemand vorher gewußt, was, worüber und wie die Wochenſchau ſchreiben 
werde. Für uns iſt dieſes Kurioſum hiermit erledigt, ob auch für andere, 
kann uns gleichgültig ſein. 

Wir haben der letzten Miniſterkriſen in Spanien keine Erwähnung 
getan, weil das Aufrichten und Niederwerfen der Miniſterien eine der— 
artige Unſicherheit der politiſchen Kombinationen zeigte, daß wir den 
Leſern nicht zumuten konnten, ſich jedesmal in die neuen Programme 
der neuen Miniſterpräſidenten zu vertiefen. Jetzt, da das fonjervative 
Miniſterium Maura ſich nach vier vorausgegangenen liberalen Miniſterien 
konſtituiert hat, läßt ſich hoffen, daß eine Periode ſtabilen politiſchen 
Lebens eintreten wird. Die liberalen Miniſterien konnten ſich, auch 
abgeſehen von den Rivalitäten, die ſich im liberalen Lager bekämpften, 
nicht behaupten, weil ſie alleſamt den Verſuch machten, die franzö— 
ſiſche Kirchenpolitik auf ſpaniſchen Boden zu übertragen. Der neue 
Miniſterpräſident, der nicht klerikal, aber konſervativ iſt, hat ſich nun 
entſchloſſen, mit dieſer Politik entſchieden zu brechen und ſich auf den 
Boden der Tatſachen zu ſtellen. Die aber weiſen darauf hin, daß die 
ungeheure Majorität der Spanier ſich den Zuſammenhang mit dem 
Vatikan nicht rauben laſſen und nur ſolche Reformen auf kirchlichem 
Gebiet annehmen will, die die Billigung des Papſtes gefunden haben. 
Daß dieſe Haltung der ſpaniſchen Regierung nicht den Beifall der trei— 
benden Elemente in Frankreich findet, iſt ja begreiflich, aber man tröſtet 
ſich damit, daß in allen Fragen auswärtiger Politik Spanien feſt an 
Frankreich und England gebunden ſei, was ja richtig iſt, und meint, 
gerade in den Konſervativen eine feſtere Stütze dieſer Kombination zu 
finden, als das Miniſterium Canalejas ſie bieten konnte. Übrigens 
ſcheint ſich in Frankreich erfreulicherweiſe, trotz der überaus ſcharfen 
und im Prinzip ganz ablehnenden Haltung der Kurie und der Biſchöfe, 
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ein modus vivendi vorzubereiten, der der Bevölkerung möglich machen 
wird, ihren religiöſen Bedürfniſſen gerecht zu werden. Auch der jüngſte 
Zuſammenſtoß von Briand und Clemenceau, der einen Augenblick — aber 
auch nur einen Augenblick — einen Riß im Miniſterium zu bedeuten 
ſchien, hat im Effekt nur die Wahrſcheinlichkeit geſteigert, daß eine 
Verſtändigung, nach der im Grunde alles verlangt, zu ſtande kommen 
wird. Das neueſte Rundſchreiben Briands gibt die Wege an, auf denen 
es ſich erreichen läßt; aber allerdings, es legt die Entſcheidung in die 
Hände der Gemeinderäte, und die Form der Nutznießungsverträge, 
welche die Kirchen den Gläubigen öffnen, entſpricht nicht dem von 
den Biſchöfen verlangten Schema. So bleibt immer noch zweierlei 
möglich: daß ſich Gemeinderäte finden, die nicht bereit ſind, die Kirchen 
unter den vorgeſchriebenen Bedingungen zu öffnen, oder aber, daß die 
Biſchöfe auf ihrem Ultimatum beharren. Aber, wie geſagt, für wahr— 
ſcheinlich halten wir weder das eine noch das andere, nachdem der erſte 
Schritt zu einem erträglichen Nebeneinander geſchehen iſt. 

Großes Intereſſe haben die Mitteilungen erregt, die Herr v. Martens, 
der ruſſiſche Bevollmächtigte für die nächſte Haager Konferenz, Herrn 
Georges Villiers (mit ſeinem rechten Namen Tardieu und ehemaliger 
politiſcher Redakteur des „Figaro,“ bevor Herr Neton dieſe Stellung 
erhielt) vom „Temps“ gemacht hat. Herr v. Martens hat, wie er hervor— 
hebt, ſich gern über Zweck und Verlauf ſeiner Reiſe befragen laſſen, 
ſchon um die Mißverſtändniſſe wegzuräumen, die in der Preſſe um— 
liefen. Daß es gerade Rußland je, das die Initiative zur Berufung der 
Konferenz ergriffen habe, könne nicht wundernehmen. Es folge darin 
einer ehrenvollen Überlieferung, die auf Katharina II. zurückgehe, 
1856 in Paris, 1874 in Brüſſel wieder aufgenommen wurde und endlich 
1899 im Haag zu der erſten „Friedenskonferenz“ führte. Hier knüpfe 
man jetzt an, und zwar habe Rußland, als es im letzten Frühjahr ſeine 
Aufforderung zu der zweiten Konferenz ausgehen ließ, ſich nicht nur 
an die Teilnehmer der erſten, ſondern an alle Mächte ohne jede Aus— 
nahme gewandt. Auch habe man ein ganz feſtes Programm mitzu— 
bringen: wie z. B. Verbeſſerungen des Modus der friedlichen Beilegung 
internationaler Streitigkeiten und der den Landkrieg betreffenden 
Konventionen, über den Seekrieg ſei eine neue Konvention auszuar— 
beiten uſw., lauter Fragen, die auf keinen Widerſpruch geſtoßen 
ſeien. 
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Nun hätten aber die Kabinette von London und Waſhington die 
Abſicht geäußert, Probleme zur Verhandlung einzubringen, von welchen 
die ruſſiſche Regierung aus guten Gründen abgeſehen habe: erſtens die 
Einſchränkung der Rüſtungen, zweitens die Drago-Doktrin. Die Ein— 
ſchränkung der Rüſtungen vor die Konferenz zu bringen, habe Campbell— 
Bannerman in einer bekannten Rede verſprochen, und auch der Prä— 
ſident Rooſevelt habe ſich ähnlich geäußert. Die Drago-Doktrin beitreite 
das Recht, von den Republiken Südamerikas gewaltſam Schulden bei— 
zutreiben, und der Präſident der Vereinigten Staaten wünſche auch 
dieſes Problem zur Verhandlung der Konferenz geſtellt. 

Nur glaube er, Martens, daß ſich über beides, namentlich aber über 
die Einſchränkung der Rüſtungen, ein praktiſches Reſultat nicht werde 
erreichen laſſen, Rußland und eine große Zahl anderer Mächte ſei gleicher 
Anſicht, er erinnere ſich auch, daß Léon Bourgeois und ſeine Kollegen 
1899 darin einer Meinung waren. Aber Rußland werde ſich nicht ſträuben, 
eventuell auch dieſe und jene andere Frage zur Verhandlung zu ſtellen. 
Nur wünſche es keine Überraſchungen und keine Plötzlichkeiten. Derartiges 
zu verhindern, ſei der eigentliche Zweck ſeiner Miſſion. „Wir haben“ 
— ſchloß Herr v. Martens — „von einer Limitierung der Rüſtungen nicht 
geſprochen und werden es auch nicht tun, weil wir der Meinung ſind, 
daß dieſes ſo intereſſante Problem noch nicht reif iſt, und weil wir wiſſen, 
daß mehrere Mächte — ſpeziell (notamment) Deutſchland — nicht 
wünſchen, daß man darüber verhandele. Wir werden das Recht Eng— 
lands oder der Vereinigten Staaten oder jeder anderen Macht reſpek— 
tieren, wenn ſie verlangen, daß dies Problem auf die Tagesordnung 
geſetzt werde. Nur werden wir uns bemühen — und daran arbeite ich —, 
die Vorbedingungen zu präziſieren, unter denen dieſes von Rußland 
nicht vorgeſehene Problem von anderen eventuell zur Sprache gebracht 
wird. Ich brauche wohl nicht zu ſagen, daß mir daran liegt, Paris nach 
voller Verſtändigung in der Hauptſache wie in den Einzelheiten mit 
Herrn Pichon zu verlaſſen. Frankreich und Rußland haben 1899 mit 
Nutzen zuſammengearbeitet. Ich hoffe, das wird in Zukunft ebenſo 
ſein. Aber ich bin überzeugt, daß man praktiſche Arbeit machen und 
ſich nicht zu weite Ziele ſtecken ſollte (ne pas trop embrasser).“ 

Man kann für dieſe orientierenden Ausführungen nur dankbar 
ſein. Namentlich die Reviſion der Probleme des Seekrieges iſt im höchſten 
Grade wünſchenswert. Die Fata der ruſſiſchen Flotten während des 
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letzten Krieges haben es ja erwieſen, daß die jetzt geltenden und ſpeziell 
von England vertretenen Grundſätze unhaltbar ſind. Auch ſteht noch 
in friſcher Erinnerung, daß gerade Frankreich ſich über ſie hinwegſetzte. 
Auch die Doggerbankaffäre, ſowie die Rolle der freiwilligen Flotte 
Rußlands im Perſiſchen Golf, haben auf Unklarheiten hingewieſen, 
die notwendig aufgehellt werden müſſen. Unverſtändlich iſt uns nur 
jenes „notamment l'Allemagne“ von Herrn v. Martens, nachdem er 
eben erſt an Herrn Bourgeois Abneigung gegen eine Limitierung der 
Rüſtungen exemplifiziert hat, und nach all den lauten Erklärungen, die 
in ähnlichem Sinne in der franzöſiſchen Kammer und ebenſo in England 
abgegeben worden ſind. Man könnte beinahe glauben, daß er nach 
deutſcher Seite hin ein Kompliment machen wollte, da er unſerer Stimme 
ſo viel größeres Gewicht beilegt als der der anderen. Im allgemeinen 
läßt ſich wohl jagen, daß die Frage des Mehr oder Weniger der Rüſtungen 
ſtets in Abhängigkeit von der beſonderen Lage ſteht, in welcher ſich die 
Nation befindet, der man einen ſolchen Schritt zumutet. 1899 wären 
weder Rußland noch Japan dafür zu haben geweſen, von der äußerſten 
Anſpannung ihrer Kräfte abzuſtehen, und wenn man ſich die paſſenden 
Jahre auswählt, gilt das von jeder anderen Macht in gleichem Maße 
Der Kriegslärm, der in den letzten Wochen infolge der amerikaniſch— 
japaniſchen Differenzen gemacht worden iſt, ſcheint uns den Charakter 
von amerikaniſchen Börſenmanövern zu tragen. Die beiderſeitigen 
Regierungen haben daran keinen Anteil, ſie ſcheinen vielmehr ſehr 
ernſtlich bemüht, einen freundſchaftlichen Ausgleich zu finden. Es iſt 
ſchlechte Arbeit der gelben Preſſe, die Phantaſien zu erhitzen, und mehr 
als das; wer von den ſteten Gefahren phantaſiert, ruft ſie ſchließlich 
herbei. Inzwiſchen ſehen wir, wie die ruſſiſch-japaniſchen Gegenſätze, 
von denen gleichfalls ein ungeheures Weſen gemacht wurde, ſich in 
aller Ruhe ausgleichen. Die am 28. Januar von der ruſſiſchen Tele— 
graphenagentur verbreitete Nachricht von der beſchleunigten Räumung 
der noch von ruſſiſchen Truppen beſetzten Teile der Mandſchurei findet 
als beruhigendes Moment auch einen Widerhall in Japan. In Ruß— 
land meint man damit auch einen erſten Schritt zur Erneuerung der 
durch die Ereigniſſe der letzten Jahre arg getrübten ruſſiſch-chineſiſchen 
Freundſchaft getan zu haben. In dieſem Sinne hat Kaiſer Nikolaus II. 
ſich ausgeſprochen, und die japaniſche Regierung hat erklärt, daß ſie 
die Aufrichtigkeit und Friedfertigkeit Rußlands, die in dieſem Entſchluß 
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zum Ausdruck komme, ſehr wohl zu ſchätzen wiſſe. Auch hat in der Tat 
Rußland wichtigere Dinge zu tun, als Poſitionen zu behaupten, die 
prinzipiell aufgegeben ſind, während andererſeits gute Beziehungen 
zu China, ſelbſt wenn ſie — was nicht der Fall iſt — unter Opfern er— 
kauft werden müßten, für die aſiatiſche Stellung Rußlands heute von 
höchſter Wichtigkeit ſind. Aber das alles tritt an Bedeutung zurück 
vor der ungeheuren Wichtigkeit, welche dem Ergebnis der Dumawahlen 
zukommt. Dieſe Wahlen ſind noch nicht abgeſchloſſen, ſondern haben 
bisher nur einen Teil der Wahlmänner feſtgeſtellt. Die bekannt ge— 
wordenen Zahlen ſind ohne Zweifel trügeriſch. Richtig dürfte wohl 
nur die Zählung der Monarchiſten (3222) ſein, während ganz unſicher 
iſt, was eigentlich die politiſche Richtung der ſogenannten „Gemäßigten“ 
(5380) iſt, die als „Linksſtehende“ (2776) Bezeichneten ſind aber ohne 
Ausnahme Revolutionäre. Während nun offiziell angenommen wird, 
daß die „Gemäßigten“ ſich den Monarchiſten anſchließen werden, be— 
haupten die radikalen Zeitungen das Gegenteil. Die „Rjetſch“ ſucht 
das durch eine Reihe draſtiſcher Beiſpiele zu belegen. Die offizielle 
Petersburger Telegraphenagentur meldet z. B. aus dem Gouverne— 
ment Minsk, die Kleingrundbeſitzer hätten keinen Wahlmann der Linken 
gewählt, die Prüfung der Originaltelegramme ergibt dagegen, daß im 
Kreiſe Boriſſow allein über 10 Mitglieder der Linken gewählt ſind. 
Aus vier Kreiſen des Gouvernements Moskau meldet die Agentur: 
es ſind 74 Wahlmänner gewählt worden, darunter 46 Gemäßigte und 
23 Monarchiſten. Die beim Generalgouverneur eingelaufenen Daten 
aber ſind: 18 Kadetten, 27 Progreſſiſten, 3 Gemäßigte und 21 Rechte. 
Es liegt auf der Hand, daß hier die Kadetten und die Progreſſiſten von 
der Agentur zu den Gemäßigten gerechnet ſind. Und ſolcher Beiſpiele 
wird eine lange Reihe aufgeführt. Man darf wohl den Schluß daraus 
ziehen, daß die oben angeführten Ziffern ſehr wenig ſagen. Vielfach 
wird angenommen, die „Gemäßigten“ ſeien die Frucht des loyalen 
Eifers der Berichterſtatter, in Wirklichkeit aber würden ſie der Oppoſi— 
tion zuzurechnen ſein. Unter der Bezeichnung Monarchiſten ſind eben— 
falls disparate Elemente zuſammengefaßt. Einerſeits die „Partei des 
17. Oktober“, andererſeits die „wahrhaft ruſſiſchen Leute“, unter denen 
ſich, wie unſere Leſer wiſſen, auch ſehr bedenkliche Elemente verbergen. 
Nimmt man hinzu, wie unbedenklich in Rußland überhaupt mit ſtatiſti— 
ſchen Daten verfahren wird, und wie wenig gewiſſenhafte Genauigkeit 
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im Blut der Ruſſen liegt, jo kommt man zum Schluß, daß das wirkliche 
Ergebnis der Wahlen ſich erſt wird erkennen laſſen, wenn die Verſamm— 
lung ſich im Palais Potemkin zuſammengefunden haben wird. An der 
ehrlichen Abſicht des Miniſterpräſidenten Stolypin, die Verfaſſung 
vom 17./30. Oktober auch wirklich ins Leben zu führen, kann abſolut 
nicht gezweifelt werden. Er hat es noch kürzlich in einem Zirkular vom 
31. Januar an die Generalgouverneure, Gouverneure und Stadt— 
hauptleute ausdrücklich beſtätigt. Aber es klingt in dieſem Zirkular eine 
peſſimiſtiſche Note durch, und in einer Analyſe derſelben triumphiert 
die „Rjetſch“, das eigentlich offizielle Organ der konſtitutionellen Demo— 
kraten darüber, daß alle ſeine Bemühungen vergeblich geweſen ſeien 
und daß trotz der „beruhigenden“ Tätigkeit der Feldgerichte die freie, 
für revolutionär erklärte, wahre öffentliche Meinung am 20. Februar 
(5. März) triumphieren und als die legale Macht ihren Einzug in Peters— 
burg halten werde. Dabei wiederholt die „Rjetſch“ ihre Behauptung, 
daß die Monarchiſten auf einen Staatsſtreich ausgingen, und regt ſich 
über den Satz des Zirkulars auf, in dem es heißt: „Die Regierung wird 
unerſchütterlich in all ihrem Tun ſich an die geltenden Geſetze halten, 
denn nur durch ſtrikte Erfüllung der Geſetze und durch Unterordnung 
unter dieſelben können Regierung und Duma ſich das Vertrauen 
des Monarchen bewahren, das die Möglichkeit ſolidariſcher Arbeit ſichert.“ 
Wir bekommen einen Vorgeſchmack der nächſten Dumaverhandlungen, 
wenn die „Rjetſch“ dieſen ſelbſtverſtändlichen Satz zum Anlaß nimmt, 
um von verſteckten Drohungen zu reden und ihre beſondere konſtitu— 
tionelle Theorie zu entwickeln, die natürlich dahin ausmündet, daß die 
Duma über den Geſetzen ſtehe. Sie vergißt dabei, daß nach der Ver— 
faſſung vom 30. Oktober Duma, Reichsrat und Kaiſer in ihrer Summe 
die geſetzgebende Gewalt darſtellen, und daß keiner der drei Faktoren 
ſich eigenmächtig über die geltenden Geſetze hinwegſetzen darf. Sie 
vergißt auch, daß Rußland erſt zu einem Verfaſſungsleben erzogen 
werden ſoll, für das es nach den bisher gemachten Erfahrungen noch 
nicht reif iſt, und daß, was Herr Stolypin ſchreibt, nicht um ein Titelchen 
von den Verheißungen der Verfaſſung vom 17./30. Oktober abweicht. 
Daß dieſe Verfaſſung nicht die Struweſche Idealverfaſſung iſt, iſt un— 
leugbar, aber ſie iſt die geltende, und deshalb iſt nur mit ihr, nicht 
mit dem zu rechnen, was den Theoretikern der K. D. erwünſcht oder 
notwendig erſcheint. „Die praktiſchen Engländer — ſchreibt der bekannte 


Londoner Korreſpondent der „Nowoje Wremja“ — raten den ruſſiſchen 
Oppoſitionsparteien, zunächſt der Regierung zur Herſtellung der Ord— 
nung zu helfen und ſich erſt danach an theoretiſche Fragen zu machen. 
Beſonders lebhaft aber wünſchen ſie die Bildung einer ſtarken kon— 
ſtitutionellen Partei mit umfaſſendem Programm, die der Regierung 
als Stütze gegen Reaktion und Revolution dienen könnte.“ Das ſind, 
ſo wie die Dinge im Augenblick liegen, fromme Wünſche. Nur die 
Partei vom 17. Oktober ſteht auf dem Boden ſolcher Anſchauungen, 
und wenn wir auch wiſſen, daß zu ihr die beſten Männer Rußlands ge— 
hören, iſt bisher doch keinerlei Ausſicht, daß ſie im Reichstage einen 
wirklichen Einfluß werden ausüben können. 

Nicht zu überſehen iſt auch das Vordringen eines intoleranten 
nationaliſtiſchen Elements. In der „Nowoje Wremja“ feiert es wahre 
Orgien, und die Wahrſcheinlichkeit ſpricht dafür, daß dieſe Flut ſteigen, 
nicht abnehmen wird. Die Regierung wird mit dieſer Richtung noch 
ſchwer zu kämpfen haben. 

Einen merkwürdigen Eindruck macht es, wenn jetzt in Rußland 
nicht nur von der Einführung der allgemeinen Schulpflicht viel geredet 
wird, obgleich, wie wir jüngſt zeigten, weder die Geldmittel noch das 
Lehrermaterial zurzeit aufzubringen ſind, ſondern auch von der Grün— 
dung neuer Univerſitäten. Die Regierung hat beſchloſſen, Warſchau 
unter allen Umſtänden als Univerſität fortbeſtehen zu laſſen, und es 
handelt ſich zurzeit nur noch darum, wann dieſe Univerſität wieder 
eröffnet werden ſoll. Die Frage der eventuellen Gründung einer oder 
mehrerer neuer Univerſitäten iſt einer Kommiſſion zur Beratung über— 
wieſen, die in Petersburg tagt und der jetzt aus einer Reihe von Städten 
Deputationen zugehen, die um Errichtung der Univerſität in ihren 
Mauern petitionieren. Solche Geſuche liegen von Witebsk, Minsk, 
Saratow und Niſhny-Nowgorod vor, auch Woroneſch und Smolensk 
ambieren. Alle dieſe Städte ſind bereit, ihrerſeits große pekuniäre 
Opfer zu bringen, wenn man ihren Wunſch erfülle. Der „Warſchawski 
Dnewnik“, dem wir dieſe Notizen entnehmen, kommt zum Schluß, 
daß Rußland jetzt eine große Anzahl von Univerſitäten brauche. Nur 
ſo könne den unnatürlichen Zuſtänden abgeholfen werden, die an den 
beſtehenden Univerſitäten herrſchten. Petersburg und Moskau zählten 
ja über 8000 Studenten, ohne Laboratorien und Auditorien zu beſitzen, 
um ſie unterzubringen. Die Entſcheidung darüber, welche Stadt 
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zuerſt eine Univerſität erhalten ſoll, it dem Miniſterrat zu gewieſen 
worden. 

Wahrſcheinlich wird dieſem aber eine Schwierigkeit aufſtoßen, an 
welche die ſanguiniſchen Herren von der „Kommiſſion“ nicht gedacht 
zu haben ſcheinen. Die Frage nämlich, woher die Lehrkräfte für die 
neue Univerſität oder gar für die neuen Univerſitäten beſchafft werden 
ſollen. Es gibt keine ruſſiſche Univerſität, in der nicht einige Lehrſtühle 
unbeſetzt bleiben, weil keine Profeſſoren für die Katheder zu finden ſind. 
In früheren Zeiten, als noch die deutſche Univerſität Dorpat blühte, 
war ſie die Pflanzſchule, aus der zahlreiche ruſſiſche Gelehrte hervor— 
gingen, die Zierden der ruſſiſchen Univerſitäten wurden. Seit man 
der Stadt ihren Namen und der Univerſität ihren Geiſt geraubt hat 
und die wichtigſten Lehrſtühle mit unwiſſenden Kandidaten beſetzt, 
kann natürlich davon keine Rede mehr ſein. Das heutige „Jurjew“ 
iſt ſelbſt in Rußland — wenn wir von einigen wenigen Lehrſtühlen ab— 
ſehen, die noch von Deutſchen beſetzt ſind — ein Spott geworden. Uns 
ſcheint, die wichtigſte Univerſitätsreform für Rußland wäre die Resti- 
tutio in integrum der alten Univerſität Dorpat, als baltiſche Univerſität 
mit deutſcher Unterrichtsſprache und deutſchem Examen. Aber wir 
zweifeln daran, daß die Regierung den moraliſchen Mut zu dieſem 
Schritt finden wird, der den vorwaltenden Inſtinkten widerſpricht. 
Die Duma findet ihn gewiß nicht. 


11, Februar. Der franz. Finanzminiſter Caillaux bringt den Antrag auf Einführung der Gin- 
kommenſteuer ein. Ermordung des Gouverneurs von Penſa. 

12. Februar. Eröffnung der neuen Seſſion des engl. Parlaments. 

13. Februar. Günſtige Wendung der Verhandlungen mit den Hottentotten in Süd-Weſt. 


13. Februar 1907. 

Es kann heute als ſicher gelten, daß das Haus der Lords von einem 
neuen Anſturm bedroht iſt. Das einſt von John Morley aufgebrachte 
Schlagwort: „end them or mend them“ (Abſchaffen oder Reformieren) 
iſt infolge des Widerſpruchs, den die jüngſten pills der liberalen Regie— 
rung: Plural voting bill und Education bill im Oberhauſe gefunden 
haben, aufs neue lebendig geworden. Die Plural voting bill, welche 
niemandem mehr als eine Wahlſtimme gewähren wollte, wurde 
verworfen, die Education bill, die für den Unterricht konfeſſionelle 
Neutralität vorſah, ſo ſehr amendiert, daß das Haus der Gemeinen 
ſie in der neuen Faſſung nicht mehr annehmbar fand, endlich war die 
Trade dispute bill, die den Arbeiterſyndikaten größere Rechte verlieh, 
mit einer Motivierung angenommen worden, aus der der Schluß ge— 
zogen werden mußte, daß die Lords für ſich die Entſcheidung darüber 
beanſpruchten, ob ein Geſetzentwurf dem wahren Willen der Nation 
entſpreche, oder ob nicht. 

Das alles hat das liberale Kabinett und ſeine Majorität im Unter— 
hauſe um ſo mehr erbittert, als während des langjährigen vorausge— 
gangenen Regiments der Unioniſten die Lords ausnahmslos und faſt 
ohne Debatte den Geſetzesanträgen des Unterhauſes zugeſtimmt hatten. 

Da bei uns ein richtiger Einblick in die tatſächliche Stellung des 
Hauſes der Lords nicht allgemein verbreitet iſt, ſo ſind im Hinblick auf 
die bevorſtehende Kriſis vielleicht einige Erläuterungen am Platze: 
„Die Stärke des Hauſes der Lords“, ſagt Sidney Low in ſeinem ſchönen 
Buche über die „Regierung Englands“ (The Governance of England, 
London, T. Fisher Unwin 1904), „ruht in ſeiner Schwäche. Könnte 
es nur den zehnten Teil der theoretiſchen Macht, die ihm zukommt, 
ausüben, ſo hätte es längſt entweder umgebildet oder beſeitigt werden 
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müſſen.“ „Es iſt kein Zweifel,“ ſagte der verſtorbene konſervative Staats— 
mann Lord Iddesleigh, „daß das Haus der Lords ganz unleidlich wäre, 
wenn es in Wirklichkeit ſo mächtig wäre, wie es zu ſein ſcheint.“ De 
facto hat e3 weit weniger zu bedeuten, als die Oberhäuſer anderer Ver— 
faſſungsſtaaten, die legislativen Councils der autonomen engliſchen 
Kolonien miteinbegriffen, denn das Haus der Gemeinen vertritt 
jedermann in England, das Haus der Lords niemanden, und Every 
body und Nobody, jagt der ſchon erwähnte Lord Iddesleigh, können 
miteinander nicht ſtreiten. Wenn ſeit der Reformbill von 1832 Differenzen 
zwiſchen beiden Häuſern vorlagen, half man ſich mit einem Pairsſchub, 
und auf dieſem Wege ſind von den heute im Oberhauſe ſitzenden 615 
Peers in den letzten 66 Jahren nicht weniger als 215 von liberalen 
Miniſterien kreiert worden. Einen wirklichen Einfluß konnten die Lords 
ſtets nur einem Unterhauſe mit unſicherer Regierungsmajorität gegen— 
über ausüben, indem ſie es durch ihren Widerſpruch zur Auflöſung und 
damit zu einem erneuten Appell an die Wähler nötigten; einem ſtarken 
Kabinett gegenüber waren ſie faktiſch wehrlos. Die heute geltende 
Theorie ſagt daher, daß es die Pflicht des Hauſes der Lords ſei, dafür 
Sorge zu tragen, daß durch einen von ihm herbeigeführten Aufſchub 
der Entſcheidung wichtiger Fragen, Zeit für erneute Erwägung des 
vo liegenden Problems gewonnen werde. Auf dieſem Wege haben 
ſie ſchließlich Gladſtone zum Verzicht auf ſeine Homerulebill gebracht. 
Er blieb bei der Abſtimmung vom 7. Juni 1886 in der Minorität (341 
gegen 311 Stimmen) und die nun auf die Parole Homerule ausgeſchrie— 
benen Neuwahlen entſchieden gegen ihn. Aber das war nur möglich, 
weil die Regierung nicht mehr auf ſicheren Füßen im Unterhauſe jtand. 
Und ſolcher Beiſpiele ließen ſich mehrere anführen. Von den Lords 
ſind heute bis auf fünf Peers, die auf Lebenszeit ernannt ſind, alle 
erbliche Mitglieder des Oberhauſes, und wenn auch die ungeheure 
Majorität an den Arbeiten und Sitzungen keinerlei Anteil zu nehmen 
pflegt, kommt ihnen doch tatſächlich dadurch eine große Bedeutung 
zu, daß, wie Bagehot in ſeiner engliſchen Verfaſſung ſich ausdrückt, 
das Oberhaus, abgeſehen von dem Großgrundbeſitz, deſſen Intereſſen 
die ſeinigen ſind, „ein Reſervoir von Miniſtern“ iſt. Es iſt nämlich Uſus 
in England, daß jedes Fachminiſterium in beiden Häuſern vertreten 
ſein muß, d. h. wenn der Staatsſekretär im Oberhauſe ſeinen Sitz hat, 
muß der Unterſtaatsſekretär Mitglied des Unterhauſes ſein, und um— 
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gekehrt. Wer einen Sitz im Oberhauſe einnimmt, darf unter keinen 
Umſtänden im Unterhauſe funktionieren. Schon lange aber gilt es als 
Regel, daß der Staatsſekretär des Auswärtigen ein Lord und Mitglied 
des Oberhauſes ſein muß; es hat Ausnahmen wie Canning und Ruſſell 
gegeben, aber das ſind eben Ausnahmen, die zudem inſofern läſtig 
empfunden wurden, als die Teilnahme an den Sitzungen des Unter— 
hauſes dem meiſtbeſchäftigten Mitgliede des Kabinetts, und das iſt 
ohne Zweifel der Staotsſekretär des Auswärtigen, ſeine koſtbare Zeit 
allzuſehr kürzte. Aber noch eine Reihe anderer Stellungen von mehr 
dekorativem Charakter pflegt in England nicht durch einen einfachen 
Gentleman, ſondern durch einen „great nobleman“ beſetzt zu werden, 
der Reichtum, hohe Bildung und ſoziale Geltung mitbringt. Die Zahl 
ſolcher Männer iſt nicht ſehr groß, und die beſtgeſchulten unter ihnen 
ſind nur im Oberhauſe zu finden. Die Vizekönige, Oberkommiſſare, 
Generalgouverneure, ſowie die großen Soldaten, die aus dieſen Kreiſen 
hervorgehen und nach Niederlegung ihrer Amter wieder ins Haus 
der Lords zurückkehren, geben dieſen eine Geſchäftserfahrung und im 
Zuſammenhang damit ein Anſehen, das bisher immer noch ſo ſchwer 
in der Schätzung der Nation gewogen hat, daß ſie trotz der zahlreichen 
Nichtigkeiten, die naturgemäß in einer ſo großen erblichen Körperſchaft 
zu finden ſind, ſich bisher noch ſtets allen Verſuchen verſagte, das In— 
ſtitut als ſolches zu beſeitigen. Das wird, wie wir mit Sicherheit anzu— 
nehmen guten Grund haben, wohl auch dieſes Mal der Fall ſein. Aber 
eine Reform ſteht ebenſo ſicher zu erwarten, wenn ſich auch bisher noch 
nicht erkennen läßt, welchen Charakter ſie tragen wird. Campbell Banner— 
man hat ſich darüber bisher nur unbeſtimmt ausgeſprochen: „Die 
Handhaben der engliſchen Geſetzgebung ſind noch keineswegs ganz 
erſchöpft“ — ſagte er nach Amendierung der Education bill durch die 
Lords „Auch hier hat das Unterhaus noch Mittel zur Hand, und ich 
erkläre aus voller Überzeugung, daß ein Weg gefunden werden wird, 
der dahin führt, daß der Wille der Nation, der durch ſeine erwählten 
Vertreter in dieſem Hauſe ausgeſprochen worden iſt, auch ſchließlich 
durchdringt.“ 

Da die Ausſchreibung von Neuwahlen dem Kabinett aus vielen 
Gründen nicht erwünſcht ſein kann und außerdem ein Pairsſchub wegen 
der großen Zahl der widerſprechenden Lords ſich von ſelbſt verbietet, 
bleibt der bevorſtehende Ausweg unklar. Die Education bill aber wird 
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wahrſcheinlich als Annex zum Finanzgeſetz durchgebracht werden, das 
der Kompetenz der Lords nicht unterliegt. 

Eine weitere Schwierigkeit ſcheint in der iriſchen Frage bevorzu— 
ſtehen. Beabſichtigt Campbell Bannerman auch nicht das volle Homerule, 
ſo wie es den Iren als Ideal vorſchwebt, zu gewähren, ſo ſcheinen ſeine 
Pläne doch denen gleichzukommen, an welchen Gladſtone 1892 ſcheiterte. 
Jetzt ſind trotz der beſtimmt zu erwartenden Oppoſition der Lords die 
Ausſichten günſtiger, und auch das wird beim Kampfe mit dem Oberhauſe 
mitſpielen; daß aber damit die iriſche Frage aus der Welt geſchafft 
werden kann, glauben wir nicht. Die iriſchen Nationaliſten verlangen 
für ſich die Verfaſſung der autonomen Kolonien und werden nicht 
ruhen, ehe ſie dieſes Ziel erreicht haben. Erſt kürzlich hat die iriſche 
parlamentariſche Partei zwei ihrer Mitglieder, D. D. Sheehan und 
John O' Donnel, aus ihrer Mitte ausgeſchloſſen, weil ſie ſich in Wider— 
ſpruch zu dieſem Programm geſetzt hatten. 

In Frankreich ſind die Schwierigkeiten, von denen wir vor acht 
Tagen ſprachen, nun doch eingetreten. Der Papſt hat die Inſtruktionen, 
durch die der Kultusminiſter Briand einen modus vivendi zwiſchen 
Kirche und Staat in den Grenzen des Separationsgeſetzes anzubahnen 
bemüht war, ſehr nachdrücklich als unannehmbar bezeichnet und ſogar 
den Biſchöfen, die auf den Kompromiß bereits eingegangen waren, 
den Befehl erteilt, ihre Abmachungen rückgängig zu machen. Das 
gibt eine ſchwierige Lage, wenn Herr Briand ſich nicht entſchließt, nach— 
zugeben. Der aber hat ſeinerſeits erklärt, an die äußerſte Grenze der 
möglichen Zugeſtändniſſe gelangt zu ſein, und ſo ſtehen die Gegenſätze 
einander ſcheinbar unverſöhnlich gegenüber. Für jeden, der den Zu— 
ſammenhang unparteiiſch von außen her anſieht, erſcheint die Haltung 
beider Parteien wenig verſtändlich. Es handelt ſich um Erfüllung von 
Formalitäten, denen hüben und drüben die Bedeutung von Prinzipien— 
fragen gegeben wird, der leidende Teil ſind die franzöſiſchen Katholiken, 
und es iſt ſchwer anzunehmen, daß ſie dieſen theoretiſchen Feinheiten 
des Staates wie der Kirche ein wirkliches Verſtändnis entgegenbringen. 
Die jüngſte Debatte in der franzöſiſchen Kammer über die ruſſiſchen 
Anleihen hat wieder einmal gezeigt, daß die höflichſte aller Nationen 
im Eifer der Parteileidenſchaft recht brutal ſein kann. Außerungen, 
wie einer der ſozialiſtiſchen Abgeordneten ſie ſich über Kaiſer Nikolaus II. 
erlaubt hat, gehen weit über die Grenzen hinaus, die durch die elementarſte 
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Rücksicht auf den Herrſcher einer anderen Nation geboten werden, ganz 
abgeſehen davon, daß ſie ſo überaus ungerecht ſind. 

In der Beurteilung der deutſchen Wahlkampagne wahrt der „Temps“ 
natürlich ſein erſtes durch die Tatſachen ad absurdum geführtes Urteil. 
Dagegen haben wir uns gefreut, in der mit dem neuen Jahre als „Europe“ 
wiedererſtandenen „Europe coloniale“ von Henri Moreau eine ebenſo 
einſichtige wie treffende Schätzung der wahren Bedeutung unſeres 
Wahlerfolges zu finden. Er weiſt dabei darauf hin, daß faſt gleichzeitg 
die Labour Party auf einer Tagung in Belfaſt den utopiſtiſchen Sozia— 
lismus mit 90 bis 92 pCt. aller Stimmen zurückgewieſen hat. „Die 
engliſche Arbeiterpartei“ — ſchreibt H. M. — „beſteht in ihrer großen 
Mehrzahl aus praktiſchen Leuten, die darauf hinarbeiten, ihre Lage 
zu beſſern, ihre Intereſſen mit allen Mitteln zu heben und die Behaglich— 
keit ihrer Lebenshaltung zu fördern. Sie wiſſen ſehr wohl, daß die 
nebelhaften Theorien, die klingenden und hohlen Phraſen, die ver— 
goldeten Utopien und die berauſchenden Proklamationen der hohen 
Prieſter des Sozialismus ihnen die poſitiven Erfolge, von denen ſie 
träumen, nicht bringen können. Sie ſind beſcheidene und harte Arbeiter 
und wollen nicht dem perſönlichen Ehrgeiz politiſcher Emporkömmlinge 
dienen.“ Es wäre ein großer Gewinn, wenn als Ergebnis unſerer 
Wahlen dieſelbe Einſicht auch unter unſeren Arbeitern Platz greifen 
wollte! i 

Der Zuſtände auf der Balkanhalbinſel haben wir lange nicht gedacht, 
obgleich die Zeitungen voller ſenſationeller Nachrichten geweſen ſind. 
Der große Lärm, der über den angeblich unmittelbar bevorſtehenden 
Sturz des ſerbiſchen Königshauſes gemacht wurde, iſt inzwiſchen ver— 
ſtummt, und ebenſo andere wilde Gerüchte, die umflogen. Zum erſten 
Mal ſeit langen Jahren wird für das Frühjahr kein Balkankrieg und 
keine neue mazedoniſche Revolution prophezeit. Auch die Studenten— 
revolution in Sofia iſt glücklich verpufft, und der parallel laufende Streik 
der bulgariſchen Eiſenbahner durch das energiſche Vorgehen des Miniſte— 
riums gebrochen worden. In Kreta ſcheint der neue Statthalter 
Zaimis mit Geſchick und Beſonnenheit zu operieren, Albanien iſt leidlich, 
Mazedonien einigermaßen ruhig, ſo daß ſich in der Tat hoffen läßt, 
daß eine längere Ruhepauſe eintritt. In Konſtantinopel hat ſowohl 
die einheimiſche Bevölkerung wie die Fremdenkolonie es mit großer 
Freude begrüßt, daß der Chef der türkiſchen Geheimpolizei, Fehim 


Paſcha, dank der Energie unſeres Botſchafters, des Frhrn. v. Marſchall, 
unter Gericht geſtellt worden iſt. Den Ausſchlag hatte, wie wir einer 
Konſtantinopeler Korreſpondenz der „Tribune“ entnehmen, die folgende 
Affäre gegeben. Ein türkiſches Segelſchiff kam Anfang Februar aus 
dem Schwarzen Meer mit Eiſenbahnſchwellen an, die ein Antwerpener 
Haus gekauft hatte und die von einem engliſchen Dampfer aufgenommen 
werden ſollten. Fehim Paſcha ließ das Schiff, als es in Konſtantinopel 
eintraf, feſthalten und verkaufte die Ladung. Der deutſche Botſchafter 
verlangte ſofort Freigebung des Schiffes und drohte Gewalt zu brauchen, 
wenn die Ladung nicht ausgeliefert würde. Zugleich charakteriſierte 
er Fehims Verhalten als Freibeuterei und Raub und verlangte ſeine 
Beſtrafung. Das Reſultat war ein Irade, welches ſofortige Auslieferung 
des Holzes gebot, aber Fehim behauptete, daß die Ladung ſein Eigentum 
ſei, und legte zum Beweis einen Kontrakt vor. 

Da wurde der Eigentümer von einem Freunde in die deutſche 
Botſchaft geführt, und dort erklärte er, daß er mit der Ladung nach 
Konſtantinopel gekommen ſei. Man hätte ihn gewaltſam in Fehims 
Palaſt geſchleppt und ihn ſo lange geſchlagen, bis er den Kontrakt unter— 
zeichnete; dann hätte man ihn in ein Eiſenbahnkoupee geſteckt und 
ihn aus der Stadt hinausgeſchafft. Da der Mann ſich fürchtete, die 
Botſchaft zu verlaſſen, behielt man ihn dort als Gaſt. „Der deutſche 
Botſchafter“ — ſchließt die „Tribune“ — „geht in dieſer Sache mit großer 
Energie vor und iſt infolgedeſſen bei allen anſtändigen Leuten heute 
der populärſte Mann in Konſtantinopel. Er verlangt ſtrenge Unter— 
ſuchung und Beſtrafung Fehims, deſſen Ruf notoriſch ſchlecht iſt. In 
der Tat, wenn nur der zehnte Teil deſſen wahr iſt, was von ihm erzählt 
wird, ſo hat der Sultan keinen unwürdigeren Diener.“ Es ſcheint übrigens 
daß Fehim nur mit Verbannung beſtraft werden wird, was nach tür— 
kiſcher Praxis noch recht milde iſt. 

Neuerdings ſind über die mazedoniſche Frage im weiteſten Sinne 
des Wortes zwei Bücher erſchienen, die von verſchiedenen Geſichts— 
punkten aus Beachtung verdienen. Das eine von R. v. Mach führt 
den Titel: Der Machtbereich des bulgariſchen Exarchats in der Türkei 
(Leipzig, Breitkopf & Härtel 1906) und kann allen denen empfohlen 
werden, die ſich für den eigentlichen Kern des Problems intereſſieren. 
Der Verfaſſer, der den Bulgaren lebhafte Sympathien entgegen— 
bringt, gibt uns eine Geſchichte des Exarchats und ſeines Kampfes 
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mit dem Patriarchat Konſtantinopel, deſſen Herrſchſucht er für all das 
Unheil verantwortlich macht, das Mazedonien betroffen hat. Sein Fazit 
iſt, daß die Bulgaren in der Defenſive ſtehen. „Es iſt“, ſchließt er, „einſt— 
weilen keine Gefahr vorhanden, daß aus der Verfolgung der Bulgaren 
in der Türkei ein Krieg entſtehen könnte; ſollte aber das Patriarchat 
noch zu Lebzeiten des jetzigen Exarchen oder nach ſeinem Ableben die 
türkiſche Regierung dafür zu intereſſieren verſtehen, daß das bulgariſche 
Exarchat aus Konſtantinopel oder aus der Türkei überhaupt entfernt 
werde, und ſollte die Türkei zu dieſem Zwecke ernſte Schritte tun, ſo 
iſt es gewiß, daß das geſamte Bulgarentum, ſowohl in dem Fürſten— 
tume wie in den Provinzen der Türkei, den Augenblick für gekommen 
erklären wird, wo durch das Schwert ein ganzer Rattenkönig von Fragen 
entſchieden werden ſoll.“ Das klingt ſehr beſtimmt und wird durch die 
vorausgegangene Argumentation auch wahrſcheinlich gemacht. Dennoch 
erlauben wir uns, daran zu zweifeln. So viel bekannt geworden iſt, 
ſind die jüngſten Rüſtungen Bulgariens in gewiſſer Beziehung wenig 
erfolgreich geweſen. Man iſt jedenfalls nicht „archipret“. Unter ſolchen 
Verhältniſſen aber führt man keinen Krieg. 

Das zweite Buch hat den Mazedonier (oder Bulgaren?) Draganow 
zum Verfaſſer und führt den Titel: La Macedoine et les Reformes. 
Preface de M. Victor Bérard. (Paris. Plon. 1906.) Der Inhalt 
läßt ſich als ein Proteſt gegen die Politik der Mürzſteger Vereinbarung 
bezeichnen und ſtellt ſich ebenfalls ganz auf bulgariſchen Standpunkt. 
Es zerfällt in einen erſten, hiſtoriſchen Abſchnitt, der die Ereigniſſe der 
letzten drei Jahre verfolgt, und in einen zweiten, der in Regeſtenform 
Dokumente über den gegenwärtigen Zuſtand in Mazedonien und im 
Vilajet Adrianopel in, wie wohl ſicher it, parteiiſcher Auswahl bringt. 
Das Charakteriſtiſche an dieſem Buch aber iſt die Einleitung des Herrn 
Bérard. Bérard gilt in Frankreich als beſonderer Kenner türkiſcher Zu— 
ſtände und iſt uns durch ſeine Aufſätze in der „Revue de Paris“ wohl 
bekannt. Daß er unſer Freund nicht ſei, wußten wir, aber eine ſolche 
Orgie von Deutſchenhaß, wie ſie aus dieſer Vorrede ſpricht, hätten 
wir ihm doch nicht zugetraut. Sogar Herr Chéradame wird von ihm 
noch übertrumpft. Er leiſtet ſich, um ein Beiſpiel anzuführen, die folgen— 
den Deklamationen: „Die Völker der Hohenzollern ſind den anderen 
überlegen, ſie ſtehen ſozuſagen erhaben über ihnen. Inferior ſind alle 
übrigen, aber in Abſtufungen. Vom Neger, der ein Stück Fleiſch für 
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Kolonialtortur darſtellt, bis zum Hohenzollern, dem Vertreter Gottes, 
werden die Völker nach Graden der Verworfenheit, der Ehre und des 
Glanzes geordnet, je nachdem ſie feindſelig, wohlwollend oder ſervil 
vor dem Herrn ſind. Die Slaven ſtehen auf einer der unterſten Stufen, 
weil ſie immer die tapferſten Feinde oder die wenigſt ergebenen Opfer 
der Hohenzollern geweſen ſind, weil Berlin nur auf ihre Koſten exiſtiert, 
und die dumpfe Arbeit der „Kaninchen“ ohne Unterlaß die ſchöne Ord— 
nung dieſer preußiſchen Hierarchie unterminiert. Niedriger als die 
Lateiner, niedriger ſogar als die Franzoſen auf dem Niveau der Gelben... 
ſtehen Magyaren und Türken, die ebenfalls nur Gelbe ſind, aber Gelbe 
im Dienſte der preußiſchen Herren.“ Man glaubt wirklich einen Toll— 
häusler reden zu hören. Der politiſche Gedanke, in den das Ganze aus— 
mündet, iſt ein Anſchluß der Ungarn, die ſeit der ruſſiſchen Revolution 
Freunde der Slaven geworden ſeien (!!), an die franzöſiſch-engliſche 
Kombination zur Befreiung Mazedoniens und zur Verdrängung des 
deutſchen Einfluſſes aus der Türkei! Nun, auch das iſt ein Pro— 
gramm, und wenn Herr Berard einmal die franzöſiſche Politik 
leitet, wird er es ja verwirklichen können. Vorläufig aber kann 
man Bulgaren und Mazedonier nur vor ſolchen Freunden warnen. 
Herr Draganow hätte beſſer getan, ſein Buch ohne Vorrede erſcheinen 
zu laſſen. 

Die japaniſch-amerikaniſchen Differenzen haben, noch raſcher als 
wir vorausſetzten, ihren günſtigen Abſchluß gefunden. Nach den letzten 
Depeſchen iſt bereits ein vollkommenes Einvernehmen hergeſtellt 
worden, wozu beiden Teilen Glück gewünſcht werden kann. Die Ver— 
öffentlichung des Inhalts der getroffenen Vereinbarungen wird wohl 
nicht lange auf ſich warten laſſen. Man wird den Präſidenten zu dieſem 
Erfolge aufrichtig beglückwünſchen. 

Aus Rußland kommen wieder Tag für Tag Nachrichten von Morden 
und Raubanfällen. Man hat den Eindruck, als ob die Terroristen Geld 
zu einem großen Schlage zu rauben bemüht ſind. In Petersburg iſt 
ein Transport von einer Million Rubel nur mit knapper Not einem 
Überfall entgangen, aus anderen Städten wird der Raub von Hundert— 
tauſenden von Rubeln gemeldet. Die Wahlen ſind jetzt in ihr zweites 
Stadium getreten, erſt wenn das dritte perfekt iſt, wird ſich der Ausgang 
überſehen laſſen, aber unſere Prognoſe: Majorität der Extremen von 
rechts und von links wird immer wahrſcheinlicher. 
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Was ernſte Sorge zu machen beginnt, iſt die Landflucht des Adels. 
Eine Petersburger Korreſpondenz der „Königsberger Allgemeinen 
Zeitung“ führt den Nachweis, daß bisher ſchon ein Viertel des geſamten 
Privatlandbeſitzes, die großen Bauerngüter nicht miteingerechnet, aus den 
Händen der Gutsbeſitzer an den Staat übergegangen iſt. Nun kann 
man mit großer Beſtimmtheit annehmen, daß das für den Verkauf 
des Landes erzielte Geld ſehr ſchnell zuſammenſchmelzen wird. Die 
glücklichen Verkäufer der Güter werden, wie es 1861 mit den Loskaufs— 
ſummen geſchah, es in den Reſidenzen und im Auslande bald genug 
an den Mann gebracht haben. Die Bauern aber kaufen zu teuer und 
gehen des Gewinnes verluſtig, der ihnen durch Arbeit auf den herrſchaft— 
lichen Gütern zufloß. „Man kann mit Beſtimmtheit annehmen, daß der 
Bauer ohne Betriebskapital, ohne Kredit und ohne Nebenerwerb in 
der größten Verlegenheit ſein wird, wenn er 7 pCt. (5½ pCt. Rente 
für die Pfandbriefe, die den Verkäufern erteilt worden ſind, 1 pCt. 
Amortiſation, etwa ½ pCt. für Steuern, Abgaben und Verſicherung) 
jahraus jahrein aus ſeinem Boden ſchlagen ſoll, und daß er deshalb dem 
Staate die Terminzahlungen ſchuldig bleiben wird.“ Jener Artikel legt 
die weiteren Konſequenzen, die ſich daraus ergeben, ausführlich dar. 
Sie ſind leicht zu ziehen. Das Fazit muß die Wiederkehr eben jener 
Landnot ſein, welche die Regierung zu beſeitigen mit ſo ungeheuren 
Opfern bemüht iſt. Es iſt daher dringend zu wünſchen, daß jener „Liqui— 
dierung des Großgrundbeſitzes“ eine Schranke geſetzt wird. Aber ſie 
gehört ja zum Programm der aufgeklärten und intelligenten Wort— 
führer der Freiheitsbewegung. 

Wie läßt ſich da erwarten, daß eine ſo rückſtändige Maßregel, wie die 
Konſervierung des Großgrundbeſitzes, Gnade vor ihren Augen findet! 

Die Regierung hat eine innere Anleihe von 70 Millionen ausgegeben, 
um den Hungergouvernements die dringendſte Hilfe zu gewähren. 
Es war die höchſte Zeit. 


Schiemann, Deutſchland 1907. 5 


14. Februar. Mr Birzel, Staatsſekretair für Irland kündigt einen Antrag auf Einſetzung 
eines iriſchen Rats an. 

15. Februar. Tod der Prinzeſſin Clementine von Koburg, Mutter des Fürſten Ferdinand von 
Bulgarien. 

19. Februar. Eröffnung des deutſchen Reichstags mit einer Thronrede Kaiſer Wilhelms. 

20. Februar. Vertrauensvotum der franz. Kammer inbetreff der Kirchenpolitik des Miniſteriums. 


20. Februar 1907. 


Am 13. iſt die neue Seſſion des engliſchen Parlaments mit der 
Feierlichkeit und Pracht eröffnet worden, die nach altem Brauch als 
ein weſentlicher Teil zu großen Staatsaktionen gehört. Die Nation 
hat in all ihren Schichten die lebendige Empfindung, daß ſie ſich ſelber 
— nach innen wie nach außen — ehrt, wenn ſie dem Könige huldigt, 
und gerade in den Schilderungen der radikalen Blätter iſt uns der Aus— 
druck des Stolzes über den großartigen Eindruck, den die Feierlichkeit 
machte, am lebhafteſten entgegengetreten. Die Peers in ihren Schar— 
lachgewändern, die Lords of Appeal in Schwarz und Gold, die Richter 
in Scharlach und Allongeperücke, die fremden Botſchafter in ihren 
reichen Uniformen, der Erzbiſchof von Canterbury und die Biſchöfe 
ebenfalls in Scharlach mit weißen Pelzkragen, endlich die Gemahlinnen 
der Peers, meiſt in Weiß oder in hellen Farben, im Schmuck der Dia— 
manten und Perlen ſtrahlend, das war das Bild, welches das Haus 
der Lords zeigte. Nun meldet einer der Leibwächter erſt die Ankunft 
des Prinzen und der Prinzeſſin von Wales, dann kündigt eine Fanfare 
den König an, und alles erhebt ſich. Pagen, Herolde, die Wappen— 
könige treten zuerſt ein, es folgen die Hofchargen, endlich der König und 
die Königin. Der König im Purpurmantel und in der Feldmarſchall— 
uniform. Er führt die Königin zu ihrem Thronſeſſel, und auf ſein „pray 
be seated‘“ nimmt alles Platz. Man wartet auf die Commons, die der 
Black Rod, der Träger des ſchwarzen Staates, herbeiruft; vom Speaker 
und dem sergeant at arms, der das Amtszepter trägt, geleitet, treten 
ſie an die Barre. Nun ſetzt der König ſeinen Federhut auf und verlieſt 
ſitzend die Thronrede. 


am 


Sie wurde mit äußerſter Spannung angehört, denn außer den 
Mitgliedern des Kabinetts kannte niemand den Inhalt. Erſt einige 
Bemerkungen über das gute Verhältnis Englands zu allen auswärtigen 
Mächten, dann ein Hinweis auf das Erdbeben in Jamaica und daran 
geknüpft, ſowohl eine lebhafte Anerkennung der Umſicht und des Mutes 
des Gouverneurs, wie ein herzlicher Dank an das Volk der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika für die geleiſtete Hilfe. Auch der Beſuch 
des Emirs von Afghaniſtan wird erwähnt und daran die Sentenz ge— 
knüpft, daß rechte Geſinnung noch wichtiger ſei als formelle Verein— 
barungen. Für Indien kündigt die Thronrede Maßregeln an, die den 
Frieden, die Ordnung und gutes Regiment auf ſichere Baſis ſtellen 
werden. 

Den Gentlemen vom Hauſe der Gemeinen ſpeziell wird die Vor— 
lage des Budgets angekündigt, denn das geht die Lords nicht an; aber 
an beide Häuſer richtete der König ſeine Anſprache, als er auf die an— 
deren Fragen hinweiſt, die zur Löſung geſtellt werden. Da die Über— 
ſetzung des „W. T. B.“ nicht ganz vollſtändig und nicht immer genau 
iſt, ſetzen wir den Wortlaut nochmals her. Der König ſagte: „Ernſte 
Fragen, welche die Arbeitsfähigkeit unſeres parlamentariſchen Syſtems 
betreffen, ſind aus unglücklichen Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen 
den beiden Häuſern entſtanden. Meine Miniſter haben dieſen wichtigen 
Gegenſtand in Erwägung genommen mit der Abſicht, eine Löſung 
der Schwierigkeiten zu finden. 

Eine Maßregel zur Schankſteuerreform wird vorgebracht werden. 
Sie bezweckt wirkſam die Übel zu mindern, welche unter den geltenden 
Beſtimmungen aus dem Verkauf und Gebrauch berauſchender Ge— 
tränke entſtehen. 

Vorſchläge werden Ihnen zugehen, durch welche die Funktionen 
der militärischen Streitkräfte der Krone, der regulären wie der Auriliar- 
truppen klarer beſtimmt und ihre Organiſation gebeſſert werden ſoll. 

Bills, welche Pacht und Taxation von Land in Schottland be— 
treffen, werden eingebracht werden. 

Ihre Aufmerkſamkeit wird auf Maßregeln gelenkt werden, durch 
welche das Volk von Irland mehr als bisher mit herangezogen (associa— 
ting) werden ſoll, zur Leitung (management) ſeiner heimiſchen Ange— 
legenheiten und zu andersweitiger Verbeſſerung des Regierungsſyſtems 
in Hinſicht auf Verwaltung und Finanzweſen. Auch werden Ihnen 
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Vorschläge unterbreitet werden, die eine Reform der Univerſitäts— 
erziehung in Irland zum Ziele haben, und ich hege das Vertrauen, 
daß die Schwierigkeiten, die ſo lange die Entwicklung einer höheren 
Bildung in dieſem Lande verzögert haben, beſeitigt werden. 

Sie werden auch aufgefordert werden, folgende Vorſchläge in 
betracht zu ziehen: Errichtung eines Kriminalgerichtsappellationshofes, 
Regelung der Arbeitszeit in den Bergwerken, Beſſerung der Patent— 
geſetze und der Geſetze über Taxation des Grundbeſitzes in England 
und Wales, über Berechtigung der Frauen zum Dienſt in Lokalinſtitu— 
tionen, Verbeſſerung der Geſetze über den Kleingrundbeſitz in England 
und Wales und Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe des Volkes. 

Ich empfehle all ihre eifrige Arbeit dem dauernden Segen des 
allmächtigen Gottes.“ 

Sofort nach Schluß der Thronrede verließen die Majeſtäten das 
Haus. 

Um 4 Uhr begann darauf die Verhandlung im Unterhauſe mit 
einer nochmaligen Verleſung der Thronrede durch den Sprecher; unter 
ungeheurem Beifall des Hauſes, ſah doch die Majorität all ihre Wünſche 
vorgebracht. Dann folgte die Antwortadreſſe, die keinerlei Widerſpruch 
hervorrief, aber Mr. Balfour, dem Führer der Oppoſition, Gelegenheit 
zu ſcharfen Ausfällen gegen die geſamte Politik des liberalen Kabinetts 
Anlaß gab. Sir Henry Campbell-Bannerman antwortete ſofort. 
Das allerwichtigſte — ſo ſagte er in nuce — ſeien die Hinweiſe auf das 
Haus der Lords. Es ſei in der Tat ſo, daß die Geſchichte der Beziehungen 
zwiſchen Lords und Commons zeige, „daß ein verhängnisvoller Fehler 
die Wirkſamkeit der Verfaſſung lähme.“ Mr. Balfour richte ſeine Zu— 
verſicht nicht auf Männer, die gewählt ſeien, ihn zu unterſtützen, ſon— 
dern auf ſolche, die dazu geboren ſeien. Aber er (Campbell-Banner⸗ 
man) habe nicht die Verfaſſung des anderen Hauſes in Frage geſtellt, 
ſondern nur die Beziehungen beider Häuſer zueinander. Er wiſſe, 
daß er ein Problem von ungeheurer Tragweite angreife, und er wolle 
es daher ſorgfältig vermeiden, ſich im Labyrinth konſtitutioneller Pedan— 
terien zu verirren. Dagegen ſei daran feſtzuhalten, daß das Fundament 
der engliſchen Verfaſſung ein Repräſentativſyſtem ſei. 
Dieſes Fundament werde erſchüttert, wenn eine Partei, die mit über— 
wältigender Majorität in den Wahlen geſchlagen ſei, ſich die letzte Ent— 
ſcheidung über Geſetzgebungsfragen anmaße. Das Recht der Wähler 


und die von den Peers beanſpruchten Privilegien ſtänden einander 
gegenüber. Hierin liege der Konflikt, und die Regierung ſei entſchloſſen, 
ihn zu beſeitigen. Der gegenwärtige Zuſtand ſei gefährlich und demorali— 
ſierend, es ſei daher ein anderer herzuſtellen, der es möglich machen 
ſoll, in vernünftiger Harmonie die Wünſche des Volkes zu verwirklichen. 

Ein Schluß auf die Mittel, zu denen der Premierminiſter greifen 
wird, um das Veto der Lords zu brechen, läßt ſich zunächſt aus dieſen 
Andeutungen noch nicht machen. Aber ohne Zweifel gibt es ſolche Mittel. 
Gladſtone hat 1872 eine vom Oberhauſe verworfene Bill durch einen 
königlichen Vollziehungsbefehl (Warrant) durchgeſetzt, wie denn die 
königliche Prärogative vom Haupt des Kabinetts durch Proklama— 
tionen, orders in council, royal warrants uſw. ſo ausgeſpielt werden 
kann, daß jeder Widerſtand unmöglich iſt. Denn die in der Theorie 
noch fortbeſtehende Omnipotenz des Königs kann vom Premier— 
miniſter, der ſich ſeiner Majorität ſicher weiß, tatſächlich ausgeübt werden. 
Ob in dem vorliegenden Fall dieſe Abſicht beſteht, wiſſen wir nicht; 
in der Preſſe iſt ſie uns nicht entgegengetreten. Man operiert meiſt 
mit der Drohung eines Appells an die Wähler, die dann aufgefordert 
werden ſollen, direkt über dieſe eine Frage und nur über ſie zu ent— 
ſcheiden. Jedenfalls wird es vom allergrößten Intereſſe ſein, den 
weiteren Verlauf zu verfolgen, zumal er ſich mit der Entſcheidung 
der iriſchen Frage kombiniert, auf deren ungeheure Bedeutung wir 
ſchon neulich hinwieſen. Auch dieſes Mal iſt das Frauenſtimmrecht 
wieder auf der Tagesordnung, aber die Ausſchreitungen der engliſchen 
Frauenrechtlerinnen in den letzten Wochen haben erſtaunlich ernüchternd 
gewirkt, und es iſt daher nicht wahrſcheinlich, daß eine Entſcheidung 
herbeigeführt werden wird. Die feminiſtiſche Modekrankheit iſt in Eng— 
land zudem keineswegs eine Bewegung von großem Umfange. Sie 
umfaßt ganz beſtimmte Kreiſe der mittleren und höchſten Geſellſchafts— 
ſchichten und kann den immer einigermaßen lächerlichen Anſtrich nicht 
abſtreifen, der zwiſchen großen Anſprüchen und nicht ausreichendem 
Können liegt. Solange die Frauenbewegung Agitation iſt, findet ſie 
zahlreiche Mitläufer; den ernſten Anforderungen des Lebens iſt ſie nicht 
gewachſen. Die rezeptive Anlage der Frau, das Überwiegen des Ge— 
mütslebens und die dadurch bedingte und gebotene Parteilichkeit, das 
ſelbſtverſtändliche Aufgeben jedes, der Sphäre der Frau nicht homogenen 
Berufes, ſobald die natürlichen Pflichten der Ehe ſich gebieteriſch geltend 
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machen, das alles macht ſie für die politische Arbeit ebenſo ungeeignet 
wie für wiſſenſchaftliche Produktion. Dagegen haben zu allen Zeiten 
Männer aus ihrem Verkehr mit geiſtvollen und edlen Frauen einen 
Teil ihrer beſten Gedanken und nicht ſelten auch den Impuls zu Taten 
geſchöpft, die ihren Ruhm begründet haben. Und wenn dieſer 
politiſche oder ethiſche Einfluß der Frau nicht wäre, würde allerdings 
die Welt um vieles öder erſcheinen. Aber er macht ſich nur dort geltend, 
wo das geiſtige Fluidum der Liebe Mann und Frau verbindet, der Liebe 
oder der Freundſchaft, die bei ſolchen Beziehungen nahe miteinander 
verwandt ſind. Die jüngſt veröffentlichten Briefe Gambettas an Leokadie 
Leon geben dafür ein merkwürdiges, und wir würden ſagen klaſſiſches Bei— 
ſpiel, wenn das Verhältnis nicht ein ſo ganz franzöſiſches wäre. Aber 
man ſpürt noch jetzt, wie dieſer bedeutende Mann und glühende Patriot 
aus dem geiſtigen Kontakt mit ſeiner Freundin die elektriſchen Funken 
empfing, die ſeiner Perſönlichkeit ihren Zauber verliehen. 

Oder hat er etwa das alles nur in jene Leokadie hineingelegt? 
Auch das iſt möglich, aber nicht wahrſcheinlich; wir müßten ihre Briefe 
kennen, um die Frage beantworten zu können. Sie ſind aber leider 
nicht veröffentlicht worden. 

Im allgemeinen kann jedoch von einem großen politiſchen Einfluß 
der Frauen im heutigen Frankreich nicht die Rede ſein. Perſönlichkeiten 
wie Madame Adam gehören zu den ſeltenen Ausnahmen. Der klaſſiſche 
Boden für die politiſchen Frauen iſt Polen und Rußland, wobei ſich 
bei dieſen ſlaviſchen Frauentypen ſehr erhebliche Unterſchiede feſtſtellen 
laſſen. Die polniſche Frau iſt intriganter, die ruſſiſche enthuſiaſtiſcher. 
In den Turgenjewſchen Romanen werden als faſt einzige Charaktere 
Frauen vorgeführt, und welche Rolle die ruſſiſche Frau in der jüngſten 
Revolution geſpielt hat, iſt wohl in aller Erinnerung. Die ruſſiſche Frau 
drängt ſelbſt in den Vordergrund der Aktion; in den polniſchen Revolu— 
tionen — ja, man kann ſagen in der geſamten polniſchen Geſchichte 
ſind die Frauen die aus dem Hintergrunde treibenden Kräfte, 
die Männer, ſehr viel häufiger als die Geſchichte erzählt, die nach 
außen hin agierenden Marionetten. Polen iſt das Land der Welt, in 
welchem wohl die meiſten Eheſcheidungen ſtattgefunden haben und 
ſtattfinden — aber eine polniſche Frauenbewegung hat es niemals ge— 
geben. In Rußland dagegen iſt der Feminismus faſt zu einer National— 
krankheit geworden und der Typus der Kurſiſtin vielleicht die meiſt 
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charakteriſtiſche Erſcheinung der Gegenwart. Das Thema iſt unerſchöpf— 
lich und pſychologiſch im höchſten Grade intereſſant, aber wir brechen 
ab, um uns politiſchen Fragen zuzuwenden, die mehr an der Oberfläche 
liegen und weniger indiskret ſind. 

Da iſt zunächſt darauf hinzuweiſen, daß innerhalb des franzöſi— 
ſchen Miniſteriums die Gegenſätze, die ſo überraſchend in dem Angriff 
Clemenceaus auf Briand zum Ausdruck kamen, ſich doch nicht, wie 
man meinte annehmen zu dürfen, wieder verflüchtigt haben. Vielmehr 
haben ſie ſich über der leidigen Separationsfrage ſo weit geſteigert, 
daß heute in Paris bereits Gerüchte von einer Miniſterkriſis im Umlaufe 
ſind. Die Meinung geht dahin, daß Briand, der die verſöhnlichere 
Richtung vertritt, darüber zu Fall kommen werde. Aber auch Clemen— 
ceaus eigene Stellung wird als erſchüttert bezeichnet; wie die Dinge 
wirklich liegen, iſt von hier aus ſchwer zu erkennen. Die Wahrſcheinlich— 
keit ſpricht dafür, daß die impulſive Natur des Miniſterpräſidenten auf 
eine baldige Klärung der Lage hindrängen wird. Über die Stellung 
der Kurie gehen nach der letzten entſchieden ablehnenden Weiſung des 
Papſtes an die Biſchöfe die Meinungen wieder auseinander, und auch 
darüber iſt es noch nicht möglich, zu ſicherem Urteil zu gelangen, da je 
nach ihrer Parteiſtellung die Preſſe teils optimiſtiſche, teils peſſimiſtiſche 
Mitteilungen macht. 

Sehr überraſchend ſind die ungünſtigen Nachrichten, die aus dem 
franzöſiſchen Kongo in Paris eingelaufen ſind. Vier Europäer (wie 
es ſcheint Franzoſen) ſind von den Bondijios aufgefreſſen worden, 
zwei der Unglücklichen nach vorausgegangenen ſchrecklichen Martern. 

„Man hat“ — ſchreibt der „Temps“ — „nicht einmal verſucht, dieſe 
Miſſetaten zu ſtrafen. Die Bondijios ſind darauf gegen die Dörfer ge— 
zogen, welche mit unſeren Händlern in Verkehr ſtehen. Die Lage iſt 
jo, daß nach Verlauf von 2½ Monaten man endlich eine Kompagnie 
Schützen aufgeboten hat, die, da ſie Sangha im Dezember verlaſſen 
hat, nur im April aktiv wird vorgehen können. Es iſt nicht unnütz, zu 
betonen, daß das in einer franzöſiſchen Kolonie geſchehen iſt. Aber viel— 
leicht hauſen die Bondijios in fernen und unzugänglichen Regionen? 
Keineswegs. Sie haben ihre Sitze im Herzen des franzöſiſchen Kongo, 
an den Ufern des Übanghi, der großen Kommunikationsſtraße des Landes, 
und an ſeinem Zufluß, dem Ibengha, der ebenfalls ſchiffbar iſt. Daß 
man ſie nicht gleich gezüchtigt hat, geſchah nicht, weil ſie unerreichbar 
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waren, ſondern weil die Kolonie nicht imſtande war, auch nur einen 
Soldaten gegen ſie auszuſchicken. Wenn aber die Kompagnie, die man 
ſo ſpät in Bewegung ſetzt, vier Monate braucht, um ihre Operationen 
zu beginnen, ſo liegt das daran, daß ſie 700 bis 800 Kilometer zurücklegen 
muß, ehe ſie die Anführer erreicht. Dieſe Tatſachen beleuchten ſchmerz— 
lich die elende und wahrhaft demütigende Lage, in der ſich eine unſerer 
ſchönſten Beſitzungen befindet. . . In einem Gebiet von der Größe 
Frankreichs, Deutſchlands und Spaniens zuſammengenommen, haben 
wir alles in allem ein Bataillon Truppen ſtehen. Unſere Poſten ſind 
400 bis 500 Kilometer voneinander entfernt und zählen nur in Aus— 
nahmefällen mehr als 20 Mann. Will man in Ibengha operieren, ſo 
muß Sangha entblößt werden, und umgekehrt. Daraus folgt, daß wir 
unfähig ſind, unſere Untertanen auf einem Gebiet zu ſchützen, das als 
franzöſiſch gilt, und wenn Grenzkommiſſionen durchs Land ziehen, ent— 
decken ſie, daß engliſche und deutſche Händler in aller Ruhe Tauſende 
von Quadratkilometern ausbeuten, ohne daß wir etwas davon erfahren“ 
uſw. 

Der höchlichſt entrüſtete Verfaſſer fordert den dauernden Aufent— 
halt von mindeſtens vier Kompagnien für das Kongogebiet und zugleich 
eine Anleihe, um durch große öffentliche Arbeiten das Land zu erſchließen. 
Wir zweifeln nicht daran, daß dieſe Wünſche in nicht allzu ferner Zu— 
kunft erfüllt werden. In Frankreich iſt das Intereſſe für alle kolonialen 
Unternehmungen ſehr lebendig, weil das nationale Ehrgefühl dabei in 
Mitleidenſchaft gezogen wird. In betreff des franzöſiſchen Kongo ſpielt 
aber noch eine andere Erwägung mit. Das große Intereſſe, das Eng— 
land dem Kongoſtaat zuwendet, erregt Sorgen. „Die Bildung des Kongo— 
ſtaates“ — ſchreibt René Millet in ſeinem lehrreichen Buch „Notre poli- 
tique extérieure de 1898 à 1905, — „hat die Rivalität der Mächte nicht 
beſeitigt, ſondern nur vertagt. Großbritannien, das ſich mit aller Macht 
der Bildung dieſes ebenſo philanthropiſchen wie einträglichen Unter— 
nehmens entgegenſtemmte, verſucht zunächſt, es gegen uns auszuſpielen. 
Da das nicht glückte, hat es heute einen tugendhaften Proteſt gegen 
Belgien angeſtrengt, um zu zeigen, daß dieſe „mécréants“ ihre eigenen 
Intereſſen höher ſtellen als die Ziviliſation, und daß ſie, um die Neger 
zum Arbeiten zu zwingen, andere Mittel brauchen als die der Über— 
redung. Dieſe plötzliche Fürſorge der Engländer für die Kongoneger 
„a de quoi faire fremir“. Man weiß wirklich nicht, was man mehr 


fürchten ſoll, ihre Zornausbrüche oder ihre Tugendanfälle.“ Es iſt von 
Intereſſe, darauf hinzuweiſen, daß Millet dieſe Betrachtungen nach 
der perfekt gewordenen engliſch-franzöſiſchen Entente geſchrieben hat. 
Aber er iſt ein Mann, der auf dem nüchternen Boden der franzöſiſchen 
Intereſſen ſteht, und mit ſolchen Leuten kann man ſich immer ver— 
ſtändigen. Im Dezemberheft der, Revue Economiqueetinter nationale 
(1906) findet ſich ein Aufſatz von ihm über die deutſch-franzöſiſchen 
Beziehungen, mit dem wir uns im weſentlichen einverſtanden erklären 
können, wenn wir von hiſtoriſchen Betrachtungen abſehen, über die unſer 
hiſtoriſches Urteil aus guter Kenntnis anders lautet. Am Schluß ſeiner 
Ausführungen wendet er ſich gegen die enthuſiaſtiſche Richtung der 
heutigen franzöſiſchen Politik, die entweder mit Haß oder mit Liebe 
rechne. Die auswärtige Politik ſei doch keine Sache des Gefühls, nicht 
Sympathien und Antipathien, ſondern Intereſſe und Macht gäben 
den Ausſchlag. „Man glaube nicht“, ſchließt er, „daß wir gute Beziehungen 
zu England geringſchätzen. Das iſt keineswegs der Fall. Wir wiſſen 
ganz genau, was ſie im großen bei wichtigen Fragen, im kleinen in der 
Tagespolitik einbringen können. Wir kennen ganz genau Urſprung und 
Grenzen dieſes Wohlwollens, denn wir kennen die Intereſſen Englands. 
Die Engländer aber folgen nur ihren Intereſſen. Wir bitten daher 
unſere Landsleute desgleichen zu tun. Mögen ſie zu ihrem engliſchen 
Freunde in die Lehre gehen: ſie werden dann jenen intelligenten Egois— 
mus ſich zu eigen machen, der das gegebene Wort hochhält, aber nicht 
bereit iſt, den Ochſen gegen ein Ei einzutauſchen. Ja wir werden gerade 
von England lernen können, daß politiſche Freundſchaften mit Einſicht 
gebraucht werden müſſen, und daß man niemals die eigenen Intereſſen 
vernachläſſigen darf. 

Freunde ſo viel beliebt, vorausgeſetzt, daß man dabei nicht geprellt 
wird, und daß Deutſchland gegenüber nicht, auf die Gefahr unſerer 
nationalen Exiſtenz hin, die Fehler des Krimkrieges wiederholt werden.“ 

Das iſt ſehr vernünftig und läßt, mutatis mutandis, ſich ebenſo 
von der Politik anderer Staaten ſagen. Der beſondere Intereſſen— 
ſtandpunkt der Mächte ſcheint zudem, trotz der optimiſtiſchen Verſionen, 
welche durch die Preſſe verbreitet werden, auch auf dem künftigen 
Haager Kongreß ſehr deutlich zutage treten zu wollen. Schon jetzt 
ſcheint es ſicher zu ſein, daß England gegen die ſo ſehr erwünſchte Reform 
des Seekriegsrechts ſein Veto einzulegen beabſichtigt. Wer ſich über 


den Stand der geltenden völkerrechtlichen Beſtimmungen orientieren 
will, mag bei dieſem Anlaß auf die in ihrer Kürze, Präziſion und ſach— 
lichen Zuverläſſigkeit klaſſiſche Darlegung des Völkerrechts von Ferdinand 
v. Martitz verwieſen werden, die auf nur wenig über 60 Seiten das 
ganze Gebiet umfaßt und namentlich die Fragen des Kriegsrechts ſehr 
lehrreich formuliert. Es iſt das Reſultat eingehender Spezialſtudien, 
das hier in ganz populärer Form geboten wird, und allen Gebildeten 
zu den Vorausſetzungen ihrer allgemeinen Bildung mit gehören ſollte 
(Kultur der Gegenwart II. 8). Der ruſſiſche Geheimrat v. Martens 
der jetzt auf der Rückreiſe nach Petersburg begriffen iſt, hat ſich mit dem 
Ergebnis ſeiner Rekognoszierungsreiſe ſehr zufrieden ausgeſprochen. 
Nach einer aus Waſhington kommenden Nachricht ſoll auch die von 
Herrn Millet ſo ironiſch berührte Frage der Stellung der Neger im 
Kongoſtaate zur Verhandlung geſtellt werden. Da wird man ja jehen, 
ob die „Tugendanfälle“ und die mit ihnen kombinierten Intereſſen 
oder der Revers der beſonderen belgiſchen Intereſſen das Übergewicht 
gewinnen wird. Vielleicht liegt der richtige Ausweg in einer recht deut— 
lichen Begrenzung beider Tendenzen. 

In Rußland erregt die offiziell verbotene Geſchichte des ruſſiſch— 
japaniſchen Krieges von Kuropatkin doch großes Aufſehen. Sie erſchien 
in drei Bänden im Dezember vorigen Jahres und iſt uns bisher nur 
durch die von engliſchen Zeitungen veröffentlichten Auszüge bekannt. 
Iſt die Selbſtverteidigung eines unglücklichen Feldherrn ſtets mit ge— 
wiſſen Vorbehalten aufzunehmen, ſo gilt das noch mehr von der Be— 
urteilung von Auszügen, die offenbar mit beſtimmter Tendenz angelegt 
worden ſind. Denn die bisher bekannt gewordenen Angriffe Kuropat— 
kins auf die ihm unterſtellten Generale richten ſich vornehmlich gegen 
Perſönlichkeiten, die durch ihre Teilnahme an der Niederwerfung der 
Revolution in den radikalen Kreiſen beſonders verhaßt ſind: Kaulbars, 
Rennenkampf, Orlow — aber auch Bilterling und Grippenberg werden 
ſtark mitgenommen. Ihre Inſubordination habe alles Unheil verſchuldet, 
und von den Japanern wäre kein Mann entkommen, wenn Kuropatkins 
Befehle erfüllt worden wären! Das mag ſein — aber der Erfolg des 
Krieges hat anders entſchieden, und niemand wird einen Oberkomman— 
dierenden von aller Schuld freiſprechen, der ſich den Gehorſam ſeiner 
Generale nicht zu ſichern weiß. Jedenfalls ſcheint jene Kuropatkinſche 
Publikation zu beweiſen, daß wir über die Geheimgeſchichte der mand— 
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ſchuriſchen Tragödie noch immer nur ſehr unvollkommen unterrichtet 
ſind. 

Die Reſultate der ruſſiſchen Wahlen zweiter Kategorie liegen nun— 
mehr bis zum 14. Februar vor uns. Sie ſcheinen zu beweiſen, daß 
die politiſche Stimmung Rußlands in dem halben Jahre, das ſeit Auf— 
löſung der Duma hingegangen iſt, noch weiter nach links gerückt iſt. 
2178 Monarchiſten und Gemäßigten ſtehen 2330 Oppoſitionswahl— 
männer gegenüber, dazu 432 Mitglieder der nationalen Parteien 
und 227 von unbekannter Parteirichtung. 

Monarchiſten wurden gewählt von den Bauern 30,7 pCt. (bäuer— 
liche Wahlmänner), von den Großgrundbeſitzern 33,1, von den Städtern 
nur 6,2 und von den Arbeitern gar nur 1,6 p. Ct. Dabei ſind aber die 
Wahlen der großen Städte, die ganz gegen die Regierung ausfielen, 
noch nicht mit in Anſchlag gebracht. 

Was kann das für eine Duma geben! Es läßt ſich das allerſchlimmſte 
befürchten, wenn nicht, wie gehofft werden darf, die Regierung eine 
feſte Stütze am Reichsrat findet und deſſen durch die Verfaſſung ver— 
bürgte Stellung mit aller Energie aufrechterhält. Denn ſchon jetzt 
tritt die Tendenz zutage, den Reichsrat gleichſam zu überſehen. Er 
iſt in ſeinem Beſtand weſentlich durch Senatoren von erprobter Arbeits— 
fähigkeit und Geſchäftskunde verſtärkt worden, und wenn der Ver— 
faſſung ihr Recht bleibt, müßte es möglich ſein, durch ſie in Kombination 
mit der Krone ein heilſames Gegengewicht gegen die Duma zu behaupten. 
Wenn, wie jetzt zuverſichtlich beſtätigt wird, die Truppen in Gehorſam 
und Disziplin zur Regierung ſtehen und dadurch das Land vor revo— 
lutionären Maſſenerhebungen geſchützt wird, wenn das Miniſterium 
ſich nicht durch die radikalen Phraſen und Reſolutionen imponieren 
läßt, die wir von der erſten Duma her kennen, iſt es immerhin möglich, 
daß dieſe zweite ruſſiſche Volksvertretung allmählich auf die Bahn 
produktiver Arbeit geführt wird. Aber wahrſcheinlich iſt es leider 
nicht! . 

Wie ſehr ſich in den letzten zwanzig Jahren die Anſprüche 
der ruſſiſchen Liberalen geſteigert haben, mag an dem Aufruf gezeigt 
werden, den im Jahre 1883 die ruſſiſchen Konſtitutionaliſten durch 
ihre Geheimtypographie verbreiteten, wobei darauf hinzuweiſen iſt, 
daß es ſich um ein Maximum, nicht um ein Minimum des Wünſchens— 
werten handelt. Nach einer überaus leidenſchaftlichen Einleitung, wie 
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ſie ſchärfer kaum heute geſchrieben werden könnte, heißt es zum Schluß: 
„Unſer Programm iſt einfach und klar. Es beſteht in Folgendem: 

1) Berufung von Vertretern des ruſſiſchen Landes zu einer 
beſonderen beratenden Körperſchaft, in welcher mündlich alle 
Geſetze, Projekte und das jährliche Budget beraten werden ſollen. 
Dem Kaiſer ſoll freiſtehen, dem Minoritäts- oder Majoritätsvotum 
zuzuſtimmen, und ſeine Entſcheidung ſoll Geſetzeskraft erlangen. 

2) Freiheit des Bekenntniſſes und Beſeitigung der Präventiv— 
zenſur, wie der Strafen für Zenſurüberſchreitungen; Vergehen der 
Preſſe ſollen von Geſchworenen gerichtet werden. 

3) Amneſtie für alle Vergehen gegen den Staat.“ 

Die Verfaſſung vom 17. Oktober hat die beiden erſten Forderungen 
längſt überholt. Auch die Amneſtie für politiſche Vergehen, ſo— 
weit ſie nicht gemeine Verbrechen, Raub und Mord ſind, wird ſchwer— 
lich lange auf ſich warten laſſen, aber wie wenig iſt darauf zu rechnen, 
daß das heutige Rußland ſich damit zufrieden gibt. 

Wir ſtehen vor einer neuen Kriſis von höchſtem Ernſte, es wäre 
vermeſſen, ihren Ausgang vorherſagen zu wollen. 


21. Februar. Nachricht von einer Niederlage von Honduras im Kampf gegen Nicaragua. 
Die Vereinigten Staaten ſchließen aftatifche Arbeiter von der Einwanderung in 
die Union aus. 

22. Februar. Serbiſch-Lothringiſcher Handelsvertrag. 

23. Februar. Das erſte Miniſterium der Kolonie Transvaal wird mit Louis Botha als Miniſter— 
präſidenten gebildet. 

25. Februar. Ausſtand der Eiſenbahner in Trieſt. 


27. Februar 1907. 


In der „Revue politique et parlementaire“ vom 10. Januar 
finden wir einen Brief des Vicomte Combes de Leſtrade über die 
deutſch⸗franzöſiſchen Beziehungen, der in Anknüp— 
fung an einen Aufſatz von Millet in derſelben Zeitſchrift das Problem 
in einer Weiſe behandelt, die alle Beachtung verdient. Da ein Aus— 
zug manches verwiſchen würde, laſſen wir, mit geringen Auslaſſungen, 
eine Überſetzung des vollen Textes folgen. Der Leſer wird dabei im 
Auge behalten, daß es ein Franzoſe iſt, der vor der franzöſiſchen Offent— 
lichkeit rückhaltlos mit feiner Meinung hervorzutreten den Mut gefunden 
hat. Daß ſie nicht in Einklang mit den Stimmen ſteht, die uns Tag 
für Tag aus der franzöſiſchen Reſidenzpreſſe entgegenklingen, beweiſt 
wohl, daß eine andere öffentliche Meinung neben der der Preſſe her— 
geht. Iſt ſie zurzeit nicht die einflußreichere, ſo mag doch auch ihr 
Tag einmal kommen. Der Brief lautet: 

„Mein lieber Direktor!“ (gemeint iſt der Chefredakteur der „Revue“, 
Herr Ferdinand Faure). „Erlauben Sie mir als einem Ihrer ergebenſten 
Mitarbeiter einige Worte dem ſo wohltätigen — ich finde keinen beſſeren 
Ausdruck — Artikel anzuſchließen, den Herr René Millet im Dezember— 
heft der „Revue“ veröffentlicht hat. Herr Millet hat ſehr treffend, und 
was wichtiger iſt, ſehr klar das geſagt, was viele urteilsfähige Leute 
denken, und was die allgemeine Meinung wäre, wenn es nicht Mode 
wäre, den Fragen auswärtiger Politik gleichgültig gegenüberzuſtehen. 
Moden aber entſtehen nicht ſpontan, ſondern werden von jemandem ge— 


ſchaffen, deſſen Intereſſen fie dienen. Weder Sie noch ich blicken auf ein 
Jahrhundert zurück, und doch haben wir eine Zeit gekannt, in welcher jeder 
Bürgerſich für befähigt hielt, ſeine politische Anſicht zu wählen, und nicht der 
Meinung war, daß er unfähig ſei, über Fragen auswärtiger Politik zu ur— 
teilen, ſich auch bemühte, ſeine Anſicht und ſein Urteil geltend zu machen. 
Seit einigen Jahren ſtellt man es uns als patriotiſche Pflicht dar, uns 
blind und paſſiv allen Impulſen unterzuordnen, die der auswärtigen 
Politik gegeben werden. Selbſt Leute, die dieſe Politik für höchſt gefähr— 
lich halten, fühlen ſich verpflichtet, zu ſchweigen, „um die Aktion des 
Quai d' Orſay nicht zu ſtören,“ d. h. um den Lauf dem Abgrunde zu 
nicht zu hemmen. Das iſt ſo abſurd, daß es nur Produkt eines geſchickten 
Kunſtgriffes ſein kann. Man hat uns ans Schweigen gewöhnt, weil 
man Dinge vorbereitete, über die wir geſchrien hätten. Herr René 
Millet hätte ſelbſt, wenn ſeine Ausführungen irrig geweſen wären, dem 
Lande ſchon dadurch einen großen Dienſt geleiſtet, daß er die dunkele 
Mauer niederriß, die unſerem Auge Dinge verdeckte, von denen die 
Exiſtenz des Vaterlandes abhängen kann. 

Aber es iſt ein noch größeres Verdienſt, daß er dieſe Wahrheit, die 
viele fühlen und faſt alle ahnen, ausgeſprochen hat. Bereits in einer 
vorausgeſchickten Studie hatte er die Geneſis der Marokkoaffäre dar— 
gelegt. Sie iſt im Grunde trivial, und ſchon der „Vicaire de Wakefield“ 
hat ſie erzählt. Sie erinnern ſich der Epiſode, wie ein Junge von wenig 
Verſtand ſein Pferd gegen ein Kalb, das Kalb gegen ein Schwein, das 
Schwein gegen eine ſilberne Brille vertauſcht, und als er heimkehrt, 
entdeckt, daß das Silber nur Blech iſt. Genau dasſelbe haben wir durch 
die Serie unſerer Handelsgeſchäfte mit England getan, ſie fingen in 
Faſchoda an und endeten mit der Anerkennung unſerer Aktionsfreiheit 
in Marokko. Ich war in Afrika, als die Indiskretion eines engliſchen 
Blattes uns offenbarte, daß wir auf die Vorrechte verzichtet hatten, die uns 
im Hinterlande von Marokko zukamen, und daß man uns großmütig 
durch die Erlaubnis entſchädigt hatte, uns auf das marokkaniſche Weſpen— 
neſt zu ſtürzen. Ich ſah die Verzweiflung — das Wort ſagt nicht zu viel, 
wenn alte Soldaten vor Schmerz weinen — der Führer unſerer Armee, 
als ſo viele Anſtrengungen zunichte gemacht wurden. Sie mußten 
ſchweigen. Ich verſuchte zu reden und mußte zum erſten Male feſtſtellen, 
daß mein Alarmruf keinen Widerhall fand und verloren ging in der 
öden Stimmung jener Tage. 
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Was immer die Geneſis geweſen ſein mag, es gibt eine maroffa- 
niſche Frage. Als ich Anfang März 1905 von einer langen Reiſe durch 
Deutſchland heimkehrte . . . ſchrieb ich Ihnen, daß ein einfaches Miß— 
verſtändnis. . wenn es fortdauere, die allerernſthafteſten Folgen nach 
ſich ziehen könne. Jenſeits des Rheins glaubte man mit Beſtimmtheit, 
daß wir aus Tollheit oder übel beraten, einen Kriegsvorwand ſuchten 
(conflit armé). Es war das ein großer Irrtum. Man konnte ihn ent— 
ſchuldigen, weil durch Übertreibung, namentlich aber durch Entgleiſung 
eines Gefühls, das uns zur Ehre gereicht, in Frankreich nie ein Wort 
geſagt worden war, um den Kriegsfall abzuwenden. Oder — um ganz 
genau zu ſein —wenn wir mitunter geſagt hatten, wir wollten keinen 
Krieg, hatten wir doch nie geſagt, daß wir ihn nicht wünſchten. 
Deutſchland dagegen hatte, wenn ich ſo ſagen darf, die Beweiſe, daß 
es eine entente wünſche, gehäuft. Man hat aber dieſe Beweiſe und die 
ſich daraus ergebenden Zeugniſſe niemals dem großen Publikum zu 
Geſicht kommen laſſen, deſſen Meinung, wenn ſie einmal feſtſteht, 
ſich Gehorſam erzwingt. Deutſchland aber, das wußte, daß es geſprochen 
hatte, und nicht wußte, daß ſeine Worte unterſchlagen und ſeine Hand— 
lungen verdeckt worden waren, geriet in Zorn darüber, daß es keine 
Antwort erhielt. 

Bis dahin war die Schuld ſehr ungleich zwiſchen beiden Ländern 
und beiden Regierungen verteilt. Sie wurde ausgeglichen an dem 
Tage, an dem Herr Delcaſſé zurücktrat. Die deutſche Diplomatie 
zeigte, wie ungeſchickt ſie einem Teil ihrer hohen Aufgabe gegenüber— 
ſtand, indem ſie es nicht verſtand, in einer Sekunde alle Gegenſätze 
aus einem Mißverſtändnis zu zerſtreuen, das nicht länger dauern 
konnte (improlongeable), oder eine kordiale Haltung anzunehmen. 
Das wäre aber um ſo leichter geweſen, als damit die Wünſche der 
Kaiſerlichen Regierung verwirklicht worden wären. Unſere Regierung 
beging den großen Fehler, daß ſie unſeren Gegner nicht nötigte, die 
Fauſt zu öffnen, indem ſie ihm die Hand entgegenſtreckte. Alles, 
was ſeither geſchehen iſt, brauchte nicht zu geſchehen. Alle Gefahren, 
die Europa bedroht haben, ſind auf dieſen Nachmittag zurückzuführen. 
Ein leichter Ruck am Steuer genügt, um ein Schiff auf die Klippe zu 
werfen, die vor ihm liegt. Aber die Lage iſt nun einmal, wie ſie iſt. 
Wir müſſen mit ihr rechnen. Iſt es aber unmöglich, ſie zu modifi— 
zieren? Gewiß nein. Herr Millet zeigt es in aller Kürze, aber ganz 
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präzis. Die Vorwände, die man geltend gemacht hat, jmd im 
Begriff, Gründe zu werden, mit denen man operieren wird. 
Während unſere materiellen Intereſſen in Marokko ſtehen blieben, 
unſere moraliſchen Intereſſen an relativer Bedeutung abnahmen, 
hat Deutſchland in verſchiedener Weiſe Fuß gefaßt. Vor 18 
Monaten war der deutſche Widerſpruch gegen unſer marokkaniſches 
Werk gleichſam ſymboliſch. Man gab unſerem Verhalten die Bedeutung 
eines Symptoms, aus dem ſich ſchließen ließ, was wir auf anderem Gebiet, 
das die Entwicklung und Sicherheit des Reiches anging, tun würden. 
Heute iſt zu dieſer fortdauernden Schätzung ein anderes weniger all— 
gemeines aber reelleres Wertobjekt gekommen. Es iſt nicht mehr daran 
zu denken, daß Deutſchland von marokkaniſchen Angelegenheiten aus— 
geſchloſſen werden könnte, und eine ehemals mögliche Kombination iſt 
dadurch unmöglich geworden. Wir können nicht mehr alleinige Herren 
Marokkos bleiben, indem wir Deutſchland an einem anderen ſtrittigen 
Punkte befriedigen. Die materielle Lage iſt alſo ſchlimmer geworden. 
Und doch empfindet niemand mehr die Unruhe und den patriotiſchen 
Zorn, der Frankreich 1905 erregte. Der Grund kann wohl nur ſein, 
daß verſchiedene Erwägungen Deutſchland veranlaßt haben, ſeine 
Oppoſition zu vertagen! 

Ich zitiere Herrn Millet, der am beſten unſeren gemeinſamen 
Gedanken ausdrückt. „Das beweiſt wieder einmal, wie ſehr es nötig 
wäre, ſich mit Deutſchland zu verſtändigen.“ Gewiß Herr v. Bülow 
hat es geſagt, von Freundſchaft kann zwiſchen zwei Ländern nicht die 
Rede ſein, die Elſaß-Lothringen trennt. Wer aber ſchlägt denn vor, 
Deutſchland zu lieben? Und wer würde raten, eine jener dau— 
ernden und allumfaſſenden Allianzen abzuſchließen, die eine gewiſſe 
Verſchmelzung der Geiſter herbeiführen, indem ſie das Leben der ver— 
bundenen Völker ſolidariſieren! Aber wir haben viele gemeinſame und 
noch mehr gleichartige Intereſſen. In welcher Hinſicht würdedie Regelung 
dieſer Intereſſen Gefühle verletzen, die wir in Ehren aufrechterhalten? 
Und wie würde der Schutz, den ein vereinbartes Vorgehen dieſen gleich— 
artigen Intereſſen verleihen würde, die Möglichkeit von Hoffnungen 
mindern, die uns teuer ſind? Vor allem aber, wir haben auch ent— 
gegengeſetzte Intereſſen, die entweder zu einem Konflikt oder zu einer Ver— 
ſtändigung führen müſſen. Man muß daher wählen, bevor Gegenſatz oder 
Oppoſition, indem ſie ſich verſchärfen, die Wahl unmöglich machen. 
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Die Italiener find weder aus Sympathie Alliierte Oſterreichs 
geworden noch aus Sympathie bei der deutſchen Allianz geblieben. 
Herr Luzzati hat ſich darüber mit einer Offenheit ausgeſprochen, die ihm 
die Achtung und den Dank ſeiner Mitbürger eingetragen hat. Die Italiener 
haben den Aufſchwung zum Wohlſtande, der ſich bei ihnen vorbereitet 
vor jeder Aggreſſion ſchützen wollen. Sie blicken in die Zukunft, ohne 
etwas von ihrer Vergangenheit zu verleugnen. Und es lohnt wohl 
mindeſtens, über dieſes Beiſpiel nachzudenken. „Wenn wir“ — ſagt 
Herr Millet — „in Marokko ein Feld der Verſtändigung mit Deutſchland 
finden, werden unſere Nachbarn uns alles leichter machen. Anderen— 
falls ſtehen wir Chikanen gegenüber.“ Was aber werden wir dann tun? 

Sind wir wirklich entſchloſſen, Gewalt zu brauchen, um ſie zu ver— 
eiteln? Iſt Marokko ein ſo beneidenswerter Gewinn, daß wir die Exiſtenz 
unſeres Vaterlandes, wenn nicht materiell, ſo doch mindeſtens als 
Großmacht dagegen einſetzen? Antwortet man darauf mit „Nein“, ſo 
wünſcht man eine begrenzte klargefaßte Verſtändigung mit Deutſch— 
land. 

Nun hat man uns allerdings geſagt, daß es einen Erſatz dafür in 
„ententes cordiales‘‘, „amitiés sincères“ und „alliances fideles“ 
gäbe, deren Kombination es möglich mache, ebenſogut, ja beſſer, die 
„querelles d' Allemand“ zu vermeiden. Man kann es zugeben, aber 
ein ſo kompliziertes Syſtem hat auch ſeine Schwächen. Die Elemente, 
aus denen es beſteht, können ohne unſere Schuld unverſöhnlich und 
ſich gegenſeitig ausſchließend werden. Dann aber iſt auch hier die vulgäre 
Frage zu ſtellen: was koſtet dieſer Schutz und dieſe Aſſekuranz? Schädigt 
ſie nicht unſere moraliſche Perſönlichkeit und unſeren berechtigten Stolz 
weit mehr, als eine präziſe, in Freiheit überlegte, freiwillig übernommene 
Verſtändigung mit dem Nachbarſtaat? Und beeinflußt nicht dieſes 
komplizierte Syſtem die Richtung unſerer inneren Politik, die durch 
jene fragmentariſche Entente nicht berührt werden würde? Ich 
übergehe dabei noch die materiellen Intereſſen. 

Man hat der Frage, welche der Artikel Herrn Millets ſtellt, eine Form 
gegeben, die notwendig zu falſcher Antwort führt: Man muß, hat 
man geſagt, entweder mit England gegen Deutſchland ſein oder mit 
Deutſchland gegen England. Gewiß nicht! Weder die Hoffnungen 
noch die Wünſche Deutſchlands ſind je ſo weit gegangen. Wir ſind in 
ihren Augen keine Macht zweiten Ranges, die man benutzt und die 
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Dienſte zu leiſten hat. Bei einer Zuſammenkunft, in der unjere Emp— 
findlichkeit ſo wenig geſchont wurde, daß man ſie abſichtlich zu reizen 
ſchien, gab ein angeſehener Deutſcher dieſer Alternative einen anderen 
Ausdruck. Wir wollen wiſſen, ſagte er, ob Frankreich ſich den Engländern 
gegen uns anſchließen wird, oder ob nicht. 

Ich war kürzlich in Wien. Auf Grund des ſehr großen Vertrauens 
mit dem man mich dort beehrte, fragte ich die notoriſchſten Gegner des 
Pangermanismus, welches ihre Haltung ſein würde, wenn der Drei— 
bund abliefe. Alle ſprachen ſich für die Erneuerung aus. Oſterreich 
kann jetzt nicht iſoliert bleiben. Es müßte andernfalls auf weit mehr 
verzichten, als auf ſeine Vergrößerungspläne. Namentlich müßte, bei 
einer Löſung von Deutſchland, eine Allianz geſucht werden, die nicht nur die 
gleiche Sicherheit böte, wie die deutſche, ſondern auch Schutz gegen ein 
feindſelig gewordenes Deutſchland. Wo aber ſei dieſe Allianz zu finden? 
Rußland könne ſie zurzeit nicht bieten. England würde für Oſterreich 
nur etwas tun können, wenn ſeine Schiffe den Böhmerwald erreichen 
können. „Nur Deutſchland“ — ſchloſſen meine Wirte — „kann uns vor 
Deutſchland ſchützen.“ Nach dem Reſultat zu ſchließen, iſt die Rechnung 
nicht falſch, und das könnten auch andere Leute erwägen.. . .. 

Daß wir jenſeits des Rheins „der Erbfeind“ ſind, iſt möglich, aber 
heute von wenig Intereſſe. Seit 35 Jahren wird Deutſchland nicht mehr 
von Erinnerungen beherrſcht. Der Idealismus weicht immer mehr ſehr 
konkreten Intereſſen, die mit ſeltenem Scharfblick erfaßt werden. In 
einer einzigen ſozialen Klaſſe, der der Gelehrten, „der Intelligenz“, 
wird man merkliche Reſte dieſes eiferſüchtig überlieferten Haſſes finden, 
aber ſeine Wirkſamkeit ſchwindet mit der reinen Überlieferung Überall 
ſonſt trübt dieſe Empfindung die klare Einſicht nicht, wie viel Deutſch— 
land durch eine moraliſche Abrüſtung mit Frankreich gewinnen würde. 
Sie hemmt die Überzeugung nicht, daß die Zukunft Europas und das 
Heil unſerer Raſſe von dieſem Frieden abhängt. Man mag nun unſere 
Nachbarn deshalb loben oder verſpotten — ich meinerſeits lobe ſie des— 
halb ſehr — wir ſtehen weder der Zukunft Europas, noch dem Schickſal 
unſerer Raſſe gleichgültig gegenüber. 

Man braucht keineswegs ſehr feine Unterſuchungen anzuſtellen, 
um zu entdecken, daß die notwendige Vorherrſchaft Europas und die 
Entente der verſchiedenen großen europäiſchen Völker in Abhängigkeit 
voneinander ſtehen. Man erfährt das nicht nur durch Geſpräche. Jour— 
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nale, in Deutſchland erſcheinende Bücher, ſogar ſolche, deren offizieller 
Urſprung zugegeben wird, wiederholen immer wieder dieſe Wahrheit 
und variieren nur in den vorgebrachten Argumenten. Wenn es ein 
mot d’ordre wäre, müßte man die Tatſache um ſo höher einſchätzen, 
aber das iſt unwahrſcheinlich. Der noch ſo wenig beobachtende Reiſende 
ſammelt leicht Beweiſe für die Aufrichtigkeit dieſer vorherrſchenden 
Stimmung. Das Staatsoberhaupt empfängt ihn mit Auszeichnung, 
bloß weil er Franzoſe iſt; die ariſtokratiſchen Kreiſe beglückwünſchen 
ihn, weil er zur „nation la plus policee de l'universé gehöre; im 
Offizierkaſino kommt jederzeit der Reſpekt — ich ſage: der Reſpekt — 
ſpontan zum Ausdruck, den unſere Armee ſich in der ſchwerſten Prüfung 
erworben und behauptet hat. Der Kaufmann und der Induſtrielle 
ſagen, daß die Produktion beider Länder ſich ergänze, und daß ihre 
Verſtändigung in ökonomiſchen Fragen Europa geſtatten würde, von 
der Konkurrenz der Neuen Welt Vorteil zu ziehen, ohne ihre Gefahren 
zu fürchten. 

Welches ſind nun ſolchen Strömungen gegenüber unſere Ge— 
ſinnungen? Es würde zu viel Raum koſten, ſie darzulegen. Ihre Leſer 
wiſſen, daß, wenn unſere Erinnerungen bitter und unſere Hoffnungen 
heiß ſind, ſie doch nicht einen Haß erzeugen, der groß genug wäre, ihm 
alles zu opfern, was ihm nicht dient. Iſt das richtig, weshalb ſollten 
unſere Beſtrebungen nicht denen der Deutſchen entſprechen? Aber es 
ſcheint wohl, daß ſie es nicht tun, wenn man die teils ſtillſchweigende, 
teils laute Billigung in Betracht zieht, welche die Politik derjenigen, 
die uns regieren, im Lande findet. 

Vielleicht habe ich recht zu ſagen: „Es ſcheint wohl.“ Dem Lande 
ſind ſeine auswärtigen Angelegenheiten ſo gleichgültig, daß es die An— 
ſicht, die man ihm fertig vorlegt, annimmt und dieſe Paſſivität recht— 
fertigt, indem es ſie „patriotiſche Zurückhaltung“ nennt. Die große 
Maſſe unſerer Geſetzgeber ſieht in dieſer Frage eine Spezialität, die 
der Diskretion des Miniſteriums überlaſſen bleibt. Nach den geſunden 
parlamentariſchen Regeln macht ſie ihr Gewicht auf das Kabinett nur 
geltend, wenn eine wichtige Frage — z. B. der Preis der Poſtmarken 
oder die zu frühe Entlaſſung von Stützen der Familie — vorliegt. 

Die Nation hat alſo keine eigene Meinung und keine Empfindung, 
die ſtark genug wäre, um ſie daran zu verhindern, eine Meinung anzu— 
nehmen, die den Deutſchen ſympathiſch wäre. Wenn der Tag, an dem 
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ſie entſcheiden muß (und dieſer Tag kann bald anbrechen), herankommt, 
kann nicht zweifelhaft ſein, welche Wahl unſer Volk trifft. Herr Millet 
hat recht, wenn er ſagt, daß man Wilhelm II. mindeſtens das Verdienſt 
zuerkennen müſſe, daß er, der das formidabelſte Kriegsinſtrument in 
Händen hält, niemals den Dämon des Krieges entfeſſelt hat. Aber ver— 
dienen wir nicht das gleiche Lob? Wenn wir den Krieg wollten, wenn 
man uns beſtimmen könnte, ihn aus anderem Anlaß als auf Grund 
einer Beleidigung und gegen den Beleidiger auf uns zu nehmen, würden 
wir nicht warten, bis die ſchwindelerregende Wandlung der Ideen das 
Kampfinſtrument ſchwächt, das wir durch 30 Jahre voller Anſtrengung, 
Opfer und Klugheit geſchaffen haben. Wenn wir keinen Krieg mit 
unſeren Nachbarn wollen, werden wir uns wohl entſchließen müſſen 
in Frieden mit ihnen zu leben, unſere Beziehungen zu regeln, auf gemein— 
ſame Koſten gemeinſame Notwendigkeiten ſicherzuſtellen und mit 
ihnen den Gefahren die Stirn zu bieten, die uns gleichzeitig bedrohen. 

Die Faktoren der Zukunft geben uns zu ſehr recht, als daß die 
Ereigniſſe uns unrecht geben könnten. Aber es kann geſchehen, daß 
man dieſen Ereigniſſen nicht ihren natürlichen Lauf läßt. Zu Zeiten 
des Kardinals Dubois — um unter den verhängnisvollen Miniſtern 
einen zu nennen, über den kein Streit möglich iſt — wies der geſunde 
Verſtand auch auf notwendige Verſtändigungen, man ſchloß aber andere 
ab. Die Tollheit der Menſchen kann den Willen der Dinge matt ſetzen. 
Dieſen Willen muß man ins rechte Licht ſetzen, ehe er uns zerbricht, weil 
wir ihm widerſtehen. . . . . 4 

Wir laſſen den nicht mehr ſehr umfangreichen Schluß fort. Er 
betrifft innere deutſche Verhältniſſe, über die der Verfaſſer ſich im 
Irrtum befindet. An der jüngſten Reichstagsrede des Fürſten Bülow 
kann er ſich eines Beſſeren belehren. Aber wir legen den oben wieder— 
gegebenen Ausführungen, nach ihrer poſitiven wie nach ihrer negativen 
Seite, große Bedeutung bei und empfehlen ſie ſorgfältiger Beachtung. 
Vicomte de Leſtrade hat in der Hauptſache ohne Zweifel recht, und über 
Meinungsverſchiedenheiten im einzelnen wollen wir nicht ſtreiten. 
Die Geſinnung, aus der er ſchreibt, kann nur gerühmt werden — wie 
viel hinter ihm ſteht, wiſſen wir, wie geſagt, nicht. Er gehört den Kreiſen 
an, die in prinzipiellem Gegenſatz zu der regierenden ſozialiſtiſch-xadi— 
kalen Partei ſtehen; bisher ſehen wir keine Anzeichen, daß ſie ihren 
Platz zu räumen geſonnen wäre. In der Frage der Separation gehen 
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Clemenceau und Briand wieder Hand in Hand, wenn erſterer auch kein 
Hehl daraus macht, daß er den Optimismus ſeines Freundes und Kollegen 
nicht teile und an eine ſchließliche Kapitulation der Kurie nicht glaube. 
Auch iſt es, nach den letzten Nachrichten aus Rom ſehr wahrſcheinlich, 
daß er recht behält. Daß aber die Kammer mehr als früher und im 
Sinne Leſtrades in die Leitung der auswärtigen Politik eingreifen ſollte, 
iſt ebenfalls nicht anzunehmen. Dazu müßte jenes Erwachen der öffent— 
lichen Meinung des Landes ſich vollzogen haben, von der Leſtrade das 
Heil erwartet. Wie langſam aber pflegen derartige Wandlungen ſich zu 
vollziehen? 

Von Fragen allgemeinen Intereſſes rückt die der bevorſtehenden 
Haager Konferenz immer mehr in den Vordergrund. Bekanntlich hat 
Deutſchland zuerſt von allen Mächten ſeine Teilnahme und Förderung 
all der in Sicht genommenen Beſtrebungen zur Humaniſierung des 
Krieges zugeſagt. Wenn trotzdem darauf hingearbeitet wird, Deutſch— 
land als diejenige Macht darzuſtellen, welche dem Abrüſtungsgedanken, 
an den ſo große Illuſionen ſich knüpfen, entgegenwirke, ſo iſt das eine 
böswillige Verkehrung der Tatſachen. Einmal handelt es ſich für Deutſch— 
land um die Aufrechterhaltung ſeiner durch ein Jahrhundert bewährten 
Militärverfaſſung und des auf idealiſtiſcher und ethiſcher Grundlage 
aufgebauten Syſtems der allgemeinen Wehrpflicht, das wir um ſeiner 
wohltätigen erziehenden Wirkung willen in richtigem Verhältnis zur 
wachſenden Volkszahl zu halten haben. Es iſt nicht daran zu denken, 
daß wir dieſes deutſche Syſtem fallen laſſen. Unſere Flotte aber iſt nach 
unſerem beſcheidenen Flottengeſetz ſo angelegt, daß ſie der Verteidigung 
unſerer Küſten und unſeres Handels zu dienen beſtimmt iſt, während 
andere Staaten ihre Kriegsmacht zur See in formidabelſter Weiſe 
vergrößert haben und noch vergrößern. Wenn ſogar, wie es jüngſt ge— 
ſchehen iſt, von der Gefahr eines plötzlichen Überfalls durch die deutſche 
Flotte vor der großen Offentlichkeit des engliſchen Parlaments geredet 
werden konnte, ſo iſt das entweder eine unglaubliche Überſchätzung 
des Möglichen oder eine bösartige Heuchelei, hinter der Schlimmeres 
ſteckt. Es wird aber immer wahrſcheinlicher, daß die in Ausſicht 
genommene Humaniſierung des Kriegsbrauches zur See Unbehagen 
erregt und deshalb die Frage der Minderung der Rüſtungen zu Lande 
in den Vordergrund gedrängt wird, um an ihr die Konferenz zum Schei— 
tern zu bringen und die Schuld dann anderen zuzuweiſen. In der 
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Abrüſtungsfrage aber ſtehen Rußland und Frankreich und eine Anzahl 
anderer Mächte mit uns auf gleichem Boden und, wie wir glauben 
annehmen zu dürfen, ganz ebenſo in den das Seerecht in Kriegszeiten 
betreffenden Fragen. So läßt ſich hoffen, daß trotz allem die humanen 
Ziele der Konferenz erreicht werden, ohne daß ſie die Quelle neuer 
Gegenſätze und unnötiger Verwickelungen wird. 

Über die amerikaniſch-japaniſchen Differenzen gehen die Nach— 
richten neuerdings wieder auseinander. Es konnte ſcheinen, als ſei 
durch das gegen die japaniſchen Kulis gerichtete Einwanderungsgeſetz, das 
den Kaliforniern die den Japanern zugeſtandene Gleichberechtigung 
in betreff des Schulbeſuchs verſüßen ſollte, aller Gegenſatz endgültig be— 
ſeitigt. Nun iſt aber Olney, der 1894 als Staatsſekretär den Vertrag 
zwiſchen Japan und Amerika abſchloß, mit einem offenen Brief hervor— 
getreten, in welchem er an der Hand des Wortlauts des Vertrages 
mit allem Nachdruck beſtreitet, daß die japaniſchen Anſprüche berechtigt 
ſind. „Was Kalifornien bezüglich ſeiner Schulen in San Francisko 
beſchließt“ — ſchreibt Olney — „fällt abſolut nicht unter den Vertrag mit 
Japan und iſt eine Angelegenheit, mit welcher ſich die Nationalregierung 
ſelbſt rechtmäßig nicht zu befaſſen hat. Mit einem Worte, da die ganze 
Ausübung der Polizeigewalt durch dieſen Vertrag, ſowohl für die Ver— 
einigten Staaten als für die Einzelſtaaten, vorbehalten wurde und die 
Errichtung und Erhaltung und Organiſation der öffentlichen Schulen 
in jedem Einzelſtaat nur den Gerechtſamen dieſes Staates unterliegt, 
haben die Japaner keinerlei Grund, über das Schulſyſtem von Kali— 
fornien Beſchwerde zu führen. Und die Vereinigten Staaten entbehren 
jeder Berechtigung, gegen die Anwendung dieſes Syſtems auf gewalt— 
ſame Weiſe Stellung zu nehmen.“ Hat Olney, wie es ſcheint, recht, 
ſo bleibt immer noch die Frage, ob er nicht mit ſeinen Einwendungen 
zu ſpät kommt. Unter allen Umſtänden aber halten wir es für aus— 
geſchloſſen, daß dieſe Angelegenheit zu weiteren ernſteren Folgen führt. 
Amerika hat kein Intereſſe, Japan zu bravieren, und Japan von Amerika 
nichts zu holen. Die Philippinen ſind ein ſauerer Biſſen und für Japan 
wegen dereinheimiſchen katholiſchen Bevölkerung unverdaulich, ähnlich aber 
liegt es in betreff Hawaiis, ganz abgeſehen davon, daß Japan ungeheure 
koloniſatoriſche Aufgaben in Sachalin, Korea und Formoſa zu löſen hat. 

Von den 524 Mitgliedern, welche die Duma zählen wird, ſind 
bisher (25. Febr.) 448 gewählt, von denen 276 den halb und ganz revolu— 


tionären Parteien angehören. Die Majorität iſt dieſen Parteien, unter 
denen die Kadetten mit bisher 72 Sitzen die ſtärkſten ſind, abſolut ſicher. 
Die Monarchiſten mit 85 Sitzen ſtellen aber gleichfalls zum Teil eine 
extreme Gruppe dar, am ſchwächſten ſind die Gemäßigten mit 42 Köpfen 
vertreten. Nun hat allerdings der Führer der Kadetten Miljukow erklärt, 
daß er ſtreng konſtitutionell vorgehen werde. Aber es fragt ſich, wie 
er den Begriff „konſtitutionell“ faßt. Die Partei hat offiziell in ihrem 
Organ, dem „Weſtnik Partii“ erklärt, ſie werde taktiſch anders als in 
der erſten Duma vorgehen, aber unter Wahrung des früheren Pro— 
gramms: „Die allgemeine Direktive für die Wahlplatform iſt ſchon 
durch die Entſcheidungen des Kongreſſes von Helſingfors gegeben. 
Dieſe Entſcheidungen lagen der Platſorm der Antwortsadreſſe der 
Reichsduma (von 1906) zugrunde.“ Das bedeutet die Wiederholung 
der früheren Kämpfe, und, wie ſich annehmen läßt, mit dem gleichen 
Reſultat. Nur liegen für die Regierung die Verhältniſſe inſofern gün— 
ſtiger, als ſie ſtärker iſt als vor einem Jahre und, wie allſeitig beſtätigt 
wird, die Truppen ihre Haltung und ihre Zuverläſſigkeit wiedergefunden 
haben. Vielleicht wirkt dieſe Tatſache etwas ernüchternd auf die er— 
regten Köpfe, die der Erfolg der Wahlen noch weiter erhitzt hat. Die 
Schlagworte: Beſeitigung des Miniſteriums, parlamentariſches Regi— 
ment, allgemeine Amneſtie und Aufhebung der Todesſtrafe ſind für die 
Regierung unannehmbar. Die Revolution wird niedergehalten, aber 
ſie dauert fort und würde, bei Aufhebung des Kriegszuſtandes, wahr— 
ſcheinlich ſofort wieder ausbrechen. Der Generalgouverneur des Bal— 
ticum hat ſich noch kürzlich in dieſem Sinne ausgeſprochen. Dazu finden 
die Bombenattentate immer noch ſtatt. Die jüngſte Parole der Anar— 
chiſten ſcheint dahin zu gehen, die Häupter der Geheimpolizei umzu— 
bringen. Es liegt eine lange Reihe ſolcher Morde vor 

Die Unterſuchung wegen der Ermordung des Abgeordneten Herzen— 
ſtein hat, wie behauptet wird, ſchon jetzt ergeben, daß er das Opfer von 
Mördern iſt, die von Mitgliedern des Bundes der wahrhaft ruſſiſchen Leute 
gedungen wurden. Die Entrüſtung darüber iſt begreiflicherweiſe groß, 
aber iſt es nicht charakteriſtiſch, daß die von den Terroriſten verübten 
Morde von der geſamten radikalen Preſſe mit einer Faſſung hinge— 
nommen worden ſind, die faſt den Charakter einer Billigung trug. Das 
Parteiweſen hat offenbar in den weiteſten Kreiſen faſt alles ſittliche 
Urteil vernichtet. 
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Daß auch deutſche, franzöſiſche und engliſche Blätter ganz unter 
dem Einfluß der revolutionären ruſſiſchen Preſſe ſtehen, iſt kläglich, 
aber leider nicht zu beſtreiten. Haben ſie doch ſogar die von Anfang 
bis zu Ende erlogenen Berichte über die angeblichen Folterungen armer 
Gefangener in Riga durch die baltiſchen „Barone“ zu wiederholen 
ſich nicht geſcheut, ohne auch nur den Verſuch zu machen, durch eine 
Anfrage die Wahrheit feſtzuſtellen. Das „Journal des Débats“, das 
eine Petersburger Korreſpondenz ähnlichen Inhalts bringt, knüpft 
daran eine recht hämiſche Verdächtigung der deutſchen Regierung. 
Man weiß wirklich nicht, wie man dieſes Verhalten qualifizieren ſoll. 
Was aber ſchließlich die Arbeitsfähigkeit und Arbeitsbereitſchaft der 
Duma betrifft, ſo wollen wir nicht zu ſchwarz ſehen. Es iſt immerhin 
denkbar, daß die Kadetten durch die Unvernunft der Sozialrevolutionäre 
nach rechts gedrängt werden, und das könnte der Regierung einen Aus— 
weg bieten. 


28. Februar. Beſchluß des Bundesrates in der Braunſchweigiſchen Frage. 
Beginn der Verhandlungen über den Ausgleich zwiſchen Sſterreich und Ungarn— 
Serbiſch-Schweizeriſcher Handelsvertrag. 

2. März. Einberufung des braunſchweigiſchen Landtags auf den 12. März. 

5. März. Eröffnung der zweiten Duma. 

6. März. Straßenkämpfe in Lodz. 


6. März 1907. 

Ein Artikel, den der Prime Miniſter, Sir Henry Campbell Banner— 
man, in der neuerſtandenen liberalen engliſchen Wochenſchrift „The 
Nation“ veröffentlicht hat, um nachzuweiſen, daß alle Nationen zur 
See abzurüſten hätten, England aber ſeine übermächtige Stellung 
unter allen Umſtänden behaupten müſſe, veranlaßt den „Temps“ zu 
einigen kritiſchen Randgloſſen, die von allgemeinem Intereſſe ſind. 
Der vornehmlich in Betracht kommende Satz der Campbell-Banner— 
manſchen Ausführungen lautet: 

„Ich will zum Schluß noch ein Wort über die Haltung Groß— 
britanniens ſagen. Wir haben unſere Aufrichtigkeit ſchon dadurch be— 
wieſen, daß wir unſere Ausgaben für Flotte und Heer erheblich ver— 
ringert und uns verpflichtet haben noch weiter zu gehen, wenn wir 
feſtſtellen können, daß man auf anderer Seite ebenſo geſinnt iſt wie 
wir. Unſere Delegierten werden alſo nicht mit leeren Händen auf der 
Haager Konferenz erſcheinen. 

Nun hat man zwar behauptet, daß unſer Beiſpiel zu keinem Er— 
gebnis führen werde, weil unſere Übermacht zur See beſtehen bleibe. 
Ich glaube das nicht (d. h. offenbar, Campbell-Bannerman glaubt an 
ein ihm erfreuliches Ergebnis der Konferenz). 

Die Seemacht Englands bedeutet keine Herausforderung für irgend 
einen Staat oder irgend eine Gruppe von Staaten. Ich bin überzeugt, 
daß überall in der ganzen Welt unſere Seemacht als nicht aggreſſiv 
gilt, und daß man ihr keine Anſchläge gegen die Unabhängigkeit, die 
Handelsfreiheit und die berechtigte Entwicklung anderer Staaten zu— 
mutet, daß es alſo ein Irrtum iſt, anzunehmen, daß die Seemächte 
geneigt ſein werden, in unſerer Stellung zur See ein Hindernis zu 
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erblicken, das jeden Vorſchlag, die Rüſtungen zum ſtehen zu bringen 
oder einen zeitweiligen Stillſtand herbeizuführen, zu Fall bringen müſſe. 

Die Wahrheit zeigt genau das Gegenteil. Unſere allbekannte 
Anerkennung der beiden Hauptprinzipien, daß nämlich die Nationali— 
täten unabhängig und der Handel frei iſt, gibt uns das Recht zu be— 
haupten, daß, wenn unſere Flotten unverwundbar ſind, ſie anderer— 
ſeits keine Drohung über See tragen, ſondern eine Botſchaft herzlichen 
Wohlwollens, die begründet iſt auf dem Glauben an eine Gemeinſchaft 
der Intereſſen aller Nationen.“ 

Hierzu bemerkt nun der „Temps“: „Wir tragen dem Charakter 
Sir Henry Campbell-Bannermans einen ſehr aufrichtigen Reſpekt 
entgegen. Aber er ſchätzt ſelbſt die Aufrichtigkeit viel zu hoch, um ſich 
zu wundern, wenn wir ihm rückhaltlos ſagen, was wir von ſeinem 
Artikel denken. Es gibt, wie uns ſcheint, in dieſem Artikel keinen Satz 
und kein Wort, das nicht entweder durch die Tatſachen oder durch ihn 
ſelbſt widerlegt wird. 

Was berechtigt zunächſt Sir Henry anzunehmen, daß man ſich 
1899 über eine Beſchränkung der Rüſtungen hätte verſtändigen können 
und daß man es heute nicht kann? Was hat ſich in dieſer böſen Welt, 
auf der wir leben und in der man, wie Fürſt Bülow ſagte, Hammer 
oder Amboß ſein muß, denn ſeither verändert? Die Welt von heute 
wird durch ökonomiſche Intereſſen und politiſche Leidenſchaften be— 
ſtimmt. Wir haben den Burenkrieg erlebt, den ruſſiſch-japaniſchen 
Krieg, die marokkaniſche Kriſis. Kann man wirklich ſagen, eines oder 
das andere hätte verhütet werden können? Gewiß — wenn die Welt 
aus jenen Inſeln der Glückſeligen beſtände, die, wie Waldeck-Rouſſeau 
in einer ſeiner bedeutendſten Reden ſagte — „reich genug ſind, um den 
Unterhalt aller Einwohner zu ſichern, und doch zu arm, um den Ehrgeiz 
eines Rivalen zu erregen“. 

Nun ſtelle man dieſem Ideal die brutale Wirklichkeit gegenüber, 
und es leuchtet ſofort ein, wie unvorſichtig die Vertrauensſeligkeit des 
verantwortlichen Leiters der engliſchen Regierung iſt. 

Sir Henry Campbell Bannerman erklärt ferner, daß man ohne 
jede Gefahr ſich mit der Begrenzung der Rüſtungen beſchäftigen könne, 
und das iſt gewiß richtig, denn niemand wird die Haager Konferenz 
ſo ernſt nehmen, als ob von ihr Krieg und Frieden abhänge. Auch die 
Mächte, die ſie für unnötig halten: Rußland, Deutſchland, Frankreich, 
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Italien, Oſterreich find bereit, an der Konferenz teilzunehmen. Aber 
wozu die Debatte, wenn man ſchon jetzt weiß, daß die Majorität der 
Mächte es für unmöglich hält, in dieſer Materie zu einer internationalen 
Abmachung zu gelangen? Der leitende Miniſter Englands weiſt darauf 
hin, daß ſein Vaterland — allerdings nur proviſoriſch und ohne Riſiko — 
ſeine Flottenrüſtung gemindert habe. Auch weiß man, daß die Weiter— 
entwicklung dieſer Rüſtungen von dem Ergebnis der Konferenz ab— 
hängen ſoll. Kommt ſie nicht zum Ziel, ſo ſollen ſogleich drei weitere 
Panzerſchiffe gebaut werden. Gewiß wird nun deshalb noch kein Krieg 
ausbrechen. Aber es wird hinreichen, um eine gewiſſe Preſſe zu ver— 
anlaſſen, als drohende und offenſivpolitiſche Maßnahmen darzuitellen, 
was unter Umſtänden den Charakter einer normalen Maßregel der 
nationalen Verteidigung getragen hätte. Glaubt denn Sir Henry, daß 
dies einen Fortſchritt bedeutet? . . . . 

Wenn aber, wie Campbell Bannerman zum Schluß ſagt, die 
engliſche Flotte das doppelte Verdienſt hat, niemanden zu beunruhigen 
und die Sicherheit Englands zu verbürgen, weshalb ſpricht er dann 
davon, ſie zu mindern, zumal, wie der Artikel ſagt, bei der Reduzierung 
das verhältnismäßige Übergewicht Englands aufrechterhalten werden 
ſoll? Man ſieht, daß ſelbſt bei einem überzeugten Friedensapoſtel 
— wenn er Engländer iſt — die patriotiſche Fürſorge den Ausſchlag 
gibt. Sir Henry Campbell Bannerman würde ſich nicht in den Gedanken 
finden, daß England aufhören könnte, die ſtärkſte Seemacht zu ſein. 
Wie kann er ſich darüber wundern, daß, was er als ſelbſtverſtändlich 
in Anſpruch nimmt, gleich lebhaft von anderen empfunden wird? 

Mag daher die Konferenz im Haag ihren Charakter wahren als 
eine Verſammlung von Juriſten, die fähig ſind, Gutes zu ſchaffen, denen 
aber Schranken geſetzt ſind. Herr v. Martens, der der Konferenz doch 
gewiß nicht übelwollend gegenüberſteht, hat ſich hier gerade ſo aus— 
geſprochen. Wozu ſollen wir Illuſionen wachrufen, die in eine Ent— 
täuſchung ausmünden? Die Konferenz kann das Kriegsrecht kodifi— 
zieren und ſchon dadurch der Menſchheit einen großen Dienſt leiſten. 
Die Periode des allgemeinen Friedens wird ſie nicht begründen. 
Sollte aber dieſe Legende Glauben finden, ſo gibt es eine bittere 
Enttäuſchung und es gibt nur ein Mittel, ihr vorzubeugen: die 
Wahrheit zu ſagen. Das haben wir getan und das werden wir auch 
ferner tun!“ 
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Zu dieſen Ausführungen, die wir Wort für Wort unterſchreiben, 
ſagen wir dem „Temps“ unſeren Glückwunſch, und es ſoll uns freuen, 
wenn wir uns auch ferner auf dieſem Felde die Hand reichen können. 
Das „Journal des Débats“ zeigt weniger Aufrichtigkeit und weniger 
Mut und kommt zum Ergebnis, daß für Frankreich kein anderer Aus— 
weg bleibe, als ſich England anzuſchließen. (Quant à notre pays, il 
est bien évident qu'il ne pourra refuser de s’associer aux pro— 
positions anglaises!) 

Das iſt aber um ſo kleinmütiger, als in England ſelbſt einerſeits 
der Gedanke der Limitierung der Rüſtungen auf Widerſpruch ſtößt, 
andererſeits gerade dort neben den Friedensapoſteln auch Skep— 
tiker ſelbſt in den Kreiſen der Liberalen ihre Stimme zu erheben beginnen. 
Auch die „Tribune“, die dem Kabinett doch naheſteht, gehört zu ihnen. 
Sie meint, das Beſte wäre, wenn England offen und ohne Vorbehalt 
ſich dem ruſſiſchen Antrag anſchließen und allen Handelsſchiffen auch 
in Kriegszeiten unbehinderte Fahrt ſichern wollte. Dadurch würde 
zwar der Schaden gemindert werden, den England einem Gegner 
zufügen könne, aber man wäre auch für den Fall irgend. eines Miß— 
erfolges zur See der Sorge ledig, daß England einer Hungersnot aus— 
geſetzt ſein könnte. Gewiß iſt dieſe Frage der Erwägung wert, aber ſie 
greift willkürlich eine Frage des notwendig zu revidierenden Seerechtes 
vor anderen gleich wichtigen heraus. Wir möchten bei dieſem Anlaß 
an einen ausgezeichneten Artikel des „Nauticus“, Jahrgang 1905, 
S. 232— 245 erinnern, der die „Fragen des Seekriegsrechtes“ mit 
Sachkunde und Vorſicht behandelt. Der Artikel zählt dabei die folgen— 
den Probleme auf: Die Frage der Hoheitsgewäſſer, der Benutzung 
von Minen und Torpedos, der Blockade, des Konterbandenrechts, der 
Ausrüſtung von Hilfskreuzern, der Neutralitätsgeſetze, der Kabel und 
Funkenſprechſtationen, der Poſtſchiffe, der Benutzung neutraler Ge— 
wäſſer durch die Kriegführenden (einjchl. Kohlenſtationen). Das alles 
harrt einer Kodifikation, ſobald ſich eine Vereinbarung erreichen läßt, 
und auf dieſem Felde, nicht auf dem utopiſchen der Rüſtungsfrage, 
liegen die humanen Aufgaben des Kongreſſes vornehmlich. Die neuen 
Rieſentypen für die Kriegsſchiffe, die England eingeführt hat und die 
Japan und die Vereinigten Staaten ſofort nachgebildet haben, um 
ſie, wie es ſcheint, bald zu übertrumpfen, haben die Laſten der Kriegs— 
rüſtungen mehr geſteigert als der natürliche Zuwachs, den die Schutz— 
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pflichten notwendig vorſchreiben, die jeder Staat ſeinen Angehörigen 
gegenüber hat, ſo lange er ſelbſt für ſich und ſeine Ehre einzuſtehen gewillt 
iſt. Wir ſind aber nach wie vor der Überzeugung, daß dieſe Ehre das 
höchſte aller nationalen Güter und jedes Opfers wert iſt. Es iſt viel— 
leicht nützlich, gegenüber dem Mißbrauch, der neuerdings mit einer 
Außerung des Staatsſekretärs Root getrieben wird und die dahin aus— 
gelegt worden iſt, daß die Vereinigten Staaten dem engliſchen Antrage 
ſich voll anſchließen würden, an die Botſchaft des Präſidenten Rooſevelt 
vom 4. Dezember 1906 zu erinnern, die ſich durchaus mit unſeren An— 
ſchauungen deckt. „Heute“ — ſagte er — „gibt es noch keine Macht, die 
verhindern kann, daß Unrecht geſchehe, ſo viel auch die Haager Kon— 
ferenz und andere Beſtrebungen darauf hinarbeiten, ein internationales 
Gewiſſen und eine öffentliche Meinung zu entwickeln, die zu einer 
ſolchen Macht führen ſollen. Wir müſſen mit Verhältniſſen rechnen, 
die einmal da ſind, nicht mit Möglichkeiten und Scheinbildern von 
Viſionären und Gefühlsmenſchen. Wie die Dinge einmal liegen, gibt 
es nur eine Ausſicht, daß die Gerechtigkeit über Tyrannei und Unrecht 
ſiege, die nämlich, daß die Nationen ſich in Bereitſchaft halten, die an 
das Recht glauben und auch mit der Tat das Recht zu verteidigen bereit 
ſind. Es iſt daher ein törichtes und übeles Ding 
ine große und freie Nation, ſich der Macht 
Su megeben, ihr eigenes gutes Recht zu vertei⸗ 
digen und in Ausnahmefällen auch für das gute 
Recht anderer einzutreten.“ 

Das iſt der geſunde Menſchenverſtand von „Unkel Sam,“ und 
wir halten es für undenkbar, daß er plötzlich verſagen ſollte. Dieſer ge— 
ſunde Menſchenverſtand hat ſich auch an der Beſeitigung der Schwierig— 
keiten bewährt, welche die kaliforniſche Schulfrage brachte. Sie iſt, 
wie ausführlich in einer Korreſpondenz der New Yorker „Evening Poſt“ 
aus Waſhington dargelegt wird, jetzt in der Tat beſeitigt, und zwar ſo, 
daß es fortan kein Ausnahmegeſetz mehr gibt, das die japaniſchen Kinder 
trifft. Das neue kaliforniſche Schulgeſetz läßt alle Kinder fremder Raſſe 
unter 16 Jahren zu den Schulen der Weißen zu, wenn ſie engliſch ſprechen 
können. Für des Engliſchen unkundige Kinder fremder Herkunft aber 
werden beſondere Schulen errichtet werden. Damit hat man ſich in Japan 
denn auch zufrieden gegeben. Die Forderung, daß ältere Japaner, 
das heißt ſolche über 16 Jahre, mit amerikaniſchen Kindern zwiſchen 


6 und 10 Jahren auf einer Schulbank ſitzen ſollten, war von keinem 
Geſichtspunkte aus aufrechtzuerhalten. 

Neu hinzugekommen iſt dann die Immigration Bill Amendment, 
d. h. die Anderung des Einwanderergeſetzes, welches japaniſche Kulis 
und Ackerbauer von Weſtamerika fernhalten wird. Dieſes Geſetz iſt in 
Tokio einfach notifiziert worden und auf keinen Widerſpruch geſtoßen, 
ſo daß dieſe Angelegenheit als erledigt betrachtet werden kann. 

Von Intereſſe ſind aber die Bemerkungen, welche die freihänd— 
leriſche „Evening Poſt“ an dieſe Angelegenheit knüpft. Sie findet den 
Ausgang wenig erfreulich wegen des angeblichen Rückzuges des Präſi— 
denten, namentlich aber wegen der illiberalen Ausſchließung der japani— 
ſchen Einwanderer. Japan ſei groß und mächtig geworden, weil es ent— 
ſchloſſen mit dem Protektions- und Abſchließungsſyſtem gebrochen habe. 
Der Lärm, der jetzt gegen die japaniſche Einwanderung erhoben werde, 
gehe von Leuten aus, die ſelbſt Einwanderer ſeien oder Nachkommen 
von Einwanderern mit angelſächſiſchen Namen wie Moriarity, Piſſano 
oder Hovalsk. Erſt durch ſolche Leute ſei es dahin gekommen, „daß, 
wenn Fremde zeigen, daß ſie etwas beſſer machen können als wir — ſei 
es durch neue Methoden, durch Sparſamkeit oder durch beſſere Anpaſ— 
ſung, es nicht mehr heißt, wir müſſen unſere Erfinder und Arbeiter 
rufen, damit fie ihnen die Stange halten — oh nein ! Unſer erſter 
Impuls iſt, zu Papa Dingley zu laufen und ihn zu bewegen, durch ein 
Geſetz ſeine armen Kleinen vor den harten Kämpfen des Lebens zu 
ſchützen. Dies iſt der unwürdige und kleinliche Geiſt, der bei all dieſem 
Schreien in den Vordergrund getreten iſt. Wir gehen auf einen 
Vorteil aus, der „unfair“ it. Wir haben vergeſſen, auf eigenen 
Füßen zu ſtehen, dem Kampf freudigen Herzens ins Auge zu 
ſehen. Wenn jemand bei uns zu erfolgreich wirkt, denken wir daran, 
ihn an die Luft zu ſetzen. Es ſoll aber keiner glauben, daß wir da Halt 
machen werden, wo wir jetzt ſtehen. Von Ausſchließung der Chineſen 
ſind wir plötzlich zur Ausſchließung der Japaner übergegangen. Aber 
wir haben auch Basken, Italiener, Griechen in Kalifornien; ſollen die 
nächſtens auch an die Reihe kommen? Geht das noch 50 Jahre ſo weiter, 
dann kann es wohl geſchehen, daß einſt eine Flottenexpedition von Japan 
ausgeht, um die Vereinigten Staaten für die Ziviliſation zu erſchließen.“ 

Das iſt außerordentlich bitter, und wenn ein Stück Wahrheit darin 
ſteckt, jo ſind die Übertreibungen doch weit größer. Vor allem aber über— 


jieht die „Evening Poſt“, daß es ſich in der Tat um ein ſehr ernſtes 
Problem handelt. Jede Nationalität trägt fremde Elemente in ſich, 
die ſie ſchließlich aſſimiliert, ohne an ihrem beſonderen Weſen eine 
Einbuße zu erleiden. Aber dieſer Aſſimilationsprozeß iſt doch an ge— 
wiſſe Geſetze gebunden. Homogene Elemente — in den Vereinigten 
Staaten Engländer, Holländer, Deutſche, überhaupt alles germaniſche 
Geblüt — werden leicht übernommen und kräftigen die urſprüngliche 
Nationalität. Schon bedenklicher iſt die Aufnahme lateiniſcher Elemente: 
Franzoſen, Italiener, Spanier, die Temperament und geiſtige und 
phyſiſche Anlagen der Raſſe ſo ſtark modifizieren, daß der Typus des 
Amerikanertums, auf dem die Kraft der Nation beruht, geſchwächt 
wird. Noch fremder ſtehen dem amerikaniſchen Weſen die Polen und 
Ruſſen gegenüber, vollends ganz fremd die Aſiaten, Chineſen und 
Japaner, die jedoch für die Blutmiſchung nicht oder doch nur in ver— 
ſchwindenden Ausnahmefällen in Betracht kommen. Sehr in Betracht 
kommt dagegen das jüdiſche Element, das für das geſamte Gebiet der 
Vereinigten Staaten ſchwer zu ſchätzen iſt, da es eine Statiſtik der Kon— 
feſſionen in Amerika nicht gibt und die Juden als Ruſſen, Polen, Deutſche 
uſw. einwandern. Immerhin zählt New York allein 800 000 Juden, 
die früher oder ſpäter in das Hankeetum aufgehen werden, jo unwahr— 
ſcheinlich das heute auch ſcheinen mag. Es ſind, ſolange die hiſtoriſche 
Überlieferung reicht, niemals ſo viel Juden an einen Fleck beiſammen 
geweſen, wie heute in New York — man könnte mit ihnen Warſchau 
dreimal bevölkern — und es iſt begreiflich, wenn dieſen ſchwer ver— 
daulichen Elementen gegenüber Staatsmänner vom Schlage Rooſe— 
velts mit Sorgen an die Zukunft denken und weitere unverdauliche 
Elemente, wie Japaner und Chineſen es ohne Zweifel ſind, ihren Kin— 
dern und Kindeskindern nicht als Mitbürger hinterlaſſen wollen. Dabei 
aber iſt noch in Betracht zu ziehen, daß die unlösbare Negerfrage nach 
wie vor wie ein Alp auf der Nation drückt. Daß ſolchen Problemen 
gegenüber zu Prohibitivmaßregeln gegriffen wird, ſcheint uns eine 
Maßregel wohlverſtandener Selbſterhaltungspolitik zu ſein, die wir 
nicht zu tadeln vermögen. Jeder Liberalismus, auch der ſcheinbar 
theoretiſch beſt berechtigte, muß ſeine Schranke an der praktiſchen Wirk— 
lichkeit finden. 

Faſt könnte man meinen, daß dieſer Satz verdiente, über das 
Eingangstor des Palais Potemkin geſchrieben zu werden, in welchem 


morgen (Dienstag) die Mitglieder der zweiten ruſſiſchen Duma zuſam— 
mentreten. Die Sünde und das Verhängnis der erſten Duma war, 
daß ſie ſich über dieſe Binſenwahrheit in ihrem theoretiſchen Tugend— 
dünkel hinwegſetzte. Leider ſehen wir keine Anzeichen, daß der Geiſt 
der Nation ſeither ein anderer geworden wäre. Die Hoffnung, mit 
der wir vor acht Tagen unſere Wochenſchau ſchloſſen, wollen wir zwar 
nicht fallen laſſen, aber was jene acht Tage brachten, war gewiß nicht 
dazu angetan, ſie zu ſtärken. In der noch nicht vollzählig verſammelten 
Duma (493 bisher gewählte Abgeordnete, es fehlen alſo noch 32) ge— 
hören 311 der Linken an. Das Organ der K. D. (Kadetten), die 
„Njetſch“, weiſt darauf hin, daß der weſentliche Unterſchied zwiſchen 
der erſten Duma und der am 5. zuſammentretenden zweiten 
Duma darin beſtehe, daß neben den konſtitutionellen Demo— 
kraten, die den Kern der Oppoſition in der erſten Duma bildeten, nun— 
mehr eine äußerſte Rechte und eine äußerſte Linke getreten ſeien. An 
der Hand von 190 Biographien neuer Dumamitglieder knüpft daran 
die „Rjetſch“ einige allgemein intereſſante Bemerkungen: von den 190 
ſind 66, alſo ein Drittel, adminiſtrativen Maßregelungen unterzogen 
worden: 33 wurden mit Gefängnis beſtraft und danach in nicht allzu— 
entfernte Gouvernements verſchickt, 7 wurden auf dem Verwaltungs— 
wege verſchickt, und von dieſen leben noch jetzt drei in der Verbannung; 
13 Deputierte wurden des Rechtes verluſtig erklärt, Amter im Dienſte 
der Semſtwo oder des Staates zu bekleiden, zwei waren zur Zeit der 
Wahlen flüchtig, drei ſtanden unter Polizeiaufſicht, darunter einer ſeit 
23 Jahren, drei waren wegen politiſcher Umtriebe in Anklageſtand ver— 
ſetzt worden, wurden aber freigeſprochen, davon einer wegen Ver— 
gehens gegen den $ 100, der dem Schuldigen die Todesſtrafe androht, 
zwei ſind von ihren Gouverneuren nicht in ſtädtiſchen Amtern beſtätigt, 
bei einem hatte eine Hausſuchung ſtattgefunden, zwei waren aus der 
Univerſität ausgeſchloſſen. 

Teilt man die Deputierten in vier Altersſtufen, ſo ergibt ſich folgen— 
des Prozentverhältnis: 


1. Duma 2. Duma 
bis 30 Jahre .... 753 16,7 
von 30— 40h: 40,4 39,9 
von 40-50 37,2 29,7 


50 und älter 15,1 BAR 


. 


Fs iſt alſo die Zahl der Abgeordneten zwiſchen 25 und 29 Jahren 
erheblich gewachſen. Auffallend iſt dabei namentlich, daß die Bauern 
einen hohen Prozentſatz junger Leute gewählt haben. 35 Prozent von 
ihnen ſind jünger als 33 Jahre, nur 27 Prozent älter als 45. 

Nach dem Bildungsſtande verteilt, haben 44 Prozent eine höhere 
Bildung genoſſen, eine mittlere 18,6 Prozent, Volksſchulbildung oder 
weniger 26,7 Prozent, ungeſchult, aber des Leſens kundig ſind 1,01 Pro— 
zent. Aber dieſe Verhältniszahlen ſind nur aus einem Drittel der Duma 
gezogen worden. Sie ſind alſo keineswegs beweiſend und werden, 
aller Wahrſcheinlichkeit nach, noch weit ungünſtigeren Verhältniszahlen 
weichen müſſen, wenn ſich der Geſamtbeſtand der Duma überſehen läßt. 
Dazu kommt die bunte nationale Zuſammenſetzung der Duma, die 
ſo ziemlich alle Nationalitäten des Reiches vertreten zeigt — außer den 
Deutſchen. Von den mindeſtens zwei Millionen Deutſchen des Reiches 
iſt kein einziger als Deputierter in die Duma gewählt worden, eine 
geradezu ungeheuerliche Tatſache, wenn man weiß, was dieſes deutſche 
Element für Rußland bedeutet hat und noch heute bedeutet. Nament— 
lich die Tatſache, daß die drei Oſtſeeprovinzen Eſtland, Livland und 
Kurland keinen einzigen deutſchen Vertreter haben, iſt — man verzeihe 
das derbe Wort — eine hiſtoriſch-politiſche Zote! Aber allerdings, nicht 
einer von ihnen hat ſich der Revolution angeſchloſſen, und da die revolu— 
tionäre Strömung den Sieg davongetragen hat, ſie andererſeits un— 
möglich ſich den Extremen von rechts anſchließen konnten, deren Schlag— 
wort Reaktion heißt, gab es keinen Platz für ſie auf den Bänken des 
Tauriſchen Palais. Das mag hart ſein, aber es entſpricht der Logik 
der ruſſiſchen Revolution. 

Wie aber wird die Entwicklung nun weiter gehen? Die Anarchiſten 
ſetzen ihre Mordpolitik fort. Der Großfürſt Nikolai Nikolajewitſch iſt 
nur durch einen beſonderen Glücksfall dem Schickſal des Großfürſten 
Serge Alexandrowitſch entgangen, vor wenigen Tagen iſt der hoch— 
verdiente ehemalige Ritterſchaftshauptmann Baron Otto v. Budberg 
ermordet worden, der vielen Morde weniger namhafter Perſönlich— 
keiten und der zahlloſen Raubanfälle nicht zu gedenken. Das Treiben 
der ruſſiſchen Studentenſchaft geht in ſeiner öden Unvernunft weiter. 
Im Petersburger Polytechnikum findet die Polizei eine Niederlage 
vom Bomben, Schnellfeuergewehren, Dynamit, Pyroxilin und Hand— 
granaten, in Kiew ſchließen die Herren Studenten die Univerſität uſw. 
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und das entrüſtet ſich, wenn ausländiſche Beobachter ſolchem, teils ver- 
brecheriſchen, teils ſchwachſinnigen Tun gegenüber von der „moraliſchen 
Verwilderung“ der ruſſiſchen Studenten reden! Noch toller erſcheint 
es freilich unſerem Empfinden, wenn das „Journal de St. Peters- 
bourg“ ſich über dieſen Ausdruck ſittlich entrüſtet. Iſt das nicht auch 
eine Verwilderung oder mindeſtens eine Verſchüchterung des moraliſchen 
Urteils? 

Alle dem gegenüber tut ein eiſerner Wille und eine feſte Hand 
neben viel Klugheit und raſcher Entſchlußfähigkeit not. Wir haben 
keinen Grund daran zu zweifeln, daß der Miniſterpräſident Stolypin 
ſeinen ganzen redlichen Patriotismus daran ſetzen wird, um der furchtbar 
ſchweren Aufgabe gerecht zu werden, der er gegenüberſteht. Aber ohne 
ſchwere Kämpfe läßt ſich das Ziel, die Begründung des ruſſiſchen Rechts— 
ſtaates, nicht erreichen. 

Profeſſor Burgeß führte in der Schlußvorleſung, die er an hieſiger 
Univerſität hielt, den Gedanken aus, daß ein Recht zur Selbſtregierung 
nur da vorhanden ſei, wo Selbſtbeherrſchung die Grundlage bilde. Auf 
dieſer Grundlage iſt die Freiheit der Vereinigten Staaten erſtanden. 
Aus der Zügelloſigkeit wird die ruſſiſche Freiheit nimmermehr hervor— 
wachſen. 


7. März 1907. Empfang des Dumapräſidenten Golowin durch den Zaren. 
Entlaſſungsgeſuch des Kabinetts Giolitti. 

810. März Ausſtand der Elektrizitätsarbeiter in Paris. 

11. März Ermordung des bulgariſchen Miniſterpräſidenten Petkow. 

12. März Annahme des Nachtragsetats für S.-W.-Afrika durch den Deutſchen Reichstag. 
Exploſion der „Jena“ in Toulon. 


13. März 1907. 

Die Verhandlungen des engliſchen Parlaments im Oberhauſe 
wie im Unterhauſe haben in Anlaß der angeblich geplanten Minderungen 
des Beſtandes der engliſchen Land- und Seemacht und im Zuſammen— 
hang mit den Plänen, die ſich an die bevorſtehende Haager Konferenz 
knüpfen, eine Tendenz gezeigt, die bei uns nicht unberechtigtes Be— 
fremden hervorgerufen hat. Nach dem offenkundigen Entgegenkommen, 
das den Beſtrebungen des anglo-german frendship commitee bei uns 
zuteil wurde, kam die teils verſteckte, teils unverhüllte Feindſeligkeit, 
die namentlich unſerer jungen Flotte entgegengetragen wurde, doppelt 
überraſchend. Als ob wir ein Volk von Korſaren wären, wurde von der 
Möglichkeit eines räuberiſchen Überfalls der engliſchen Küſten durch 
unſere Geſchwader geſprochen, und die Spezialorgane des Deutſchen— 
haſſes in England taten das ihrige, um dieſe Ungeheuerlichkeiten noch 
breiter zu treten und ſie urteilsloſen Leſern ſchmackhafter zu machen. 
Wir mögen bei den Einzelheiten nicht verweilen, aber wir können auch 
nicht die Bedeutung dieſer Debatten unterſchätzen. Sie ſcheinen in 
innerem Zuſammenhange mit einer Politik zu ſtehen, die ſeit mehreren 
Jahren ſyſtematiſch darauf hinarbeitet, uns zu iſolieren und mit einem 
Ring von Allianzen zu umſchließen, und widerſprechen zugleich in wahr— 
haft grotesker Weiſe den mit ſo viel moraliſchem Aplomb vertretenen 
Gedanken einer Herabſetzung der Rüſtungslaſten. Hat doch noch ganz 
kürzlich der Lord der Admiralität, Lord Tweedmouth, erklärt, daß Eng— 
land nach wie vor und in alle Zukunft ohne jede Rückſicht auf die Koſten 
den ſogenannten „Zwei- Mächte-Standard“ aufrechterhalten würde! 
Dagegen läßt ſich natürlich abſolut gar nichts einwenden, das iſt Eng— 
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lands gutes Recht, und wenn es ihm notwendig ſcheinen ſollte, kann 
es ja auch eine Flotte bauen, die die aller Großmächte zuſammengenom— 
men übertrifft — aber man fragt ſich nur, was unter dieſen Umſtänden 
all der Lärm bedeutet, als deſſen Apoſtel Mr. Stead jetzt durch die 
Welt zieht? Es ſteht übrigens bis heute noch keineswegs feſt, daß der 
vielbeſprochene Antrag im Haag offiziell vorgebracht wird, und ebenſo 
unſicher iſt es, ob die Dragodoktrin Gegenſtand der Verhandlung ſein 
wird. Es gibt ſo viele nützlichere und ausſichtsvollere Probleme, die der 
Löſung näherzuführen ſind, daß man die Utopien füglich wohl minder 
ernſten Organen überlaſſen könnte. 

In betreff der geplanten Reform des Hauſes der Lords oder, genauer 
formuliert, der Herſtellung normalerer Beziehungen zwiſchen Oberhaus 
und Unterhaus, hat neuerdings M. Winſton Churchill, der Parlaments- 
ſekretär für die Kolonien, in der „Nation“, die jetzt das führende Organ 
der Liberalen zu werden ſcheint, einen Gedanken in Anregung gebracht, 
der eine ebenſo einfache wie radikale Löſung der beſtehenden Schwierig— 
keiten bedeuten würde. Er ſchlägt nämlich vor, aus der Reihe der zum 
Sitz im Oberhauſe berechtigten Lords zu jeder Seſſion durch die Krone 
nur diejenigen Lords zu berufen, welche das jeweilig regierende Ka— 
binett in Vorſchlag bringt. Damit wäre allerdings jede Möglichkeit 
einer Oppoſition tatſächlich beſeitigt, aber England würde dann noch 
mehr, als jetzt der Fall iſt, den Einſeitigkeiten einer allmächtigen Partei— 
regierung ausgeſetzt ſein, ganz abgeſehen davon, daß jedesmal für 
längere Zeiträume die Erfahrung und die politiſche Einſicht einer 
Reihe hervorragender Staatsmänner brach gelegt werden müßte. 
Wahrſcheinlich würde die Verwirklichung der Churchillſchen Gedanken 
zu einer weiteren Steigerung der Macht der Preſſe führen und dadurch 
einer immer mehr in den Vordergrund rückenden, auf die gröberen 
Inſtinkte ſpekulierenden Potenz zu neuer Machtentfaltung verhelfen. 
Die ſich fortſchreitend vollziehende Demokratiſierung der engliſchen 
Politik könnte auf dieſem Wege erheblich beſchleunigt werden. 

Für die bevorſtehende Kolonialkonferenz, zu welcher die erſten 
Miniſter aller großen Kolonien erwartet werden, ſind große Vorbe— 
reitungen im Gange. Die Peers werden dabei mit den Commons 
Hand in Hand gehen, und auf einem Luncheon, das wahrſcheinlich am 
24. April in Weſtminſter Hall ſtattfindet, ſollen die gefeierten und um— 
worbenen Gäſte von beiden Häuſern bewirtet werden. Alle Kolonial- 
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premiers werden zudem das Bürgerrecht der City von London erhalten, 
eine Ehrung, die ſonſt nur Mitgliedern des Königshauſes, hervor— 
ragenden Staatsmännern und Feldherren zuteil wird. Neben Mr. Moor 
von Natal, Mr. Deakin von Neuſeeland und den Premiers des Kap— 
landes, Auſtraliens und Kanadas wird auch General Botha jetzt Bürger 
von London werden, gewiß eine denkwürdige Tatſache, die dem Ver— 
ſöhnungsgedanken neuen Ausdruck geben ſoll, der durch die Organiſa— 
tion Transvaals als ſelbſtändiger Kolonie eingeleitet wurde. Sind die 
Wahlen zum erſten Parlament von Transvaal unter lebhaften Kämpfen 
zum Abſchluß gekommen und hat das holländiſche Element, wie auch 
die Miniſterliſte des erſten Transvaalkabinetts zeigt, den Sieg davon 
getragen, ſo ſcheint doch ſicher zu ſein, daß beide Nationalitäten, Eng— 
länder und Buren, einträchtig zuſammenzuarbeiten entſchloſſen ſind. 
Ein gewiſſer Gegenſatz iſt allerdings zwiſchen Volkskammer und Ober— 
haus vorläufig noch vorhanden, da für dieſes erſte Parlament alle 
15 Mitglieder des Oberhauſes vom Gouverneur von Transvaal, Lord 
Selborne, ernannt worden ſind, während die 69 Mitglieder des Volks— 
hauſes aus freier Wahl hervorgegangen ſind. Dieſer Gegenſatz muß 
aber nach fünf Jahren ſchwinden, weil danach auch die Mitglieder 
des Oberhauſes nach der Verfaſſung gewählt werden. Gegenwärtig 
ſcheinen der Gouverneur, das Oberhaus und die „Chamber of Minesé“, 
welche die Intereſſen der großen Grubenbeſitzer des Rand vertritt, 
eine Art Allianz geſchloſſen zu haben. Die „Tribune“ meint, es müſſe 
darüber zu einem Konflikt zwiſchen Lord Selborne und dem Miniſterium 
kommen, und das iſt wohl möglich, aber gewiß nicht notwendig, da 
man ſich der Bedeutung der Mineninduſtrie für die Zukunſt Trans— 
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vaals in den Kreiſen von „Het Volk“ ſehr wohl bewußt iſt. Nur will 
man den Minenbeſitzern nicht in der Chineſenfrage nachgeben, die nach 
wie vor die Leidenſchaften meiſt entzündet. 

Die von einigen engliſchen und ruſſiſchen Zeitungen verbreitete 
Nachricht von einer bevorſtehenden engliſch-franzöſiſch-japaniſch— 
ruſſiſchen Allianz wird neuerdings von der „Tribune“ „on the best 
authority“ dementiert. Dagegen ſeien ſowohl die Verhandlungen 
zwiſchen Rußland und Japan ſowie zwiſchen England und Rußland 
einem erfreulichen Abſchluß nahe, was auch unſeren Informationen 
und den Notwendigkeiten der politiſchen Lage durchaus eatſpricht. 
Rußland und England ſind wohl vornehmlich genötigt, ſich über ihre 


Haltung in den perſiſchen Angelegenheiten zu verſtändigen, die kritiſch 
zu werden beginnen. Offenbar ſind die abendländiſchen Verfaſſungs— 
formen für Perſien zu früh gekommen. Das Ideal der Regierung für 
den muſelmänniſchen Orient bleibt immer der aufgeklärte und wohl— 
wollende Deſpotismus; nur ſind ſolche Deſpoten, wie die Geſchichte 
der letzten Jahrhunderte zeigt, überaus ſeltene Erſcheinungen. Ob auch 
Afghaniſtan und Tibet in den Kreis der ruſſiſch-engliſchen Vereinbarungen 
fallen, iſt uns zweifelhaft. Hier wie dort iſt der Einfluß Englands feſter 
begründet als je vorher. Der Emir von Afghaniſtan, der jetzt in ſein Reich 
zurückkehrt, iſt mit größter Klugheit behandelt worden und nimmt einen 
überwältigenden Eindruck von der Macht und Weisheit ſeiner anglo— 
indiſchen Nachbarn mit. Man kann mit Beſtimmtheit erwarten, daß 
in der afghaniſchen Geſchichte eine Periode wirtſchaftlicher Erſchließung 
des Landes mit engliſcher Hilfe angeht. Nach Tibet aber reicht die 
Hand Rußlands nicht mehr hin. 

Was die ruſſiſch-japaniſchen Verhandlungen betrifft, ſo ſtimmen 
alle Berichte darin überein, daß ſie von beiden Seiten mit gutem Willen 
geführt werden. Nachdem Rußland mit vorzeitiger Zurückziehung ſeiner 
Truppen aus der Mandſchurei das Beiſpiel gegeben hat, zieht nun— 
mehr auch Japan ſeine Truppen ab. Nur 15 000 Mann zur Sicherung 
der Eiſenbahnlinien bleiben zurück. Auch in China geſtalten die ruſſiſchen 
Beziehungen ſich günſtig. Die Parole, China für die Chineſen, macht 
ſich — ſoweit das möglich iſt und eine gewiſſe Vormundſchaft Japans, 
die durch die Macht der Verhältniſſe bedingt iſt, es geſtattet — immer 
mehr geltend. Eine antidynaſtiſche Bewegung, die in eine Revolution 
auszuarten drohte, iſt dank der raſcheren Beweglichkeit der Truppen, 
die mit Hilfe der Eiſenbahnen in die Aufſtandsgebiete geworfen wurden, 
vollſtändig unterdrückt worden. Die Reformarbeit geht ihren Weg weiter; 
mit welcher Ausſicht auf dauernden Beſtand, muß die Zukunft lehren. 

Welche Bedeutung dem plötzlich aufgetauchten Plan einer Neu— 
traliſierung der Philippinen beizumeſſen iſt, vermögen wir noch nicht 
zu erkennen. Auch läßt ſich eine ſo bedeutſame Schwenkung in der 
pazifiſchen Politik der Vereinigten Staaten nicht improviſieren; der 
Präſident, der Kongreß, die Mächte, durch welche die Neutraliſierung 
anzuerkennen wäre, ſind Faktoren, die ſich nicht überſehen laſſen. Vor— 
läufig ſcheint es mehr ein ballon d'essai zu ſein. Die „Tribune“, der 
wir auch dieſe Nachricht entnehmen, jagt, daß, um den Plan ausführ- 
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bar zu machen, vorgeſchlagen werde, daß kein Staat, die Vereinigten 
Staaten mit eingeſchloſſen, berechtigt ſein ſolle, die Philippinen als 
militäriſche Baſis zu benutzen. Offenbar liege dem der Gedanke zu— 
grunde, daß, wenn die Philippinen von keiner Macht okkupiert werden 
dürfen, die amerikaniſche Regierung auch nicht in die Notwendigkeit 
verſetzt werden könne, ſie zu verteidigen. 

Von franzöſiſchen Angelegenheiten hat vorübergehend der Aus— 
ſtand der Elektrizitätsarbeiter in Paris, der jetzt glücklich beigelegt iſt, 
viel Lärm gemacht und in ganz Paris große Erbitterung hervorgerufen. 
Dieſe Angelegenheit wird offenbar noch ein Nachſpiel in der Kammer 
haben. „Es iſt“ — ſchreibt der „Temps“ — „ganz unſinnig, daß eine 
Kategorie von Arbeitern, aus übler Laune, die allgemeinen Intereſſen 
einer Stadt wie Paris den übertriebenen und ſchlecht verſtandenen 
Intereſſen einer Korporation opfert. Die Elektrizitätsarbeiter haben 
gezeigt, wie weit der Egoismus der Syndikate geht, und die Bevölkerung 
von Paris wird die Ausſtändigen und die Stadträte, die für den Aus— 
ſtand verantwortlich ſind, gewiß nicht milde beurteilen.“ Auch die 
Regierung bekommt einige bittere Worte zu hören — aber nachdem 
jetzt alles wieder hell geworden iſt, ſcheint es uns zweifelhaft, daß wirk— 
lich ernſte Eingriffe in das Recht des brutalen Arbeiteregoismus erfolgen 
werden. Dazu iſt das heutige Frankreich bereits zu ſehr von ſozialiſtiſchen 
Doktrinen durchſeucht und die Regierung ſelbſt zu ſehr in Abhängigkeit 
von den Geiſtern, die ſie gerufen hat. Es iſt im Grunde nicht viel anders 
verfahren worden, als der Kampf gegen den „Klerikalismus“ bis zu 
Konſequenzen geführt wurde, die mit dem Begriff der Freiheit über— 
haupt nicht mehr zu vereinigen waren. Hier wie dort wurde die Doktrin 
ſo lange weiter entwickelt, bis ſie zur Tyrannei führte. 

Die Aufſehen erregende Nachricht, daß eine franzöſiſche Geſell— 
ſchaft in Marokko gegen Sinn und Wortlaut der Akte von Algeciras 
Maſte für drahtloſe Telegraphie errichtet habe, wird jetzt vom „Temps“ 
beſtätigt, aber zugleich behauptet, daß die Geſellſchaft, von der dieſe 
Unternehmungen in verſchiedenen marokkaniſchen Häfen ausgingen, 
durchaus in ihrem Recht geweſen ſei und daß dieſe Anlagen von der Akte 
von Algeciras nicht betroffen würden. Das letztere wird ſich wohl feſt— 
ſtellen laſſen, und wenn es zutrifft, was der „Temps“ behauptet, darf 
man wohl annehmen, daß auch andere Geſellſchaften ſich dieſe Freiheit 
zunutze machen werden. 
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Wie in jedem neuen Frühjahr, beginnen auch jetzt wieder die 
Balkanangelegenheiten die Aufmerkſamkeit auf ſich zu ziehen. Nament— 
lich macht ſich der ſerbiſche Nationalismus bemerklich. Serbiſche Banden 
treten in Makedonien auf und wecken dadurch die ohnehin rege Eifer— 
ſucht der Bulgaren. Die nie ruhende griechiſche Agitation iſt mit neuem 
Eifer ans Werk gegangen, und in Bulgarien hat die Sobranje in dritter 
Leſung einen außerordentlichen Kredit von 32 Millionen zu Rüſtungs— 
zwecken bewilligt. Das alles iſt wenig erfreulich, kann aber, wie in 
früheren Jahren, ſchließlich ohne ernſte Störungen, die einen mehr als 
lokalen Charakter tragen, wieder vorüberziehen. Auch in Beiruth hat 
es Ausſchreitungen gegeben, die von Muſelmännern gegen die ein— 
heimiſchen wie gegen fremde Chriſten verübt wurden und denen erſt 
durch das Zuſammenwirken des deutſchen und des franzöſiſchen Bot— 
ſchafters in Konſtantinopel Einhalt geboten wurde. Daß Fehim Paſcha 
nach Bruſſa hat überſiedeln dürfen, iſt nicht erfreulich. ö 

Inzwiſchen iſt am 5. März die Duma wirklich zuſammengetreten. 
Der Kaiſer und ſein Miniſterpräſident Stolypin haben ihr Wort ge— 
halten. Jetzt iſt es an der Duma, zu zeigen, ob ſie ihre nächſte Pflicht, 
an der Reformgeſetzgebung des Reiches einſichtig und fleißig zu arbeiten, 
erfüllen kann und erfüllen will. Soweit ſich bisher überſehen läßt, iſt 
die Zuſammenſetzung die folgende: die aus Monarchiſten, Partei der 
Rechtsordnung und Oktobriſten beſtehende Rechte zählt 110 Köpfe, 
die konſtitutionellen Demokraten mit ihrem Anhange 115, die Sozialiſten 
195, die Polen 44. Der Reſt hat noch nicht Farbe bekannt, und die aller 
Wahrſcheinlichkeit nach ganz revolutionär geſinnten Aſiaten ſind noch 
nicht eingetroffen. Das gibt ein wenig erfreuliches Bild, und zunächſt 
läßt ſich die Kombination noch nicht erkennen, die es der Regierung 
möglich machen ſoll, mit dieſer Kammer produktiv zu arbeiten. Aber 
bei der Eröffnung der Duma iſt noch alles mit leidlichem Anſtande 
hergegangen. Zwar bei dem Hoch auf den Zaren haben nur die 110 
Mann von der Rechten ſich von ihren Sitzen erhoben. Auch die Polen, 
die doch vorgeben, Monarchiſten zu ſein, blieben ſitzen; ſie fanden es 
offenbar vorteilhafter, ihre Rechnung mit der Linken zu machen, und 
ſcheinen geglaubt zu haben, daß man ihnen dieſe Verleugnung einer 
ſelbſtverſtändlichen Anſtandspflicht mit einer Vizepräſidentenſtelle be— 
lohnen werde. Das iſt nun nicht geſchehen. Zum Präſidenten wurde 
der durch ſeine Tätigkeit in der Moskauer Semſtwo bekannte Abgeordnete 
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Golowin gewählt, ein ausgeſprochener Kadett (konſtitutioneller De— 
mokrat), die weiteren Wahlen erfolgten am 8. März. Zu Vizepräſi— 
denten wurden das Mitglied der ſozialiſtiſchen Arbeiterpartei Bereſin 
und ein „parteiloſer Linker“, der fälſchlich als Sozialrevolutionär be— 
zeichnete Posnanski gewählt, deſſen Name darauf hindeutet, daß er 
polniſch-jüdiſcher Abſtammung iſt. Er iſt Vertreter von Charkow. Zum 
erſten Sekretär der Duma wurde der Kadett Tſchelnokow gewählt, die 
übrigen vier Sekretäre ſind Sozialiſten, ſo daß die Rechte keine einzige 
der Ehrenſtellen erhalten hat. 

Während der Wahlen, die ſich langſam und ſchwerfällig vollzogen, 
verſuchten die Sozialdemokraten einen Antrag auf Amneſtie zur Ab— 
ſtimmung zu bringen. Sie drangen aber nicht durch, da nach der en bloc 
angenommenen Geſchäftsordnung der erſten Duma, Anträge während 
der Wahlen zu ſtellen, nicht zuläſſig war. Es iſt nicht unwahrſcheinlich, 
daß die Regierung der Wiederholung dieſes Antrages dadurch zuvor— 
kommen wird, daß ſie aus eigener Initiative eine Amneſtie verkünden 
wird. Die ruſſiſche „Börſenzeitung“ will zuverläſſig wiſſen, daß folgen— 
den Kategorien die Amneſtie zugute kommen ſoll: allen in Preßpro— 
zeſſen Angeklagten, allen adminiſtrativ gemaßregelten oder gerichtlich 
verurteilten Perſonen, denen das Strafmaß auf Grund der Ausnahme— 
zuſtände bemeſſen wurde, ſchließlich allen, die für Verbreitung oder 
Aufbewahrung revolutionärer Schriften Strafen verbüßen. Terroriſten 

ſollen nicht amneſtiert werden, doch ſoll denjenigen die Strafe gemildert 
werden, die den Terroriſten in irgend welcher Weiſe behilflich geweſen 
ſind. Dieſe Amneſtie geht alſo recht weit, ſie wird aber beſtimmt nicht 
befriedigen. Die Linke will gerade die Terroriſten befreit ſehen. Inter— 
eſſant iſt die Tatſache, daß im ſogenannten Judenrayon, das heißt in 
den Gouvernements Kiew, Tſchernigow, Wolhynien, Podolien, Pol— 
tawa nicht ein einziger Jude gewählt worden iſt. Nur das Gouvernement 
Jekaterinoslaw hat einen jüdiſchen Deputierten geſtellt, den Berg— 
ingenieur und Kollegienrat Lazar Rabinowitſch. Auch in Polen ſind 
die Juden unterlegen. Aber die in Petersburg gewählten Brüder 
Heſſen oder Geſſen ſind Juden. 

Bei alledem iſt es noch immer verfrüht, ein beſtimmtes Urteil über 
dieſe zweite Duma abzugeben. Es wird viel darauf ankommen, wie— 
weit die Verſammlung die Überzeugung gewinnt, daß ſie einer feſten 
und entſchloſſenen Regierung gegenüberſteht und daß es ihr mit Ver— 
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wirklichung der Verfaſſung ernſt iſt. Vor allem aber iſt die Ruhe im 
Lande aufrechtzuerhalten. Man hat berechnet, daß in der Zeit vom 
1. Januar bis zum 27. Februar ruſſ. Stils in Petersburg allein 88 Morde 
ſtattgefunden haben, davon die Hälfte am hellen Tage. Von 170 Mann 
der Sicherheitspolizei find im vorigen Jahre 43 in Petersburg ſchwer 
verwundet worden, von 8000 Schutzleuten 400! Eine Statiſtik für das 
Geſamtreich gibt es noch nicht. Aber die in den Zeitungen veröffent— 
lichten Tageschroniken gaben ein wahrhaft erſchreckendes Bild von der 
überall herrſchenden Unſicherheit. Ein Beiſpiel mag genügen: Die 
Chronik der „Nowoje Wremja“ für Freitag, den 8. März, lautet: 

„Gegen den Kommandanten der Feſtung Sewaſtopol, Nepljujew, 
wurde eine Bombe geworfen; der General iſt an beiden Füßen kontu— 
ſioniert. In Tiflis iſt der Leibwächter des Polizeimeiſters, der Lesghier 
Muſa, erſchoſſen und der Konditor Isbaſchew verwundet worden. Ge— 
ſchoſſen wurde auf einen Schutzmann, in einen Tram eine Petarde 
geſchleudert. Im Hafendepot von Sewaſtopol iſt der Hafenaufſeher 
Komarowski erſchoſſen worden, in Lodz auf der Straße der Feldſcher 
Rohrbach. In Woroneſch verwundete ein aus der 1. Klaſſe ausge— 
ſchloſſener Seminariſt mit vier Schüſſen den Inſpektor Romanowski ge— 
fährlich. Das Loſow- Pawlowsker Poſtkontor wurde von Räubern 
überfallen. Erſchoſſen wurden ein Wächter und zwei Räuber, ein Be— 
amter verwundet. Die übrigen Räuber retteten ſich und ließen eine 
Bombe zurück; einige von ihnen ſind verwundet. In Feliſſajewitſchi 
(Kreis Brjänsk) haben Räuber einen Prieſter verwundet. In Bender 
ſchoß Iwan Kuniza auf das Mitglied des Bundes ruſſiſcher Männer 
Sawirko, der darauf den Kuniza erſchoß. Im Kreiſe Signachsk ſind 
zwei Wächter der Fürſtin Schaſchkow ermordet worden, in Sugdidi 
raubten drei Böſewichte aus Rache die 12 jährige Tochter des Priſtaw 
Schengelani, folterten ſie und ließen ſie im Walde liegen. 

In . ſind zwei Bomben geworfen worden: die eine in die 
Wohnung des Direktors der Realſchule, Fürſten Argetinski Dolgo— 
rukow, ohne 50 zu verletzen, die zweite Bombe riß dem Arbeiter 
Schmotſchkow beide Hände ab. In Jekaterinenburg fand ein 7 jähriges 
Mädchen auf dem Boden zwei Exploſivgeſchoſſe. In Mitau ſind wegen 
Mordes, Raub und Verwundung ſechs Letten erſchoſſen worden. Einer 
von ihnen verſuchte in den Wald zu entfliehen, wurde aber von den 
Kugeln des Convoi erreicht. 
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Das Todesurteil gegen J. Mjeſchkowski iſt Allerhöchſt durch Zwangs— 
arbeit erſetzt worden. In Moskau wurde die Univerſitätsrentei um 
30 000 Rubel beraubt. Alles geſchah geſchickt, klug und mit genauer 
Kenntnis der Baulichkeiten und der Einrichtungen. Die Böſewichte 
erſchlugen dabei den Revieraufſeher Kropin. Sie trugen alle Studenten— 
uniform. 

Beraubt wurde bei Lodz von ſieben bewaffneten Banditen der 
Kaufmann Schulz um 1741 Rubel. Im Dorfe Luſchki die Kirche um 
41 Rubel, bei Balta die Paſſagiere der Diligence, wobei ein Paſſagier 
verwundet und ein Bandit feſtgenommen wurde, das Poſtkontor von 
Glaskow (Gouvernement Irkutsk) um 3790 Rubel, der Akziſekontrolleur 
Motkowitſch bei Maſſalsk um 2100 Rubel, die Synagoge von Rad— 
ziwillow, bei Tiraſpol ein gewiſſer März um 3000 Rubel; März tötete 
einen Räuber und verwundete einen anderen, die übrigen entkamen 
mit dem Gelde. Auf der Halbſtation Pazink wurde die Kaſſe um fünf 
Rubel beraubt, in Bendin der Jude Lempecht um 19 Rubel. Bei der 
Station Gomi wurde der Wächter Markin ermordet und beraubt.“ 

Das iſt die Chronik des dritten Tages nach Eröffnung der Duma! 
Vorher und nachher bis zur Stunde, da wir dieſe Zeilen niederſchreiben, 
hat ſich in ſteten Varianten, die uns ſchließlich durch das ganze weite 
Reich führen, dasſelbe Bild wiederholt, und es iſt nicht zu verwundern, 
wenn ſich an dieſe Tatſachenſchau höchſt peſſimiſtiſche Ausblicke in die 
Zukunft knüpfen. So ſchreibt der bekannte Publiziſt Menſchikow am 
9. März: 

„Die Revolutionäre bereiten ſich zum Angriff vor und machen 
daraus kein Hehl. Sie erklären es zwei Schritte von uns in ihren revo— 
lutionären Verſammlungen in den Petersburger Fabriken — in Gegen— 
wart der Polizei Tag für Tag. Sie ſchreien — wie es am letzten Dienstag 
geſchah — am hellichten Tage, vor einer unüberſehbaren Menge Volkes, 
nach Beginn des Aufſtandes! Wer glaubt, daß es nichts zu bedeuten 
hat, denke daran, daß jeden Tag vielſagende Bomben- und Waffen— 
niederlagen entdeckt werden, der revolutionären Literatur, die in Fuhren 
eingeführt wird, zu geſchweigen. Das Kriegsmaterial des Aufruhrs 
wird nur zufällig entdeckt — hätte nicht jemand eine leere Bombe aus 
der oberen Etage des polytechniſchen Inſtituts auf die Straße geworfen, 
ſo wäre die Polizei achtlos an der Niederlage vorbeigegangen. Es gibt 
aber etwas, was noch ſchlimmer iſt, als dieſe Vorräte: die geſamte 
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Organiſation der Regierung iſt allmählich eine revolutionäre Orga— 
niſation geworden. Unbegreiflicherweiſe ſcheint man das nicht zu ſehen. 
Die Regierung, die ſich ſelbſt verloren hat, hat dem Aufruhr koloſſale 
Staatsinſtitute überlaſſen: die Univerſitäten, Inſtitute, Polytechniken, 
Akademien. Das gibt ganze Feſtungen mit zahlreicher Garniſon von 
jungen Leuten, die mit Bomben und Revolvern und, was das weſent— 
liche iſt, mit dem Mut von Leuten bewaffnet ſind, die wiſſen, was ſie 
wollen. Wurden doch im vorigen Herbſt einſtimmig Reſolutionen 
gefaßt, die erklärten, daß die Hochſchulen nur eröffnet würden, damit 
ſie der Revolution zu Dienſt ſtehen. Seither iſt ein halbes Jahr hin— 
gegangen und wir ſehen, daß es keine Phraſe war. In Wirklichkeit 
hat es keinen Unterricht gegeben, die Studenten geben ſich dem Garni— 
ſonsdienſt der Revolution hin und nur ihm. Unter dem Schein auto— 
nomer Hochſchulen bildeten ſich in Petersburg und in anderen großen 
Zentren des Reiches unabhängige Republiken, die dem Staat feind— 
ſelig ſind und ſich zum Kriege gegen ihn vorbereiten, die aber trotzdem 
aus der Staatskaſſe erhalten werden. . ., jo it allmählich das wichtige 
Miniſterium der Volksaufklärung in den Dienſt der Revolution getreten.. 
Durch die Reichsduma aber hat man auch die Geſetzgebung der Revo— 
lution übergeben. . . Man glaube um Gottes willen nicht, daß ich nur 
ſchrecken will, und daß ſich ſchließlich alles gut geſtalten werde. Haben 
doch Leute — die wie Peter Struve es wiſſen können — geſagt, die Linke 
der Duma ſtelle eine Miſchung von Jakobinismus und Anarchismus 
dar. . . . Die neugewählten revolutionären Delegierten, wie z. B. Herr 
Kusnezow, haben ſchon je 40 Dörfer bereiſt und überall das Volk auf— 
gerufen „zu Hauf zu kommen und wie mit einer Mauer die Duma zu 
ſchützen“. „Ich wende mich an Euch, Ihr Städter“ — rief Herr Kusnezow 
— „bleibt dem Leben nicht fern und reicht dem Lande die Hand. Bildet 
Verbände der Handlungsdiener, der Handwerker, des gegenſeitigen 
Schutzes und ſchart euch um euere Wahlmänner. Die Schickſalsſtunde 
naht, da die Duma genötigt ſein wird, die letzte Schlacht gegen die blutige 
Bureaukratie zu ſchlagen. Wir werden kämpfen — und der Sieg wird 
von euch abhängen!“ „Seht,“ rief ein anderer Abgeordneter, Herr 
Simin, „wir ſind nackt und ziehen gegen das Lager des Feindes. Hinter 
uns ſteht die Armee des Friedens, die Armee des arbeitenden Volkes! 
Weckt die auf, welche ſchlafen! Sagt es laut und immer wieder, daß 
die Duma nichts machen kann ohne die Hilfe des Volkes. Verbündet 
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euch feſt, ihr Arbeiter und Bauern, zu einem Bund, der Land und Frei— 
heit verteidigt, dann wird der Sieg der Duma ſicher ſein.“ 

Solcher Reden werden noch viele angeführt, und Herr Menſchikow, 
deſſen hitziges Temperament freilich immer in Betracht gezogen werden 
muß, ſcheint der Meinung zu ſein, daß nach dem Ergebnis der Duma— 
wahlen der Sieg der Revolution ſich bereits mit Sicherheit vorherſehen 
laſſe, wenn nicht Wunder und Zeichen geſchehen, die den vorherrſchenden 
Geiſt in ſein Gegenteil verkehren. Welches aber dieſer Geiſt iſt, mag 
unter anderem die Tatſache zeigen, daß, als kürzlich in Moskau ein Student 
den Mut fand, energiſch gegen die anarchiſtiſchen Schandtaten der 
letzten Zeit aufzutreten, der auf ihn folgende Redner mit den Worten 
begann: „Wie kann denn der Herr Kommilitone nicht begreifen, daß 
diejenigen, die auf einer Seite (scilicet auf der Seite der „Freiheit“) 
ſtehen, nicht nur töten dürfen, ſondern es auch tun müſſen, während 
die anderen (d. h. die Regierung) es nicht dürfen!“ Solchen Überzeu— 
gungen gegenüber läßt man freilich hoffnungslos die Hände ſinken. 
Es muß aber ausdrücklich betont werden, daß die Nachrichten von einer 
bald bevorſtehenden Auflöſung der Duma nur in den Organen der 
Linken zu finden ſind. Man kann ſich kaum dem Eindruck entziehen, daß 
ſie dieſen Ausgang wünſchen. 

Wie die Dinge heute liegen, wird man nicht der Regierung die 
Schuld zuweiſen können, wenn es zu dieſem Außerſten kommen ſollte. 
Sie hat, ſeit Stolypin die Zügel in Händen hält, ihre Pflicht redlich getan, 
und wir wollen nicht vergeſſen, wie furchtbar ſchwer die Anfänge ſeiner 
ſelbſtloſen Arbeit geweſen ſind. Unter allen Umſtänden gebührt ihm 
ein Ehrenblatt in der ruſſiſchen Geſchichte. 


14. März 1907. Proteſt des Herzogs von Cumberland gegen den Beſchluß des Bundesrats 
vom 28. Februar. 

15. März. Einſturz der Decke des tauriſchen Palais. 

16. März. Nachricht von der Gefangennahme Raiſulis. 

19. März. Miniſterpräſident Stolypin legt der Duma ſein Programm vor. 


20. März 1907. 


Für den 15. März 11 Uhr morgens war der Duma die folgende 
Tagesordnung geſetzt worden: 

1) Referate über die Wahlprüfungen. 2) Erklärung des Miniſter— 
präſidenten. 3) Erledigung gejchäftlicher Angelegenheiten. 

Vorausgegangen waren überaus lebhafte Verhandlungen in den 
verſchiedenen Parteiverſammlungen, die ſich alle mit der Frage be— 
ſchäftigten, wie man ſich der erwarteten programmatiſchen Erklärung 
des Miniſterpräſidenten gegenüber zu verhalten habe. Da war es denn 
überaus charakteriſtiſch, daß, obgleich niemand Wortlaut und Inhalt 
dieſes miniſteriellen Programms kannte, alle Parteien der Linken ohne 
Ausnahme darin einig waren, es zu verurteilen. Nur über die Art, 
wie das geſchehen ſolle, gingen die Anſichten auseinander. Die Kadetten 
(konſtitutionellen Demokraten) hatten ſchon vorher durch ihre beiden 
offiziellen Organe, die Tageszeitung „Rjetſch“ und die Wochenſchrift 
„Prawo“, auf das nachdrücklichſte erklärt, daß ein Zuſammenarbeiten 
mit dem Miniſterium ausgeſchloſſen ſei und daß das nächſte Ziel ſein 
müſſe, durch „Enthüllungen“ die Weiterexiſtenz des Miniſteriums 
unmöglich zu machen. Aber ſie wünſchten nicht, daß ſich an die Erklä— 
rung des Miniſterpräſidenten eine Debatte knüpfte, ſondern wollten 
einfach zur Tagesordnung übergehen. Offenbar fürchteten ſie, daß eine 
Debatte, bei der erregten Stimmung der noch weiter links ſtehenden 
Parteien, zu einem verfrühten Konflikt führen könne. Sie ſind daher 
bemüht geweſen, auch die übrigen Parteien der Oppoſition für dieſe 
Taktik zu gewinnen. Zunächſt ſchien es auch, daß ſie damit durchdringen 
würden. Aber die Sozialdemokraten zeigten ſich entſchloſſen, auf einer 
Debatte zu beſtehen und, wie es ſelbſtverſtändlich iſt, mußte, wenn ſie 
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dabei blieben, ſchließlich die Debatte eine allgemeine werden. Die 
letzte Entſcheidung ſollte jedoch erſt am Morgen des 15. vor der offi— 
ziellen Sitzung fallen, ſo daß die bis dahin gefaßten Reſolutionen noch 
nicht den Charakter eines Definitivums trugen. Immerhin iſt es von 
Intereſſe, von einigen von ihnen Kenntnis zu nehmen. In der Partei 
der Trudowiki (Arbeitspartei) vertrat Herr Karawajew die Anſicht, 
daß die Duma ſo lange an ſich halten müſſe, bis ihre gewaltſame Auf— 
löſung für ſie keine Gefahr bedeute. Man müſſe die Duma „lebendig 
erhalten“, bis man an die Agrarfrage gekommen ſei, und dann die 
Schlacht ſchlagen. Dagegen beantragte der immer mehr in den Vorder— 
grund tretende Littauer Bulat die folgende Reſolution: „Die Arbeits— 
partei findet keine Zeit, auf die ſo nderbaſre Deklaration des Kabinetts 
zu antworten, und fordert die Deputierten auf, an die Arbeit zu gehen“. 
Daß dieſe „ſonderbare“ Deklaration noch ein Unbekanntes war, ſtörte 
keinen dieſer Politiker. Ahnlich ſtellten ſich die National-Sozialiſten, 
die ein Mißtrauensvotum beſchloſſen, die Polen verſtändigten ſich darauf, 
mit der Oppoſition Hand in Hand zu gehen, unter keinen Umſtänden 
ſeien ſie für ein Vertrauensvotum zu haben. 

Es hat dann noch am 14. abends um 9 Uhr eine Verſammlung von 
Vertretern aller oppoſitionellen Gruppen in der Privatwohnung des 
Fürſten N. D. Dolgoruki ſtattgefunden, aber die Verhandlung ergab, 
daß jede Partei entſchloſſen war, bei ihrer Anſicht zu bleiben. Die Ver— 
treter der Sozialdemokraten, Dſchaparidſe und Zereteli, erklärten, 
daß ſie nach Anhörung der miniſteriellen Deklaration ihre Reſolution 
vorbringen würden, und wenn die Oppoſition ſie nicht annehme, ſie 
der von den National-Sozialen vorgeschlagenen Form des Übergangs 
zur Tagesordnung ſich anſchließen würden. Es ſei unmöglich zu ſchweigen, 
weil dadurch die Vorſtellung erweckt würde, daß die Duma ſich ſo ſchwach 
fühle, die Politik der Regierung zu ſanktionieren. Den einfachen Über— 
gang zur Tagesordnung verfochten als Redner der Kadetten Kiſewetter 
und Schingarew, und ihnen ſchloſſen ſich — was doch einen merkwür— 
digen Kommentar gibt — die Sozial-Revolutionäre an. Eine Ver— 
ſtändigung war auch jetzt nicht zu erreichen, und man beſchloß, noch— 
mals am 15. früh, vor der miniſteriellen Erklärung, zu erneuter Er— 
wägung zuſammenzutreten. Aber weder dieſe Beratung konnte ſtatt— 
finden noch auch Herr Stolypin ſeine Erklärung abgeben. Am 15. früh, 
um 5 Uhr 20 Minuten, ſtürzte die Decke des Sitzungsſaales der Duma 
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im Tauriſchen Palais ein und zerſchmetterte die Bänke der Abgeordneten, 
nur die der äußerſten Rechten und der äußerſten Linken entgingen der 
Zerſtörung. Einige Stunden ſpäter, und 5 der Abgeordneten wären 
getötet oder verſtümmelt worden. 

So iſt ein ungeheures Unglück dem Lande erſpart worden; aber 
faſt eindruckslos ſcheint dieſe Errettung aus drohender Todesgefahr an 
der erregten Maſſe der Volksvertreter vorübergegangen zu ſein. Nur 
die Mitglieder der Rechten, die Oktobriſten mit eingeſchloſſen, fühlten 
ſich gedrängt, an einem Dankgottesdienſt teilzunehmen. Als ſie aus 
der Kirche zurückkehrten, begann in einem Nebenſaal des Tauriſchen 
Palais eine erregte, ungeordnete Verhandlung, in welcher zwei der 
Redner ſich nicht ſcheuten anzudeuten, daß dieſer Zuſammenbruch 
der Oberlage vielleicht ein Anſchlag der Regierung gegen die Duma 
ſei! Zu ſolchen Ungeheuerlichkeiten führt das gegenſeitige Mißtrauen. 

Naturgemäß müſſen die Sitzungen nun auf längere Zeit aus— 
geſetzt werden. Man hat dem Präſidium der Duma den Auftrag erteilt, 
für ein geeignetes Lokal zu ſorgen, und es iſt die Anſicht laut geworden, 
dazu das ſogenannte Volkshaus (narodny dom) auf Waſſili Oſtrow 
zu benutzen, das Raum und Sicherheit bietet. Als der Schreiber dieſer 
Zeilen vor Jahren in Petersburg weilte und mit dem inzwiſchen ver— 
ſtorbenen Hiſtoriker General Schilder das eben fertig gewordene Volks— 
haus in Augenſchein nahm, da ſagte Schilder: „Sie werden ſehen, hier 
tagt einmal die ruſſiſche Nationalverſammlung.“ Das war 1901, und 
doch konnte ein jo konſervativ und monarchiſch geſinnter Mann wie 
Schilder ſchon damals mit der Wahrſcheinlichkeit einer ruſſiſchen Revo— 
lution rechnen. Die Geiſter waren dafür reif, nur die Ungunſt der 
äußeren Verhältniſſe verhinderte den Ausbruch. 

Daß die Schuld an dem Zuſammenbruch der Dumadecke das Haus— 
miniſterium trifft, liegt auf der Hand, da das Tauriſche Palais in ſein 
Reſſort fällt. Man hat wieder einmal koje kak, d. h. nur für den äußeren 
Schein gearbeitet und die Verantwortung, die mit der Renovierung 
des Tauriſchen Palais verbunden war, nicht ernſt genommen. Die 
liederliche Arbeit aber iſt das Werk der Gewiſſenloſigkeit ruſſiſcher Hand— 
werker, derſelben vielleicht, deren Vertreter ſpäter als Sozialdemo— 
kraten und Sozialrevolutionäre nicht Worte genug finden, um das 
„Syſtem“ zu verurteilen, von dem ſie ſelbſt ein ſchlimmſter Teil ſind. 
Denn darüber darf man ſich nicht täuſchen: zum Bauen, im wört— 
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lichen wie im übertragenen Sinn, ſind dieſe Leute nicht fähig. Sie 
können nur niederreißen und zerſtören, und jene Trudowiki, deren 
Reſolution die Duma auffordern ſollte, „an die Arbeit zu gehen“, gehören 
zu den bösartigſten dieſer deſtruktiven Elemente. Uns liegt die Auf— 
zeichnung eines Geſpräches vor mit Herrn X., einem der Führer dieſer 
Partei! Es fand wenige Tage vor Eröffnung der Reichsduma ſtatt, 
vor zwei Zeugen, von denen einer, deſſen peinliche Gewiſſenhaftigkeit 
uns bekannt iſt, die Aufzeichnung machte. 

Herr X. wurde zunächſt gefragt, welcher Partei er angehöre. Die 
Antwort war, er habe ſich vor den Wahlen nicht als Mitglied einer Partei 
bezeichnet, jetzt aber trete er der Arbeitspartei zu. Übrigens vertrete 
er auch die Intereſſen der Autonomie der Littauer, unter denen er nicht 
nur die Littauer der ſogenannten weſtlichen Gouvernements, ſondern 
auch die Letten ganz Kurlands und des halben Livland ſowie die min— 
deſtens 200000 Littauer in Oſtpreußen verſtehe. Als man ihn darauf 
fragte, ob in der neuen Duma nur geredet oder auch gearbeitet werden 
ſolle, antwortete er, alle hätten den Wunſch, etwas zu leiſten und das 
Reſultat werde zeigen, daß die Franzoſen nicht das Muſter ſeien, viel— 
mehr von den Ruſſen zu lernen hätten! Was die Forderungen der 
Linken betreffe, ſo ſei es natürlich nicht möglich, alle Forderungen auf 
einmal zu verwirklichen, wohl aber ſeien alle Forderungen in ihrem 
ganzen Umfange auf einmal zu ſtellen, denn wenn man ein neues 
Haus zu bauen beginne, müſſe der ganze Plan fertig ſein, ehe man das 
Fundament lege, ſonſt gebe es ein Stückwerk. Auf die Frage, was denn 
eigentlich die Bezeichnung „Arbeitspartei“ bedeute, war die Antwort: 
„Unſere Partei erkennt nur die Arbeit an, und zwar ſoll jede Arbeit 
gleich gelten, die geiſtige wie die körperliche, jeder, der im Schweiß 
ſeines Angeſichts arbeitet, ſoll gleichen Lohn erhalten.“ Nun bemerkte 
einer der Anweſenden, das ſei doch nicht ausführbar. Ein Fabrikarbeiter 
könne in einem kleinen Zimmer (X.: warum in einem kleinen 
Zimmer, er ſoll ein gutes Zimmer haben!), alſo ſagen wir in einem 
guten Zimmer, mit Frau und Kindern (X.: ja vielleicht mit ſechs Kindern!), 
gut, ſagen wir mit Frau und ſechs Kindern wohnen und ſich mit ein— 
fachem Eſſen ganz gut nähren, ein Rechtsanwalt z. B. ſchon nicht mehr. 
K.: weshalb denn nicht, er braucht es nicht beſſer zu haben! Der andere: 
er kann doch unmöglich in einem Raume, in dem gekocht und hantiert 
wird, in dem ſechs Kinder ſchreien, mit Klienten verhandeln und eine 
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ſchwere geiſtige Arbeit verrichten uſw. Das Geſpräch kam dann auf 
den Kapitalismus, worüber Herr X. folgendermaßen orakelte: Die 
großen Kapitalien müßten natürlich aufhören, aber er ſei nicht für eine 
gleichmäßige Verteilung des Kapitals, man könne aber, nach Einziehung 
der großen Kapitalien, damit die Staatsſchulden bezahlen, dann werde 
das arme Volk nicht mehr ſo furchtbar von Steuern bedrückt werden. 
Große Vermögen ſeien überhaupt eine ſchreiende Ungerechtigkeit, wie 
das Beiſpiel Rockefellers zeige, der an Nikolai Romanow (dem Kaiſer) 
ein Gegenſtück habe! 

Ganz beſonders konfus waren die Ideen des Herrn X. über die 
Agrarfrage. Erſt erklärte er, daß man dem Großgrundbeſitz ein Maxi— 
mum von 1000 Deßjätinen laſſen könne und den Reſt verteilen müſſe. 
Dann aber ſprach er ſich für die Nationaliſierung des Grund und Bodens 
aus. Jeder ſolle nur das Stück ausnutzen, das er perſönlich bearbeite, 
und danach ſeien die Parzellen einzurichten, Knechte ſolle es nicht geben; 
wenn aber jemand alt oder arbeitsunfähig werde, jo jolle man ihm ſein 
Grundſtück nehmen, es einem jungen Mann überweiſen und den Alten 
von Staats wegen auf Gnadenbrot ſetzen! 

Damit brach das Geſpräch ab. Es iſt eine Momentphotographie 
der Gedankenwelt eines der führenden Köpfe der neuen Duma, 
und man wird zugeben, daß kein Staat mit ſolchen Ideen paktieren 
kann. 

Zum Programm der Sozialdemokraten, die offenbar darauf aus— 
gehen, ſich die Initiative aller offenkundig populären Anträge zu ſichern, 
gehört natürlich vor allem die Frage der Amneſtie. Im Namen der 
Partei wird Herr Gerus die dahin zielende Deklaration vorbringen. 
Sie ſagt, daß eine Amneſtie als Vorausſetzung jeder poſitiven Arbeit 
unerläßlich ſei. Die Duma aber habe nicht die Macht, ohne Mittun des 
Volkes eine Amneſtie zu erlaſſen. (Wie ungeheuerlich! Die Amneſtie 
iſt in aller Welt Prärogative des Staatsoberhauptes!!) Man müſſe 
daher allen politiſch Verſchickten und Verbannten ſein Mitgefühl aus— 
drücken und das Volk aufrufen, damit es ſich organiſiere und die Duma 
ſtütze. Die Sozialdemokraten betonen, daß die Frage der Amneſtie 
mit der Frage der allgemeinen Organiſation des Landes verbunden, 
und daß die Amneſtie der erſte Schritt auf dem Wege zur Freiheit ſei. 

„Das Ziel der Deklaration“, bemerkt hierzu die „Rjetſch“, deren 
Referat wir folgen, „iſt demnach ein rein agitatoriſches, und die Fraktion 


— 15 — 


rechnet nicht auf praktische Reſultate. Die Nationalen ſtellen die Frage 
anders. Sie haben eine juriſtiſche Kommiſſion organiſiert, die aus 
Vertretern aller drei Gruppen beſteht (Nationalſoziale, Arbeitspartei, 
Sozialrevolutionäre), und einen Geſetzentwurf ausgearbeitet, der der 
Duma vorgelegt werden ſoll. Drei Redner werden ihn auf der Tribüne 
vertreten: der erſte wird von der Notwendigkeit der Amneſtie im allge— 
meinen reden und den Antrag juriſtiſch begründen unter Berufung teils 
auf die Geſetzgebung des Abendlandes, teils auf die Interpretation der 
ruſſiſchen Grundgeſetze und der allgemeinen ruſſiſchen Geſetze. Auch 
ſoll dieſer Redner in großen Zügen die ſchwere Lage der „Politiſchen“ 
ſchildern. Die zweite Rede wird ſpeziell die Notwendigkeit einer Amne— 
ſtierung der Agrarverbrechen nachweiſen und dabei die Agrarver— 
hältniſſe überhaupt charakteriſieren. Endlich wird der dritte Redner 
von den Perſonen reden, „welche wegen Unordnungen in der Armee“ 
gelitten haben (d. h. über Amneſtierung der Meuterer).“ 

Die Kadetten wollen die Amneſtie durch eine Petition an die Krone 
erlangen, die Rechte endlich will nach dieſer Richtung keinerlei Initiative 
ergreifen und ſich mit dem zufrieden geben, was die Regierung aus 
eigener Initiative tut. So liegen die Dinge im Augenblick. Wie ſie 
morgen liegen werden, iſt ganz unſicher. 

Inzwiſchen geht die Erregung im Lande weiter. Sie iſt durch die 
nach Petersburg reiſenden Abgeordneten weſentlich geſteigert worden, 
worüber namentlich aus dem Permſchen draſtiſche Berichte vorliegen; 
ſie wird akkompagniert von den fortdauernden Unruhen in den Uni— 
verſitäten und an den Gymnaſien, von den nicht aufhörenden Attentaten 
und Raubanfällen und nebenher in gewiſſen Kreiſen von einer religiöſen 
Erregung, wie ſie zu Zeiten großer nationaler Erſchütterungen noch 
immer in Rußland zu beobachten geweſen iſt. Die einen predigen das 
Nahen des jüngſten Tages, andere verfallen einem Teufelskultus, wie 
er ebenfalls nicht ohne Vorläufer geweſen iſt. Auch die Symptome 
eines hetzenden Nationalismus werden wieder häufiger. Die „Nowoje 
Wremja“ ſucht ihn gegen Finnland zu wenden, die antiſemitiſchen 
Leidenſchaften wollen nicht zur Ruhe kommen und ebenſo wenig die 
föderativen Utopien und die autonomiſtiſchen Beſtrebungen, die z. B. 
von den Polen ganz offenkundig zum Parteiprogramm erhoben worden 
ſind: Rückkehr zu der Verfaſſung von 1815 iſt dabei die Loſung für die 
erſte zu erreichende Etappe. 

8 * 
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Am 20. April bis 3. Mai ſpäteſtens ſoll die Tätigkeit der Feldgerichte 
eingeſtellt werden, aus Initiative der Regierung, wie es heißt, aber 
man darf wohl die Frage aufwerfen, ob die Duma ihr bis dahin die 
Zeit laſſen wird. Beſeitigung der Ausnahmezuſtände iſt ja eine der 
erſten Forderungen, die von allen Parteien der Linken erhoben wird. 
So ergibt die Summe dieſer Zuſtände, die durch die tatſächlich im Oſten 
des Reiches beſtehende Hungersnot noch weſentlich verſchlimmert werden, 
eine furchtbar ſchwere Lage. Wir ſehen den Ausgang nicht, wenn er in 
etwas anderem geſucht wird als in der Entſchloſſenheit der Regierung, 
an der Verfaſſung vom 17. Oktober feſtzuhalten und alles abzulehnen, 
was in Widerſpruch ſteht zu den ſtaatlichen Grundlagen, die erhalten 
werden müſſen, wenn nicht alle bürgerliche und ſtaatliche Ordnung 
zuſammenbrechen ſoll. 

Zu den neulich an dieſer Stelle wiedergegebenen, für eine deutſch— 
franzöſiſche Verſtändigung plädierenden Ausführungen des Grafen 
Combes de Leſtrade iſt jetzt eine weitere Stimme gekommen, die ſich 
mutig für eine ſolche Verſtändigung ausſpricht. In der, „Europe coloniale 
et politique“ hatte der bekannte Publiziſt Henri Moreau ſchon vor acht 
Tagen dieſen Ton angeſchlagen. Wir nahmen zunächſt keine Notiz 
davon, weil wir auf den Widerhall warteten, den ſeine Gedanken finden 
würden. In einem zweiten Artikel vom 14. März rechnet er nun mit 
einer Kritik ab, die ihm von dem Abbé Collin im „Lorrain“, der in 
Metz erſcheint, geworden iſt. Wir gehen auf die Polemik nicht ein, 
halten es aber für nützlich, einige poſitive Sätze von H. Moreau wieder— 
zugeben. Er weiſt darauf hin, daß in den Tagen von Jules Ferry (für 
den jetzt ein Denkmal errichtet werden ſoll) und von Hanotaur die deutſch— 
franzöſiſchen Beziehungen günſtiger geweſen ſeien und daß jetzt die 
Haager Konferenz, auf der Frankreich und Deutſchland gleiche Intereſſen 
zu vertreten hätten, die Gelegenheit biete, ſie aufs neue anzuknüpfen. 
Die Beſchränkung der Rüſtungen werde von einer Macht vorgeſchlagen 
oder vielmehr gefordert, die heute friedlich, aber wie es früher oft genug 
der Fall geweſen, morgen agreſſiv werden könne, einer Macht, welche 
einen deutſch-franzöſiſchen Krieg für opportun halte. Ihre Politik gehe 
darauf aus, Rivalitäten zwiſchen Frankreich und dem Nachbar im Oſten 
zu erregen, was ja leicht verſtändlich jei, wenn man erwäge, daß der 
europäiſche Einfluß und die Weltſtellung dieſer Macht in Abhängigkeit 
ſtehe von kühlen Beziehungen zwiſchen jenen beiden anderen. So 
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komme man zum Schluß, daß alles, was für eine entente cordiale 
geſchehe, nützlich ſei, daß aber alles falſch ſei, was in eine engliſch— 
franzöſiſche Allianz ausmünden wolle. Ebenſo falſch aber ſei es, ſich 
einzureden, daß ein deutſch-franzöſiſcher Krieg etwas Unvermeidliches 
ſei. Auch ſei endlich jeder Schritt, der Frankreich und Deutſchland ein— 
ander näher bringe, eine Wohltat für die Elſaß-Lothringer, in deren 
Grenzen die germaniſche und galliſche Ziviliſation einander die Hand 
reichten. 

Der Artikel ſchließt mit der lebhaft ausgedrückten Überzeugung, 
daß dieſe Verſöhnungsgedanken ſich einmal verwirklichen werden. 

Auch wir wollen das hoffen, und dabei recht nachdrücklich hervor— 
heben, daß niemand bei uns an die Notwendigkeit eines deutſch- fran— 
zöſiſchen Krieges glaubt, es ſei denn, daß er uns aufgedrängt wird von 
Frankreich oder von einer Politik, der Frankreich ſein Blut zu Dienſt 
ſtellt — das iſt ſchließlich dasſelbe. Dieſes jetzt ſo oft wiederkehrende 
Thema iſt übrigens nicht in Deutſchland aufgebracht worden, und wir 
glauben, daß es auch in Frankreich Importware iſt. 

Man hat dieſer Tage in Paris Caſimir Périer zu Grabe getragen, 
einen Mann, der der Generation der Republikaner alter Schule ange— 
hörte, den Männern, die heute vor der herrſchenden ſozialiſtiſch-radi— 
kalen Doktrin haben das Feld räumen müſſen. Wie erſt der franzöſiſche 
Adel haben auch ſie politiſch abdizieren müſſen, und vielleicht trägt 
Caſimir Périer eine Mitſchuld daran. Er hat das Geheimnis der Gründe, 
die ihn bewogen, die Präſidentſchaft niederzulegen, mit ins Grab genom— 
men. Die einen meinen, ſeine Nerven hätten die Rohheiten der über 
ihn herfallenden Preſſe nicht ertragen können, andere, er habe ſich nicht 
zum Mitſchuldigen an den Ungerechtigkeiten machen wollen, die mit der 
Verurteilung von Dreyfus im Zuſammenhang ſtanden. Beides würde 
darauf hinweiſen, daß ihm die bloß dekorative Stellung, die ſeit den 
Tagen Grevis der Präſident der Republik einnimmt, unerträglich war. 
Was ſich nicht beſtreiten läßt, iſt, daß mit ihm auch der Einfluß der Partei 
abdizierte, die ihn auf den Schild gehoben hatte. An eine republique 
conservatrice konnte ſeither nicht mehr gedacht werden. Er hat 
danach vornehmlich philanthropiſchen Beſtrebungen gelebt, aber ſein 
Name war in der Zeitgeſchichte der folgenden Jahre wie ausgelöſcht. 
Außerhalb des Kreiſes der ihm Nächſtſtehenden hörte man ihn nicht 
mehr. Man mag den edlen Mann bedauern, ein Denkmal, wie für Jules 
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Ferry, wird ihm nicht errichtet werden. Das wird nur Männern der 
Tat zuteil. 

In England gehen die Parlamentsverhandlungen weiter, und man 
zerbricht ſich den Kopf darüber, welches das Programm ſein wird, mit 
dem das Miniſterium in bezug auf das Haus der Lords hervorzutreten 
denkt. Aber Campbell Bannerman hält ſein Geheimnis in geſchloſſener 
Hand, und alles, was bisher von Reformplänen an die Offentlichkeit 
getreten iſt, hat die Bedeutung von Konjekturen, über deren Wahr— 
ſcheinlichkeit ſich ſtreiten läßt. Nächſt dieſer Frage ſcheint die iriſche 
Reform am meiſten Intereſſe zu erregen. Auch hier ſind die Stimmen 
die aus Irland herüberkommen, widerſpruchsvoll. Neben lebhafter 
Billigung der Regierungspläne hören wir auch ſehr abſprechende 
Urteile. Ganz ablehnend verhalten ſich die Iren in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, und das iſt bei den lebhaften Beziehungen, 
die ſie zur grünen Inſel aufrechterhalten, nicht ohne Bedeutung. Das 
politiſche mot d'ordre für die iriſchen Politiker pflegt von dort aus— 
zugehen. Wir haben darüber in dem „Gaelic American“ vom 9. März 
ſehr intereſſante Ausführungen gefunden. Auch die ſozialiſtiſch-iriſche 
Gruppe Sinn Fein (Wir ſelbſt) iſt iriſch-mationaliſtiſch und entſchieden 
antiengliſch. Jedenfalls iſt zu erwarten, daß die iriſche Reformfrage 
von zwei Seiten Oppoſition findet, von den Unioniſten und den Iren, 
die ſich mit keiner Abſchlagszahlung zufrieden geben wollen, zumal wenn 
ſie ihnen als endgültige Abfindung geboten wird. 

Die jetzt offiziell eingetroffene Nachricht, daß Miniſterpräſident 
General Botha als Vertreter von Transvaal auf der Kolonialkonferenz 
in London erſcheinen wird, hat großen Jubel erregt, und aller Wahr— 
ſcheinlichkeit nach wird er während der Dauer der Konferenz der meiſt— 
gefeierte Mann in England ſein. Gewiß ein neues Zeichen für den 
ſcharfen Inſtinkt der Engländer, ſobald nationale Intereſſen in Frage 
ſtehen. Ein gutes Verhältnis zu Transvaal und der regierenden Partei 
von Het Volk aber iſt heute eine Lebensfrage für Engliſch-Südafrika. 

Es macht einen eigentümlichen Eindruck, daß der däniſche Geſandte 
in London ſich genötigt geſehen hat, in der „Times“ einen Proteſt 
gegen die Inſinuation zu veröffentlichen, daß Dänemark (natürlich 
auf deutſchen Antrieb) beabſichtige, die Oſtſee zu einem mare clausum 
zu machen; denn man muß doch daraus den Schluß ziehen, daß das 
Dementi notwendig war, um die Leute zu beruhigen, die auch an dieſes 
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Ammenmärchen glaubten. Es gehört das zum Kapitel der heute jenſeit 
des Kanals um ſich greifenden Geſpenſterfurcht, und wir irren wohl nicht, 
wenn wir annehmen, daß der neue Rieſenkreuzer, der eben vom Stapel 
gelaſſen wurde, und dem gleichſtattliche Geſchwiſter folgen ſollen, eben— 
falls gebaut worden iſt, um ſolche Geſpenſter zu bannen, und zugleich 
um im Haag die Überzeugung zu feſtigen, daß England eifrig auf die 
Herabſetzung ſeiner Rüſtungen zur See bedacht iſt. 

Lebhafte Entrüſtung hat überall die Ermordung des bulgariſchen 
Miniſterpräſidenten Petkow erregt. Sie ſteht wohl in Zuſammenhang 
mit der ſeit etwas über zwei Jahren beobachteten und wie es ſcheint 
noch im Steigen begriffenen Erregung der Studenten in der Univerſität 
Sofia. Die Lorbeeren ihrer ruſſiſchen Kameraden laſſen den bulgariſchen 
Studenten offenbar keine Ruhe, und dazu mögen die Kurſe, die zeit— 
weilig von emigrierten ruſſiſchen Profeſſoren an der Univerſität gehalten 
wurden, nicht wenig beigetragen haben. Politiſche Leidenſchaften in 
die Jugend hineinzutragen, iſt immer gefährlich. Die natürliche Neigung 
zum Radikalismus und zu politiſcher Übertreibung, die harmlos verpufft, 
ſo lange ſie außerhalb des Kreiſes der aktiven Politik bleibt, ſetzt ſich auf 
den Boden der praktiſchen Politik erſt zu lächerlicher Selbſtüberſchätzung 
und ſchließlich zu jenem verbrecheriſchen Treiben um, das wir an einem 
großen Teil der ruſſiſchen Studentenſchaft beobachtet haben, und das 
nun in Bulgarien Wurzel zu faſſen beginnt. Fürſt Ferdinand iſt offenbar 
entſchloſſen, hier energiſch einzugreifen, und dabei wird man ihm den 
beſten Erfolg wünſchen. Zum Nachfolger Petkows iſt der frühere 
Kammerpräſident Gudew ernannt worden. 

Kritiſch geworden iſt die Lage in Perſien. Das Experi— 
ment mit der Verfaſſung droht in eine Revolution auszumünden. Der 
Mittelpunkt der Bewegung iſt Tabris, und die Ironie des Schickſals 
ſcheint dahin zu führen, daß ruſſiſche Truppen ſie niederwerfen werden. 

Wir ſchließen mit der Notiz, daß, wie der Telegraph meldet, Raiſuli 
gefangen ſein ſoll. Wird er dem Sultan ausgeliefert, ſo iſt nicht nur 
ſeine politiſche, ſondern wohl auch ſeine irdiſche Laufbahn dem Ende nahe. 


21. März 1907. Unterwerfung des Hottentotten-Führers Simon Copper. 
Bauernaufſtand in Rumänien. 
22. März. Schließung des Rigaer Polytechnikums. 
23. März. Tod des Oberprokureurs des heil. Synod Konſtantin Petrowitſch Pobjedonoszew. 
24. März. Urlaubsreiſe des Fürſten Bülow nach Rapallo. 
Unterzeichnung des Siameſiſch-franzöſiſchen Grenzvertrages. 
25. März. Rücktritt des Miniſteriums Cantacuzeno. Miniſterium Sturdza. 
26. März. Rücktritt des Oberſten Deimling vom Kommando der Schutztruppe in Süd-Weſt. 
27. März. Ermordung des Dr. Jollos in Moskau. 
29. März. Einzug des Generals Lyautey in UÜUdſchda. 
Blutiger Fortgang des Bauernaufſtandes in Rumänien. 
30. März. Beſuch Tittonis beim Fürſten Bülow in Rapallo. 
Auflöſung der Cortes in Spanien. 


3. April 1907. 

In Frankreich haben die letzten Tage allerlei Ereigniſſe von Be— 
deutung gebracht. Mit Siam iſt ein Vertrag abgeſchloſſen worden, der 
das franzöſiſche Protektorat Cambodja in ſehr erwünſchter Weiſe ver— 
größert und die ſiameſiſch-franzöſiſche Grenzlinie zu beiderſeitiger Zu— 
friedenheit geregelt hat. Gegen gewiſſe Zugeſtändniſſe in Fragen 
jurisdiktionellen Charakters iſt dazu den Franzoſen eine weſentlich er— 
weiterte Freiheit der Bewegung in Siam ſelbſt gewährt worden, u. a. 
auch das Recht, Grundbeſitz zu erwerben, ſo daß Herr Pichon alle Urſache 
hat, mit dem ſchließlichen Ergebniſſe der Verhandlungen zufrieden zu 
ſein; unverkennbar hat ſich die Stellung Frankreichs in Hinterindien 
verſtärkt, und die kolonialen Kreiſe Frankreichs, die mit dem Vertrage 
vom 7. Oktober 1902 nur wenig zufrieden waren, kargen daher begreif— 
licherweiſe nicht mit ihrem Lob. 

Eine gleiche Befriedigung hat die Schnelligkeit der franzöſiſchen 
Aktion in Marokko hervorgerufen. Seit der Ermordung des Dr Mauchamp 
in Marakeſch ſind nicht acht Tage vergangen, und ſchon haben die fran— 
zöſiſchen Truppen Üdſchda beſetzt, um es zu behaupten, bis ihnen der 
Sultan von Marokko Satisfaktion für den geſchehenen Mord gewährt 
haben wird. Das kann nur gebilligt werden und gehört zu den Not— 
wendigkeiten, denen keine Nation ſich entziehen kann, die auf halb— 
barbariſchem Boden das Leben und die Intereſſen ihrer Untertanen 
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geſchützt wiſſen will. Aber allerdings hat dieſer Fall Mauchamp wieder 
einmal gezeigt, wie ſehr es ſich empfiehlt, mit den nun einmal vorhan— 
denen Kulturverhältniſſen und religiöſen Vorſtellungen des Islam zu 
rechnen; Mauchamp ſcheint an ſeinem tragiſchen Untergange ſelbſt nicht 
ohne Schuld zu ſein. Er verſchmähte es, in dem allezeit unruhigen und 
unſicheren Marakeſch die unerläßlichen Vorſichtsmaßregeln zu treffen, 
und hatte zudem in hohem Grade die Eiferſucht der marokkaniſchen 
„Zauberer“ erregt, denen ſeine ärztliche Tätigkeit eine läſtige Konkurrenz 
bereitete. So erklärt der „Courrier Européen“ die Kataſtrophe. Daß 
ein großer Teil der franzöſiſchen Preſſe ſofort bereit war, Deutſchland 
die Schuld am Tode Mauchamps zuzuweiſen („C'est la faute de l’Alle- 
magne!“) und ſogar den Begleiter Mauchamps, Doktor Holtzmann, 
direkt als den Inſtigator des Mordes nannte, charakteriſiert eben nur 
die bodenloſe Frivolität und Ignoranz dieſer Pariſer Preſſe. Es lohnt 
auch nicht, ein Wort darüber zu verlieren. Wir würden ebenſo über den 
patriotiſchen Lärm hinweggehen, den die (beiläufig bemerkt, beinahe 
ein Avancement bedeutende) Verſetzung des Generals Bailloud hervor— 
gerufen hat, wenn die Majorität der Kammer auf eine Interpellation 
hin ſich nicht zu den politiſchen Empfindungen des tapferen Generals 
bekannt und der Miniſterpräſident ſich nicht ausdrücklich mit ihnen 
identifiziert hätte. Was Herr Clemenceau mit Recht tadelte, war die 
Offentlichkeit dieſer Gefühlsäußerungen, und daß ſie von einem im 
aktiven Dienſt ſtehenden hohen Militär ausgingen. Da ſich die Kammer 
ihm anſchloß, war der Zwiſchenfall damit erledigt. Uns hat er nichts 
Neues geſagt und nichts, was uns beunruhigen könnte. Wir haben uns 
ebenſowenig aufgeregt, als einſt General Skobelew ſeine Kriegsreden 
in Paris und Warſchau hielt, und doch nahm der weiße General ſeiner— 
zeit eine weit bedeutſamere Stellung ein, als der außerhalb der fran— 
zöſiſchen Militärkreiſe gänzlich unbekannte General Bailloud. Sich einen 
friſchen fröhlichen Krieg zu wünſchen und womöglich noch die Eroberung 
einiger Provinzen dazu, iſt das gute Recht jedes Soldaten. Wenn er 
ſich aber an die Landesgrenze ſtellt und ſeine Kriegsfanfare in die Welt 
hinaus bläſt, darf er ſich nicht wundern, wenn die verantwortlichen Leiter 
der Politik ſeines Staates ihn daran erinnern, daß ſeine Lebensauf— 
gaben nicht auf dem Felde der Beredſamkeit zu ſuchen ſind. Und da 
will uns ſcheinen, daß General Bailloud allen Grund hat, damit zu— 
frieden zu ſein, daß er die Treppe hinaufgefallen iſt. Weit bedeutſamer 
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scheint uns eine andere Angelegenheit. Es gibt in Frankreich ein „Zentral— 
komitee zur Verteidigung der Syndikatsrechte der vom Staat, den 
Departements und den Kommunen beſoldeten Angeſtellten“. Dazu 
gehören alle Arbeiter der Marine, die Arbeiter der Munizipalitäten, die 
Föderation der Tabak- und der Streichholzarbeiter, der Münze und 
der Medaillen, die verſchiedenen Föderationen der Poſtbeamten, der 
Gefängnisaufſeher, der Subalternbeamten der Miniſterien, der Lehrer, 
der Zollagenten und noch andere, in Summa alles, was an unteren 
Arbeitsorganen des Staates vorhanden iſt. Nun hat die franzöſiſche 
Geſetzgebung dieſem Zentralkomitee ſehr erhebliche (unſerer Meinung 
nach viel zu weit gehende) Vorrechte gewährt. Abgeſehen davon, daß 
ſie ſich zur Wahrung gemeinſamer Intereſſen aſſoziieren durften, gab 
man dem Zentralkomitee das Recht der juristischen Perſon und die Möglich— 
keit, durch richterlichen Spruch Verfügungen der Regierung aufheben 
zu laſſen, die den Rechten der Geſamtheit oder auch nur einzelner 
Mitglieder Gewalt antun. Jeder Eingriff der ſtaatlichen Vorgeſetzten 
gegen den Gebrauch dieſer Rechte war ausdrücklich ausgeſchloſſen worden. 
Nun kann man ſich wohl vorſtellen, daß eine derartige Organiſation 
zum Schutz gegen mögliche Willkür in einem Staat zur Notwendigkeit 
wird, dem die über den Parteien ſtehende Spitze fehlt, welche die Perſon 
des Monarchen in unſerem konſtitutionellen Staatsweſen oder die des 
Präſidenten in den Vereinigten Staaten von Nordamerika bietet. 
Aber doch nur, wenn dieſe weitgehenden Rechte der Intention des 
Geſetzgebers entſprechend gebraucht und nicht als Mittel benutzt werden, 
die ſtaatliche Autorität überhaupt vor den egoiſtiſchen materiellen In— 
tereſſen jener Gruppen zurückſtehen zu laſſen. Das aber iſt die offenkundige 
Abſicht, die das „comité central“ uſw. in einem offenen Briefe 
an den Miniſterpräſidenten Clemenceau ausſpricht und in rieſigen 
Affichen der Beurteilung der Pariſer vorlegt. 

Die Forderung geht, kurz gefaßt, dahin, das comité central 
mit der allgemeinen Föderation der Arbeiter zu verſchmelzen und da— 
mit die Möglichkeit zu ſchaffen, einen Generalſtreik ins Leben zu rufen, 
der gleichzeitig alle Privatbetriebe und die Arbeiterhände aller ſtaat— 
lichen Organe lahm legen kann. Es fehlt dann nur noch, daß auch die 
Armee ſich dieſer Fuſion anſchließt, und ganz Frankreich läge, an Hand 
und Arm gefeſſelt, der ſiegreichen Arbeiterſchaft auf Gnade und Un— 
gnade zu Füßen; hält aber, wie mit voller Beſtimmtheit angenommen 


werden kann, die Armee ſich von dieſem Treiben fern und findet troß- 
dem die Fuſion der Arbeiterſchaften des Staates und der Privatbetriebe 
ſtatt, jo droht ein Bürgerkrieg — das muß früher oder ſpäter die Folge 
ſein, und man ſcheint es auch in Frankreich zu fürchten. Der „Temps“ 
ſpricht in hohem Pathos von den „fonctionnaires en revolte“, und in 
der Tat, die Sprache, die jener offene Brief an Herrn Clemenceau 
anſchlägt, iſt die der Empörung. Was das comité central verweigert, 
iſt jede Anerkennung ſtaatlicher Intereſſen: 

„Für uns iſt der Staat ein Arbeitgeber wie ein anderer auch! 
Zwiſchen uns gibt es nur einen Austauſch von Leiſtungen: Lohn gegen 
Arbeit . . . Die Tyrannei des Staates wird immer verabſcheuungs— 
würdiger . . . er verteidigt Kapital und Privilegien und verſagt uns 
den Beitritt zu den „bourses de travail“, weil die Arbeiter in ihnen 
über die Vorausſetzungen der ſozialen Organiſation verhandeln. Das 
aber iſt ihr Recht und auch unſer Recht . . . Die Arbeiter, die wahren 
Produzenten und Erzeuger des Reichtums, wollen ſich nicht nur von 
dem Zwang freimachen, der in den Werkſtätten der Arbeitgeber herrſcht, 
ſondern auch vom Druck der heutigen Geſellſchaft, die nach dem Vor— 
bilde der Werkſtatt organiſiert iſt! Ihr Ziel iſt, die freie Arbeit an die 
Stelle der Zwangsarbeit zu ſetzen, die Arbeit zu befreien und zu ver— 
edeln. Der Staat, wie er überliefert iſt, ſoll verſchwinden, mit all den 
Gruppen und hierarchiſchen Ordnungen, die außerhalb der Produktion 
leben, und in einer produzierenden Geſellſchaft ſollen dann Beziehungen 
wie die von Befehlenden zu Dienenden verſchwinden . . . . Das Pro— 
letariat im Staat, in Departement und Kommune, iſt ſich bewußt, daß, 
wenn es die gleichen Syndikatsrechte fordert wie die Arbeiter der Privat— 
betriebe, es darauf ausgeht, an die Stelle der jetzigen Verwaltungs— 
anarchie eine rationellere und vollkommenere Organiſation des öffent— 
lichen Dienſtes zu ſetzen und mit den eigenen Intereſſen auch die der 
Produktion zu verteidigen. 

Wir wollen an die Stelle des abſtrakten ideologiſchen und enzy— 
klopädiſchen Unterrichts des Staates einen praktiſchen und konkreten 
Unterricht ſetzen, der den wirklichen Bedürfniſſen der verſchiedenen 
Bevölkerungsſchichten und der Produktion entſpricht. Wir wollen die 
Kinder lehren die Arbeit zu lieben, denn die heute bedrückte, beraubte, 
verachtete Arbeit ſoll das neue Ideal, das Prinzip jeder Tugend, der 
Gipfel des modernen Staates werden .. 


Herr Präſident, Sie haben in einer Ihrer Reden am 17. November 
1904 im Senat geſagt: 

„Der Staat hat eine lange Geſchichte von Mord und Blut. Alle 
Verbrechen, die in der Welt geſchehen ſind, Gemetzel, Kriege, gebrochene 
Schwüre, Scheiterhaufen, Torturen, das alles iſt durch Staatsintereſſe 
und Staatsraiſon gerechtfertigt worden. Der Staat hat eine lange 
Geſchichte, ſie trieft von Blut.“ 

Sie wiſſen beſſer als jeder andere, daß der Staat ſein Weſen nicht 
ändert. Wir Arbeiter aber, wir werden gegen den „unerſättlichen 
Moloch“, gegen das „tyranniſche und blutdürſtige Ungeheuer“ kämpfen. 
Wir werden kämpfen für das Recht, und das iſt das weſentliche Attribut 
der menſchlichen Perſönlichkeit. Das comité central.“ 

Aus einem gleichzeitig veröffentlichten Bericht über den Kongreß 
der Volksſchullehrer in Nantes und aus deſſen Reſolutionen ergibt ſich, 
daß die Initiative zu dieſer „Revolte“ von den Lehrern ausgegangen 
iſt, und das iſt gewiß ſehr bezeichnend. Wir können darin wohl einen 
Kommentar zu jenem „Moralunterricht“ erkennen, der in den franzö— 
ſiſchen Schulen an die Stelle des Religionsunterrichts getreten iſt, und 
deſſen Kodex den troſtloſeſten materialiſtiſchen Egoismus zu predigen 
ſcheint. Vielleicht gehört die angezogene. Stelle aus der Rede Clemenceaus 
vom 17. November 1904 zu den rhetoriſchen Glanzſtellen, aus denen 
der künftige Bürger Frankreichs ſich ſeine Auffaſſung vom Staate auf— 
baut, jedenfalls iſt ſie eine höchſt gefährliche Waffe in den Händen von 
Leuten, deren Bildung nicht ausreicht, um zu einer anderen Vorſtellung 
vom Staat zu gelangen. 

Der kurze Streik der Elektrizitätsarbeiter hat gezeigt, wie unbe— 
denklich in Frankreich der Egoismus der Arbeiter ſeine Kraftproben 
anſtellt; wenn er dank der energiſchen Haltung der Regierung und der 
allgemeinen Abwendung der öffentlichen Meinung von den Streikenden 
ſchnell zuſammenbrach, ſo iſt damit nicht erwieſen, daß die Maſſen, 
die hinter jenem comité central ſtehen, ſich dadurch ihrerſeits von einer 
Kraftprobe werden abhalten laſſen. Zunächſt freilich haben wir es nur 
noch mit einer Forderung des c. c. zu tun. Daß fie abgelehnt wird, 
kann als ſicher gelten. Die große Frage iſt, was danach geſchehen wird. 

In England hat eine Rede großes Intereſſe erregt, die Lord Roſe— 
berry in der „liberalen Liga“ gehalten hat. Sie hat, wenn wir von der 
beabſichtigten Frage der Reformierung des Oberhauſes abſehen, die 
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er nicht berührte, eine ſcharfe Kritik der weſentlichen Geſetzesvorlagen 
des Kabinetts Campbell Bannerman angekündigt. Sowohl die ſchot— 
tiſche Agrarbill wie namentlich das Home Rule für Irland ſcheinen ihm 
verderblich. Er ſchloß ſeine Rede damit, daß er erklärte, Großbritannien 
werde zweierlei niemals dulden: weder Einfuhrzölle auf Lebensmittel, 
noch ein unabhängiges Parlament in Irland. Es kann aber für ſicher 
gelten, daß ein Teil der Miniſter in dieſen Fragen mit ihm auf einem 
Boden ſteht, ganz wie in ſeiner Abneigung gegen Zugeſtändniſſe an die 
immer ſtärker in den Vordergrund drängende ſozialiſtiſche Partei. 
Offenbar liegt hier, trotz der großen Majorität, die ihm im Unterhauſe 
zu Dienſt iſt, eine ſchwache Seite des regierenden Miniſteriums. Lord 
Roſeberry hat Caſſandragaben, er ſpürt kommende Wandlungen, wenn— 
gleich er, wie alle Propheten, dabei perſpektiviſche Fehler macht. 

Das Hauptintereſſe der Engländer gehört jedoch der bevorſtehenden 
Konferenz der Kolonialpremiers. General Louis Botha, der jetzt bereits 
unterwegs nach England iſt, hat kurz vor ſeiner Abfahrt aus Kapſtadt 
im Kreiſe des Afrikander Bond eine Rede gehalten, die ſehr bemerkt 
worden iſt. Auf eine Anſprache Jan Hofmeyrs, in der es hieß, das 
Volk von Südafrika liebe in ihm den Louis Botha noch mehr als den 
Premier von Transvaal, erwiderte er, er habe während des Krieges 
einfach ſeine Pflicht getan, danach aber alles, was in ſeiner Macht ſtand, 
für ſeine Heimat und für das Volk von Transvaal. Seine große Auf— 
gabe ſei, das Gedeihen Südafrikas zu fördern. Er gehe nach England 
zu einer Zeit, da Transvaal voller Sorgen ſei. „Der kaiſerlichen Re— 
gierung will ich ſagen, daß wir mit ihr und dem britiſchen Volke gern 
zuſammenarbeiten wollen. Die wahrhaften Südafrikaner wünſchten 
dieſes Zuſammenwirken, das beiden großen Nationen zum 
beſten gereichen müſſe.“ Das Volk der Kapkolonie möge ihm behilf— 
lich ſein beide Nationen einander zu nähern und den ſüdafrikaniſchen 
Idealen treu bleiben. 

Auch Sir Wilfrid Laurier, der leitende Miniſter von Kanada, hat 
ſich über die bevorſtehende Konferenz ausgeſprochen. Im allgemeinen 
habe Kanada keine Beſchwerden, es werde ſich darauf beſchränken, 
die Aufmerkſamkeit auf handelspolitiſche Fragen zu lenken. Kanada 
ſei allerdings protektioniſtiſch gefärbt, aber das einzige Mittel, das Reich 
(Empire) aufrecht zu erhalten, ſei, jedem Teile volle Freiheit in ſeiner 
fiskaliſchen Politik zu laſſen. Sein perſönliches Ideal ſei, dem Reich 
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durch ein gleichförmiges Freihandelsſyſtem und durch ein Syſtem der 
Reichsverteidigung ein ſtärkeres Fundament zu geben. Zu ſeinen Vor— 
ſchlägen von 1902 habe er nichts hinzuzufügen. Auch glaube er nicht, 
daß es möglich ſei, die gegenwärtigen Beziehungen zum Mutterlande 
noch beſſer zu geſtalten, als ſie bereits ſeien. Kanada wolle aber 
nicht in den Strudel des europäiſchen Militarismus hineingezogen 
werden. 

Eine ſehr intereſſante Außerung Lord Milners über die Kolonial- 
konferenz bringt das Aprilheft der „National Review“. Wir heben den 
folgenden von der „Tribune“ ſchon jetzt veröffentlichten Abſchnitt daraus 
hervor: 

„Drei Wochen im Verlauf von vier Jahren genügen gewiß nicht, 
um die ſchwierigſten Probleme nicht nur des Vereinigten Königreichs, 
ſondern aller Glieder der Reichsfamilie zu löſen. Das iſt einer der 
Gründe, weshalb die Konferenz, bevor ſie auseinandergeht, irgend 
eine dauernde Maſchinerie ſchaffen ſollte, um ihr Werk in den langen 
Zwiſchenräumen bis zur nächſten kurzen Zuſammenkunft fortzuführen. 
Nicht weniger als drei Kolonien: Auſtralien, Neu-Seeland und Kap— 
kolonie haben Anträge angekündigt, die Konferenz als „Reichsrat“ 
(Imperial Council) permanent zu machen. Dabei iſt der auſtraliſche 
Antrag der beſtimmteſte . . . . wollte man ihn als Referendum aller 
Staaten des Reichs, die Selbſtverwaltung haben, vorlegen, ſo würde 
die Annahme nicht zweifelhaft ſein . . .“ 

Es ſcheinen noch andere, ſehr weitgehende Anträge in Sicht zu 
ſtehen, aber ſchon jener Milner-auſtraliſche Gedanke würde, wenn 
er durchgeführt wird, eine Umwälzung in der Politik Englands 
zur Folge haben. Er würde, wenn es England gelingt, jenen 
„Reichsrat“ von dem beſonderen kolonialen Intereſſenſtandpunkt zu 
löſen und ihn den imperialiſtiſchen Ideen des Mutterlandes dienſtbar 
zu machen, einen ungeheueren Machtzuwachs Großbritanniens be— 
deuten, während andererſeits die Anweſenheit einer permanenten Ko— 
lonialvertretung zu einer Mitregierung der Kolonien führen kann, da 
ſchließlich die ganze auswärtige Politik Englands ſich vom Zuſammen— 
hang mit Intereſſenfragen der Kolonien nicht löſen läßt. So ſcheint 
uns dieſer permanente Kolonialrat zwei ſehr verſchiedene Seiten zu 
bieten, und wir könnten es wohl verſtehen, wenn im Mutterlande ſelbſt 
der Gedanke auf Widerſpruch ſtoßen ſollte. 


er 


Mit großem Intereſſe haben wir in der Wochenſchrift „The Lite- 
rary Digeſt“ (New York) eine Beurteilung der Kongofrage geleſen, 
die auf Profeſſor Frederik Starr von der Univerſität Chicago zurückgeht. 
Profeſſor Starr hatte die engliſche Kongoliteratur eingehend ſtudiert 
und war danach in den Kongoſtaat gereiſt, um ſich an Ort und Stelle 
davon zu überzeugen, was an den von der Kongo Reform Association 
verbreiteten Nachrichten über die Greuel der belgiſchen Verwaltung 
Wahrheit und was Übertreibung iſt. Sein Reſultat iſt nun das folgende: 
Die Engländer ſeien für faſt allen Lärm, der über den Kongo erhoben 
werde, verantwortlich, denn ſie hofften, unter dem Schutze der ſo er— 
regten Entrüſtung das Territorium im Namen der Humanität weg— 
zuſchnappen (to grab), während doch gleichzeitig weit ſchlimmere 
Grauſamkeiten (atrocities) in den britiſchen Beſitzungen des ſchwarzen 
Kontinents ſtattfanden. Das wird dann im einzelnen belegt, und am 
Schluſſe führt Starr Bekenntniſſe einzelner Engländer auf, die draſtiſch 
genug ſind. So fuhr er mit einem neuernannten engliſchen Vizekonſul 
auf einem Schiff zum Kongo. Der Mann ſprach von ſeinen Inſtruktionen 
und erzählte, ſeine erſte Aufgabe ſei, die Ufer des Aruwimi ſorgfältig 
darauf zu unterſuchen, ob ſie für eine Eiſenbahn nutzbar zu machen 
ſeien. Zweitens ſollte er möglichſt viel Beſchwerden (ſchwarzer) britiſcher 
Untertanen über den Kongoſtaat ſammeln, drittens alles, was er 
von „atrocities“ gegen die Eingeborenen in Erfahrung bringen 
könne! 

Derſelbe Vizekonſul ſagte in Gegenwart von Starr einem Miſſionar, 
der ſich erkundigte, wann der Bericht der Unterſuchungskommiſſion 
erſcheinen werde: das ſei ganz gleichgültig. Die britiſche Regierung 
habe ihre Entſchlüſſe längſt gefaßt und werde ausführen, was ſie be— 
ſchloſſen habe, gleichviel, was der Bericht enthalte! 

„Auf dem Dampfer, der uns von Antwerpen nach New Pork zurück— 
führte, war ein junger Kanadier, der nach dreijähriger Abweſenheit 
heimkehrte. Er wußte, daß wir im Kongo-Freiſtaat geweſen waren, 
und unterhielt ſich mehrfach mit mir über meine Reiſe. Wir hatten 
niemals über atrocities oder Politik geſprochen. Eines Tages aber 
ſagte er, ohne daß das vorausgegangene Geſpräch einen Anlaß dazu 
gegeben hatte: „Natürlich werden die Belgier den Kongo verlieren. 
Wir ſind entſchloſſen, ihn zu nehmen. Wir müſſen die Bahn vom Kap 
nach Kairo bauen. Sie wiſſen, wir brauchten Transvaal. Wir fanden 
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einen Weg, es zu bekommen, jetzt haben wir es. So werden wir auch die 
Mittel finden, den Kongo zu gewinnen!“ 

Damit ſchließt Profeſſor Frederick Starr, und uns ſcheint, was er 
erzählt, große Beachtung zu verdienen. Nicht wegen der retroſpektiven 
Beurteilung der Transvaalfrage oder wegen der Zukunft des Kongo— 
ſtaates, an der wir weniger direkt intereſſiert ſind als andere, ſondern 
vielmehr wegen einer naheliegenden Erwägung. Die von Zeit zu Zeit 
auftretenden Anwandlungen ſentimentaler Humanität der Engländer 
pflegen ſtets in einen namhaften direkten Gewinn für England oder 
in einen erheblichen Nachteil für einen politiſchen Rivalen auszumünden. 
Die Entrüſtung Englands über die Hinrichtung Ludwigs XVI. koſtete 
den Franzoſen ihre Seemacht, die Begeiſterung der Engländer für 
Bolivar und Genoſſen den Spaniern ihre amerikaniſchen Kolonien, 
das Mitleid, das die ſchlechte Behandlung der Uitlander hervorrief, 
mündete in die Annexion von Transvaal und den Oranjefreiſtaat aus, 
jetzt ſcheint der Kongoſtaat an die Reihe kommen zu müſſen, und man 
fragt ſich nicht ohne Grund, was die neue Begeiſterung Englands für 
Schiedsgerichte, Abrüſtung und ewigen Frieden zu bedeuten hat? 
Dabei iſt der Hergang ſtets der, daß in England ein Haufe ehrlicher 
Enthuſiaſten die klug eingeleitete Aktion mit echtem Gefühl begleitet 
und dadurch den Erfolg fördert; man duldet auch einen anderen Haufen 
entrüſteter Opponenten, aber das Endergebnis iſt ſtets das gleiche, 
die Beute wird eingeſtrichen, und einmütig freut ſich dann die Nation 
ihrer Größe. So iſt es, und ſo wird es bleiben; auch regen wir uns nicht 
darüber auf. Aber die Welt iſt weniger naiv als ſie es war, und es will 
uns ſcheinen, daß ſelbſt die smaller nations, die ſich heute der beſonderen 
Gunſt Englands erfreuen, ein Gefühl des Unbehagens verſpüren, wenn 
der Freund allzu herzlich wird. 

Mit ganz ungewöhnlichen Ehrenbezeugungen iſt jüngſt das ruſſiſche 
Geſchwader in England aufgenommen worden. Seit der japaniſche 
Verbündete die ruſſiſche Seemacht vernichtete und die ruſſiſche Armee 
bis auf weiteres für aggreſſive Unternehmungen in Aſien nicht ver— 
wendbar iſt, hat der bis vor kurzem noch ſo ſcharfe Gegenſatz Englands 
gegen den aſiatiſchen Rivalen völlig aufgehört. Man begnügt ſich damit, 
in die frei gewordenen Poſitionen einzurücken und zeigt nach allen übrigen 
Richtungen größtes Entgegenkommen. Auch die Sympathien für die 
Duma, die anfangs ſo geräuſchvoll hervortraten, haben ſich merklich 
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abgekühlt, ſeit die Ausſichten ſich mehren, daß die Regierung der Lage 
ſchließlich doch Herr werden könnte. Und das ſcheint in der Tat der Fall 
zu ſein. Verfolgt man nochmals in Gedanken die bald vier Wochen, 
die hingegangen ſind, ſeit die Duma zuſammentrat, ſo zeigt ſich, daß 
Tatkraft, Einſicht und Fleiß auf ſeiten der Regierung waren, und daß 
die zweite Duma bisher ebenſo verſagt hat, wie die erſte. Gearbeitet 
hat ſie bis zur Stunde noch nicht, wenn man nicht die Wahlprüfungen, 
die Feſtſtellung der Geſchäftsordnung und andere Formalien als Arbeit 
bezeichnen will. Nicht einmal wirklich klare Parteiprogramme liegen vor, 
wenn wir von den Oktobriſten abſehen. Denn die Kadetten ſegeln unter 
falſcher Flagge. Wenn ſie ſich angeblich auf den Boden der Verfaſſung 
ſtellen, arbeiten ſie tatſächlich an ihrer Beſeitigung. Zunächſt nach der 
einen Richtung hin, daß ſie an die Stelle der konſtitutionellen eine 
parlamentariſche Verfaſſung zu erzwingen bemüht ſind und mit allen 
Mitteln die Stellung Stolypins, an deſſen Perſönlichkeit jetzt die Erhal— 
tung der Monarchie und des Staates hängt, zu erſchüttern ſuchen. 
Die Zeitſchrift „Prawo“, in welcher die Partei ihre Gedanken am un— 
genierteſten zum Ausdruck bringt, läßt darüber keinen Zweifel. Die 
Verhandlung über die Aufhebung der Feldgerichte läßt ſich nur als 
eine rückſichtsloſe Propaganda für die weitere Ausbreitung der revolu— 
tionären Bewegung bezeichnen. Die Sozialdemokraten und Sozial— 
revolutionäre haben offenbar das Beſtreben, dieſe Agitation durch Ent— 
ſendung von Kommiſſaren der Duma in die Provinzen zu ſteigern, 
ſind aber bisher damit glücklicherweiſe nicht durchgedrungen. Die Ver— 
handlungen ſelbſt ſind gedankenarm, phraſenhaft und tumultuariſch, 
bis jetzt auch ſtets auf Allgemeinheiten gerichtet geweſen. Sie haben 
der zu energiſcher Arbeit drängenden Regierung nicht einen ſachlich 
brauchbaren Wink eingebracht. Sozialrevolutionäre, Nationalſoziale 
und Arbeitler (trudowiki) haben ſich jetzt zu einer großen Partei, Land 
und Freiheit (semlja i wolja) zuſammengetan, und bei der bevorſtehen— 
den Agrardebatte werden wir ſie am Werk ſehen. Überhaupt gewinnt 
man aus den Debatten den Eindruck, daß das geiſtige Niveau der zweiten 
Duma noch niedriger iſt als das der erſten. Die polniſchen Abgeord— 
neten, die bisher meiſt mit der Linken geſtimmt haben, machen aus 
ihrer Verachtung kein Hehl. Man ſehe dieſen Leuten an, daß ſie „aus 
einem armen, dunklen, ungekämmten Lande kämen . . . Vor ihnen ſchwebe 
ſtets das Geſpenſt einer großen, unerhörten Revolution, die Rußland 
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ſchnell in ein irdiſches Paradies verwandeln ſolle. Man ſtreite nur 
darüber, auf welchem Wege man das Volk am raſcheſten für den letzten 
blutigen Kampf in Bewegung ſetzen könne. 

Das iſt ganz richtig beobachtet. Die optimiſtiſche Beurteilung, 
die in unſerer Preſſe wieder an Boden gewinnt, hat keine innere Be— 
rechtigung. Die Hoffnung ruht allein auf der Regierung, nicht auf der 
Duma, es ſei denn, daß Herr Stolypin es vermag, ſie zu zähmen und 
zum Arbeiten zu zwingen. 

Auch eine Wandlung in der Stimmung der Nation können wir 
noch nicht konſtatieren. Der Terrorismus dauert fort. Die Oppoſition 
hat ihren zweiten Märtyrer in dem Redakteur Jollos gefunden, der 
meuchlings erſchoſſen worden iſt, wahrſcheinlich von einem Terroriſten 
aus den Kreiſen der Rechten. Denn es wäre ja ein Wunder, wenn dieſe 
Leute allein ſich dem allgemeinen Taumel entzogen hätten. Vor kurzem 
iſt in Reval die Filiale einer Kampfesorganiſation entdeckt worden, 
deren Ziel es iſt, das ganze Reich zum Beſten der künftigen Organiſation 
auszurauben, wobei für die „Expropriatoren“ die Prämien in Pro- 
zenten der Beute feſtgeſetzt waren. Als Kampfeswaffe wird jetzt immer 
häufiger auch Gift angewandt. Die Studenten ſind nach wie vor aus 
Rand und Band, revolutionäre Politiker, die weder arbeiten wollen 
noch arbeiten können. In den Schulen macht man „chemiſche Ob— 
ſtruktion“. Das heißt, man räuchert die Lehrer mit Stinkpetarden aus, 
ſo kürzlich im Realgymnaſium zu Waſſili-Oſtrow. Der Hunger wütet 
weiter, das Gefühl der Unſicherheit iſt allgemein. Mit Schrecken denkt 
man an die Gefahren, die eine vorzeitige Aufhebung des Belagerungs— 
zuſtandes bringen kann. So ſehen die Dinge aus, und daß dabei in den 
Städten das Alltagstreiben ungeſtört ſeinen Verlauf nimmt, gibt nur 
einen trügeriſchen und unſicheren Schein von Ruhe. 


4. April 1907. Erſetzung des Kommandanten der Flotte des Schwarzen Meeres Skrydlow 
durch Admiral Wirenius. 
Schließung der Univerſität Moskau. 

6. April. Konferenz der Mittelamerikaniſchen Staaten in Waſhington. 

8. April. Zuſammenkunft König Eduard VII. mit König Alfons in Carthagena. 


10. April 1907. 

Die Agrarunruhen, die wie ein zerſtörendes Unwetter, ſcheinbar 
unerwartet, in Rumänien ausbrachen, werden nach offiziellen Berichten 
als völlig erſtickt bezeichnet! Richtiger wäre wohl zu ſagen, daß ſie zum 
Stehen gebracht ſind und nach einigem Zögern und Schwanken die 
Truppen überall ihre Pflicht getan und weitere Ausſchreitungen der 
Bauern verhindert haben. Dieſe Unruhen — die keineswegs das ganze 
Land umfaßt haben, ſondern ſich auf ziemlich ſcharf zu umgrenzende 
Gebiete beſchränkten — trugen einen ähnlichen Charakter, wie die An— 
fänge der ruſſiſchen Bauernbewegung: Verſagung von Arbeitsleiſtungen, 
Plünderungen, gewaltſame Beſitznahme. Gewalttaten gegen Perſonen 
ſcheinen nur in Ausnahmefällen ſtattgefunden zu haben, die Guts— 
herren und Pächter flohen, ohne einen Verſuch gemacht zu haben, ſich 
ſelbſt zu ſchützen, und man ließ ſie laufen. Das Eingreifen der Truppen, 
welche der ſtaatlichen Autorität die Geltung wiederzuſchaffen beauf— 
tragt waren, führte, da die Bauern Widerſtand leiſteten, zu Blutver— 
gießen. Einige Dörfer mußten beſchoſſen werden und es ſollen in 
Summa 350 Bauern ihr Leben eingebüßt haben. Die energiſchen Vor— 
kehrungen des Militärs verhindern weitere Ausſchreitungen, aber alle 
Anläſſe, welche jene rumäniſche Jacquerie hervorriefen, dauern noch 
fort. Der alte Sturdza, der dem konſervativen Miniſterium Cantakuzeno 
die Laſt der Verantwortung abgenommen hat, ſteht vor einer unge— 
mein ſchwierigen Aufgabe, denn die Erhebung der Bauern war ein Sym— 
ptom, unhaltbar gewordener agrarer Verhältniſſe. Der Abſentismus der 
rumäniſchen Großgrundbeſitzer, das allmähliche Schwinden der größeren 
Bauernhöfe, das Auswuchern des Landes durch jüdiſche Käufer und 
Pächter, dazu eine Reihe ungünſtiger Ernten, die den Kleinbauern in 
Abhängigkeit von Leuten brachten, die ſeine Not ausbeuteten, das alles hat 
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in jeiner Summe dieſe geduldige rumänische Bauernſchaft zur Verzweif— 
lung gebracht. Wie weit das Beiſpiel des ſtammverwandten Beſſarabien 
anſteckend wirkte, und wie weit die zahlreichen in Rumänien lebenden 
ruſſiſchen Revolutionäre (man denke an die Beſatzung des „Potemkin“!) 
mitgeſpielt haben, iſt noch nicht zu entſcheiden. Die Hauptſache war die 
Landnot, und unverkennbar iſt zugleich der antiſemitiſche Charakter der 
Bewegung. Das gibt ſogar ein ſo philoſemitiſches Blatt wie der „Courrier 
Européen“ zu. Für eine Bevölkerung von nicht voll 6 Millionen Köpfen 
ſind 270 000 Juden mehr, als ſie ertragen kann, zumal wenn ſich darunter 
unternehmende Köpfe befinden wie die jüdiſchen Großgrundbeſitzer 
Fiſcher und Juſter, die nicht weniger als 200 000 Hektar Land beſitzen, 
von dem ſie den größten Teil zu übermäßigen Preiſen in Parzellen 
an die Bauern verpachten. Es wird alſo darauf ankommen, die Agrar— 
verhältniſſe einer radikalen Reform zu unterziehen und den Bauern die 
Möglichkeit zu ſchaffen, unter erträglichen Bedingungen zu Eigenbeſitz 
zu kommen. Das ſcheint auch das Ziel des Miniſterpräſidenten zu ſein, 
der durch Abſetzung aller Präfekten in den Aufſtandsgebieten und durch 
eine Reihe von Verheißungen, die mit den Zwangsmaßregeln parallel 
gehen, jedenfalls der agraren Kriſis ihren akuten Charakter zu nehmen 
verſtanden hat. Aber wer wollte ſich verhehlen, daß der ſchwierigſte 
Teil ſeiner Aufgabe noch vor ihm liegt? Die ganze Geſchichte Rumäniens 
iſt zugleich eine Leidensgeſchichte des rumäniſchen Bauernſtandes. In 
den Jahren der türkiſchen Oberherrlichkeit wälzten die Bojaren die 
Laſten der Fremdherrſchaft auf ſie ab, und dieſe Laſten wurden dann, 
ſo weit möglich, auch in den Jahren der Selbſtändigkeit ihnen über— 
laſſen. Welche Schwierigkeiten dieſe Verhältniſſe dem Könige Karol 
bereitet haben, zeigen die Seiten ſeiner Tagebücher, ſie zeigen auch, 
wie ſeit 1868 die weitere Entwicklung Rumäniens in Abhängigkeit 
gebracht wurde von der Stellung, die den rumäniſchen Juden ein— 
geräumt werden ſollte. Speziell die Jahre 1868 und 1879 ſind in dieſer 
Hinſicht lehrreich zu verfolgen. Der ungeheure Einfluß, den die alliance 
israélite und die jüdische Preſſe Europas ausübt, hat ſich vielleicht nie— 
mals greifbarer dokumentiert als damals. Es lag ſchließlich tatſächlich, 
ſo, daß die Anerkennung der Unabhängigkeit Rumäniens davon abhing, 
ob den Juden in Rumänien volle bürgerliche Gleichberechtigung ver— 
liehen wurde; den größten Lärm machte Herr Crémieux von Paris 
aus und ſchließlich iſt die Entwicklung ſo gegangen, daß dem Könige, 
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gegen feine beſſere Überzeugung, nichts übrig blieb, als vor „Europa“, 
d. h. vor der alliance israelite zu kapitulieren. „Es bleibt Dir“ — ſchreibt 
Fürſt Anton von Hohenzollern am 26. April 1879 dem Sohn — „es bleibt 
Dir nichts übrig, als die Judenfrage trotz aller Antipathien der Bevöl— 
kerung und ungeachtet der großen Schädlichkeit der ganzen Maßregel 
à tout prix durchzuſetzen!“ Die Kapitulation des Königs und der rumäni— 
ſchen Kammer erfolgte am 18. Oktober 1879, die jüngſten Bauernauf— 
ſtände können als eine lange zurückgedrängte Antwort darauf angeſehen 
werden. 

Kurz vor der Entſcheidung hatte Kaiſer Wilhelm, der in ethiſchen 
Fragen mit unfehlbarer Sicherheit ſtets das richtige traf, dem Könige 
Karol aus Gaſtein über ſeine Stellung zur rumäniſchen Judenfrage 
geſchrieben: „Was Rumänien betrifft, ſo habe ich von Haus aus den 
Kongreßbeſchluß aufs äußerſte gemißbilligt, freilich nur apres coup, 
da ich die Geſchäfte nicht führte. . . . ich weiß aus Erfahrung, was die 
Juden in jenen Gegenden ſind — angefangen mit Poſen, Polen, Littauen 
und Wolhynien — und die rumäniſchen Juden ſollen noch ſchlimmer 
i 

In Bulgarien und Serbien liegen die agraren Verhältniſſe bei 
weitem günſtiger; auch hat Serbien nur 5000, Bulgarien 33 000 Juden, 
ſo daß es dort weder eine Agrarfrage noch eine Judenfrage gibt. Man 
kämpft um nicht minder aufregende Probleme, aber ſie tragen nicht einen 
ſozialen, ſondern einen konfeſſionellen und nationalen Charakter. Es 
iſt, recht betrachtet, ein Ringen um die Vorherrſchaft kommender Genera— 
tionen, ein Kampf, der immer aufs neue von den großen Mächten zu 
Stillſtänden geführt worden iſt, um den Ausdruck ſchlimmerer Ver— 
wicklungen, die leicht in einen Weltbrand ausmünden könnten, zu ver— 
hindern. Und gewiß haben ſie darin recht. Die Schwierigkeit liegt nur 
darin, daß es ſich bisher nicht als möglich erwieſen hat, die erhitzten 
Leidenſchaften der Konkurrenten um die Zukunft Mazedoniens nieder— 
zuhalten. Sie haben die Schranken, die ihnen geſetzt wurden, immer 
wieder zu durchbrechen verſtanden, während andererſeits die Reform— 
beſtrebungen der Mächte an der Realität der türkiſchen Verhältniſſe 
ſcheitern. Immerhin läßt ſich eine Wendung zum beſſeren konſtatieren, 
und da eben jetzt Rußland und Oſterreich-Ungarn ſich mit großer Ent— 
ſchiedenheit gegen das Treiben der ſerbiſchen und griechiſchen Banden 
ausgeſprochen haben — was doch eine Anerkennung der Haltung Bul— 
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gariens in ſich ſchließt —, läßt ſich wohl erwarten, daß der jetzt 
auch für dieſes Frühjahr angekündigte Brand auf der Balkanhalbinſel 
im Keime erſtickt wird. Überhaupt haben wir den Eindruck, daß die 
öſterreichiſch-ungariſche und die ruſſiſche Regierung ſich einander politiſch 
noch mehr nähern, als es bereits der Fall war. Das wird wohl auch auf 
der Haager Konferenz zum Ausdrucke kommen, die nunmehr endgültig 
auf den 15. Juli feſtgeſetzt iſt und deren offizielles Programm jetzt im 
Wortlaute vorliegt. Dieſes Programm iſt in ſeiner urſprünglichen 
ruſſiſchen Faſſung von allen Mächten angenommen worden, aber eine 
Reihe von Mächten hat Vorbehalte gemacht und neue Fragen für die 
Diskuſſion angekündigt. Die Vereinigten Staaten wollen zwei Anträge 
ſtellen, welche die Einſchränkung oder die Limitierung der Armeen 
betreffen, und zugleich darauf dringen, daß die gewaltſame Beitreibung 
von Schulden, die ſich aus Vertragspflichten ergeben, obligatoriſch an 
gewiſſe Vorausſetzungen gebunden werde. Spanien wünſcht über die 
Limitierung der Rüſtungen zu verhandeln, England legt großen 
Wert darauf, daß die Frage der Rüſtungskoſten in der Kon— 
ferenz behandelt werde, erklärt aber zugleich, daß es an der Verhandlung 
keines derjenigen Punkte des ruſſiſchen Programms teilnehmen werde, 
die ſeiner Meinung nach nicht zu einem nützlichen Ergebnis führen 
können. Faſt genau ſo drückt die japaniſche Regierung ſich aus. Bolivia, 
Dänemark, Griechenland und Holland haben die Abſicht, beſondere An— 
träge zu ſtellen, die dem ruſſiſchen Programm analog ſeien. Rußland 
Deutſchland und Oſterreich-Ungarn endlich find darin einig, daß ſie 
an Verhandlungen nicht teilnehmen werden, die zu keinem Reſultat 
führen können. Frankreich und Italien ſind weder mit Reſervationen 
noch mit der Ankündigung von Anträgen hervorgetreten. 

Man wird aus alle dem den Schluß ziehen müſſen, daß im weſent— 
lichen nur die Fragen zu allgemeiner Verhandlung gelangen werden, 
die zu dem urſprünglichen ruſſiſchen Programm gehören, minus aller 
Fragen, die die Humaniſierung des Seekrieges betreffen, da kein Zweifel 
darüber beſteht, daß dies die Probleme ſind, von denen England meint, 
daß ſie nicht zu einem nützlichen Ergebnis führen können. 
Auch der Vorbehalt Japans kann nur dieſen Sinn haben, da beide 
Mächte jetzt mit aller Kraft ihre Rüſtungen zur See fortführen und 
England noch kürzlich erklärt hat, daß es dabei den zwei Mächte-Stan— 
dard als das Minimum behaupten werde, auch keine der beiden Mächte 
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die geringſte Neigung zeigt, die Vorteile preiszugeben, die ihnen ihre 
Stellung in den beherrſchenden Punkten der Weltmeere bietet. Als 
ein Kurioſum läßt es ſich nur bezeichnen, daß England nebenher den 
Wunſch äußert, von den Verhandlungen über die Minderung der Rüſtun— 
gen die militäriſchen Bevollmächtigten der Mächte fernzuhalten. 

Die Vorbehalte der drei Oſtmächte gehen ohne Zweifel auf die 
Frage der Limitierung der Rüſtungen, ſie wollen an der Unwahr— 
haftigkeit, die hinter dieſen Anträgen ſteckt, nicht teilhaben, und das 
läßt ſich nur billigen. Die Gründe, die uns jedes Eingreifen der Kon— 
ferenz in Fragen unſerer nationalen Wehrkraft unannehmbar erſcheinen 
laſſen, ſind ſo häufig aufgeführt worden, daß wir ſie nicht zu wieder— 
holen für nötig halten. Sie ergeben ſich aus unſerer Geſchichte und aus 
unſerer Stellung in der Welt. Das toujours en vedette gilt von 
keinem anderen Staat mehr als von Deutſchland. Unklar erſcheint uns 
nur die Haltung der Vereinigten Staaten, nachdem Präſident Rooſevelt 
ſich ſo nachdrücklich und ſo häufig für die Notwendigkeit einer Stärkung 
der Wehrkraft ausgeſprochen hat, und unſicher die Haltung Frankreichs, 
das offenbar zwiſchen ſeinem ruſſiſchen Verbündeten und ſeinem eng— 
liſchen Freunde nicht den Entſchluß findet, ſich offen zu einem Programm 
zu bekennen, das es in ſeinen offiziöſen Organen ſo nachdrücklich hat 
vertreten laſſen. Offenbar geht die Hoffnung dahin, daß das Verhalten 
der anderen Mächte ihm die Unbequemlichfeit erſparen wird, jeine 
politiſchen Karten aufzudecken. 

Man hat in den letzten Wochen viel von der Möglichkeit, ja von 
der Notwendigkeit einer deutſch-franzöſiſchen Entente geſprochen, einer 
Idee, die in Deutſchland ſeit den achtziger Jahren lebendig geblieben 
iſt, die aber ſtets an dem periodiſch wiederkehrenden franzöſiſchen Re— 
vanchepatriotismus ſcheiterte. Heute mögen die Vorausſetzungen 
zu einer ſolchen Entente vielleicht günſtiger liegen als ſeit Jahren, denn 
es iſt Tatſache, daß man in Frankreich das Abenteuer eines deutſchen 
Krieges nicht wünſcht. Nur ſollte man ſich, nach allem, was voraus— 
gegangen iſt, in Frankreich darüber klar ſein, daß die Initiative zu Ver— 
einbarungen, wie man ſie zu wünſchen ſcheint, nicht uns gehören kann. 
Wir wünſchen nichts von Frankreich; wenn Frankreich durch eine 
Verſtändigung mit Deutſchland freiere Hand gewinnen will, wird es 
erwägen müſſen, was es uns dafür zu bieten hat, es wird auch gut tun, 
in ſeiner offiziöſen Preſſe die Nörgeleien aufzugeben, in denen Herr 
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Tardieu ſich ſeit Monaten gefällt. Noch im „Temps“ vom 2. April 
druckt er unter Hinweis auf den letzten Ausbruch des Veſuv die folgende 
Ungeheuerlichkeit: Relisez ., ce qui s'imprima .. à Berlin au 
lendemain de l’eruption du Vesuve. Peu s'en fallait que les 
Allemands ne s’ecriassent: „C'est, bien fait! Le Vésuve nous 
venge des infidelites italiennes.“ Das iſt doch eine politische Gift— 
miſcherei, wie wir ſie ſelbſt einem Tardieu nicht zugemutet hätten. Daß 
jemand, der ſich derartige Behauptungen aus den Fingern ſaugt, es 
dabei wagt, noch als Geſchichtsſchreiber aufzutreten (in ſeinem Buche 
über die Konferenz von Algeciras), iſt freilich kaum minder ungeheuer— 
lich. Dabei zitiert er die deutſche Preſſe ſtets nach den ungenauen und 
unvollſtändigen Angaben des „Temps“, und ſelbſt die Reden des Fürſten 
Bülow, deren Wortlaut doch im offiziellen Texte in Buchform vorliegen, 
werden verſtümmelt und unvollſtändig gebracht! Sein Buch iſt eine 
der ſchlimmſten Tendenzſchriften, die uns zu Geſicht gekommen ſind, 
oberflächlich, einjeitig und unwahr. So lange ſolche Leute die öffentliche 
Meinung Frankreichs machen, hat eine Entente geringe Ausſichten — 
wer kann die Abſicht ernſt nehmen? 

Es iſt erfreulich, daß Herr Clemenceau ſich entſchloſſen hat, gegen 
den Verband der vom Staat uſw. „beſoldeten Angeſtellten“ energiſch 
vorzugehen. Die Vereinigung mit den „Arbeiterbörſen“, deren Ziel, wie 
wir uns erinnern, der Generalausſtand iſt, wird ihnen unter keinen 
Umſtänden geſtattet, und die Führer ſollen zur Verantwortung gezogen 
werden. Das mußte geſchehen, wenn der Staat ſich nicht ſelbſt die 
Schlinge um den Hals legen wollte, und wird, abgeſehen von den ſozia— 
liſtiſchen und anarchiſtiſchen Sektierern, auch allgemein gebilligt. Aber 
es läßt ſich doch nicht verkennen, daß hier die notwendigen Konſequenzen 
einer Verwilderung verfolgt werden, an der die ſozialiſtiſche Politik 
der letzten Jahre eine ſehr weſentliche Schuld trägt. Wenn aber den 
nicht ſtaatlichen Arbeitern jede Zügelloſigkeit rechtlich geſichert wird, 
läßt ſich verſtehen, daß die Arbeiter in Staatsdienſten nach gleicher 
Ungebundenheit ſtreben! Das „Journal des Débats“ macht noch auf 
eine weitere Seite dieſes ernſten Problems aufmerkſam. „Die An— 
geſtellten, in deren Namen das Zentralkomitee ſpricht, ſind noch aus 
anderen Gründen veranlaßt worden, den Verſprechungen ihrer Führer 
ein offenes Ohr zu leihen; wir meinen die ſchreienden Ungerechtig— 
keiten in den Beförderungen. Gunſt und Intrige gelten heute mehr 
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als Arbeit und Verdienſt in den Augen der ſich ablöſenden Miniſter. 
Jeder von ihnen gibt, wenn er ausſcheidet, ſeinen ephemeren Mit— 
arbeitern Stellungen, welche die Karriere derjenigen durchkreuzen, 
die ordnungsmäßig in ihren Beruf eingetreten ſind. Und da viele Miniſter 
kommen und gehen, hinterlaſſen ſie viele Schützlinge. Das rechtfertigt 
die Unzufriedenheit der übrigen. Will daher die Regierung die Dis— 
ziplinarmaßregeln, zu denen ſie jetzt greift, geachtet ſehen, ſo muß ſie 
ihre Angeſtellten durch das Statut, das ſie erhalten ſollen, auch vor 
den Schlägen der Günſtlingswirtſchaft ſo ſchützen, daß für die Willkür 
kein Raum bleibt. Will die Regierung ſtark ſein, ſo muß ſie vor allem 
gerecht ſein.“ Das iſt gewiß richtig, aber es ließe ſich noch auf viele 
andere Schäden hinweiſen. Das Günſtlingsweſen geht nicht nur von 
der Regierung aus. Die Abgeordneten der Kammer treiben es min— 
deſtens ebenſo arg, und ärger als ſie die große Anſtalt gegenſeitiger 
Verſicherung, der Grand Orient, der das Bekenntnis zu gewiſſen Ge— 
ſinnungen prämiiert, die gewiß nichts mit dem Wohl des Staates gemein 
haben. Die franzöſiſche Republik von heute iſt kein Regiment der Freiheit; 
ſie kennt nicht die Freiheit der Gewiſſen, ſie duldet vor der Offentlichkeit 
keine Geſinnung, die nicht die offizielle iſt, alles andere iſt suspect und 
wird ſorgfältig von der Staatskrippe ferngehalten. Es iſt kein Geheimnis, 
daß in Frankreich keine Korreſpondenz ſicher iſt und daß die politiſche 
Spionage zum herrſchenden Syſtem gehört. Die in ein verwandtes 
Gebiet fallende Affaire Montagnini — ſo wenig erfreulich die Schlag— 
lichter auch ſind, die auf den Vertreter der Kurie fallen — wäre in jedem 
anderen Lande undenkbar. Die jetzt per nelas erfolgenden Veröffent— 
lichungen — während doch bei Konfiszierung der Schriftſtücke mindeſtens 
dafür geſorgt werden mußte, daß ſie in keine anderen Hände fielen als 
in die der Regierung — füllen die franzöſiſchen Blätter mit einem 
Material von erſtaunlicher Unbedeutendheit, und man fragt ſich ſchließlich, 
was die ganze, mit ſo ungeheurem Eklat geführte Angelegenheit für 
ein Ziel verfolgte? Darauf gibt es keine andere Antwort als ein Achſel— 
zucken. Doch das alles ſind Dinge, welche niemanden angehen als 
die Franzoſen ſelbſt, und wenn ſie ſich in dieſer Atmoſphäre wohl 
fühlen, iſt das eine Geſchmacksſache, über die ſich nicht ſtreiten läßt. 
Die Beſetzung von Udſchda wird aller Wahrſcheinlichkeit nach ſchon 
bald zu der von den Franzoſen verlangten Genugtuung führen, und es läßt 
ſich hoffen, daß die Lektion, welche Marokko damit erhält, nicht ohne heil— 
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ſame Nachwirkung bleibt. Aber gewiß hat der marokkaniſche Miniſter 
des Auswärtigen recht, wenn er den fremden Konſuln gegenüber den 
Wunſch ausſprach „de faire comprendre à leurs nationaux, qu'ils 
devaient se montrer prudents afin de ne pas exciter la population 
contre eux“. Man darf eben nicht vergeſſen, daß der Islam zur— 
zeit in gärender Stimmung iſt, und das gilt von Marokko vielleicht noch 
mehr als von anderen islamiſchen Gebieten. Hat doch Lord Cromer in 
ſeiner Denkſchrift über die Verwaltung und über die Lage Agyptens 
und des Sudans es für nötig befunden, ausdrücklich darauf hinzuweiſen, 
daß die panislamiſche Bewegung die ernſte Aufmerkſamkeit aller am 
Orient intereſſierten Nationen verdiene. Es ſei ſehr wohl möglich, daß 
Ausbrüche des Fanatismus ſporadiſch in verſchiedenen Teilen der 
Welt (Europa, Afrika, Aſien) ſtattfanden. 1905 und im vorigen Jahre, 
als der Zwiſchenfall wegen Akabah ſtattfand, jei es nahe daran geweſen. 
Nun ſagt er freilich, daß der Panislamismus in Agypten Importware 
ſei, aber von Marokko läßt ſich das gewiß nicht ſagen, und deshalb 
ſcheint es uns wichtig, daß die Üdſchdafrage möglichſt bald erledigt werde. 

Wie ſich die Mächte zu der von Lord Cromer vorgeſchlagenen 
Aufhebung der Kapitulationen ſtellen werden, bleibt noch abzuwarten. 
Das Syſtem, das er an die Stelle ſetzen will, bedeutet unter allen Um— 
ſtänden eine weſentliche Steigerung des engliſchen Einfluſſes. Die mit— 
berechtigten und mitintereſſierten Mächte werden zu erwägen haben, 
wie weit das Opfer, das ihnen zugemutet wird, ſich von ihrem Intereſſen— 
ſtandpunkt rechtfertigen läßt 

In Rußland iſt die Lage nicht durchſichtiger geworden als ſie vor 
acht Tagen war. In der Duma hat die Debatte über das Budget gezeigt, 
daß auch der Finanzminiſter ſeinem Poſten gewachſen iſt, und daß er 
als Redner und Debatter ſeinen Mann ſteht. Die ſachliche Oppoſition 
führte der Kadett Kutler, nicht ohne ſich ſtarke Blößen zu geben, aber 
doch fo, daß er großen Eindruck machte, namentlich auf die bäuerlichen 
Abgeordneten, denen ſeine Angriffe auf die Eiſenbahnpolitik der Regie— 
rung und auf die Mißbräuche der Branntweinakziſe imponierten. Der 
Sozialdemokrat Alekſinski deklamierte überaus leidenſchaftlich, aber 
in den bekannten allgemeinen Phraſen der extremen Revolutionäre; 
weit bedeutſamer waren die Reden der Polen, namentlich die des 
Abgeordneten Stetzki, der ſchon in der erſten Duma geſeſſen hatte. Er 
bekannte ſich rückhaltlos zum Programm der Autonomie Polens, und was 
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er darunter verſteht, zeigt eine Schrift, die er kürzlich in Krakau veröffent— 
licht hat: „Im Kampf um die Autonomie Polens.“ Was er verlangt, 
iſt ein polniſcher Reichstag, polniſche Schule, polniſches Gericht und 
polniſche Verwaltung. Dieſes Ziel zu erreichen, ſei nicht leicht: die 
Ausſichten ſtiegen mit der Zunahme der anarchiſtiſchen Bewegung 
in Rußland und der Konſolidierung der nationalen Kräfte Polens, ſie 
fielen, ſobald die Zentralgewalt erſtarke und die Unordnungen in Polen 
zunähmen, oder mit anderen Worten — ſo interpretiert die „Nowoje 
Wremja“ —, es iſt die Aufgabe der polnischen Realpolitik, mit allen 
Mitteln die Anarchie in Rußland zu fördern und ſie ebenſo energiſch 
in Polen auszurotten. Der einzige Einwand, den Rußland gegen die 
polniſchen Beſtrebungen erhebe, ſei die Befürchtung, daß, wenn es 
Polen die Autonomie verleihe, an der Weſtgrenze des Reiches ein neuer 
Staatsorganismus entſtehen werde, der, wenn er erſtarke, die anliegenden 
ehemals polniſchen Gebiete ſich zu eigen machen werde. Deshalb ſolle 
man ſich zunächſt mit einer Provinzialautonomie zufrieden geben 
und das Mißtrauen der Ruſſen und ihre Befürchtungen dadurch beſei— 
tigen, daß man ihre ſtaatliche Oberherrlichkeit anerkenne. Es folgt ein 
genau ausgearbeitetes Programm der autonomen Befugniſſe, die Polen 
beanſprucht. Es entſpricht im weſentlichen der Verfaſſung von 1815, 
nur daß die nationalpolniſche Armee fehlt, enthält aber alle Voraus— 
ſetzungen, die im geeigneten Augenblick zum ſelbſtändigen Polen über— 
führen ſollen. Dieſes Stetzkiſche Programm erklärt die Taktik der Polen 
in der Duma und ihr ſtetes Stimmen mit der revolutionären Linken, 
ſcheiden werden ſie ſich von ihnen nur in der Agrarfrage, in der ſie für 
Polen die Beibehaltung des Status quo wünſchen und durchzuſetzen 
hoffen. Hier wäre alſo der Punkt, der ſie zu Bundesgenoſſen der Rechten 
machen könnte, aber weil in ihr der nationaliſtiſche Gedanke ſtark ver— 
treten iſt, bleibt es fraglich, ob ſie hier ein Zugeſtändnis erhalten, zu dem 
die Regierung eher bereit wäre, weil ſie überhaupt den Gedanken einer 
abſoluten Gleichförmigkeit der Geſetzgebung für alle Reichsteile auf— 
gegeben zu haben ſcheint. Aller Wahrſcheinlichkeit nach führt jedoch die 
Verhandlung der Agrarfrage zu der Kriſis, die darüber entſcheiden wird, 
ob die Regierung mit der Duma weiterarbeiten oder ob ſie ſie zum 
zweiten Male auflöſen muß. Für eine Auflöſung agitiert ſowohl ein 
Teil der Rechten wie die revolutionäre Linke, während Oktobriſten und 
Kadetten die Duma konſervieren möchten. Die letzteren in der Hoffnung, 
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ſchließlich doch ihr Ziel, ein parlamentariſches Regiment, zu erreichen 
und damit die Regierung Rußlands in die eigenen Hände zu nehmen. 
Die hoffnungsloſeſte Tatſache aber iſt neben der revolutionären Ge— 
ſinnung der Majorität der niedrige Bildungsſtand der Verſammlung. 
Es läßt ſich ſchon jetzt erkennen, daß ſie nicht arbeitsfähig iſt. Das Ver— 
ſtändnis von etwa / der Mitglieder reicht nicht aus, um die Schwierig— 
keit der großen Probleme zu faſſen, die gelöſt werden müſſen, und der 
Schluß, der ſich daraus ergibt, iſt, daß das Wahlſyſtem der Verfaſſung 
vom 17. Oktober zu optimiſtiſch komponiert worden iſt. Die Nation iſt 
nicht reif, es zu tragen, vollends unfähig würde ſie ſich erweiſen, auf 
Grund des erſtrebten allgemeinen geheimen direkten Wahlrechts, das zum 
Programm der Kadetten gehört, mit einem parlamentariſchen Regiment 
ſich ſelbſt zu regieren. Das geht, darüber iſt kein Zweifel mehr möglich, über 
ihre Kräfte. 

So ſcheinen die Verhältniſſe im Augenblick zu liegen, aber alles 
iſt darin einig, daß ſich unmöglich vorherſehen läßt, wie die Dinge in 
acht Tagen ausſehen werden. Die Regierung trifft die Vorbereitungen, 
um einen immer möglichen Aufſtand gewaltſam niederzuſchlagen, die 
Revolutionäre verſtärken die Propaganda unter Arbeitern, Bauern 
und Truppen. Die terroriſtiſche Aktion nimmt zu, die Verwilderung 
der Studenten gleichfalls, überall wird mit Sorgen dem Augenblick 
entgegengeſehen, da Feldgerichte und Kriegsgerichte zu funktionieren 
aufhören. Der General Kaulbars iſt kürzlich genötigt geweſen, 27 Ko— 
ſaken vor das Kriegsgericht zu ſtellen, weil ſie ſich weigerten, aufſtändi— 
ſchen Bauern gegenüber von der Waffe Gebrauch zu machen. In Zars— 
koje iſt — wie die „Tribune“ meldet, — der militäriſche Schutz verſtärkt 
worden. In Lodz finden täglich blutige Straßenkämpfe zwiſchen den 
Arbeitern ſtatt uſw. Das Gejamtbild iſt überaus beunruhigend. Läßt 
die Regierung in ihrer korrekten und feſten Haltung nach, ſo iſt ihre 
Stellung binnen kurzem nicht mehr haltbar. Schon ein Paktieren mit 
den Kadetten kann verhängnisvoll werden, jeder Schritt weiter — und 
vom Standpunkt der Kadetten führen die Wege nur nach links — führt 
unrettbar ins Verderben. 


11. April 1907. Kämpfe zwiſchen Arbeitern und Truppen in Lodz. 
Eröffnung des Carnegie-Inſtituts in Pittsburg. 
Demiſſion Lord Cromers. 
12. April. Flucht des Präſidenten Bonilla von Honduras auf ein amerikaniſches Kriegsſchiff. 
15. April. Eröffnung der Konferenz der Kolonialminiſter in London. 
Der Papſt ſpricht ſich gegen die franzöſiſche Kirchenpolitik aus. 
16. April. Erdbeben in Mexiko. 


17. April 1907. 

„Wir haben“ — ſo ſchreibt uns einer unſerer Pariſer Freunde — 
„freudig die ſchönen Worte begrüßt, mit denen Ihr Kaiſer Herrn Jules 
Cambon empfangen hat. „L'appel adressé par Guillaume II. 
a tous les esprits eleves, dont la France et l'Allemagne 
disposent, ne peu ne pas 6tre entendu.“ In der Tat hat 
Herr Cambon allen Grund, mit der politischen Atmoſphäre, in die 
er getreten iſt, zufrieden zu ſein. Sie iſt entſchieden ireniſch und 
wohlwollend, und dieſe Richtung der Geiſter wird wohl noch zu 
lebendigerem Ausdruck kommen, je mehr man ſich diesſeit der 
Vogeſen davon überzeugt, daß die auswärtige Politik Frankreichs dahin 
geht, vor allen Dingen franzöſiſch zu ſein. Die Verſtimmung, die beſtan— 
den hat, ging darauf zurück, daß Frankreich nicht als politiſche Selb— 
ſtändigkeit, ſondern als Werkzeug von Kräften erſchien, die ihre Spitze 
gegen Deutſchland richteten. Sie ſteigerte ſich an den Senſationen einer 
Preſſe, von der man mit Beſtimmtheit wußte, daß ſie die Penſionärin 
fremder, in ihrem Urſprung nicht franzöſiſcher Intereſſen war, und ſie 
wurde weiter genährt durch die unehrlichen Verdrehungen, denen man 
die Außerungen unſerer nationalgeſinnten Preſſe unterzog. Die Tat— 
ſache, daß deutſche Zeitungen in den Redaktionsbureaus der franzö— 
ſiſchen und der engliſchen Preſſe nur ſehr ausnahmsweiſe geleſen werden, 
und daß dort als Erſatz die telegraphiſchen auf Schlagworte und Sen— 
ſationen zugeſpitzten Berichte von Korreſpondenten dienen, hat weit 
größeren Schaden angerichtet, als derjenige ermeſſen kann, der nicht 
Gelegenheit hat, die Arbeit dieſer Werkſtätten einer falſchen öffent— 
lichen Meinung zu verfolgen. Es kommt aber noch ein anderes Moment 
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hinzu. Wo man im Auslande deutſche Zeitungen lieſt, iſt es — abgeſehen 
von der „Kölniſchen Zeitung“, die man auch dann für offiziös hält, 
wenn ſie es nicht iſt — faſt immer das „Berliner Tageblatt“, das doch 
niemand, der die Verhältniſſe kennt, für ein deutſch- nationales 
Blatt halten wird. Es iſt kosmopolitiſch Wolff-Moſſiſch, vertritt die 
internationalen Intereſſen der alliance israélite und findet ein ſtamm— 
verwandtes, wenn auch nicht gleichſprachiges Echo in faſt allen aus— 
ländiſchen Redaktionsbureaus. Dazu kommt der Anklang, den die bald 
kapitaliſtiſche, bald demokratiſche Tendenz des Blattes findet. Das 
Weſentliche aber iſt die kosmopolitiſche Richtung, im Unterſchiede zu 
der ebenfalls demokratiſchen, aber ſtets national'deutſch gerichteten 
„Voſſiſchen Zeitung“. Während der Tage des Delcaſſé- und Algeciras— 
Konfliktes trat dieſer Gegenſatz ganz beſonders ſcharf hervor. Das 
„Berliner Tageblatt“ erſchien wie eine Filiale unſerer politiſchen Gegner, 
die deshalb, in leicht verſtändlicher Täuſchung, Bedeutung und Einfluß 
des Blattes ganz erſtaunlich überſchätzten. Wie ſtark dieſe irreführenden 
Eindrücke nachwirken, zeigt u. a. das jüngſte Interview, dem ſich Herr 
Pichon über die Ausſtellungsfrage vom „Berliner Tageblatt“ hat unter— 
ziehen laſſen, während doch jedem Kundigen in Deutſchland bekannt iſt, 
daß nichts gleichgültiger iſt, als wie die Männer vom „Berliner Tage— 
blatt“ über dieſe Dinge denken. 

Doch wir kehren zur Frage der deutſch-franzöſiſchen Beziehungen 
zurück. Da dürfte ſich vor allem empfehlen, ehe man von entente redet, 
die ſich zu unſerer Freude erſichtlich vorbereitende detente zu pflegen, 
und nichts kann dieſem Ziel förderlicher ſein, als das Zuſammenwirken 
der geiſtigen Führer der beiden Nationen. Der Entſchluß, nichts zu ver— 
nachläſſigen, was zu gegenſeitigem Verſtehen führt, das wirkliche 
Studium der gegenſeitigen Lebensgrundlagen, wie wir es z. B. 
in den agrarpolitiſchen Studien von Mary, oder in der vortrefflichen 
„Revue Cronomique internationale“ von Levaſſeur, Schmoller 
und Philippovich oder aber in der „Revue politique et par— 
lementaire“ von Fernand Faure finden, anderer nicht zu gedenken, iſt 
Vorausſetzung der detente, und beide Nationen können mit Recht 
ſagen, daß in ihren wiſſenſchaftlich ernſt zu nehmenden Kreiſen es an 
dem Streben nicht fehlt, die nationalen Probleme des Nachbarſtaates 
zu erfaſſen und ihr Verſtändnis der eigenen Nation nahe zu bringen. 
Wenn die Tagespreſſe nicht entſprechend darauf reagiert, liegt es zum 
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Teil an den oben aufgeführten Urſachen, zum anderen an Fragen der 
Vorbildung, des Temperamentes und der inneren Unſelbſtändigkeit. 
Erziehung und Kontrolle der Tagespreſſe, das iſt eines der bedeutſamſten 
Probleme unſerer Gegenwart, wichtiger als die Haager Konferenz und 
ſchwieriger zu löſen als die Frage der Abrüſtungen und der internationalen 
Schiedsgerichte. Wir möchten in dieſem Anlaß noch einmal auf die im 
vorigen Jahre in Zürich erſchienene Broſchüre eines „Ausland-Deutſchen“: 
„Die Preſſe und die deutſche Weltpolitik“ hinweiſen. Sie enthält nach 
allen Richtungen hin höchſt beachtenswerte Vorſchläge, die, wenn ſie 
Gehör fänden, eine Wendung zum beſſeren herbeiführen müßten. Daß 
in unſerem Budget keine Poſition: „Preſſe“ zu finden iſt — während 
doch von der Preſſe als Weltmacht heute mehr als je die Rede iſt, und 
wir die Bedeutung dieſer Weltmacht deutlich genug ſpüren —, 
das gehört zu den Anomalien unſeres öffentlichen Lebens. Der „Aus— 
land⸗Deutſche“ verlangt Preß-Attachés für die deutſchen Botſchaften, 
vornehmlich in London und Paris, eigene deutſche Depeſchenagenturen, 
für Oſtaſien, Nord- und Südamerika, deutſche Überſetzungsbureaus, 
Vermittlungsbureaus für wiſſenſchaftliche Artikel in den Zeitſchriften 
des Auslandes, Vermittlungsbureaus für Vortragsreiſen und Vorleſun— 
gen auf Univerſitäten des Auslandes, wie ſie dank der Initiative Kaiſer 
Wilhelms zwiſchen Deutſchland und den Vereinigten Staaten zur Wirk— 
lichkeit geworden ſind. Er wünſcht die Begründung eines Komitees 
zur Verbreitung deutſcher Literatur im Auslande uſw., daran ſchließt 
ſich noch eine ganze Reihe wohlerwogener Vorſchläge, deren Verwirk— 
lichung eine heilſame Revolution in unſerem Preßweſen und auch in 
unſeren Beziehungen zum Auslande zur Folge haben müßte. Es ſcheint, 
daß eine gewiſſe Prüderie unſerer Parlamente, ſpeziell der linksſtehenden 
Parteien, ſich gegen den Gedanken ſträubt, daß die Regierung in den 
Kampf der Preſſe auch ihrerſeits anders kämpfend eingreift, als auf dem 
Wege der offiziellen Dementis und gelegentlicher offizieller und offi— 
ziöſer Artikel. Man hält mit einer Art kindlicher Naivität an der Vor— 
ſtellung von der „freien“ Preſſe feſt, während doch auf keinem Felde 
des öffentlichen Lebens Abhängigkeiten häufiger ſind als auf dem der 
Preſſe. Das leugne, wer den Mut dazu findet: Abhängigkeit von der 
Partei, Abhängigkeit von Geldmächten und Abhängigkeit von Intereſſen, 
die das Gegenteil der deutſchen Intereſſen ſind. Das ſchlimmſte iſt aber 
wohl die Abhängigkeit von dem perſönlichen Ehrgeiz und der Eitelkeit 


— 14 — 


beſtimmter Perſonen; die Beiſpiele hierzu wird jeder, der der Wirklich— 
keit nicht blind gegenüberſteht, ſelbſt zu finden wiſſen, es laſſen ſich leider 
nur zu viele anführen. Das Fazit ergibt, daß nur ganz ausnahmsweiſe 
unſere Preſſe wie eine Einheit in Fragen vorgeht, die unſere Stellung 
zum Auslande betreffen. Franzoſen, Engländer, Amerikaner und 
Italiener ſtehen in ihrer Preſſe weit geſchloſſener zuſammen und er— 
wecken daher auch weit eher die Vorſtellung von einem tatſächlich vor— 
handenen einheitlichen Willen der Nation. Wie man ſich im Auslande 
die Stellung Deutſchlands vorſtellt, mag an einer Korreſpondenz gezeigt 
werden, die der „Nowoje Wremja“ aus Venedig zugeht. Der Verfaſſer 
zeichnet „ein Dalmatiner“ und iſt entſchieden anti-öſterreichiſch. Sein 
Troſt iſt England. 

„England“ — ſchreibt er — „hat ſeit den Freiheitskriegen den Balkan⸗ 
völkern niemals größeres Intereſſe zugewandt als jetzt. Es hatte ſtets 
den Einfluß der dem Balkan benachbarten Staaten zu bekämpfen und 
miſchte ſich nie in die inneren Angelegenheiten Serbiens und Bulgariens. 
Jetzt iſt England offenkundig bemüht, den öſterreichiſchen Einfluß zu 
verdrängen und die nationalen Beſtrebungen der Balkanvölker zu unter— 
ſtützen. Man kann ſogar jagen, daß es Serbien im Zollſtreit mit Oſter⸗ 
reich unterſtützte. Engliſche Kapitaliſten erſchienen, um die ſerbiſche 
Induſtrie aufrecht zu erhalten, und die produktiven Kräfte des Landes 
zu entwickeln. Fragt man, wodurch ſich dieſe Haltung Englands erklärt, 
ſo iſt die Antwort, daß England überall darauf ausgeht, Deutſchland zu 
iſolieren — in Europa wie in Aſien, im nahen Orient wie in Marokko. 
In den letzten Jahren hatte der deutſche Einfluß auf der Balkanhalbinſel 
erheblich zugenommen, und dazu hat Dfterreich als Avantgarde Deutſch— 
lands nicht wenig beigetragen. Man blicke nur auf Bosnien, wo die 
Germaniſation entſcheidende Fortſchritte gemacht hat. England will 
nun die Deutſchen überall zurückdrängen, wo es ſie findet, namentlich 
aber auf dem Balkan, wo eines der größten Dramen der Zeitgeſchichte 
ſich abſpielen wird. Deutſchland zu en, das iſt der Traum Englands, 
und Oſterreich wird mit iſoliert werden. Daraus ergibt ſich, daß England 
auf ſeiten Italiens ſtehen wird. Es handelt ſich aber nicht um eine bloße 
Verſtändigung, ſondern um ein formelles Bündnis. Kürzlich erſchien 
in einer der einflußreichſten deutſchen Zeitungen ein Artikel, in dem es 
hieß, daß Italien nur auf dem Papier zum Dreibund gehöre, und daß 
ſich tatſächlich ſchon ein neuer Dreibund: England, Frankreich, Italien 
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gebildet habe. Man braucht kein Prophet zu fein, um das zu erkennen. 
Hat nicht Eduard VII. den König Viktor Emanuel ſeinen Freund und 
Bundesgenoſſen genannt? Das zeigt doch, daß dem öſterreichiſchen 
Einfluß auf dem Balkan eine wirkliche Gefahr droht. Herr von Aehren— 
thal wird all ſeinen Geiſt brauchen, um ſie abzuwehren. Das Verhalten 
Rußlands dabei iſt ganz verſtändlich. Die ſich vorbereitende Verſtän— 
digung mit England ſteigert nicht nur das Preſtige Rußlands, ſondern 
dient auch den ruſſiſchen Intereſſen in Weſteuropa. Dem Mürzſteger 
Programm treu, verfolgt es keine egoiſtiſchen Ziele. Rußland verſteht 
auch, daß die Balkanvölker in Ofterreich keinen uneigennützigen Freund 
finden können, dagegen muß das Raſſengefühl ihm die italieniſchen 
Beſtrebungen ſympathiſch erſcheinen laſſen. Oſterreich denkt an Saloniki, 
niemand aber wird den Italienern vorwerfen können, daß ſie Albanien 
erwerben wollen. Es kommen alſo drei Nationen in Betracht: eine von 
ihnen iſt den Balkanvölkern verdächtig (Deutſchland), die andere hat ſich 
offen zu ihren Abſichten bekannt (Dfterreich), die dritte iſt ganz uneigen— 
nützig und erſtrebt nur die Befreiung der Balkanvölker (Italien). Es 
liegt auf der Hand, auf welcher Seite die Sympathien der ſlawiſchen 
Völker ſtehen werden.“ 

Wir wollen dieſen naiven Dalmatiner nicht weiter analyſieren. 
Uns intereſſiert das Mittelſtück ſeiner Ausführungen, weil es mit der 
Legende von der Minierarbeit König Eduards und mit der Iſolierung 
Deutſchlands operiert. Was die Legende betrifft, ſo wundern wir uns 
nicht darüber, daß ſie auch nach Dalmatien gedrungen iſt. Sie entſpricht 
nur dem, was „Times“ und Dependenzen als die natürliche und ſelbſt— 
verſtändliche Aufgabe Englands bezeichnen und was die Welt ſchließ— 
lich als Glaubensſatz angenommen hat. Gewiß wird auch der bevor— 
ſtehende Beſuch des Königs Eduard in Italien in dieſem Sinne gedeutet 
werden, trotz Rapallo und trotz der Stipulationen des Dreibundver— 
trages. Das iſt nun einmal nicht zu ändern. Was aber die Iſolie— 
rung Deutſchlands betrifft, ſo iſt — ſelbſt wenn wir dem Herrn Dal— 
matiner den Gefallen tun von Italien abzuſehen — eine Iſolierung 
zu zweien, zumal wenn dieſe beiden die ſtärkſten Militärmächte Europas 
ſind, eine mindeſtens ungewöhnliche Erſcheinung, etwa wie ein leeres 
Glas voll Wein, oder was man ſonſt zur Illuſtration heranziehen mag. 
Für gewöhnlich pflegt man in einer derartigen Kombination einen ſehr 
bedeutſamen Machtfaktor zu ſehen, deſſen weſentliche Wirkung eine 
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Rücken, und Seitendeckung bedeutet, die „dem Jſolierten“ gejtattet, 
ſeine volle Kraft dorthin zu wenden, wo er bedroht wird. Wir ſind aber 
politiſch durch eine harte Schule dazu erzogen worden, für Gegenwart 
und Zukunft in unſerer Leiſtungsfähigkeit den Faktor zu erkennen, 
über den allein wir frei verfügen können. Und darauf haben wir uns 
eingerichtet. Das wiſſen unſere Freunde wie unſere Feinde, und wie es 
für die einen ein weſentlicher Grund zur Aufrechterhaltung der über— 
kommenen Verbindung iſt, ſo hat es ſich für die anderen noch ſtets als 
eine Tatſache dargeſtellt, mit der ſie zu rechnen nützlich und weiſe fanden. 
Wir können über kleine Intrigen an der Peripherie vornehm hinweg— 
ſehen, mit gutem Gewiſſen, weil wir niemanden provozieren und in 
aller Ruhe, ohne von unſerer Tagesarbeit abzuſtehen, unſeres Weges 
gehen, weil wir niemanden fürchten. Es mag in dieſem Zuſammenhange 
auf einen ſehr intereſſanten Artikel von H. W. Wilſon hingewieſen werden, 
der in der „Daily Mail“ vom 9. April erſchienen iſt, und die Frage 
beantworten will, ob Sir Henry Campbell-Bannerman ſich der 
Schwierigkeiten bewußt geweſen ſei, die mit ſeinem Antrage auf eine 
Limitierung der Rüſtungen in Zuſammenhang ſtehen. Die Antwort 
iſt ein entſchiedenes „Nein“ und die Motivierung zeigt ſo viel geſunden 
Menſchenverſtand, daß es ein wahres Vergnügen iſt, Herrn Wilſon zu 
folgen. Er bringt zunächſt den Nachweis, daß, wenn die Mächte ſich darauf 
verſtändigen ſollten, die Ausgaben für die Flotte um einen beſtimmten 
Prozentſatz des Marinebudgets einzuſchränken, England ſofort vor 
Deutſchland im Nachteil ſein würde. Denn in England koſte der Matroſe 
dem Staat 73 Pfd. St., in Deutſchland 33 Pfd. St., oder wenn man die Re— 
ſerven mit in Anſchlag bringe, in England 53 Pfd. St., in Deutſchland 
11 Pfd. St. Die Staaten mit allgemeiner Wehrpflicht würden 
alſo einen ungeheuren Vorſprung gewinnen. Dazu komme aber 
noch die Frage der Penſionen, die für England ebenfalls un— 
günſtiger liege, endlich die Verſchiedenheit des Geldwertes, die 
z. B., wenn man Deutſchland und Japan in Vergleich bringe, 
dem letzteren möglich mache, mit derſelben Geldſumme das 
Doppelte zu beſchaffen. Die Konſequenz würde dann jedenfalls 
ein allmähliches Übergewicht Aſiens über Europa ſein. Eine propor— 
tionale Beſchränkung des Marinebudgets verbiete ſich alſo von ſelbſt. 
Noch größer aber ſeien die Schwierigkeiten, wenn man die Zahl der 
Schiffe begrenzen wolle, denn es gebe kein Mittel, die verſchiedenen 
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Typen der Schiffe in eine Gleichung zu bringen. Wenn Deutſchland die 
engliſchen Invineibles für maskierte Schlachtſchiffe erkläre, werde 
England darauf beſtehen, daß es Kreuzer ſeien, und ähnlich werde ſich 
der Gegenſatz bei Schätzung der Torpedoboote und Zerſtörer ſtellen. 
Werde die Zahl begrenzt, ſo werde man größere Fahrzeuge von 40 bis 
50 000 t bauen. Beſchränke man die Tonnage, jo werde die Konkurrenz 
ſich ſofort auf den Modus der Panzerung richten, Aluminium, Vanadium 
oder Tantalum würden an die Stelle der Kruppſchen Stahlpanzer 
treten, und ſchließlich der Staat, der die koſtſpieligſte Rüſtung anlege, 
der Sieger ſein. Endlich würde, welcher Modus immer vereinbart werde, 
ein Internationales Inſpektorat zu begründen ſein, um die Rüſtungen 
der einzelnen Mächte zu kontrollieren, und es liege (wie genauer aus— 
geführt wird) auf der Hand, daß damit eine permanente Gefahr für 
den Weltfrieden organiſiert werde. Es würde zu unaufhörlichen Rei— 
bungen führen und eine Freiheitsbeſchränkung bedeuten, gegen welche 
ſowohl die Völker wie die Regierungen rebellieren würden! 

Wir möchten dieſen Schlußſatz beſonders betonen. Eingriffe in 
das Selbſtbeſtimmungsrecht mündiger Nationen bedeuten eine Minde— 
rung nationaler Ehre, und die läßt man ſich nicht gefallen. 

Übrigens ſteht England im Augenblick vor Erfahrungen, die in 
gewiſſem Grade einen analogen Charakter tragen werden. Heute (Montag) 
iſt die Konferenz der Kolonialminiſter eröffnet worden. Sie wird darüber 
entſcheiden, wie weit das koloniale Selbſtbewußtſein hinter den all— 
gemeinen Intereſſen, wie das Mutterland ſie verſteht, zurückzutreten 
bereit iſt. Gewiß eine politiſche Frage von allergrößter Wichtigkeit und 
Tragweite. Noch überwiegen die zentripetalen Tendenzen, aber die 
zentrifugalen ſind ohne Zweifel vorhanden. Die laute Anerkennung, 
die Lord Cromer bei ſeinem unerwarteten Rücktritt in der engliſchen 
Preſſe gefunden hat, wird in aller Welt einen ſympathiſchen Nachhall 
finden. Lord Cromer iſt einer der genialen und energiſchen Adminiſtra 
toren, die England groß und reich gemacht haben. Er hinterläßt in 
Agypten bleibende Spuren ſeiner Wirkſamkeit und auch die europäi— 
ſchen Intereſſen, die ihm anvertraut waren, ſind unter ſeiner Leitung 
gediehen. Am 24. April wird Sir Eldon Gorſt, der von 1885 bis 1905 
unter Lord Cromer in Egypten gearbeitet hat, an ſeine Stelle treten. 
Die Agypten betreffenden Paragraphen des engliſch-franzöſiſchen Ab— 
kommens vom 8. April 1904 ſind von ihm formuliert worden, ſeither 
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war er Unterſtaatsſekretär für Zentralaſien und Agypten im Foreign 
Office. Er iſt ſehr reich, der Vater ſeiner Gemahlin, Mr. Rudd, ein 
ſüdafrikaniſcher Millionär. Das politiſche Teſtament, das Lord Cromer 
hinterlaſſen hat, wird aller Wahrſcheinlichkeit nach auch ſein Programm 
ſein. Ob es ausführbar iſt, bleibt abzuwarten. 

Es wird allmählich nicht unwahrſcheinlich, daß Präſident Rooſevelt 
doch genötigt werden könnte, eine dritte Präſidentſchaft zu übernehmen, 
obgleich er ſelbſt mit aller Macht für Mr. Taft, den Kriegsſekretär, ein— 
tritt. Aber es gibt nun einmal in Amerika keinen mehr populären Namen 
als Rooſevelt, und vor kurzem iſt das Unerhörte geſchehen, daß in Chatta— 
noga bei einem zu Ehren Bryans gegebenen Bankett der Demokraten 
ein Mr. George Tempel Grave den Wunſch ausſprach, daß Bryan bei 
der nächſten Konvention der Demokraten Rooſevelt zum Präſident— 
ſchaftskandidaten der Partei nominieren ſolle, „damit er ſein glorreiches 
Werk zu Ende führen könne“. Mr. Bryan antwortete ſehr erregt, daß, 
wenn er nach reiflicher Überlegung zur Überzeugung kommen ſollte, 
daß es ſeine Pflicht ſei, Rooſevelt zum Präſidentſchaftskandidaten zu 
nominieren, er es tun wolle. Aber er glaube nicht, daß Rooſevelt die 
geeignete Perſönlichkeit ſei. Nun, darüber wird eine nahe Zukunft 
entſcheiden, — daß Bryan ſelbſt beſtimmt iſt, das Weiße Haus zu be— 
ziehen, glaubt wohl niemand mehr. 

In Rußland hat es in der Duma recht öde Verhandlungen, einige 
ſtürmiſche Szenen, und einen jetzt beigelegten Konflikt zwiſchen Miniſter— 
präſidenten und Präſidenten der Duma gegeben. Die Führung geht 
immer mehr in die Hände der Kadetten über, ob aber die Duma lebens— 
fähig iſt, läßt ſich noch immer nicht entſcheiden. Zunächſt verſchwinden 
die Geſetzesvorlagen nach endloſem Reden in den Kommiſſionen, Kom— 
miſſionen, von denen eine nicht weniger als 99 Mitglieder hat. Die 
„Nowoje Wremja“ hat neulich berechnet, daß ein Antrag, um Geſetz zu 
werden, 32 verſchiedene Stadien durchzumachen habe, was nicht dafür 
ſpricht, daß das neue Rußland bald erſtehen wird. Bisher finden wir 
ruhige Überlegung, Sachlichkeit und Beſonnenheit weit mehr auf ſeiten 
der Regierung als bei der Duma. Die Sitzungen werden ſchlecht beſucht, 
vor einzelnen Rednern, wie z. B. vor dem Letten Ohſol, dem Vertreter 
Livlands, pflegt die ganze Verſammlung zu flüchten, man kann die 
ſtets ſich gleichbleibenden Phraſen nicht mehr anhören. Die Kadetten 
haben das Wort geprägt, ſie wollten die Regierung durch eine „Be— 
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lagerung“ zur Kapitulation zwingen. Dieſe Belagerung könnte recht 
langwierig werden und leicht zum Nachteil der Belagerer auslaufen. 
Sie ſind undiszipliniert, und haben bisher noch keinen wirklich ernſten 
Kampf auszufechten gehabt. Noch weiß niemand, was die Duma leiſten 
kann, erſt wenn die Anträge aus der Duma zurückkommen, wird es 
möglich ſein, ein Urteil zu gewinnen. Und auch da wohl erſt, wenn die 
Agrarfrage an die Reihe kommt, über das Budget dürfte die Verſtändi— 
gung ohne ſonderliche Schwierigkeiten erreicht werden. Was, abgeſehen 
von den fortdauernden Morden und Überfällen, am meiſten Sorge macht, 
iſt die Haltung der Jugend. Der Fürſt Michail Schachowskoi (Moskau) 
ſpricht ſich darüber in einem Briefe an die „Nowoje Wremja“ folgender— 
maßen aus: 

„Die Univerſität iſt geſchloſſen. Die „akademiſchen“ Studenten 
fahren nach Hauſe, die „Befreier“-Studenten bleiben meiſt in Moskau. 
Es ſollen Meetings über das Thema „Land und Freiheit“ ſtattfinden, 
und da ſind ſie unentbehrlich. Das alles macht einen unſagbar ſchweren 
Eindruck. Man muß es geſehen haben, wie vergrämt die Eltern ſind, 
wie zerrüttet ihre Nerven, wie hoffnungslos ihre Reden klingen. Sogar 
das Entzücken der Kadetten über die „Reife“ und die „politiſchen Fort— 
ſchritte“ der Jugend beginnt zu ſchwinden. Vielleicht regt ſich ihr Ge— 
wiſſen, vielleicht auch die Furcht vor dem Abgrund, den ſie gegraben 
haben, und in den nun die unglücklichen jungen Leute verſtümmelt hinab— 
ſtürzen. Ja, es ſind ſchreckliche Zeiten und ſchreckliche Menſchen. Wer 
von denen, die die „Freiheitsbewegung“ durchgemacht haben, wird ein 
Arbeiter auf dem heimiſchen Acker werden? Sie ſind verbittert, ihr 
Organismus iſt vergiftet, ſie ſind ſchwachen Geiſtes, geſättigt mit den 
Phraſen der Proklamationen, ihre Vorſtellungen vom Leben und von 
der Arbeit ſind gänzlich verkehrt und ſo ſollen ſie in das Leben der Nation 
eintreten, um ſie zu führen und zu regieren: Es iſt entſetzlich, in dieſe 
Zukunft zu blicken. . . .“ 

Schachowskoi referiert danach über den Inhalt einer von den Ter— 
tianern eines Realgymnaſiums herausgegebenen Zeitſchrift: „Der 
Realiſt“. In den drei Nummern, die ihm vorliegen, treten zehn Gym— 
naſiaſten als Mitarbeiter auf. Sieben von ihnen ſind Juden. Meiſt ſind 
es Gedichte, teils blutigen, teils ſchmutzigen Inhalts. 

„Was ſoll“ — fragt er — „aus Kindern werden, deren Phantaſie 
nur in Terror und Ausſchweifung lebt? Wie ſoll, bei dieſer Verfaſſung, 
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die Wiſſenſchaft in ſolchen Köpfen Raum finden? Das iſt unmöglich: ihr 
kranker Geiſt wird in Straßendemonſtrationen oder in ſinnlichen Leiden— 
ſchaften „unter dem Sternenhimmel der Leidenſchaft“ Nahrung ſuchen, 
ſie werden nach Freiheit verlangen, aber nicht nach der Freiheit, auf 
welche jeder Menſch ein Recht hat, ſondern nach einer Zügelloſigkeit, 
an der ſchließlich die Unglücklichen zugrunde gehen werden. . . . Wohin 
treiben wir? Es gibt darauf keine Antwort. 

In der Gouvernementsſtadt Orel hat ſich unter Schülern und 
Schülerinnen eine Geſellſchaft der „Lichtſtümpfe“ gebildet. Sie ſitzen 
beiſammen und trinken Bier, bis die Lichtſtümpfe niedergebrannt 
ſind. Dann feiern ſie „die Auferſtehung des Fleiſches“. In der „Oreler 
Zeitung“ hat dieſe unerhörte Verwilderung eine lange Polemik hervor— 
gerufen. Die Erziehung zur Freiheit beginnt unheimliche Früchte zu 
reifen, nicht nur in Orel. Uns ſind noch andere Fälle bekannt. 

Aber wie furchtbar ernſt iſt dieſe ruſſiſche Schulfrage geworden! 
Wir ſehen nicht, daß Erhebliches geſchehen iſt, um Ordnung, Sitte und 
Arbeitspflichten zu ihrem Rechte zu führen. Der Miniſter der Volks— 
aufklärung Kaufmann ſcheint ſchwach und unbedeutend zu ſein. An dieſe 
Stelle aber gehört eine Kraft erſten Ranges. 


18. April 1907. Zuſammenkunft König Eduard VII. und König Victor Emanuels in Gaeta. 
Demiſſion des belgiſchen Miniſteriums. 

19. April. Friedenspräliminarien zwiſchen Nicaragua und San Salvador. 
Schließung der Petersburger Militär-mediziniſchen Akademie. 

22. April. Marokko erklärt ſich bereit, die von Frankreich wegen der Ermordung Mauchamps 
geforderte Genugtuung zu leiſten. 

23. April. Empfang des Dumapräſidenten Golowin durch den Zaren. 


24. April 1907. 

Es iſt wenig erfreulich, daß die nicht übel eingeleiteten Erörterungen 
über Möglichkeit und Nutzen einer Verſtändigung zwiſchen Deutſchland 
und Frankreich immer wieder durch die zänkiſche und anmaßende 
Stimme des „Temps“ unterbrochen werden. Noch war der Lärm über 
die Frage der drahtloſen Telegraphie — die doch in aller Eintracht 
geregelt worden iſt — nicht verhallt, ſo brachte der „Temps“ in ſeinen 
Artikeln vom 13., 14. und 18. April neue Senſationen, die ebenſo auf— 
gebauſcht waren und ohne Zweifel ebenſo in aller Eintracht auf ihr 
richtiges Maß zurückgeführt und endgültig erledigt werden dürften. 
Auch würden wir weiter kein Wort darüber verlieren, wenn der „Temps“ 
— in dem offenbar wieder das unruhige Temperament des Herrn 
Tardieu ſich Luft macht — ſich nicht gemüßigt geſehen hätte, daran einen 
unqualifizierbaren Angriff gegen unſeren Geſandten Dr Roſen zu 
knüpfen: „qui peut-étre a pris dans des fonctions subalternes le 
gout des discussions chicanıeres“‘, Das iſt eine Sprache, wie ſie in 
keinem Staate der Welt gegen den Geſandten einer Macht gebraucht 
wird, mit der man in Frieden lebt und in Verhandlungen zu treten 
wünſcht, ganz wie es allen Gepflogenheiten einer nicht verwilderten 
Preſſe widerſpricht, Fragen an die Offentlichkeit zu zerren, die den 
Gegenſtand offizieller Verhandlungen bilden. Wie Deutſchland hat 
auch Frankreich ſeinen Vertreter in Marokko, und man darf wohl 
annehmen, daß er die Intereſſen Frankreichs zu vertreten vollauf 
das Zeug hat. Bisher haben ſich noch ſtets die Senſationen 
des „Temps“ bei ruhiger Prüfung als einſeitig aufgebauſcht 
erwieſen. Die Kloaken von Tanger zu einem Streitpunkte zu 
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machen, an dem die Akte von Algeciras ſcheitert, iſt vergebliches 
Bemühen. Sie hat die Beſetzung von Üdſchda überlebt und wird, wie 
wir feſt vertrauen, noch lange halten. Es liegt der deutſchen Politik 
nichts ferner als ſich über ſie hinwegzuſetzen oder den Franzoſen die 
Rechte zu mindern, die ihnen zukommen. Was wir wollen iſt die Be— 
hauptung der uns zuſtehenden Gleichberechtigung, keinerlei Bevor— 
zugung, aber auch keine Minderung dieſer Rechte. Sind aber Diffe— 
renzen über die Auslegung der Akte vorhanden, ſo ſind die Wege gewieſen, 
die zur Klarheit und damit zur Verſtändigung führen müſſen. 

Senſationen von ernſterem Charakter als die lächerliche Kloaken— 
konzeſſion ſind neuerdings wieder über die engliſch-deutſchen Beziehungen 
verbreitet worden. Wir brachten vor acht Tagen den Brief eines Dalma— 
tiners an die „Nowoje Wremja“, in dem triumphierend berichtet wurde, 
wie erfolgreich König Eduard VII. an der Iſolierung Deutſchlands 
arbeite, und wie ſeine neueſte Tat der Abſchluß eines Bündniſſes mit 
Italien ſei. Dieſe Nachricht iſt nun noch übertrumpft worden durch 
einen langen Artikel der „Correſpondencia de Espana”, der uns leider 
nur im telegraphiſchen Auszuge vorliegt, ſo daß Mißverſtändniſſe nicht 
ausgeſchloſſen ſind. Angenommen, daß die Wiedergabe inhaltlich zu— 
trifft, jo behauptet die „Correſpondencia de Espana”, daß ein förm— 
liches Kriegs- und Friedensbündnis zwiſchen England und Spanien 
abgeſchloſſen ſei, dem vorausſichtlich auch Frankreich und Italien bei— 
treten würden, ſo daß dann das Fazit eine Quadrupelallianz der Mittel— 
meermächte wäre. Aber wenn es auch beim ſpaniſch-engliſchen Zwei— 
bunde bliebe, würden dieſe beiden Mächte von Gibraltar und Ceuta 
aus das Mittelmeer ſperren und England nach Belieben ſeine Flotte 
je nach Bedarf im Oſten oder im Weſten konzentrieren können. „Italien 
wende ſich von Deutſchland ab, um im Adriatiſchen Meere und auf 
dem Balkan ſeine Ziele zu verfolgen.“ Wir knüpfen hieran eine Notiz 
der „Europe coloniale et politique“, die wörtlich ſagt: „Tauſende von 
Poſtkarten mit dem Porträt des Herzogs von Connaught ſind in Serbien 
von Offizieren in Umlauf geſetzt worden, die mit der Regierung König 
Peters unzufrieden ſind und ihn ſtürzen wollen. Eine große Zahl dieſer 
Karten trägt die kombinierten Wappen Altſerbiens und Englands.“ 
Endlich gehört in dieſen Zuſammenhang ein Leitartikel der „Tribune“, 
vom 20. April, auf den wir etwas ausführlicher eingehen müſſen. Er 
führt den Titel: Deutſchland und des Königs Reiſen. 
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Den Ausgangspunkt für die Betrachtung der „Tribune“ gibt der 
Artikel der „Kölniſchen Zeitung“ über die Zuſammenkunft von Gaeta. 
Die deutſche Regierung habe zwar erklärt, daß dieſer Artikel nicht offiziös 
ſei und das Mißverſtändnis zurechtgeſtellt, das ſich an das bekannte 
Telegramm unſeres Staatsſekretärs knüpfte und auf Herrn Baſſer— 
mann zurückgehe. Es ſei nicht richtig, wenn der letztere behaupte, daß 
England die internationale Lage „beherrſche“, und man könne hinzu— 
fügen, daß die engliſchen Staatsmänner einen ſo gefährlichen Ehrgeiz 
nicht hegten. Noch unwahrer ſei die Behauptung, daß England überall 
eine Deutſchland ungünſtige Politik verfolge, vielmehr hätte der Eng— 
länder in verantwortlicher Stellung keinen lebhafteren Wunſch, als zu 
einer offenen und alles umfaſſenden Ausſprache über wirkliche oder 
angebliche Intereſſengegenſätze zu gelangen, um durch Geben und 
Nehmen durchaus herzliche Beziehungen zwiſchen beiden Völkern und 
beiden Regierungen herzuſtellen. Ein liberales Miniſterium könne eine 
andere Haltung überhaupt nicht einnehmen, und werde darin unfraglich 
von der Majorität des Parlaments unterſtützt werden. 

Was aber die Kommentare anlange, welche die Erholungsreiſe 
des Königs hervorgerufen habe, ſo ſtänden ſie in Widerſpruch zu der 
friedlichen Geſinnung des Königs wie zu dem Geiſte der engliſchen 
Verfaſſung. Innerhalb der Grenzen dieſer Verfaſſung habe der König 
ein weites Feld, um Freundſchaften zu knüpfen, und darin habe er 
einen genialen Zug zum allgemeinen Vorteil der liberalen Staaten 
gezeigt. Es ſei ein Vorteil, wenn Italien jetzt den Mittler zwiſchen 
ſeinen beiden Freunden machen könne, ſo lange noch eine Vermittlung 
notwendig ſei. Deutſchland habe nicht mehr Grund wegen der Zuſammen— 
kunft in Gaeta mißtrauiſch zu ſein, als England wegen der Unterhaltungen 
in Rapallo. 

Nun könne man einwenden, daß es ſich nicht nur um Gaeta, ſondern 
um Carthagena und Athen handele, und daß dadurch die Eiferſucht von 
Deutſchland und Oſterreich erregt worden ſei. 

„Die Antwort darauf iſt (und nun geben wir eine wörtliche Über— 
ſetzung), daß dieſe Konzentration der Liberalen das unvermeidliche Er— 
gebnis der jüngſten internationalen Entwicklung iſt, daß ſie aber ebenſo 
unvermeidlich ein Faktor des Friedens iſt, und daß jeder Verſuch, ihn 
zu Kriegszwecken zu gebrauchen, ſofort die Auflöſung der Konzentration 
zur Folge haben würde. England, Frankreich, Italien, Spanien, Por— 
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tugal, Griechenland, und wir könnten hinzufügen: Norwegen, Holland, 
Belgien und andere kleine europäiſche Staaten, haben viele gemeinſame 
moraliſche und materielle Intereſſen. Handel, Kultur und die Praxis 
eines ähnlichen politiſchen Syſtems bringen ſie in immer engere Be— 
rührung. Gemeinſamkeit der Ideen und Ziele, die in früheren Zeiten 
dynaſtiſche Allianzen und Staatenverbindungen herbeiführten, werden 
in Zukunft mit Notwendigkeit zu demokratischen Kombinationen führen. 
Wir werden in dieſe Richtung durch den ſtürmiſchen (iconoelastie) Geiſt 
unſerer eigenen Kolonien gedrängt, durch die mächtige Republik im 
Weſten und durch den glänzenden jungen Alliierten, den wir im fernen 
Oſten gefunden haben.“ 

Die weiteren Ausführungen ſuchen in einer Polemik gegen die 
Baſſermannſche Rede darzutun, daß dieſer Zuſammenſchluß aller 
„Liberalen“ keinerlei Bedrohung oder Nötigung für Deutſchland bedeute. 

Auch habe gewiß Deutſchland allein darüber zu entſcheiden, ob es 
abrüſten wolle oder nicht. England trete in die Konferenz ohne die 
geringſte Abſicht, einen Zwang auszuüben. Es wolle einfach an die ge— 
ſunde Vernunft appellieren uſw. 

Es wird danach die Hoffnung ausgeſprochen, daß Fürſt Bülow 
ſich vor dem Reichstage über die politiſche Lage äußern und daß bis 
dahin der Zwiſchenfall wegen des Kloakenkontrakts beſeitigt ſein werde. 
Das Recht liege dabei ganz auf ſeiten Frankreichs. Der Artikel ſchließt 
mit einem Zitat aus der Rede des Fürſten Bülow vom 5. Dezember 1904: 

„Ich hoffe, die Schickſale Englands und Deutſchlands werden 
immer von den kühlen Köpfen beſtimmt werden, die wiſſen, daß Deutſch— 
land und England nicht nur für die Gegenwart, ſondern für alle Zu— 
kunft, ſo weit ſie dem menſchlichen Auge erkennbar iſt, mit einer Auf— 
rechterhaltung der gegenwärtigen friedlichen Beziehungen am beſten 
gedient iſt.“ 

Nun iſt inzwiſchen der Artikel der „Correſp. de Espaßa“ von Madrid 
und der angebliche Anſchluß Italiens an die ſpaniſch-engliſche Kom— 
bination von Rom aus dementiert worden, für die ſerbiſchen Connaught— 
karten aber gibt die „Europe coloniale“ keine Quelle an, ſo daß man 
füglich alle dieſe Nachrichten in das Reich der publiziſtiſchen Erfindungen 
ſetzen könnte, wenn nicht jener merkwürdige Leitartikel der „Tribune“ 
wäre, der durchaus ernſt zu nehmen iſt. Wir denken dabei ausdrücklich 
auch an die friedliche Tendenz, die ihm zugrunde liegt. Was nachbleibt 
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aber iſt das erſtaunlich naive Bekenntnis von der angeblichen Natur— 
notwendigkeit, die England treibt, alle liberalen Staaten um ſich zu 
konzentrieren. Unter „liberalen“ Staaten ſind offenbar diejenigen mit 
parlamentariſcher Verfaſſung gemeint, wobei dann freilich als politi— 
ſches Dogma angenommen wird, daß die Freiheit durch politiſche Formen 
bedingt werde, und daß das parlamentariſche Regime dieſe Idealform 
darſtelle. Wir unſererſeits ſind anderer Meinung und halten den monar— 
chiſchen Deſpotismus und den Deſpotismus der regierenden Parlaments- 
parteien für gleich gefährlich. Kann in beiden Staatsformen zeitweilig 
ein geſundes politiſches Leben gedeihen, ſo iſt die Verſuchung, die Macht 
zu mißbrauchen, gleich groß beim unumſchränkten Herrſcher wie bei 
der unumſchränkten Partei, und an Beiſpielen für beides fehlt es nicht. 
Niemand hat ſchärfer gegen den Deſpotismus des jetzt in der Oppo— 
ſition ſtehenden konſervativen Kabinetts geeifert, als die heute regieren— 
den engliſchen Liberalen, und ſie ſind es geweſen, die in Schrift und 
Wort gegen die Ungerechtigkeit des ſüdafrikaniſchen Krieges proteſtiert 
haben. Ganz ebenſo wird wohl niemand behaupten wollen, daß das 
Regiment im heutigen Frankreich „liberal“ ſei. Es zeigt den Mißbrauch 
der Gewalt wie den Mißbrauch der Freiheit in Kirche, Schule und 
im ſozialen Leben, und man beginnt allmählich das ſehr ſchwer zu emp— 
finden und ſich nach der Freiheit zu ſehnen, die unter weniger aus— 
gebildeten „liberalen“ Doktrinen beſtand. Wir unſererſeits ſind der 
Meinung, daß ein Monarch, dem das Recht zu wollen unverkürzt ge— 
blieben iſt und der ſein „Nein“ da aufrecht erhalten kann, wo ſein Ge— 
wiſſen es ihm gebietet, in der Verbindung, in die unſere Verfaſſung 
ihn mit Willen und Wünſchen, mit Arbeit und Einſicht der Nation geſetzt 
hat, die höchſte Garantie für die Freiheit gibt. Er iſt der eine, der nie 
Partei iſt, und deshalb meinen wir, mit beſſerem Recht die Bezeichnung 
„liberal“ im wahren Geiſt des Wortes für uns und unſere Verfaſſung 
in Anſpruch nehmen zu können. Auch ſcheint die „Tribune“ ſich dem 
Gefühl nicht entziehen zu können, daß die Entwicklung, der ſie zuſtrebt, 
auf eine abſchüſſige Bahn führt. Die „demokratiſchen Kombinationen“, 
die ſie als gutes Recht Englands in Anſpruch nimmt, ſind, wie ſie bekennt, 
der engliſchen Politik aufgenötigt (we are pressed in this direction by 
the iconoclastie spirit of our own Colonies) durch die Kolonien und 
höchſt merkwürdigerweiſe angeblich auch durch Amerika und Japan! 
Weil aber England dieſe Bahn geht, ſollen auch alle die „smaller 
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States“ Frankreich, Italien uſw. dieſe Entwicklung, die in neu— 
ſeeländiſche Zuſtände ausmünden muß, mitmachen, „konzentriert“ 
um England! Nun denke man ſich die Konzentration vollzogen, mit 
der politiſchen Freiheit, die der am früheſten „konzentrierte“ Staat, 
Portugal, erlebt hat, ſo gibt das allerdings eine erfreuliche Perſpektive 
für die nicht mitkonzentrierten. Von Athen über Italien, Spanien, 
Portugal, Belgien, Holland, Dänemark — mit Schweden und Nor— 
wegen als Reſerve im Norden, vielleicht mit den kleinen Balkanſtaaten 
als Vorpoſten im Südoſten — und auf dem von ihm beherrſchten Meere 
im Hintergrunde England, das alle dieſe „liberalen“ Mächte leitet, 
durch „Moral und Handelsintereſſen“ mit ihnen verbunden, zur Not 
ſeinen jungen oſtaſiatiſchen Bundesgenoſſen im Oſten oder die befreun— 
dete Republik im Weſten ausſpielend — das gibt doch eine Kombination, 
mit der verglichen das ſpaniſch-öſterreichiſche Weltreich oder das Reich 
des korſiſchen Imperators, die einſt England brechen half, verhältnis— 
mäßig geringe Machtfaktoren darſtellten. Nun verſpricht freilich die 
„Tribune“, daß dieſe neue Kombination — die ja zum Glück der Welt 
noch nicht Tatſache iſt — nie mißbraucht werden würde, und wir wollen 
ihr aufs Wort glauben, daß das heutige Kabinett und die regierende 
Partei mit ihr gleicher Meinung iſt — aber wir fürchten, daß dieſes 
Kabinett nicht ewig dauern wird, und wir hören täglich die Stimmen 
der jetzt im Hintergrund ſtehenden anders denkenden Oppoſition! 
Nein, mit dem Idyll der „Tribune“ können wir uns nicht befreunden, 
und wenn das wirklich die Ziele der engliſchen Politik ſein ſollten, wäre 
das höchſte Mißtrauen gerechtfertigt. Wohl nicht nur bei uns, ſondern 
auch bei den „liberalen“ smaller nations dürfte man es vorziehen, der 
großartigen Konzentration fernzubleiben und beſcheiden auf eigenen 
Füßen zu ſtehen. Sogar in den engliſchen Kolonien hat ſich der Wider— 
ſpruch gegen die Konzentrationsbeſtrebungen recht draſtiſch geltend 
gemacht. Der Premierminiſter von Kanada, Sir Wilfrid Laurier, hat 
es beim Bankett, das die Stadt London den Kolonialgäſten gab, folgen— 
dermaßen formuliert: Jede Gemeinſchaft weiß ſelbſt am beſten was 
ſie braucht. Iſt das unſer Grundprinzip, ſo können wir nicht auf falſche 
Wege geraten . . . und in dieſem Gefühl werde ich an die großen Auf— 
gaben herantreten, über die wir zu verhandeln haben.“ 

Übrigens haben wir uns gewundert, daß die „Tribune“ nicht auch 
Rußland in ihre „demokratiſchen Kombinationen“ gezogen hat. Hat 
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es im Augenblick auch noch nicht die nötige Reife dazu erreicht, jo iſt es 
jedenfalls auf dem beſten Wege dahin. „Rußland“ — ſchreibt die 
„Rjetſch“ — „muß ein demokratiſches Reich werden, nur dann können 
aus dem Schoße der Nation jene ſtaatserhaltenden Kräfte hervorgehen, 
die die Mittel finden werden, die Bazillen aus dem Staatskörper 
zu entfernen, die ihn verzehren.“ Offenbar vollzieht ſich in der 
Duma eine weitere Verſchiebung nach links. Die Fraktion der 
Sozialdemokraten iſt von 42 auf 64 Mitglieder geſtiegen, die Sozial— 
revolutionäre haben fünf neue Mitglieder gewonnen, die Trudowiki 
(Arbeiter) zählen jetzt 28, 15 von den mehr rechts ſtehenden Parteiloſen 
ſind zu den Kadetten übergegangen, und 14 Bauern aus Wolhynien, 
die früher zur monarchiſchen Partei gehörten, ſind demonſtrativ aus 
ihr ausgetreten. Man hat berechnet, daß von den 99 Mitgliedern der 
Agrarkommiſſion als Maximum 35 gegen die Zwangsexpropriation 
ſein werden. In der Duma ſelbſt haben die Agrardebatten einen über— 
aus leidenſchaftlichen Charakter getragen, das Mißtrauen der einzelnen 
Parteien gegeneinander iſt auf das Höchſte geſtiegen. Von der Linken 
wird den Mitgliedern der Rechten die Ermordung von Herzenſtein und 
Jollos durch Mitglieder der Partei wahrhaft ruſſiſcher Leute — was 
jedoch noch nicht erwieſen iſt — bei jeder Gelegenheit vorgeworfen, 
während andererſeits ein Redner der Rechten, Schulgin, die Frage an 
die Herren von der Linken richtete, ob ſie nicht zufällig eine Bombe 
in der Taſche hätten? Als die Duma es ablehnte, ſich zu Ehren der Opfer 
der Revolutionäre zu erheben, war die Folge eine Reihe von Dank— 
telegrammen, von denen eines als Probe hier hergeſetzt werden mag: 
„Das Sſaratower Komitee der Sozialrevolutionäre hat vom ruhmvollen 
und aufgeklärten Verhalten der Volksduma in der Sitzung vom 29. März 
erfahren, da die von der Rechten den ſchmählichen Antrag ſtellten, durch 
Aufſtehen von den Sitzen die von uns hingerichteten Feinde des 
Volkes zu ehren, und ſagt all den fortgeſchrittenen Mitbürgern, welche 
die ſchmähliche Provokation ablehnten, den lebhafteſten Dank. Kämpfet 
kühner! Das Volk iſt mit Euch. Es falle die Selbſtherrſchaft!“ 

In Bialyſtok hat die Gruppe der anarchiſtiſchen Kommuniſten eine 
Proklamation erlaſſen, die dem Andenken des Anarchiſten Schai-Zuker— 
mann, alias Mowſcha Spindler gewidmet iſt, der am 16. März bei 
einer Hausſuchung getötet wurde. Nach dieſer Proklamation hat der 
nur 18jährige Zukermann an folgenden Heldentaten Anteil genommen: 
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1. Bald nach dem Pogrom in Bialyitof tötete er einen der 
Organiſatoren, Neſhik, 2. er warf eine Bombe gegen den Chef der 
Detektivpolizei Chodorowski, 3. er verwundete den Onartalaufſeher 
Neboratſchenko, 4. er tötete den Schriftführer der Geheimpolizei 
Popelyſchko, 5. er befreite, als der Gefängnisaufſeher Kochanski in 
Grodno ermordet wurde, einen „Genoſſen“, tötete dabei einen Soldaten 
und verwundete einen Gendarmen, 6. er tötete den Agenten Tſchu— 
gunkin, 7. er verwundete ſchwer einen anderen Agenten, und endlich 
8. er warf eine Bombe gegen die Equipage des ſtellvertretenden General— 
gouverneurs General Bogaweski. 

Man kann ſich denken, was dieſer ſympathiſche Jüngling bei längerer 
Lebensdauer noch geleiſtet hätte. 

Die Haltung der Bauern beginnt wieder drohend zu werden, in 
Odeſſa, Lodz und an zahlreichen anderen Orten ſind Straßenkämpfe 
und Straßenmorde an der Tagesordnung. Auch die Selbſtmorde, 
namentlich junger Leute beiderlei Geſchlechts, nehmen zu. Eine Reihe 
erſchütternder Beiſpiele dafür geht durch die Preſſe; zum Teil iſt das 
Motiv des Selbſtmordes wohl völlige Nervenzerrüttung, die Vorſtellung 
von der Nutzloſigkeit der eigenen Exiſtenz. Ein Student des technolo— 
giſchen Inſtituts nahm ſich jüngſt das Leben, weil ſein Gewiſſen ihm verbot, 
einen Mord auszuführen, der ihm aufgetragen war. Er war faſt noch 
ein Knabe, unfähig, dem Terror der revolutionären Organiſation zu 
widerſtehen! 

In Edinburgh iſt eine neue Niederlage von Mauſerpatronen ge— 
funden worden, nachdem vor ſechs Wochen 20 000 Patronen nach 
Rußland abgegangen waren. Die Abſender haben nicht feſtgeſtellt werden 
können, ebenſowenig wie jüngſt in Glasgow, aber es heißt, daß die Unter— 
ſuchung jetzt dem Lord Advocate übergeben worden iſt. Dieſe Angelegen— 
heit verdient aber um ſo mehr Beachtung, als die Regierung in Peters— 
burg einer Organiſation auf die Spur gekommen iſt, an der auch 
Offiziere Anteil haben ſollen. Mit den einzelnen Raubanfällen, Expro— 
priationen und Morden der letzten acht Tage ließe ſich mehr als eine 
Seite füllen. 

So ſieht es im weiten Reich wenig erfreulich aus. Während einer— 
ſeits von Vorſichtsmaßregeln der Regierung die Rede iſt, fängt man 
an anderer Stelle an, die Zügel zu lockern. Die Nachricht, daß der 
Generalgouverneur des Baltikums, General v. Möller-Sakamelski, ſeinen 
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Poſten verläßt, wird mit der bevorſtehenden Aufhebung dieſes General— 
gouvernements und mit der Beſeitigung des Belagerungszuſtandes in 
den drei baltiſchen Provinzen in Zuſammenhang gebracht. Das wäre, 
abgeſehen davon, daß man aller Wahrſcheinlichkeit nach bald wieder 
genötigt ſein würde, zu neuen Schutzmaßregeln zu greifen, auch inſofern 
ſehr bedauerlich, als man darin ein erſtes Zurückweichen Stolypins 
vor den revolutionären Kräften zu erkennen meint. Sobald er aber 
Schwäche zeigt, wird die Kühnheit der Gegner wachſen. 

Großes Aufſehen hat die Erklärung des Geheimrats Martens an 
die „Times“ gemacht, daß die Auflöſung der Duma bald erfolgen werde. 
Es folgte ſofort eine energiſche Entgegnung von ſeiten der Regierung, 
und in der Tat kann als unbedingt ſicher gelten, daß der Miniſterpräſident 
die Duma konſervieren will. So lange ſie arbeitet und nicht revoltiert, 
wird er ſie zuſammenhalten. Aber ebenſo ſicher iſt es, daß einflußreiche 
Kreiſe der „Geſellſchaft“ die Auflöſung wünſchen und daß die Sozial— 
demokraten gleichfalls darauf hinarbeiten. 

Trotz aller Bemühungen, der Hungersnot in den Wolgagouverne— 
ments zu ſteuern, iſt das Elend noch ſehr groß. Auch unter den deutſchen 
Koloniſten. Viele von ihnen wandern aus, aber doch nur ſolche, welche 
die Mittel dazu aufbringen können. Einige Familien ſind nach Livland 
gezogen, andere nach Amerika, wieder andere wollen den Rückweg 
nach Deutſchland nehmen. Da die Mittel, die der Staat gegen die 
Hungersnot aufgebracht hat, nicht reichen, tut hier die Hülfe von Privat— 
perſonen dringend not. Während die Ruſſen ſelbſt, durch ihre Revolution 
hypnotiſiert, keinerlei Initiative zu neuen Unternehmungen zeigen, haben, 
wie die „Nowoje Wremja“ ſchreibt, die Engländer ihr Augenmerk auf 
Sibirien geworfen. Zahlreiche engliſche Expeditionen ziehen über 
Moskau nach Sibirien, um Gold- und Kupferminen zu ſuchen. Es ſei 
ein fibriſches Treiben, eine engliſch-ſibiriſche und eine engliſch-jüdiſche 
Kompanie ſeien vornehmlich tätig und hätten alles aufgekauft, was 
irgend verkäuflich war. An einigen Orten ſei bereits eine engliſche 
Verwaltung organiſiert und nur noch die Arbeiter ruſſiſch. Ein großes 
Moskauer techniſches Bureau vermittele die Ankäufe und beziehe die 
ungeheure Courtage von 5 Prozent bei Unternehmungen, die mindeſtens 
2 bis 3 Millionen Rubel koſteten. 


25. April 1907. Ermordung des Odeſſaer Gefängnisdirektors. 

Friedensſchluß zwiſchen Honduras, San Salvador und Nicaragua. 

Die Wahlen zu den ſpaniſchen Cortes ergaben eine konſervative Majorität. 
29. April. Rücktehr Kaiſer Franz Joſephs aus Prag nach Wien. 

Unruhen in Montenegro. 
30. April. Rede des Fürſten Bülow über Deutſchlands auswärtige Politik. 


1. Mai 1907. 

Es fehlt nicht an Symptomen, die dafür ſprechen, daß der Ge— 
danke an Boden gewinnt, die deutſch-franzöſiſchen Beziehungen von 
dem Druck künſtlicher und konſtruierter Gegenſätze zu entlaſten. In 
betreff Marokkos kann wohl nur böſer Wille heute noch daran feſt— 
halten, daß wir darauf ausgehen, uns dort auf Koſten Frankreichs eine 
politiſche Stellung zu begründen. Nichts liegt uns ferner. Wir ſind 
feſt entſchloſſen, uns in den Schranken der Vereinbarungen von Al— 
geciras zu halten, d. h. nicht über die Behauptung unſerer wirtſchaft— 
lichen Gleichberechtigung hinauszugehen. Daß über die Auslegung der 
Akte Meinungsverſchiedenheiten aufkommen können, iſt ſelbſtverſtänd— 
lich, aber da Organe vorhanden ſind, die über den einzelnen Fall un— 
parteiiſch entſcheiden können und bereits mehrfach entſchieden haben, 
liegt gewiß kein Grund vor, ſich über derartige Differenzen aufzuregen. 
Schädlich wirkt nur der Lärm, der lange, ehe die Dinge ſpruchreif ſind, 
in der Preſſe erhoben wird. Auch will uns ſcheinen, daß gerade auf dem 
Gebiet wirtſchaftlicher Kulturarbeit Eiferſüchteleien ſehr ſchlecht ange— 
bracht ſind, da jedes Aufblühen des Landes allen an der Entwicklung 
Marokkos intereſſierten Faktoren zugute kommt. Das iſt eine ſo ſehr 
auf der Hand liegende Wahrheit, daß es uns überflüſſig erſcheint, ſie 
eingehender zu begründen. Ein zweites günſtiges Symptom erkennen 
wir in der Aufnahme, welche die Reichstagsdebatte über den Etat des 
Kriegsminiſteriums jenſeit der Vogeſen gefunden hat. Die Reden 
des Kriegsminiſters v. Einem, der wie immer den Nagel auf den Kopf 
zu treffen wußte, ſind nicht, wie vor wenigen Wochen ſicher geſchehen 
wäre, in malam partem gedeutet worden, ſie haben vielmehr bei dem 
größten Teil der franzöſiſchen Preſſe Anerkennung gefunden. Auch 
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die Wandlung, die ſich in der Haltung des Zentrums und der Sozial— 
demokratie vollzogen hat, iſt ſehr bemerkt worden. Man hält den Herren 
Jaurés und Hervé, Herrn Bebel als Muſter vor, und iſt ſich darüber klar 
geworden, daß in den Fragen der Aufrechterhaltung des Reiches in 
ſeinen Grenzen wie in ſeiner Ehre die ganze Nation zuſammenſteht. 
Wir ſind Herrn v. Einem beſonders dankbar dafür, daß er ſo nachdrück— 
lich und mit ſo gutem Gewiſſen darauf hingewiſen hat, daß Deutſchland 
jederzeit bereit ſei, und nicht befürchten müſſe, überraſcht zu werden. 
Er exemplifizierte an den Verhältniſſen, die vor zwei Jahren in Frank— 
reich zutage traten, als es einer plötzlichen kriegeriſchen Aufgabe gegen— 
über zu ſtehen glaubte und in aller Eile und mit ungeheuren Koſten 
frühere Verſäumniſſe gut zu machen bemüht war. Wir möchten dabei 
noch auf eine andere Seite dieſer Frage hinweiſen. Bei uns war man 
über die Zuſtände an den Grenzen und in der franzöſiſchen Armee da— 
mals ganz genau orientiert und doch haben Kaiſer Wilhelm und der ver— 
antwortliche Leiter unſerer Reichspolitik keinen Augenblick daran gedacht, 
die Schwäche des Nachbarn zu einem Angriff zu benutzen. Unſere 
ganze marokkaniſche Aktion — und das kann nicht oft genug betont 
werden, um franzöſiſchen Legenden entgegenzutreten — hat keinen 
anderen Zweck gehabt, als Frankreich und der Welt zu beweiſen, daß 
Deutſchland feine quantité negligeable ſei, über die man zur Tages— 
ordnung hinwegſchreiten könne. Jetzt, da das erreicht iſt, ſind wir genau 
auf den politiſchen Boden zurückgetreten, auf dem wir vor Algeciras 
ſtanden. Wenn die Frucht des 31. März 1905 eine Steigerung unſerer 
wirtſchaftlichen Beziehungen zu Marokko geweſen iſt, erkennen wir 
darin das natürliche Ergebnis der Wirkung, die ein klar durchdachter 
und entſchloſſen zur Geltung gebrachter Wille noch immer gehabt hat, 
wenn er ein gutes Recht vertritt. 

Und auf dieſem Boden unſeres guten Rechts denken wir zu be— 
harren, in dem Bewußtſein, ſtark genug zu ſein, es zu vertreten, trotz 
aller Iſolierungsaktionen, und ohne auf die Hilfe anderer zu rechnen. 
Denn gegen den Irrtum muß doch nachdrücklich Front gemacht werden, 
als ſeien wir in eine Lage gedrängt, die uns nötigt, eine Anlehnung 
an Frankreich zu ſuchen, das demnach in der Lage wäre, uns Bedingungen 
zu ſtellen. Davon kann keine Rede ſein; wohl aber liegt für uns kein Grund 
vor, unſere Hand zurückzuziehen, wenn uns eine Verſtändigung in 
Fragen gemeinſamer Intereſſen geboten wird. Solche Intereſſen 


Schiemann, Deutſchland 1907. 11 


liegen ohne Zweifel vor, vor allem das Intereſſe, nicht durch ein Syſtem 
von Schikanen, das naturgemäß Gegenaktionen hervorruft, Beſtrebungen 
zu lähmen, die den anderen Teil in ſeiner politiſchen oder wirtſchaft— 
lichen Arbeit hindern. Das läßt ſich nicht im Detail exemplifizieren, iſt 
aber gewiß der ſicherſte Weg, eine Beruhigung der Geiſter herbeizu— 
führen. 

Mit großem Intereſſe verfolgen wir den Kampf, den die frun- 
zöſiſche Regierung mit den „Syndicats des fonetionnaires“ führt. Es 
ſcheint nämlich, daß an ihm das Bündnis der Radikalen mit den Sozia— 
liſten in die Brüche gehen wird, vorausgeſetzt natürlich, daß das Mini— 
ſterium feſt bleibt. Es handelt ſich in dieſem Kampf um nicht weniger 
als um die Erhaltung des Staates, denn es iſt ganz richtig, daß, wie das 
„Journal des Débats“ ſagt, die Verwirklichung der phantaſtiſchen Viſion 
des Zukunftsſtaates, von dem die „fonctionnairesé träumen, zu anarchi— 
ſchen Zuſtänden führen muß, zu jenem Quaſiſtaat, „ou tout le monde 
commande et tout le monde est escla ves. Leider zieht ſich die Entſchei— 
dung dieſer hochwichtigen Frage ſchon jo lange hin, daß die „Aufrührer“ 
— wie der „Temps“ ſie nennt — daraus Mut ſchöpfen und die Elemente, 
welche in der Zerſetzung aller ſtaatlichen Ordnung und Autorität ihren 
Vorteil finden, den Augenblick günſtig glauben, um auch ihrerſeits am 
Umſturz mitzuwirken. Die Streikepidemie iſt zu einer öffentlichen 
Kalamität geworden und der Brand der Arſenale von Toulon hat, 
kombiniert mit ähnlichen „Unglücksfällen“, welche in letzter Zeit die 
Marineanlagen der Stadt heimgeſucht haben, den Verdacht wachgerufen, 
daß man es mit böswilliger Anſtiftung zu tun habe. Die Verwilderung 
die vom Sozialismus zum Hervéismus und Anarchismus führt, beginnt 
immer giftigere Früchte zu reifen. In einer Rede, welche der ehemalige 
Staatsſekretär und jetzige Senator Poincaré am 28. auf einem Bankett 
der demokratiſchen Allianz in Nancy gehalten, wird der Gedanke einer 
„reinlichen Scheidung“ zwiſchen Radikalen und Sozialiſten mit großem 
Nachdruck vertreten. Die Sozialiſten, ſagte er, hätten ſeit einer Reihe 
von Jahren die republikaniſche Majorität gleichſam hypnotiſiert und 
durch Suggeſtion beherrſcht. In der Kammer übten ſie einen Einfluß 
aus, der ganz außer Verhältnis mit ihrer numeriſchen Stärke ſtehe. 
Man ſolle doch nicht vergeſſen, daß dieſe Partei durch Ablehnung des 
Budgets dem Staat das Recht der Exiſtenz beſtritten habe, und daß 
ſie in ſteter Koketterie mit Revolutionären und Terroriſten lebe. Es 
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ſei Zeit, daß die republikaniſche Majorität ſich auf ſich ſelbſt beſinne, 
dem Programm der Zerſtörung ein Reformprogramm entgegenſetze 
und ſich unter allen Umſtänden bereit zeige, die Grundlagen der Ver— 
waltung gegen die Anarchie, die öffentliche Ordnung gegen die Gewalt— 
tätigkeit, die nationalen Traditionen gegen den Wahnſinn des Anti— 
patriotismus zu verteidigen. Daß es zu den gegenwärtigen Zuſtänden 
gekommen, daran ſei jeder einzelne mitſchuldig: Deputierte und Sena— 
toren durch ihr Eingreifen in Perſonalfragen und Ernennungen, Miniſter 
und hohe Beamte durch ihre Schwäche und ihre Gefälligkeit gegen 
politiſch einflußreiche Perſönlichkeiten, die Wähler ſelbſt endlich durch 
ihre Anſprüche und ihre Begehrlichkeit. Dazu komme, daß die Ver— 
waltung ohne Methode und Folgerichtigkeit, durch fragmentariſche 
und widerſpruchsvolle Verordnungen der ſich ablöſenden Miniſter 
geleitet werde. Man habe von der Hand in den Mund gelebt, die Be— 
amtenſyndikate weder klar verboten noch formell erlaubt und ſich ſo 
plötzlich einer Organiſation gegenüber befunden, deren Stärke, Um— 
fang und Solidarität nicht unterſchätzt werden dürfe. Die gegenwärtige 
Regierung habe dieſe Sachlage geerbt, aber die Verhältniſſe würden 
ſchlimmer werden, wenn man weiter zögere, Rechte und Pflichten 
der verbundenen Beamtenſchaften zu regeln. Nicht zu dulden ſei, daß 
ſie autonome Korporationen werden, die den Anſpruch erheben, als 
Gleiche mit der Nation zu verhandeln, daß ſie alle Disziplin abtun, ihre 
hohe Autorität an die Stelle der verantwortlichen Miniſter ſetzen, daß 
ſie ſich einer revolutionären und antinationalen Konföderation anſchließen 
und das Recht des Streiks für Staatsbeamte verlangen. Erkenne man 
dieſe Anſprüche an, ſo würden Parlament und Republik und Freiheit 
daran zugrunde gehen. „Wir gehören nicht zu denjenigen,“ ſo ſchloß 
Poincaré, „welche glauben, daß über den Nationen ein ſogenannter 
Klaſſenpatriotismus ſteht; wir glauben, daß die Nationen die not 
wendigen Herde der allgemeinen Ziviliſation ſind. Zwiſchen uns und 
den Verächtern des Vaterlandes iſt ein Abgrund, der nie geſchloſſen 
werden kann. Wir halten die Trikolore hoch, nicht die rote Fahne, die 
Marſeillaiſe, nicht die Internationale, für Frankreich gegen alle, die es 
verraten, verleugnen oder verlaſſen.“ 

Wie kraftvoll und ſchön das geſagt und gedacht iſt! Es erinnert uns 
an unſeren großen Patrioten Heinrich von Treitſchke, deſſen Todestag 
jetzt (am 29. April) zum elftenmal wiederkehrt. Er hat mit der Seher— 
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gabe, die ihn vor allen auszeichnete, in ſeinem bewunderungswürdigen 
Eſſay: „Der Sozialismus und ſeine Gönner“ ſchon 1875 die ſittlichen 
Schäden gezeichnet, die aus der Wurzel der ſozialiſtiſchen Irrlehren 
hervorſprießen mußten. In der kürzlich erſchienenen Ausgabe ſeiner 
„ausgewählten Schriften“ (2 Bände, Leipzig, Hirzel, 1907) hat dieſer 
Aufſatz leider keine Aufnahme finden können. Gerade in heutiger Zeit 
verdiente er, unter Weglaſſung polemiſcher Stellen, die nicht mehr 
aktuell ſind, in großer Auflage verbreitet zu werden und in unſeren 
Volksſchullehrerſeminaren wie in Mittelſchulen in das Programm 
des Unterrichts gezogen zu werden. Die Ehrfurcht vor Staat und ſitt— 
licher Weltordnung iſt nie eindringlicher und überzeugender gepredigt 
worden. 

Die großen Probleme, welche mit der ſozialen Entwicklung unſerer 
Tage verbunden ſind, machen ſich, wenn auch in ſteten Varianten, 
überall geltend. Als jüngſt in Jamestown (Virginia) Präſident Rooſevelt 
die Ausſtellung eröffnete, die zur Erinnerung an den 300 jährigen 
Jahrestag des Eintreffens der erſten engliſchen Koloniſten auf ame— 
rikaniſchem Boden veranſtaltet worden war, hat er eine andere Seite 
des ſozialen Problems beleuchtet, die ſpeziell in Amerika zu einer ernſten 
Gefahr auszuwachſen droht. Er ſprach von der Entwicklung, die Amerika 
ſeit jenen dreihundert Jahren genommen und kam, nachdem er den 
Sezeſſionskrieg geſtreift, auf die Gefahren der Gegenwart zu ſprechen. 

„Wir dürfen“, ſagte er, „die Maxime Waſhingtons nicht vergeſſen, 
daß der ſicherſte Weg, den Krieg abzuwenden, die Bereitſchaft iſt, ihn 
auf ſich zu nehmen. Trotzdem ſind die Pflichten, die an unſere Genera— 
tion vornehmlich herantreten, nicht militäriſcher, ſondern ſozialer und 
induſtrieller Natur. . . Was die erſten betrifft, jo ſei daran erinnert, 
daß der Menſch dem Regiertwerden nicht entgeht. Entweder er regiert 
ſich ſelbſt, oder er muß ſich darin finden, von anderen regiert zu werden. 
Auf dem Felde der Induſtrie hat unſer ungeheurer Aufſchwung gewiſſe 
ſchwere Schäden zur Folge gehabt. Unſere Aufgabe iſt nun, die Schäden 
zu beſeitigen, ohne damit uns ſelber zugrunde zu richten. Wir leben 
in einer Ara des Zuſammenſchluſſes ſowohl in der Welt des Kapitals 
wie in der Welt der Arbeit. Nun kann jede Art von Kombinationen 
Gutes wirken, aber auch der mächtigſten muß widerſtanden werden, 
wenn ſie Übles tut. Im Augenblick iſt das größte Problem, mit dem 
wir uns befaſſen müſſen, die Frage, wie eine Kontrolle über den Ge— 
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ſchäftsgebrauch großen Reichtums, des individuellen wie namentlich des 
korporativen, derart geübt werden kann, daß er nicht gegen die Inter— 
eſſen der Geſamtheit verwendet wird, ohne daß ein legitimer Gewinn 
verhindert oder die Privatinitiative entmutigt wird. Unſere Aufgabe 
iſt, Mißbräuchen Einhalt zu tun, und ihre Wiederholung zu verhindern, 
ohne zu unnötigen Rekriminationen wegen deſſen, was einmal geſchehen 
iſt, zu ſchreiten. John Morley in ſeiner glänzenden Charakteriſtik von 
Burke legt beſonderen Nachdruck darauf, daß Burke mehr als irgend ein 
anderer Denker oder Politiker ſeiner Zeit die tiefe Lehre verwirklichte, 
daß wir in der Politik nicht mit unfruchtbaren Rechten, ſondern mit 
Pflichten zu ſchaffen haben, nicht mit abſtrakter Wahrheit, ſondern mit 
praktiſcher Moral. Burke ſagte: „Wenn ich nicht nach Billigkeit refor— 
mieren kann, will ich gar nicht reformieren, der Staat muß ebenſo ſehr 
erhalten wie reformiert werden.“ Das iſt gerade der Geiſt, in welchem 
das Land an die Reform der Mißbräuche korporativen Reichtums ſchreiten 
ſollte. Der Übeltäter, der Mann, welcher ſchwindelt und betrügt, ſoll 
von uns ſo wenig Gnade bekommen, als wenn er Verbrechen gewalt— 
tätiger oder brutaler Art begangen hätte. Wir ſind unerſchütterlich ent— 
ſchloſſen, in Zukunft Mißbrauch zu verhindern, wir beabſichtigen nicht, 
ohne Auswahl vergangene Sünden ſo zu ſtrafen, daß der Unſchuldige 
mit dem Schuldigen leiden könnte. Wir wollen aufbauen, nicht nieder— 
reißen, und wir zeigen uns als die feſten Freunde des Eigentums, wenn 
wir den Mißbrauch des Eigentums nicht dulden. Wir ſind feſt entſchloſſen, 
das Inſtitut des Privateigentums zu erhalten, aber wir bekämpfen jedes 
Beſtreben, das Volk zu ökonomiſcher Knechtſchaft hinabzudrücken, und 
wir machen keinen Unterſchied, ob dieſes Beſtreben auf eine tückiſche 
Agitation zurückgeht, die ſich gegen alles Eigentum richtet, oder auf 
Handlungen der Mitglieder einer raubenden Klaſſe, deren antiſoziale 
Macht durch die Tatſache, daß ſie Reichtümer beſitzt, unermeßlich geſteigert 
wird. Wir beſtehen vor allem darauf, daß, wenn wir veränderte Ver— 
hältniſſe und neue Probleme ins Auge zu faſſen haben, es in dem Geiſte 
geſchehen ſoll, der in unſeren Vorvätern lebendig war, als ſie dieſe 
Republik gründeten und aufrechterhielten. Andere Republiken ſind 
zuſammengebrochen, weil ihre Bürger allmählich die Intereſſen einer 
Klaſſe höher ſtellten als die des Ganzen. . . wir unſererſeits ſind ent— 
ſchloſſen, nicht in dieſen Fehler zu verfallen. Dieſe unſere große Republik 
ſoll niemals der Herrſchaft einer Plutokratie verfallen, und ebenſo ſoll 
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ſie nie beherrſcht werden vom Pöbel (Mob). Mit Gottes Willen wird 
ſie bleiben, was unſere Vorväter aus ihr machen wollten — ein Staat, 
in welchem jedermann gilt, was er wert iſt, in dem jedem die größte 
Freiheit gelaſſen wird, die mit der Sicherheit und dem Wohlergehen 
des Ganzen vereinbar iſt, und in dem jedem, ſo viel an uns liegt, die 
Gelegenheit geboten werden ſoll, im Kampf des Lebens unter günſtigen 
Bedingungen zu zeigen, was in ihm ſteckt.“ 

Der hier angekündigte Kampf gegen Truſts und Milliardäre wird 

vom Präſidenten ohne Zweifel in bitterem Ernſt aufgenommen werden. 
Er wird ihm eine ungeheure Popularität, aber auch zahlreiche und 
mächtige Feinde bringen. Schon jetzt haben ſie begonnen zu mobili— 
ſieren. Die amerikaniſchen Zeitungen ſind voll von Reden und Gegen— 
reden und mitunter gewinnt man den Eindruck, bereits mitten im 
erbittertſten Wahlkampf um die nächſte Präſidentſchaft zu ſtehen. Man 
wirft dem Präſidenten vor, daß er durch ſein Eintreten für Taft verſuche, 
ſich einen Nachfolger zu nominieren, Bryan agitiert mit großem Eifer, 
aber wie uns ſcheint, ohne alle Ausſicht auf Erfolg, für die eigene Kan— 
didatur, die Könige der Truſts aber ſuchen die von ihnen abhängigen 
Maſſen in Bewegung zu ſetzen. Trotz alledem wird es immer wahr— 
ſcheinlicher, daß unter dem unwiderſtehlichen Druck einer ſtetig anwach— 
ſenden öffentlichen Meinung Präſident Rooſevelt ſchließlich in ein neues 
Quadriennium hineingenötigt werden wird. Sind doch ſogar Stimmen 
laut geworden, die eine lebenslängliche Präſidentſchaft, mit dem Recht, 
ſich den Nachfolger zu wählen, für ihn in Anſpruch nehmen wollen. 
Das iſt natürlich ganz undenkbar, der Präſident iſt ein viel zu aufrichtiger 
Republikaner, als daß er ſich dazu bereit finden würde. Aber als Zeichen 
der Zeit iſt es charakteriſtiſch. 
Ein völliges Fiasko hat Carnegie mit ſeinem Friedenskongreß 
erlitten. Er hatte den ungeheuerlichen Gedanken vorgebracht, daß 
England, Amerika, Frankreich und Deutſchland ſich zuſammentun 
ſollten, um alle übrigen Staaten am Kriegführen zu verhindern! Das 
luſtigſte dabei iſt, daß niemand ihm eifriger opponiert hat als Mr. Stead, 
über den wiederum die amerikaniſchen Zeitungen ein vollgerütteltes 
Maß von Spott ausgeſchüttet haben. Seine „Friedens-Pilgrimſchaft“, 
wie er es nannte, it geſcheitert, und nach allem zu urteilen, was bisher 
an die Offentlichkeit gedrungen iſt, ſteht ihr kein beſſeres Schickſal im 
Haag bevor. 
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In Rußland iſt, wie wir der „Weltkorreſpondenz“ entnehmen, 
das „Journal de St. Petersbourg“, das plötzlich einen erſtaunlich deutſch— 
feindlichen Ton anſchlug, ein anglo-franzöſiſches Organ geworden: 
„Der Redakteur für die auswärtige Politik iſt der Petersburger Vertreter 
eines franzöſiſchen Nationaliſtenblattes, die engliſchen Dinge werden 
vom Londoner Korreſpondenten des „Figaro“ bearbeitet.“ Ob das 
Blatt dadurch in Rußland an Leſern gewinnen wird, erſcheint uns 
fraglich. Die Regierung benutzt die „Roſſija“ als Organ, im übrigen 
intereſſiert das ruſſiſche Publikum ſich heute weniger für auswärtige 
Politik, als ſeit langen Jahren. Die innere Politik verſchlingt alles 
Intereſſe. Da aber hat ſich eine Reihe von ſehr beachtenswerten Wand— 
lungen vollzogen. Einmal, und das konnte das wichtigſte Faktum werden, 
beginnen (wie behauptet wird) die Kommiſſionen wirklich zu arbeiten, 
während der Anteil an den fortdauernden Deklamationen der Duma 
ſtetig abnimmt. Zweitens iſt die ganze Partei der Kadetten der Regie— 
rung in der Frage der jetzt von ihr geforderten neuen Rekrutierung 
zugefallen, was um ſo mehr ſagen will, als bekanntlich die Kadetten in 
Wyborg zur Verweigerung der Rekrutenſtellung aufgefordert hatten. 
Da nun die links von den Kadetten ſtehenden Parteien gegen jede 
neue Aushebung ſind, ſcheint ein Bruch zwiſchen ihnen und den Ka— 
detten unvermeidlich. Die letzteren werden dann etwas weiter nach 
rechts gedrängt werden und damit würde die Duma an Lebensfähigkeit 
gewinnen, vorausgeſetzt, daß damit eine Majorität für die Regierung 
geſichert wird, was noch keineswegs feſtſteht. Das dritte Ereignis iſt der 
Empfang einer Bauerndelegation aus der Duma durch den Kaiſer, 
der überaus gnädig war, ohne freilich poſitive Verſprechungen zu geben. 
Aber er hat einen lebhaften Enthuſiasmus entflammt, was nur nützlich 
ſein kann. Widerſpruchsvoll iſt die Stellung des Miniſteriums zur 
Rechten. Während ſie durch die „Roſſija“ den Extremen von rechts 
ſehr nachdrückliche Wahrheiten hat ſagen laſſen, iſt andererſeits Profeſſor 
Pichno in den Reichsrat berufen worden und dort ſofort in eine Führer— 
ſtellung unter den Anhängern der abſolutiſtiſchen Richtung gelangt, 
die auch am Hofe einflußreiche und tätige Vertreter hat. Leichter ge— 
worden iſt dadurch die Stellung des Miniſterpräſidenten gewiß nicht. 
Aber er hält nach wie vor an ſeiner korrekten konſtitutionellen Auffaſſung 
feſt und ſo iſt es immerhin möglich, daß er bei der Furcht der Kadetten 
vor einer Auflöſung das Staatsſchiff aus den Stürmen des Augen— 
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blicks in ein ruhigeres Fahrwaſſer fährt. Die große Klippe der Agrar— 
frage freilich bleibt beſtehen, aber es wird geraume Zeit dauern, ehe ſie 
aus der Kommiſſion an die Duma kommt, und bis dahin kann, wenn die 
Entwicklung weiter fortgeht wie bisher, die Kriſis vermieden werden. 

Merkwürdigerweiſe hat der vom polniſchen „Kolo“ eingebrachte 
Antrag auf Herſtellung der Autonomie Polens ebenfalls zu einer Stär— 
kung der Regierung geführt. Während noch vor einem Jahre gar nicht 
daran zu zweifeln möglich war, daß die Kadetten den Forderungen 
der Polen entgegenkommen würden, iſt jetzt ihr Verhalten, wenn auch 
nicht ganz ablehnend, ſo doch entſchieden kritiſch. Das offizielle Organ 
der Partei, die „Rjetſch“, jagt ganz direkt, die Polen hätten ihre nationa— 
len Forderungen ſo hoch geſchraubt, daß an ihre Verwirklichung im Ernſt 
wohl nicht gedacht werden könne. In der Tat verlangen ſie die Her— 
ſtellung der Verfaſſung von 1815, nur ohne eigene Armee. Alſo auch 
den Ausſchluß aller ruſſiſchen Beamten aus dem „Zartum Polen“, 
während doch unzählige Polen im Reich als Beamte tätig ſind. Sie 
nehmen heute jo ziemlich die Stellung ein, welche unter Nikolaus I. und 
während des erſten Jahrzehnts Alexanders II. die Deutſchen gewonnen 
hatten, d. h. zweite und dritte Stellungen in faſt allen Behörden des 
Reichs. Aber die Polen ſcheinen gar nicht erwartet zu haben, daß ſie 
mit ihrem Antrag durchdringen würden. Ihnen lag jetzt vornehmlich 
an der öffentlichen Verhandlung, bei der ſie die Stimmen der Linken 
für ſich zu gewinnen hofften. Der Entwurf der neuen polniſchen Ver— 
faſſung, wie er der Duma vorliegt, gibt, wie die „Gazeta Polska“ aus— 
drücklich erklärt, aus opportuniſtiſchen Gründen die Mindeſtforderungen. 
Um in der Dumamajorität Verteidiger der „Autonomie“ zu werben, 
hat der „Kolo“ einige Zugeſtändniſſe gemacht, zugleich aber hat er in 
dem Antrage eine Deklaration vorbringen wollen und deshalb jenen 
Zugeſtändniſſen auch eine Grenze geſetzt. „Unſere Beſtrebungen gehen 
weiter, wir haben abſichtlich uns auf das Minimum beſchränkt, das zur 
Feſtigung und Entwicklung unſerer nationalen Beſonderheit unent— 
behrlich iſt.“ An der Aufrichtigkeit dieſes letzten Bekenntniſſes iſt nicht 
zu zweifeln. Die polniſche Nationaldemokratie, d. h. die führenden 
polniſchen Ariſtokraten und die ſich ihnen anſchließenden bürgerlichen 
Berufskreiſe (die übrigens auch faſt alle Schlachtizen ſind) wiſſen ganz 
genau, daß die Regierung ihnen die Autonomie nicht bewilligen wird. 
Die Forderung hat einen agitatoriſchen Zweck und ſoll der Zukunft 
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nicht präjudizieren. Man wird nehmen, was man bekommt und auf 
die Gelegenheit warten, um mehr zu erlangen. Im Augenblick richtet die 
polniſche Agitation ihr Augenmerk weit mehr nach Poſen als nach Ruß— 
land. Wir wiſſen aus ſicherer Quelle, daß die Liga Narodowa ſich an 
den Zwiaziek Narodowy Polski (Polniſcher Volksverband) in den Ver— 
einigten Staaten mit der Bitte gewandt hat, den in allen Städten und 
Dörfern Deutſchpolens etablierten Verein Straz nicht nur moraliſch, 
ſondern auch finanziell zu unterſtützen. Komme aber einmal die Auto— 
nomie in Ruſſiſch-Polen zuſtande, ſo werde man ſtark genug ſein, „den 
Kampf gegen die deutſche Regierung nicht nur auf diplomatiſchem Wege, 
ſondern mit den Waffen in der Hand zu führen“. 

Das iſt ſehr mutig, ſehr optimiſtiſch — und ſehr unwahrſcheinlich. 
Aber es zeigt doch wieder einmal, wie wenig die Polen von ihrer eigenen 
Geſchichte zu lernen vermögen. 

Mit großer Genugtuung haben wir erfahren, daß das Gerücht 
von der Abberufung des Generalgouverneurs v. Möller-Sakamelski 
falſch iſt. Er hat nur einen ſechswöchentlichen Urlaub angetreten. 

Im Smolenskiſchen iſt eine 80 jährige „Hexe“ von den Bauern 
erſchlagen worden, und im Gouvernement Niſchny-Nowgorod einem 
12 jährigen Knaben der rechte Arm dicht an der Schulter abgeſchnitten 
worden. Danach hat man den Unglücklichen ebenfalls totgeſchlagen. 
Der Arm war für die Mörder unentbehrlich, da ſie ſich unſichtbar machen 
wollten, um ungeſtraft ſtehlen zu können. Gewiß, das Volk iſt für das 
allgemeine, direkte Wahlrecht gut vorbereitet! 


2. Mai 1907. GM. v. Deimling trifft aus Süd-Weit-Afrifa in Hamburg ein. 

Konſtituierung des Miniſteriums de Trooz in Belgien. 

Erklärung des engl. Schatzkanzlers Asquith gegen den auſtraliſchen Premier Deakin. 
3. Mai. Errichtung eines deutſchen Reichs-Kolonialamts. 
4. Mai. Notifizierung des amerikaniſchen Vertrages mit San Domingo. 


8. Mai 1907. 

Am 5. April des vorigen Jahres wurde ganz Deutſchland durch 
die völlig unerwartete Erkrankung des Reichskanzlers Fürſten v. Bülow 
erſchreckt. Nach einer außerordentlich ſchweren politiſchen Kampagne, 
von deren Laſt und Sorgen die Außenwelt doch nur ſehr wenig wußte, 
brachen ihm in ſchwerem Ohnmachtsanfalle, gleichſam auf dem Schlacht— 
felde, am Regierungstiſch des Reichstages, als er eben im Begriff war, 
zum zweitenmal das Wort zu ergreifen, die Kräfte zuſammen. Es 
ging damals das Gerücht von einer gegen den Reichskanzler gerichteten 
Intrige um, und wir glauben nicht, daß es ganz aus der Luft gegriffen 
war. Aber in dem Augenblick, da die Nation vor der Gefahr ſtand, den 
Mann zu verlieren, ward ſie ſich bewußt, was ſie an ihm hatte und wie 
ſchwer es ſein würde, ihn zu erſetzen. Man darf wohl ſagen, daß dieſe 
Empfindung die allgemeine war, und ſo iſt auch die Geneſung des 
Fürſten überall mit aufrichtiger Freude begrüßt worden. Wir ſahen 
ihn mit friſchen Kräften ſeine verantwortungsvolle Arbeit wieder auf— 
nehmen, wo er ſie hatte ruhen laſſen, und der Jubel, der nach dem 
erfreulichen Ausgang der Reichstagswahlen ihn im Reichskanzlerpalais 
aufſuchte, die Anerkennung, die ihm Kaiſer Wilhelm entgegentrug, 
zeigten deutlich, daß es echte Freude war, ihn wieder zu haben. Am 
3. Mai hat nun der Reichskanzler ſeinen 58. Geburtstag gefeiert, wozu 
auch an dieſer Stelle dem verehrten Staatsmanne ein ehrerbietiger 
Glückwunſch dargebracht ſei. Er hat wenige Tage vorher, durch die 
letzten Reden, die er im Reichstage hielt, nochmals die Erfahrung machen 
können, daß die Nation hinter der von ihm vertretenen Politik ſteht. 
Wir ſind ihm dankbar, daß er der Zuverſicht, mit der wir trotz aller An— 
fechtung in die Zukunft blicken, kraftvollen Ausdruck gegeben, und die 


Teilnahme Deutſchlands an einer Aktion verweigert hat, gegen deren 
innere Unwahrheit ſich der geſunde Sinn des Volkes ſträubte. Auch 
das iſt dankbar aufgenommen worden, daß er den Lärm der Alarmiſten 
in der fremden wie in der einheimiſchen Preſſe auf ſeine wahre Bedeu— 
tung herabdrückte. Dieſer Lärm iſt in ſeinem letzten Paroxysmus ſo alt 
wie das neue Jahrhundert, und greift in ſeinen Einleitungsſtadien viel 
weiter zurück. Trotzdem iſt dem Reich ſeit ſeiner Gründung der Friede 
gewahrt geblieben, und es iſt nicht zu viel geſagt, wenn wir behaupten, 
daß der deutſche Friede zugleich den Frieden für Europa bedeutete. 
Das iſt ſo wahr, daß heute kein Menſch daran zweifeln kann, daß der 
Bruch dieſes „deutſchen Friedens“, d. h. die Herausforderung unſeres 
friedfertigen Volkes zum Kampf um die Grenzen des Reiches oder um 
die politiſche Ehre der Nation, auch einen europäiſchen Krieg bedeuten 
würde, der über Nacht zum Weltkrieg werden kann. Niemand iſt ſo 
frivol bei uns, dieſen Ausgang zu wünſchen, aber niemand wird auch 
ſagen können, daß Deutſchland mit minderen Ausſichten als andere 
in dieſen Kampf eintreten müßte. Es widerſtrebt uns, näher auf dieſe 
Probleme einzugehen, und wir hätten ſie überhaupt nicht berührt, 
wenn nicht neuerdings wiederum das Organ der engliſchen Feinde 
Deutſchlands, die „National Review“, in wahrhaft unerhörter Weiſe 
ihre Verleumdungs- und Vergiftungskampagne wieder aufgenommen 
hätte. Es hat uns deshalb gefreut, daß in der „Evening Poſt“, New Pork, 
24. April, einmal nachdrücklich gegen dieſes Treiben aufgetreten worden 
iſt. Der Artikel (Zuſchrift eines Mr. Jeſſen, Bryn Mawr. Pa.) geht 
von der bekannten Rede Profeſſor Münſterbergs auf der Carnegie— 
Friedenskonferenz aus, und ſagt, daß einer der gefährlichſten Friedens— 
ſtörer die einflußreiche Preſſe Großbritanniens aber auch Amerikas 
ſei. Die Londoner „Times“ z. B. haben durch ihr ſtetiges Verdächtigen 
der politiſchen Abſichten und Motive Deutſchlands erfolgreicher gegen 
den Frieden und gegen eine wohlwollende Behandlung internationaler 
Fragen (against international peace and good will) gearbeitet, 
als alle theoretischen Schwärmer für den Krieg in der ganzen Welt 
zuſammengenommen. Es ſei kaum glaublich, wie viel Verdacht, Ekel 
und Mißtrauen dadurch in Deutſchland verbreitet worden ſei. Auch 
ſei es eine traurige Tatſache, daß vornehmlich durch ihre Preſſe die 
Engländer die alten Sympathien, die ihnen entgegengetragen wurden, 
ſogar unter den Liberalen und Sozialdemokraten faſt vollſtändig ver— 
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loren haben. Den Zeitungen zumal ſei es zuzuſchreiben, wenn das 
deutſche Volk im großen und ganzen die britiſche Politik für heuchleriſch, 
für grenzenlos egoiſtiſch und für räuberiſch halte, auch nicht glauben 
wolle, daß ſie in irgend welcher Hinſicht durch ethiſche Motive beſtimmt 
werde. Wenn Mr. Carnegie und Mr. Stead mit guten Gründen darauf 
hinwieſen, daß Kaiſer Wilhelm friedlich geſinnt ſei, ſo laſſe ſich zuver— 
ſichtlich hinzufügen, daß die ganze deutſche Nation wie ein Mann 
hinter ihm ſtehe. 

Das iſt gewiß richtig, und wir würden uns freuen, wenn ſolche 
Stimmen, woran leider nicht zu denken iſt, ihr Echo in England fänden, 
gerade ſie bleiben regelmäßig unberückſichtigt oder werden entſtellt 
und mit entſprechenden Verdächtigungen wiedergegeben. 

Bei uns in Deutſchland geht die Richtung der Geiſter im allge— 
meinen dahin, die Politik der Nachbarn zu verſtehen, und wenn wir ſie 
verſtanden zu haben meinen, ihr die möglichſt beſte Seite abzugewinnen. 
Was Heinrich v. Treitſchke die „Fremdbrüderlichkeit“ nannte, entſpricht 
einer politiſchen Strömung, die nicht allzuweit hinter uns liegt und 
die auch heute noch keineswegs zu den Seltenheiten gehört. Der Feind— 
ſeligkeit der durch die Preſſe vertretenen öffentlichen Meinung Englands 
aber ſteht man als etwas Unverſtändlichem gegenüber, weil jedermann 
bei uns weiß, daß die uns imputierte Abſicht erobernd oder zerſtörend 
gegen die engliſche Weltſtellung vorzugehen, nicht nur auf reiner Ein— 
bildung beruht, ſondern kurzweg als Unmöglichkeit bezeichnet werden 
kann. Man glaubt deshalb nicht an die Aufrichtigkeit dieſer Befürchtun— 
gen und erblickt in ihrer ſteten Wiederholung die Abſicht, das engliſche 
Volk an den Gedanken zu gewöhnen, daß es einmal ein Akt der Selbſt— 
erhaltung werden könne, durch einen raſchen und nicht vorgeſehenen 
Schlag das Inſtrument der möglichen Gefahr, die deutſche Flotte, zu 
vernichten. Wir ſind aber auch auf eine andere Erklärung geſtoßen. 
Dieſe Drohungen der engliſchen Preſſe ſeien gar nicht ernſt zu nehmen. 
Wie der Feldzug gegen die deutſche Induſtrie und die Chamberlainſche 
Tarifpolitik Deutſchland zum Vorwand nahm, um gegen den eigent— 
lich gefährlichen Konkurrenten, Amerika, Schutzwehren zu errichten, 
ſo ſei auch die mit der unerhörten Entwicklung der engliſchen Kriegs— 
macht zur See verbundene Bedrohung Deutſchlands nur ein nützlicher 
Vorwand, um für andere Eventualitäten in Bereitſchaft zu ſtehen. 
Die Entwicklung der großen engliſchen Kolonien dränge mit Notwendig— 
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keit zu Bildungen, die jenen analog werden könnten, die aus den eng- 
liſchen Kolonien in Nordamerika die Republik der Vereinigten Staaten 
gemacht hätten. Die engliſche Poſition in Indien werde mit der über— 
raſchend ſchnellen Zuwendung der Inder zu europäiſchen Kulturformen 
von innen heraus aufgelöſt, ſchon weiſe eine Reihe von Anzeichen dahin, 
daß England ſich mit der Abſicht trage, die Quellen ſeiner Macht und 
ſeines Reichtums in Afrika zu ſuchen, endlich könne der japaniſche Bundes— 
genoſſe von heute ein nicht ungefährlicher Konkurrent werden, den zu 
zügeln mehr im engliſchen Intereſſe liegen werde, als ihn weiter zu 
fördern. All dieſen Möglichkeiten, um nicht zu ſagen Wahrſcheinlichkeiten, 
könne vorgebaut werden, wenn England durch die Übermacht ſeiner 
Flotte das Aufkommen ſolcher Beſtrebungen verhindere. Weshalb 
daher annehmen, daß England durch einen deutſchen Krieg ſich ſelber 
Wunden ſchlagen wolle, die auch im günſtigſten Fall nur ſchwer und 
langſam vernarben würden? 

Gewiß, wenn man politiſche Möglichkeitsrechnungen anſtellen 
will, wird man auch ſo argumentieren können, obgleich der Einwand 
naheliegt, daß all jene Möglichkeiten zurzeit noch ſehr fern liegen, 
und die Bemühungen Englands, die großen Kolonien zur imperial! 
defence heranzuziehen, dagegen zu ſprechen ſcheinen. Was nachbleibt, 
iſt die Empfindung, daß uns die engliſche Volksſeele doch noch erſtaun— 
lich fremd iſt, und deshalb begrüßen wir jeden Verſuch, uns ihrem 
Verſtändnis näherzubringen, mit ganz beſonderer Befriedigung, 
ganz wie wir jede Aufklärung Englands über deutſches Weſen als ein 
verdienſtliches Werk betrachten. 

Solch ein Verſuch, uns die engliſche Pſyche verſtändlich zu machen, 
tritt uns in dem Buch von Dr Hans Plehn „Nach dem engliſch-japa— 
niſchen Bündnis.“ (Berlin, Verlag von Karl Curtius. 1907. Kl. 8“. 
214 S.) entgegen. Der Verfaſſer iſt in den letzten drei Jahren Londoner 
Korreſpondent der Münchener „Allgemeinen Zeitung“ geweſen, ſeinem 
Studiengange nach Hiſtoriker. Er will uns die „gegenwärtige welt— 
politiſche Lage aus ihren hiſtoriſchen Urſachen erklären“, „einen Abriß 
der Geſchichte der Weltpolitik geben, ſo weit eine zeitgenöſſiſche Ge— 
ſchichtsſchreibung eben möglich iſt“. Nun wäre es vielleicht richtiger 
geweſen, wenn der Titel gelautet hätte: „England, Aſien und Amerika 
nach 1902.“ Denn Frankreich, Deutſchland, Oſterreich-Ungarn, Italien 
uſw. werden zum Teil nicht einmal erwähnt. Aber wir wollen damit 
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nicht rechten. Das Weſentliche it, daß was der Verfaſſer angreift, gründ— 
lich und mit geſundem politiſchen Urteil angefaßt wird, nicht mit der 
Tendenz zu polemiſieren, ſondern in der ehrlichen Abſicht zu verſtehen, 
und eben deshalb ſoll ſein Buch unſeren Leſern warm empfohlen ſein. 
Es zerfällt in drei Abſchnitte, deren erſter hiſtoriſch gehalten und weiter 
zurückgreifend, vom Urſprung der Weltpolitik ausgeht, und die durch 
den letzten Krieg geſchaffenen engliſch-japaniſch-xuſſiſch-amerikaniſchen 
Beziehungen darlegt. Der zweite Abſchnitt: Grundlagen der auswärtigen 
Politik Englands, bildet den eigentlichen Schwerpunkt des Buches und 
zeigt uns das Gebiet, auf dem Dr. Plehn am meiſten Studien gemacht 
und am meiſten erlebt hat; Geſellſchaft und Politik, auswärtige Politik 
und Parlament, auswärtige Politik und öffentliche Meinung, Zen— 
traliſation und Dezentraliſation, Radikalismus und Imperialismus, 
politiſche Motive, das ſind die Rubriken, unter denen er ein überaus lehr— 
reiches Bild der engliſchen Denkungsart entwickelt. Es ſei dabei namentlich 
auf den letzten Abſchnitt hingewieſen, der die oben gekennzeichnete 
Neigung die Abſichten des „anderen“ in bonam partem zu kehren, 
ganz unverkennbar zeigt. Plehn glaubt nicht an aggreſſive Abſichten 
Englands und nennt die engliſche Politik inſofern konſervativ, als ſie 
darauf ausgehe, das beſtehende engliſche Übergewicht zur See zu 
wahren. Aber er gibt zu, daß die jetzige Aufſtellung der engliſchen 
Flotte ſtrategiſch gegen Deutſchland gerichtet ſei und daß Impulſe 
der „öffentlichen Meinung“ immer zu Überraſchungen führen 
könnten. Wenn man ſich jedoch der Doggerbankaffaire erinnere, werde 
man auch erkennen, daß eine beſonnene Regierung ſolcher Regungen 
mächtig werden könne. In betreff der Entſtehung des Buren— 
krieges können wir uns Herrn Plehn nicht anſchließen. Er beſtreitet, 
daß dieſer Krieg von langer Hand vorbereitet worden ſei. Die Maß— 
regeln, auf die alles Weitere zurückzuführen iſt, ſind aber ſchon unter 
dem Miniſterium Disraeli von Lord Carnarvon getroffen worden; 
was ſpäter folgte, war ein zeitweiliger Stillſtand, kein Aufgeben des 
einmal feſtſtehenden Planes, der Selbſtändigkeit der Burenſtaaten 
ein Ende zu ſetzen. Doch das iſt ein hiſtoriſches, kein politiſches Be— 
denken. 

Der dritte Abſchnitt des Buches: Korea und die Mandſchurei, 
Probleme des Pacific, Japan und ſeine Nachbarn, verdient ebenfalls 
alle Beachtung. Wir können nur wünſchen, daß eine engliſche Über— 
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ſetzung auch jenjeit des Kanals dieſe beſonnene deutſche Stimme zur 
Geltung bringt. 

Die Nachricht vom bevorſtehenden Abſchluß eines japaniſch-fran— 
zöſiſchen Abkommens, durch welches beide Mächte ſich ihren Beſitzſtand in 
Oſtaſien garantieren, kann als eine Fortſetzung der Bemühungen Japans 
betrachtet werden, das Mißtrauen zu beſeitigen, das jeder neu auf— 
tauchenden Macht entgegenzutreten pflegt. Wenn, wie wir nicht bezweifeln, 
dieſe Verhandlungen zum Ziel führen, wird auch in Frankreich ein Miß— 
behagen ſchwinden, das, wie bekannt iſt, beſtanden hat, und das kann nur 
erfreulich ſein, denn es iſt durchaus wünſchenswert, daß die Erregung, die 
in Aſien durch die neue Weltlage hervorgerufen worden iſt, ihre feſten 
Schranken findet. In Indien gärt es bereits in bedenklicher Weiſe, 
ebenſo in einzelnen Teilen Chinas, wo beiläufig bemerkt, der japaniſche 
Einfluß namentlich im Jantſetal faſt ganz an die Stelle des engliſchen 
getreten iſt. Eine merkwürdige Wendung, wenn man ſich erinnert, daß 
dies der Teil Chinas iſt, den vor wenigen Jahren England als ſeine 
beſondere Einflußſphäre in Anſpruch nahm. Zwiſchen Japan und 
Rußland iſt die ſo ſchwierige Fiſchereifrage durch einen Vertrag geregelt 
worden, deſſen Inhalt wir noch nicht kennen. Dagegen ſcheinen 
Differenzen wegen der Räumung der Mandſchurei vorzuliegen. Man 
muß daraus ſchließen, daß die vor einigen Wochen verbreitete Nachricht, 
daß die Ruſſen die chineſiſche Mandſchurei bereits geräumt hätten, 
falſch war. Wie wir gleich nach Abſchluß des ruſſiſch-japaniſchen Krieges 
annahmen, locken die Mineralſchätze Sibiriens und des Urals große 
amerikaniſche und engliſche Kapitalien ins Land. Es iſt der Weg, auf 
dem Rußland allmählich ſeine Finanzen wird in Ordnung bringen 
können. Die Kanadier glauben feſtgeſtellt zu haben, daß die geologiſchen 
Bildungen der ruſſiſchen Küſten der Behringſtraße denen Alaskas ent— 
ſprechen, und hoffen ein zweites Klondike zu entdecken. Auch neuſee— 
ländiſche Unternehmer ſind am Werke. Ob deutſche Initiative ſich 
ebenfalls regt, wiſſen wir nicht, doch ſcheint es uns wenig wahrſcheinlich, 
da die Nachricht ſonſt in die Preſſe gedrungen wäre. Dagegen hat ſich, 
wie wir den „Débats“ entnehmen, ein franzöſiſches Syndikat gebildet, 
um Mineralſchätze, die weder Gold, Eiſen, Kohle oder Kupfer ſind, zu 
heben. Vielleicht handelt es ſich um Edelſteine, an denen der Ural ja 
außerordentlich reich iſt. Die Goldlager ſollen faſt ſämtlich in engliſche 
Hände übergegangen ſein, wie denn faſt die geſamte Goldproduktion 


— 176 — 


der Erde heute engliſch iſt, aber es werden jetzt in Rußland immer neue 
Goldlager entdeckt, ſo z. B. an der Taja, einem Fluſſe, der in den Bai— 
kalſee mündet, Lager von ganz außergewöhnlichem Reichtume. Kon— 
zeſſioniert wurden in letzter Zeit folgende engliſche Geſellſchaften: 
Mourgoal river Company L., Siberian Sindicate L., Company 
of Central Siberia, Anglo-russian platinum mining C. In Kras— 
nojarsk hat ſich eine ruſſiſch-franzöſiſche Kompagnie zur Ausbeutung der 
Aſbeſtlager gebildet uſw. Es iſt eine erſtaunlich rege Tätigkeit, die ſich in 
den Tagen des vielgeſchmähten Miniſteciums Stolypin entwickelt hat: 
Kohle, Salz, Naphtha (an der Petſhora, am Baikalſee und an den alten 
Fundſtätten am Kaſpiſchen Meere) werden aufgeſpürt und ausgebeutet. 
Daneben ſind großartige Eiſenbahnbauten teils in Angriff genommen, 
teils geplant. Die ſibiriſche Bahn erhält ein zweites Geleiſe. Man denkt 
die Mündung des Ob von der Stelle, wo die Sotſch mündet, durch eine 
Eiſenbahn, die über den Ural geht, mit der Bai von Warandin zu ver— 
binden und dort einen Handelshafen zu eröffnen. Für den Süden 
ſind die Vorarbeiten für eine Eiſenbahn angeordnet, die von Aman über 
Nikolajew, Jekaterinodar, Odeſſa nach Owidinpol führen ſoll. 

Ein Konſortium Moskauer Kapitaliſten drängt auf ſchleunige Ver— 
bindung Turkeſtans mit der ſibiriſchen Bahn, das gäbe die Linie Taſch— 
kent —Werny—Sſemipalatinsk— Omsk. Ganz beſondere Aufmerk— 
ſamkeit wendet ſich der Donezkohle zu. Man will im Donezgebiet eine 
Eiſenbahn Melitopol— Skadowsk bauen, und neuerdings hat eine 
ruſſiſche Geſellſchaft der Regierung den Antrag gemacht, ihr bis 1910 
alljährlich 5 Millionen Bud Donezkohle aus Mariupol in die baltiſchen 
Häfen zu liefern. Im Laufe dieſes Jahres noch ſoll in Petersburg eine 
internationale Ausſtellung ſtattfinden, die ſich die Darſtellung der Metho— 
den zur Exploitierung und Verarbeitung des Torfs zum Ziel nehmen 
ſoll. Gibt es doch im europäiſchen Rußland allein 70 Millionen Deß— 
jätinen Torfſümpfe! Es ließe ſich noch vieles anführen. Wer ſich für 
dieſe doch ungemein wichtigen Fragen intereſſiert, ſei auf den „Peters— 
burger Oeconomiſt“ verwieſen. Es iſt eine Wochenſchrift in ruſſiſcher 
Sprache, „gewidmet den Fragen der ökonomiſchen Näherung Rußlands 
an Weſteuropa, Perſien und den fernen Oſten“. Die weſteuropäiſche 
Abteilung erſcheint bei Max Behr in Berlin. So weit wir es haben 
kontrollieren können, haben die Nachrichten dieſer Wochenſchrift ſich durch— 
weg als zuverläſſig erwieſen. Wer die politiſche Lage Rußlands richtig 
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beurteilen will, wird dieſe wirtſchaftlichen Fragen mit in ſeine Schätzung 
ziehen müſſen. Sie zeigen das eine, daß im Inlande wie im Auslande 
der Glaube an die Zukunft Rußlands nicht erſchüttert iſt. Es mögen 
noch viele und ſchwere Wirren bevorſtehen, daß der endliche Ausgang 
der ruſſiſche Rechtsſtaat ſein wird, ſteht uns ebenſo feſt, wie in den erſten 
Tagen der Revolution. Und eben deshalb bleiben wir auch bei unſerem 
Widerſpruch gegen die Martinſche Doktrin von dem bevorſtehenden 
ruſſiſchen Staatsbankerott. Dazu kommt es gewiß nicht, ſolange es 
eine ruſſiſche Monarchie gibt; und heute dürfen wir wohl ſagen, daß der 
Höhepunkt der Kriſis als überſtanden gelten kann. Die Tatſache, daß 
Budget und Rekrutenaushebung geſichert ſind, trotz der Oppoſition 
der „reinen“ Revolutionäre, und daß die Duma in die Oſterferien 
geſchickt werden konnte, obgleich ſie, was an ihr lag, getan hat, um den— 
jenigen, die eine Auflöſung für unerläßlich hielten, recht zu geben, bedeutet 
einen großen Erfolg. Freilich ſteht eine neue ſchwere Kriſis bevor, wenn 
das Agrargeſetz zur Diskuſſion und zur Abſtimmung kommt. Aber bis 
dahin iſt noch Zeit, und die Wahrſcheinlichkeit ſpricht dafür, daß eine 
radikale Löſung nicht durchdringen wird. Die Kadetten werden noch 
weiter nach rechts müſſen, und wenn nicht alles trügt, ſich ſchließlich 
mit den Oktobriſten verſtändigen und vereinigen müſſen. Denn ihnen, 
den Oktobriſten, gehört die Zukunft, wenn ſie mit der Regierung nach 
wie vor an der Verfaſſung feſthalten. Offenbar ſtehen übrigens noch 
verzweifelte Maßnahmen der Sozialiſten aller Gruppen bevor. Sie 
ſind eben jetzt unterwegs zu einem Kongreß, den ſie auf norwegiſchem 
Boden abhalten wollen. Aus Kopenhagen und Malmö hat man ſie 
ausgewieſen. In Norwegen werden ſie wohl einen ſtillen Fleck für ihre 
lauten Beratungen finden. Die ruſſiſchen Zeitungen der letzten Tage 
ſind voll von Betrachtungen über die Aufhebung der Feldgerichte. Man 
zählt die Opfer her, die ihnen gefallen ſind, und ſucht zu beweiſen, daß 
all die Härte keineswegs zur Beruhigung Rußlands geführt habe. Und 
allerdings, geraubt und gemordet wird auch heute noch. Aber wir meinen, 
wenn es 1400 Mörder und Räuber mehr im Lande gäbe, müßte 
es noch weit ſchlimmer ausſehen, und es läßt ſich doch nicht ver— 
kennen, daß es ſich heute mehr um Gruppen von Banditen als um 
eine Geſamterhebung handelt, wie ſie im letzten Winter verſucht wurde. 
Die große Maſſe will ruhig ihrem Erwerb und ihrem Vergnügen nach— 
gehen, und wenn, wie es ſcheint, der Unternehmungsgeiſt des Auslandes 
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reichen Gewinn in Ausſicht ſtellt, wird nichts mehr dazu beitragen, die 
Geiſter zu dämpfen. Sogar unter den Studenten beginnen die arbeits— 
luſtigen Elemente, die ſogenannten Akademiſten, Mut zu ſchöpfen und 
ſich dem Terrorismus ihrer Kameraden zu entziehen. Aber es iſt freilich 
nur ein Anfang, und die Verwilderung der Jugend, der männlichen 
wie der weiblichen, bleibt ein ſchwierigeres Problem als die Land— 
frage und alles übrige. 

In Marokko ſcheint eine höchſt gefährliche Bewegung ausgebrochen 
zu ſein. In Marakeſch it Malai Hafid zum Sultan proklamiert worden, 
und er wie ſeine Anhänger ſcheinen ihrer Erhebung einen fanatiſch— 
islamiſchen fremdenfeindlichen Charakter gegeben zu haben. Wir haben 
ſchon 1902 auf dieſe Gefahren hingewieſen. Malai Hafid iſt der 10 Jahre 
ältere Bruder des Sultans von einer mauriſchen Mutter. Er hat ſchon 
einmal, zu Anfang des Jahres 1905, an der Spitze der fremdenfeindlichen 
Partei geſtanden, und es iſt ihm mit ſeinem Haſſe bitterer Ernſt. Wir 
haben ihn damals aus dem Geſicht verloren, es muß ein Kompromiß 
zwiſchen ihm und dem Bruder ſtattgefunden haben. Ihn jetzt an der 
Spitze der erregten Maſſen des Volkes zu ſehen gibt eine trübe Perſpek— 
tive. Auch Raiſuli regt ſich wieder, gewiß bereit, demjenigen zuzufallen, 
der ihm Stellung und Leben ſichert. Gelingt es den regulären Truppen 
des Sultans nicht, der Bewegung Herr zu werden, ſo droht eine böſe 
Kriſis, von der wir hoffen wollen, daß ſie ſich nicht weiter in Nordafrika 
fortpflanzt. An Zündſtoff fehlt es nirgends, bis in Agypten und in den 
Sudan hinein, und es iſt lebhaft zu bedauern, daß jetzt eine ſo kräftige 
und kundige Hand wie die Lord Cromers von Agypten abgezogen wird. 
Er iſt vor ſeinem Scheiden von der europäiſchen Kolonie und von den 
offiziellen Vertretern des Kehdive lebhaft gefeiert worden. Auch wird 
niemand beſtreiten können, daß ſeit der Blütezeit der Pharaonen kein 
Herrſcher — denn das war er doch de kacto — mehr für Agypten getan 
hat als er. Daß die Agypter es ihm nicht danken, verſteht ſich von ſelbſt. 
So iſt es allezeit geweſen; mit dem ſteigenden Wohlſtande ſteigt das Selbſt— 
bewußtſein und wird das nationale Empfinden lebendiger. Indien zeigt 
eine parallele Entwicklung, und die Geſchichte der neueſten politiſchen 
Bildungen Oſtaſiens kann gewiß nicht als Muſter der Dankbarkeit des 
Schülers gegen die Lehrer dienen. Man ſoll ſich nicht darüber wundern, 
ſondern damit rechnen. Rußland hat analoge Erfahrungen mit den 
Balkanſtaaten gemacht, die Geſchichte der Kolonialpolitik aller Völker 


predigt dieſelbe Lehre. Wer ſich behaupten will, muß der Stärkere 
bleiben. 

Spanien hat ein konſervatives, Belgien ein klerikales Miniſterium 
an die Spitze der Regierung geſtellt. Hier wie dort ſcheint damit etwas 
Dauerndes nicht gebildet zu ſein; aber wenn wir recht ſehen, hat das 
ſpaniſche Miniſterium doch noch größere Ausſichten auf Beſtand. 


9. Mai 1907. Erklärung Campbell-Bannermans über die Stellung Deutichlands in der Ab- 
rüſtungsfrage. 
Auflöſung der rumäniſchen Kammern. 

10. Mai. Geburt eines ſpaniſchen Kronprinzen. 

11. Mai. Auflöſung des portugieſiſchen Abgeordnetenhauſes. 

14. Mai. Vertrauensvotum der franzöſiſchen Kammer für Clemenceau. 
Reichsratwahlen in Sſterreich. 


15. Mai 1907. 


Die hiſtoriſche Wirklichkeit gefällt ſich mitunter darin, gerade das 
Unwahrſcheinlichſte zu vollführen. Von allen dynaſtiſchen und ſtaat— 
lichen Kombinationen Ludwigs XIV. ſchien die am wenigſten Dauer 
zu verſprechen, die ſeinen Enkel Philipp auf den ſpaniſchen Thron 
führte. Dennoch hat dieſe Linie der Bourbons alle anderen überlebt 
und trotz einer faſt ununterbrochenen Reihe von Fährlichkeiten, die Reich 
und Dynaſtie in Exiſtenz und Selbſtändigkeit bedrohten, ſich durch den 
Lauf der zwei Jahrhunderte, die ſeither hingegangen ſind, behauptet 
und eben jetzt einen neuen kräftigen Trieb gewonnen, der den Ausblick 
in eine weite Zukunft geſtattet. Die Geburt des Prinzen von Aſturien 
wird auch, wie ſich hoffen läßt, die antidynaſtiſchen Regungen ſtillen, 
die bis in die jüngſte Zeit hinein das Reich nicht zu geſunder Entwicklung 
ſeiner Kräfte gedeihen ließen und die eine ſehr bedeutende Mitſchuld 
an den großen Verluſten tragen, die Spanien ſeit den Tagen Ferdi— 
nands VII. erlitten hat. König Alfons XIII. und ſeine Gemahlin ſind 
wie durch ein Wunder an ihrem Hochzeitstage der Ruchloſigkeit dieſer 
anarchiſch-revolutionären Elemente entgangen. Seitdem hat das Glück 
ſich ihnen zugewandt, und wir wünſchen, daß es ihnen und ihrem Erben 
treu bleibe. Spanien erſcheint uns heute in einer politiſchen Kombination, 
die es zugleich an die Seite Englands und Frankreichs, alſo derjenigen 
Staaten geführt hat, mit denen es im Laufe der Jahrhunderte im 
tiefſten Gegenſatze geſtanden hat, unter äußeren Verhältniſſen, welche 
alle Vorausſetzungen einer nationalen Wiedergeburt bieten, wenn das 
hochgeſpannte nationale Selbſtgefühl ſeine Rechnung in den neuen Be— 
ziehungen findet. Was Spanien aber vor allem braucht, iſt eine Zeit 
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der Ruhe und der inneren Reformen, wie ſie ſehr wohl auch von einem 
konſervativen Miniſterium ausgehen können. Es hängt alles davon ab, 
daß die Konſervativen, die heute am Ruder ſtehen, ſich deſſen bewußt 
bleiben. Eine Reaktion würde zu neuen Erſchütterungen führen, ebenſo 
eine ſtark klerikale Färbung des neuen Regiments, was ja nicht aus— 
ſchließt, daß die ausgeſprochen kirchliche Richtung der ungeheuren Mehr— 
heit des ſpaniſchen Volkes gebührende Berückſichtigung findet. 

In Anlaß der inzwiſchen dementierten Nachricht der „Correſpon— 
dencia de la Espania“ über die angeblichen engliſch-ſpaniſchen Verein— 
barungen, haben wir einen merkwürdigen Artikel in dem „Gaelie Ame— 
rican“, dem in New York erſcheinenden Organ der amerikaniſchen 
Iren (A Journal devoted to the cause of irish independence, irish 
Literature and the interests of the irish Race), gefunden. Da wir 
den Verfaſſer dieſes Artikels für gewöhnlich gut informiert halten, 
ſcheint es uns hiſtoriſch intereſſant, ſeine Ausführungen herzuſetzen. 
Die Zeit wird wohl das Material bringen, um einmal die kritiſche Sonde 
anzulegen. Vorläufig enthalten wir uns jedes eigenen Urteils. Der 
Verfaſſer knüpft an die Differenzen an, die während des Venezuela— 
konfliktes zwiſchen England und Amerika beſtanden, und ſagt, unter 
Berufung auf eine Bemerkung des „Sun“, daß, wenn damals Spanien 
den Engländern Gehör geſchenkt hätte, es wie in den Tagen Welling— 
tons Großbritannien als Rückendeckung gewonnen hätte. Dann heißt 
es wörtlich: 

„Spanien war damals noch in vollem Beſitz von Kuba, das für den 
Fall eines engliſch-amerikaniſchen Krieges wegen der venezolaniſchen 
Grenzfrage, mit den Bermudas im Oſten und Kanada im Norden 
eine Ketten von Operationsbaſen gegen Amerika gebildet hätte. 

Daß die britiſche Regierung einen Krieg erwartete (anticipated), 
iſt zweifellos. Die kanadiſche Regierung wurde gefragt, ob Kanada 
ſich 12 Tage lang gegen eine amerikaniſche Invaſion behaupten könne, 
und als eine günſtige Antwort erfolgte, ſchickte die engliſche Regierung 
ohne Zeitverluſt 40 000 Gewehre mit Munition und anderem Kriegs— 
bedarf nach Quebec. Gleichzeitig wurde unter dem Vorwande, daß 
es eine Antwort auf das Telegramm des Deutſchen Kaiſers an den 
Präſidenten Krüger ſein ſolle (nach dem Überfall Jameſons), ein fliegen— 
des Geſchwader an der iriſchen Küſte verſammelt, um einen britiſchen 
Truppentransport nach Kanada zu geleiten. Aber der Krieg kam nicht, 
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und die Truppen wurden nicht abgeſandt, denn England lenkte ein 
und übergab die Entſcheidung einem Schiedsſpruch. Im Licht ſpäterer 
Ereigniſſe . . . werden wir wahrſcheinlich berechtigt ſein zu ſchließen, 
daß es geſchah, weil Spanien den Engländern „ſein Ohr nicht lieh“ 
und ſich weigerte zu geſtatten, daß Kuba zu einer Baſis engliſcher Kriegs— 
operationen gegen Amerika zu einer Zeit gemacht wurde, in der ein 
Schiedsſpruch für England wenig vorteilhaft ſchien.“ 

Es knüpfen ſich daran einige ſcharfe antiengliſche Bemerkungen, 
die wir übergehen. Es iſt ja bekannt, daß die amerikaniſchen Iren Eng— 
lands Freunde nicht ſind. Die Home Rule-Vorlage Mr. Birrels hat 
dieſe Abneigung keineswegs vermindert, und ebenſo wenig die iriſche 
Landreform. Man will eben mehr haben und iſt bekanntlich in Glad— 
ſtones Tagen der erwünſchten Löſung bei weitem näher geweſen. Was 
jetzt geboten wird, läßt ſich in Kürze ſo zuſammenfaſſen. Irland ſoll 
einen „iriſchen Rat“ von 106 Mitgliedern erhalten, von denen 82 aus 
allgemeinen Wahlen hervorgehen, die übrigen 24 im erſten Jahre 
vom Könige, ſpäter vom Vizekönige ernannt werden ſollen. Da nun 
dem Vizekönige (Lordlieutenant) das Recht zufällt, das Inkrafttreten 
jedes Beſchluſſes des „iriſchen Rates“ zu inhibieren, erhält damit das 
engliſche Parlament die Möglichkeit, in die iriſchen Angelegenheiten 
einzugreifen. 

Im engliſchen Parlament behält Irland die bisherige Vertretung 
(103 von den 670 Abgeordneten). Dagegen erhält der iriſche Rat keiner— 
lei legislative Befugniſſe, auch nicht das Recht, Steuern zu erheben. 
Sein Budget iſt aus den Einkünften der 8 Departements und einem 
Zuſchuß von 650 000 Pfd. St. auf 4 Millionen Pfd. St. feſtgeſetzt. Die 
Befugniſſe des Rates werden durch vier Komitees ausgeübt: Finanz- 
komitee, Komitee für öffentliche Arbeiten, für Lokalverwaltung, für 
Erziehung. Der gewählte Präſident des Rates und die Vorſitzenden 
des Komitees beziehen ein vom Rate zu beſtimmendes Salarium. 

Man kann nicht ſagen, daß dieſe Vorlage eine günſtige Aufnahme 
gefunden hätte. Sogar in den Regierungskreiſen iſt man enttäuſcht, 
und allgemein wird eine Ablehnung von ſeiten des Oberhauſes erwartet. 
Die Ulſterleute ſind gegen jedes Zugeſtändnis an Home Rule, während 
der radikale Flügel der Liberalen findet, daß die Regierung zu wenig 
geboten habe. Unſicher iſt noch die Haltung der iriſchen Nationaliſten im 
Parlament. Während ſie erklären, daß im Prinzip nur volle Selbſtändig— 
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keit und Unabhängigkeit in der iriſchen Geſetzgebung und Verwaltung 
ſie befriedigen könne, ſcheinen ſie die Vorlage als Abſchlagszahlung 
annehmen zu wollen. Die Arbeiterpartei endlich will für die Vorlage 
ſtimmen, beabſichtigt aber, ſie durch Amendements weſentlich umzu— 
geſtalten. Bisher iſt nur eine erſte Leſung erfolgt, die 416 Ja und 121 
Nein ergab, alſo eine Majorität von 295 Stimmen für die Regierung. 
Jedenfalls ſteht ſomit ein neuer Differenzpunkt zwiſchen den Lords und 
den Gemeinen bevor, und das iſt ein Grund mehr, um die Frage der 
künftigen Beziehungen zwiſchen Oberhaus und Unterhaus möglichſt 
bald der Löſung zuzuführen. Sie iſt den Liberalen weit wichtiger als 
die Reform des Oberhauſes, und Campbell-Bannerman hat erklärt, 
daß er ſein Ziel unter allen Umſtänden erreichen werde. Dagegen haben 
die Konſervativen jetzt ſelbſt die Initiative im Oberhauſe ergriffen 
und Lord Newton wird gleich nach Pfingſten mit einem Reformantrage 
hervortreten, deſſen Inhalt bereits bekannt iſt. Es handelt ſich darum, 
den Trägern der Lordstitel (Duke, Marquis, Count, Baron) das Recht 
zum Sitze im Oberhauſe nur dann zu gewähren, wenn ſie entweder 
einen gelehrten Grad erworben, oder im Dienſt Englands oder des 
Empire ſich hervorgetan haben. 100 lebensfähige Sitze ſollen zudem 
zur Verfügung der Regierung geſtellt werden, endlich ſoll eine 
gewiſſe Zahl von Peers gewählt werden, ſo daß ſie dadurch nur 
für die Dauer einer Seſſion im Oberhauſe Sitz und Stimme erhalten 
würden. Das alles wäre gewiß ein Fortſchritt und muß die Be— 
deutung des Oberhauſes weſentlich heben, der Schwerpunkt des Inter— 
eſſes fällt aber auf Campbell-Bannermans Abſichten, die dahin zielen, 
das Veto der Lords zu beſeitigen. Aber es iſt bis zur Stunde noch nicht 
bekannt geworden, auf welchem Wege er dieſes Ziel zu erreichen denkt. 

Die Konferenz der Kolonialminiſter hat nunmehr ihren Abſchluß 
gefunden. Sie hat die großen Erwartungen nicht erfüllt, mit denen 
man an ſie herantrat. Es iſt im weſentlichen alles beim alten geblieben, 
ſowohl in der Frage der Reichsverteidigung wie in betreff der Auf— 
rechterhaltung des Freihandels für England. Aber viele Detailfragen 
ſind in günſtigem Sinne erledigt worden, und alle Vertreter der großen 
Kolonien haben ihren reichlichen Anteil an der Gaſtfreundſchaft des 
Mutterlandes genoſſen. Keiner freilich iſt gefeiert worden wie General 
Botha, auch iſt keinem größeres Entgegenkommen gezeigt worden. 
Man hat ihm nicht nur eine Anleihe von 5 Millionen Pfund für Trans— 
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vaal unter Garantie der britiſchen Regierung gewährt, ſondern auch 
keinen Anſtoß an der rückhaltloſen Offenheit genommen, mit der er 
die Beſchwerden Transvaals darlegte. Was er dagegen bot, war das 
Verſprechen, treu zu England zu halten. Ob ſein Anerbieten, eine 
Truppe von 40000 Mann, inkl. Artillerie, in Transvaal zu organiſieren, 
angenommen wird, iſt aber mehr als fraglich, obgleich im Prinzip nichts 
dagegen einzuwenden iſt, daß eine Kolonie mit Selbſtverwaltung auf 
eigene Hand für ihre Verteidigung ſorgt. So geſchieht es in Auſtralien, 
Kanada und Neuſeeland. In Südafrika haben Natal und Kapland ihre 
Milizen, in Transvaal aber liegt immer die Möglichkeit vor, über Nacht 
einen Kampf mit den Eingeborenen aufnehmen zu müſſen, ganz ab— 
geſehen davon, daß die chineſiſchen Kulis, und man darf wohl noch all— 
gemeiner ſagen, die Bevölkerung des Rand mehr als einmal zu einer 
wirklichen Gefahr geworden ſind. Aber nach einer erſten Notiz über dieſen 
Bothaſchen Antrag iſt, ſoviel wir geſehen haben, nicht weiter davon 
die Rede geweſen. Wahrſcheinlich iſt es inopportun, ſchon jetzt an der 
Frage zu rühren. Dagegen ſcheint Botha an einen baldigen Zuſammen— 
ſchluß der ſüdafrikaniſchen Kolonien zu glauben. Auf einem Bankett, 
das ihm in Edinburg kurz vor ſeiner am Sonnabend erfolgten Abreiſe 
gegeben wurde, ſagte er, unter ſympathiſcher Hilfe des Reiches werde 
man bald in Südafrika ein föderiertes, geeinigtes Land, zufrieden unter 
britiſcher Flagge, ſehen. Als Botha London verließ, waren Generale, 
Miniſter, Finanzkoryphäen und viel Volks am Bahnhof erſchienen. 
Von König Eduard hatte er auf deſſen ausdrücklichen Wunſch ſich perſön— 
lich verabſchiedet. 

Die Unruhen in Indien dürfen nicht unterſchätzt aber auch nicht 
überſchätzt werden. Daß ſie für England zu einer wirklichen Gefahr 
werden könnten, halten wir für ausgeſchloſſen. Die Vervollkommnung 
der Waffen ſeit 1857 iſt eine ſo erſtaunliche, daß eine Erhebung ſchlecht 
oder gar nicht bewaffneten Volkes von vornherein als ausſichtslos be— 
trachtet werden muß. Als zweites Moment kommt hinzu, daß die anti— 
engliſche Bewegung ihren Mittelpunkt in den Kreiſen hat, die durch 
ihre Bildung hoch über dem Volke ſtehen und in europäiſchen, nicht in 
aſiatiſchen Staatsidealen leben. Die von ihnen ausgegangene Agitation 
kann nicht in die Tiefe dringen und ſcheint bisher vornehmlich auf einige 
Städte, Rawal-Pindi, Lahore, Amritſar beſchränkt zu ſein. Auch hat die 
Regierung ſofort ſehr energiſche Maßregeln ergriffen. Der „Agentur 
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Reuter“ ſind ſehr beträchtliche Mittel zur Organiſation eines Nach— 
richtendienſtes zur Verfügung geſtellt worden. Der Gouverneur des 
Punjab, Sir Benzil Ibbetſon, ſetzt in Lahore die Feſtungswerke inſtand 
und verſtärkt die Garniſon, alle Zuſammenrottungen ſind verboten. 
Mr. Morley, der Staatsſekretär für Indien, hat einen der Organiſatoren 
des Aufſtandes, Lajpat Rei, feſtnehmen laſſen, auch der Präſident des 
Nationalkongreſſes, der vorige Weihnachten tagte, Dadabhai Naorojt, 
iſt verhaftet und, man weiß nicht wohin, verbannt worden. Offenbar 
hat die Politik Lord Curzons, namentlich die Teilung Bengalens, von 
der wir im vorigen Jahre mehrfach zu reden Anlaß hatten, die ohnehin 
ſeit dem japaniſchen Kriege vorhandene Gärung geſteigert. Leicht wird 
es nicht ſein, die Erhebung niederzuwerfen, aber ganz beſtimmt wird 
England ihrer Herr werden. Daß danach die Wünſche der indiſchen 
„Intellektuellen“ erfüllt werden, die für Indien die Stellung einer 
autonomen Kolonie verlangen, iſt ausgeſchloſſen. Auf eine Anfrage 
Balfours hat Staatsſekretär Morley es mit aller wünſchenswerten Klar— 
heit ausgeſprochen: „Die Regierung Indiens“, ſagte er, „muß auf 
unbeſtimmte Zeit hinaus bleiben, was ſie iſt: autokratiſch, perſönlich 
und abſolut.“ Das mag ſehr wenig liberal klingen, iſt aber ohne Zweifel 
praktiſch notwendig, wenn England, wozu es feſt entſchloſſen iſt, ſeine 
indiſche Stellung behaupten will. In der indiſchen Frage gibt es keine 
Parteidoktrinen in England, es iſt eine Lebensfrage, in der alles zu— 
ſammenſteht, ohne jede Sentimentalität und ohne konſtitutionelle 
Skrupel. Man wird weder vor Knebelung der einheimiſchen Preſſe, 
noch vor Eingriffen in das Unterrichtsweſen, noch endlich vor Feld— 
gerichten zurückſchrecken. 

Es iſt übrigens zwiſchen den Bewegungen im Norden des Punjab 
(Rawal-Pindi und Lahore) und in Weſtbengalen zu unterſcheiden; die 
letzteren ſind ernſter zu nehmen und komplizieren ſich durch den Gegen— 
ſatz zwiſchen Mohammedaner und Hindus, die erſteren tragen einen 
allgemein antieuropäiſchen Charakter und ſind durch eine Erhöhung 
der Grundſteuer veranlaßt worden. Wir geben dieſe nur tatſächlichen 
Nachrichten unter allem Vorbehalt. Es ſind bisher nur kurze, nicht immer 
ganz klare telegraphiſche Nachrichten nach Europa gelangt. Bis die 
indiſche Poſt eintreffen kann, vergehen noch einige Wochen, ſo lange 
dauert es wohl auch, bis das „Bureau Reuter“ ſeinen Nachrichtendienſt 
organiſiert hat. 
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Ehe wir dieſe engliſchen Angelegenheiten verlaſſen, ſei noch der 
ruſſiſchen Sozialdemokraten gedacht, die am Sonntag in Islington, 
der Vorſtadt Londons, die an die London Bridge ſtößt, gelandet ſind. 
Dort werden ſie nach ihrer lächerlichen Irrfahrt wie die alten Nüßlers 
in Reuters Stromtid ſich ihre Geheimniſſe in die Ohren ſchreien können. 
In England denkt man ja liberaler als in den ſkandinaviſchen Staaten 
und in Rußland, wenn es ſich um Dinge handelt, die England nicht 
direkt berühren. Hat man doch auch trotz aller Entrüſtung, die dem 
Attentat gegen König Alfons XIII. und ſeine Gemahlin folgte, ſich nach 
l4tägigem Lärm beruhigt und die Anarchiſten in aller Ruhe ihre Waffen— 
ſendungen nach Rußland expedieren laſſen. Jetzt tröſtet man ſich damit, 
daß die ruſſiſchen Sozialdemokraten nicht ſo ſchlimm ſeien, wie die 
Sozialrevolutionäre und daß ſie etwa der engliſchen Arbeiterpartei 
gleichzuſetzen wären. So ſchreibt die „Tribune“, die doch wiſſen müßte, 
da ſie von Petersburg aus ſehr intim bedient wird, daß die Sozial— 
demokraten in Rußland die ſchärfere Obſervanz darſtellen und in ihren 
Ausläufern von den Terroriſten nicht zu unterſcheiden ſind. Aber es iſt 
vergebliches Bemühen, dieſe abſichtlichen Selbſttäuſchungen aufzuklären. 
Da ſich mit ziemlicher Beſtimmtheit darauf rechnen läßt, daß die Isling— 
toner Ruſſen ihre Geheimniſſe nicht lange werden bei ſich behalten können, 
werden wir ja die Bedeutung dieſes Kongreſſes bald genug kennen 
lernen. Er hat neben einigen Mitgliedern der Duma — wir wiſſen 
noch nicht wie viele und welche — zahlreiche Nichtparlamentarier ver— 
ſammelt. Schließen wir aus früheren Plänen auf ihre jetzigen Abſichten, 
ſo handelt es ſich entweder um die Organiſation eines Generalſtreikes, 
oder aber um einen neuen Aufſtand, wie den, der im vorigen Herbſt 
in Moskau niedergeſchlagen wurde. 

Inzwiſchen iſt in Moskau der 4. Kongreß des Verbandes des ruſſi— 
ſchen Volkes zuſammengetreten. Es ſind die Fanatiker der Rückkehr 
zum unumſchränkten Abſolutismus. Schwarzes Volk — wie man in 
Rußland jagt —, dazu hohe Geiſtliche, aber auch zahlreiche Popen und 
Kaufleute und einige Heißſporne von der äußerſten Rechten der Duma, 
wie Herr Puriſchkewitſch und Kruſchewan, oder Franctireurs des Ab— 
ſolutismus, wie Herr Gringmut, der Redakteur der „Moskowskija 
Wjedomoſti“, und der Prieſter Iliodor, einer der ſchlimmſten Finſter— 
linge, der ſeiner ganzen Weltanſchauung und Bildung nach in das Ruß— 
land des 16. Jahrhunderts hineingehört. Von dem Programm: Auf— 
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löſung der Duma, Einführung einer Diktatur, völlige Entrechtung der 
Juden (ſie ſollen ferngehalten werden von Armee und Flotte, Staats— 
und Kommunaldienſt, den Zeitungsredaktionen, einer Reihe freier Be— 
rufe und von allen chriſtlichen Lehranſtalten, ihr Vermögen ſoll ein— 
gezogen werden, wenn ſie an der Revolution beteiligt geweſen ſind, 
und die ruſſiſche Judenſchaft überhaupt auf ein enges Anſiedelungs— 
gebiet eingeſchränkt werden), Ruſſifizierung der Grenzprovinzen uſw. 
iſt bisher noch nichts in Form von Reſolutionen an die Offentlichkeit 
gedrungen. Man hat ſich zunächſt auf eine große religiös-patriotiſche 
Demonſtration beſchränkt, die von dem Metropoliten von Moskau, 
Wladimir, mit Beihilfe zahlreicher Geiſtlichen im Kreml begangen 
wurde. Nach dem Gottesdienſt ging der gewaltige Zug mit ſeinen 
189 Fahnen über den „roten Platz“ zum Denkmal Minin und Poſhars— 
kis, die vor bald 400 Jahren das Vaterland von den Polen befreiten. 
Danach zum Hauſe des Generalgouverneurs u. ſ. f. Wir betonen dieſe 
Einzelheiten, weil ſie zeigen, daß Kirche und Obrigkeit der Bewegung 
nicht fernſtehen. Das iſt aber trotz der patriotiſch-monarchiſchen Stim— 
mung der Maſſen keineswegs ungefährlich, weil es ungeheuer ſchwer 
fallen wird, die entfeſſelten Leidenſchaften wieder zu zügeln. Eine 
Wendung, welche den Führern dieſer Bewegung die Zügel Rußlands 
in die Hand lieferte, wäre aber das größte Unglück, das Rußland treffen 
könnte. Weit größer noch als die zeitweiligen Schrecken einer neuen 
ſozialiſtiſchen Erhebung. Denn auch in dieſer patriotiſch betenden und 
ſingenden Maſſe wurzeln die ſchlimmſten Inſtinkte, und ſie wäre jeder— 
zeit bereit niederzumachen, was ihr als Feind von Gott und Kaiſer 
bezeichnet wird. So ſcheint uns, daß, nachdem mit den geiſtlichen Feier— 
lichkeiten dem Bedürfnis der Menge genug geſchehen iſt, eine möglichſt 
ſchleunige Auflöſung des Kongreſſes nicht nur ratſam, ſondern abjolut 
notwendig iſt. Es gibt, nachdem man einmal den Entſchluß gefaßt hat, 
die Verfaſſung vom 30. Oktober zu verleihen, kein anderes Heil, als 
feſt auf ihr zu beharren, und ſich weder nach rechts noch links abdrängen 
zu laſſen. Die Unterſtützung der Regierung ſollte daher vor allem der 
Partei vom 17./30. Oktober gehören, und man ſollte keine Opfer ſcheuen, 
um ihr eine Preſſe zu ſchaffen, die den reaktionären wie den halb oder 
ganz revolutionären Organen die Wage halten kann. Mit einem ſo 
geſinnungsloſen Blatt wie die „Nowoje Wremja“, die heute zu dieſer 
und morgen zu jener Fahne ſchwört, iſt es wahrhaftig nicht getan. 
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Die Attentate im Innern des Reiches und in den Grenzmarken 
dauern fort, ebenſo und in ſteigendem Umfange die „Expropriationen“, 
d. h. die Raubanfälle. Über die Zuſtände in Lodz berichtet eine Korre— 
ſpondenz der „Nowoje Wremja“ unter der Spitzmarke: „Die Stadt 
des Todes“, und was der Korreſpondent erzählt, iſt in der Tat er— 
ſchütternd. „Die einſt ſo blühende Stadt iſt wie ausgeſtorben, die 
Straßen ſind leer, ſeltene Fußgänger laufen, ſich ſcheu umblickend, 
über die Trottoire. Selbſt in den Hauptläden der Stadt ſind die eiſernen 
Läden geſchloſſen, und man handelt im Halbdunkel. Auf den Straßen 
hört man faſt nur den ſchweren Schritt der Patrouillen. Ich war zwei 
Tage in Lodz, und in dieſer Zeit wurden 13 Leichen und ebenſoviel 
Verwundete von den Straßen aufgeleſen uſw.“ Es folgt die Erzäh— 
lung einzelner beſtialiſcher Morde, die wir unſeren Leſern erlaſſen 
wollen. 

Nebenher geht die Auswanderungsbewegung. „Wir dachten 
darüber nach“ — ſchreiben die Bauern des Dorfes Djanowo — „was wir 
tun ſollten, und beſchloſſen, nach Sibirien überzuſiedeln, obgleich es 
wohl bitter iſt, das Land zu verlaſſen, auf dem man geboren iſt, und 
dazu noch ein ſo fruchtbares.“ 300 Familien, d. i. 1500 Seelen, laſſen 
ſich als Anſiedler anſchreiben. Da aber zeigte ſich die „Macht der Finſter— 
nis“ in all ihren Schrecken. Nachdem die Auswanderer ihre Wirtſchaft 
verkauft und aufgelöſt hatten, verſoffen ſie ſofort das Geld, das ihnen 
ausgezahlt war. „Die Weiber und die Kinder ſchrien und die betrun— 
kenen Männer ſchlugen die Frauen. Gegen 40 Seelen wurden zu Krüp— 
peln geſchlagen, drei hat man in jene Welt befördert. Gott bewahre 
uns davor, das noch einmal zu ſehen.“ Schließlich ſind dieſe Leute 
dann wirklich nach Sibirien gelangt ohne einen Groſchen Geld, das Land 
aber haben ſie nicht gefunden. Auf den Stationen, in den kalten Wag— 
gons „ſind uns die Kinder bis auf das letzte geſtorben.“ 

„Das iſt“, bemerkt der Gewährsmann der ruſſiſchen Zeitung, „der 
Typus unſerer unſinnigen und abgeſchmackten Auswanderung. Ohne 
den Weg zu kennen, fahren die Bauern betrunken fort, ſie treffen als 
Bettler ein und kehren dann in die Heimat zurück, in der ſie keine Stätte 
mehr beſitzen.“ Solcher Unvernunft gegenüber wird ſich ſchwer be— 
ſtreiten laſſen, daß jedes Plus an Selbſtbeſtimmungsrechten, das dieſen 
Kindern verliehen wird, vom Übel wäre. Trotz all dieſer beunruhigen— 
den Symptome fortdauernder Gärung glauben wir zu erkennen, 


— 189 — 


daß das Volk der Revolution müde geworden it. Man jehnt ſich nach 
Ruhe, und aus dieſer allgemeinen Stimmung heraus wird wohl auch 
die Wendung kommen, die über kurz oder lang der ruſſiſchen Revolution 
ein Ende bereiten muß. 

In Frankreich hat der Riß, der zwiſchen Regierung und den Be— 
amtenſyndikaten klaffend geworden iſt, wie wir ſchon jüngſt bemerkten, 
auch den Gegenſatz zwiſchen Radikalen und Sozialdemokraten geſchärft. 
Es iſt darüber in der Kammer zu lebhaften Debatten gekommen, in denen 
Deschanel in einer vortrefflichen Rede für die Autorität des Staats— 
gedankens eintrat. Ihm hat dann Jaures in einer Rede, die ſich durch 
zwei Sitzungen zog, geantwortet. Eine Rede Clemenceaus ſteht noch 
aus, doch kann ſchon jetzt als ſicher gelten, daß die Kammer ihn nicht im 
Stich laſſen wird. Ein Teil der Sozialiſten geht zu den Radikalen über, 
nur die äußerſte Linke wird zu Jaurès und der Föderation ſtehen. Im 
Grunde iſt das inſofern wenig erfreulich, als es nicht zu einer klaren 
Scheidung zwiſchen den Parteien gekommen iſt. Der Kampf wird nach 
errungenem Sieg bei nächſter Gelegenheit wieder aufgenommen wer— 
den müſſen, und der Ausgang kann dann leicht von einem Zufall ab— 
hängen. Es bot ſich dem Miniſter ein günſtiges Feld, eine Entſcheidungs— 
ſchlacht zu ſchlagen. Er hat es vorgezogen, ſich mit einem wenig be— 
deutenden Vorpoſtengefecht zu begnügen, durch welches nichts ent— 
ſchieden iſt. 

Die Nachrichten, die aus Marokko kommen, ſind beunruhigend, 
aber nicht beglaubigt. Wir behalten uns unſer Urteil vor. 


16. Mai 1907. Entdeckung eines gegen den Zaren geplanten Attentats in Zarskoje. 
Unruhen der Weinbauern in Beziers. 
Beraubung der Poſt in Lodz. Straßenkämpfe. 8 
Unordnungen in der Duma. Agrarunruhen in den Gouvernements Saratow, 
Simbersk, Koſtroma. 

18. Mai. Unruhen in Perſien in Anlaß der noch nicht erfolgten Beſtätigung der Verfaſſung. 
Ernennung Dernburgs zum Staatsſekretär des Reichskolonialamts. 

19. Mai. Kämpfe zwiſchen türkiſchen Truppen und bulgariſchen Banden in Makedonien. 

20. Mai. Ernennung von Lindequiſts zum Unterſtaatsſekretär im Reichskolonialamt, von 
Schuckmanns zum Gouverneur von Süd-Weſt-Afrika. 


22. Mai 1907. 

Ein Herr Shoſai H., deſſen Name uns nicht erkennen läßt, ob wir 
einen Chineſen oder einen Japaner vor uns haben, veröffentlicht in 
dem „Courrier Européen“ einen Artikel „Japan gegen Deutſchland“, 
der ſich zunächſt bemüht nachzuweiſen, daß es ein Irrtum ſei, Japan 
für ein Werkzeug der engliſchen Politik zu halten. Vielmehr gehöre 
der Vorteil von der engliſch-japaniſchen Allianz ihnen, den Japanern, 
und Japan ſei bemüht, England ſeinen Zwecken dienſtbar zu machen. 
Daß dieſe aber eine Verdrängung Deutſchlands aus dem Konkurrenz— 
gebiet des großen Ozeans verlangten, liege auf der Hand und wird 
durch eine Reihe von Zitaten aus japaniſchen Blättern wahrſcheinlich 
gemacht. Das Homiuru Shimban vom 7. März 1907 und eine japaniſche 
Biographie von Zeitgenoſſen von Toyabo Shunte geben die allerdings 
erſtaunlichen Belege dafür, wie der Deutſchenhaß in Japan gepflegt 
wird. Auch ein Abgeordneter, Takekoſhi Soſaburo, wird ins Gefecht 
geführt. Dieſer Herr, der Deputierter für Niigata iſt und als ſehr ein— 
flußreich dargeſtellt wird, ſieht Aſien vor allem von der deutſchen Gefahr 
bedroht und findet, daß die engliſche Verbindung dagegen noch keinen 
genügenden Schutz biete. „Japan und Frankreich müßten ſich ver— 
binden, denn ihre Intereſſen im fernen Oſten ſind die gleichen. Das 
Reich des Mikado iſt glücklich, daß Frankreich Tonking und Cochinchina 
beſitzt, es würde mit gleicher Freude die Feſtſetzung Frankreichs und 
ſeines Kultureinfluſſes, der der heutigen Welt das Licht gibt, in Kuang 
Tong und in Kuang Si begrüßen. Aber allerdings unter der Bedingung, 
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daß Frankreich Deutſchland im fernen Oſten knebele und ſeine auf 
Ozeanien gerichteten Pläne lahm lege.“ So gibt Herr Shoſai die Be— 
fürchtungen und Wünſche des Herrn Abgeordneten von Nigata wieder. 
Er ſelbſt aber reſümiert ſich am Schluß folgendermaßen: 

„Wenn Deutſchland nicht freiwillig im fernen Oſten abdankt, wird 
die deutſche Politik für Japan höchſt unbequem, und das kann vielleicht 
in Zukunft zu einem Kriege führen. Aber Japan wünſcht (im Gegen— 
ſatz zu ſeiner Stellung zu den Vereinigten Staaten) dieſen Krieg nicht 
ſelbſt zu ſchlagen. Ein europäiſcher Krieg wäre ihm lieber, und es iſt 
bereit, das trügeriſche Verſprechen einer möglichen Intervention zu 
machen. Vielleicht bricht dann die Macht Deutſchlands unter dem 
Druck einer Koalition neidiſcher Mächte zuſammen. Deshalb macht 
Japan ſich in ſehr diskreter Weiſe die engliſchen Intereſſen zu eigen 
und ſorgt ſo unter dem Schein unerſchütterlicher Freundſchaft für 
Erfüllung ſeiner eigenen geheimen Wünſche. Welcher Irrtum daher, 
Japan als das Spielzeug Englands, als den Puterhahn der Poſſe dar— 
zuſtellen. Japan liebt weder Großbritannien noch Deutſchland. Es 
benutzt ſie, um ſeine Pläne auszuführen. Das iſt der Schlüſſel des 
Geheimniſſes. Heute antideutſch, wird es vielleicht morgen antiengliſch 
ſein.“ 

Das klingt beunruhigender als es iſt. Deutſchland vertritt im 
fernen Oſten das Prinzip der offenen Tür, und wenn Japan dieſes 
durchbrechen wollte, hätte es bald die ganze Welt gegen ſich. Die jetzt 
perfekt gewordene franzöſiſch-japaniſche Verſtändigung aber hat den 
Zweck, Japan das zu ſchaffen, was es zumeiſt braucht, nämlich Geld. 
Wenn wir recht unterrichtet ſind, handelt es ſich um zwei Milliarden 
Franes, von denen England nur den kleineren Teil geben würde. Welches 
die Vorteile ſind, die Frankreich dabei zufallen, wird wohl erſt nach Ver— 
öffentlichung des Vertragsinſtruments erſichtlich ſein. Einer Garantie 
des franzöſiſchen Beſitzſtandes bedurfte es offenbar nicht, da der Status 
quo Oſtaſiens mehrfach und zuletzt noch durch den engliſch-japaniſchen 
Vertrag ausdrücklich garantiert worden iſt. Es müſſen alſo andere In— 
tereſſen ſein, die geſchützt, eventuell erſt gewonnen werden, vielleicht 
das Eindringen der franzöſiſchen Kultur in Südchina, von der jener 
Deputierte für Niigata ſo lobend ſprach. Vielleicht, aber nicht wahr— 
ſcheinlich, obgleich es ein alter Wunſch Frankreichs iſt, dieſe Gebiete zu 
exploitieren. Denn ſchließlich iſt es doch chineſiſches Land, über das 
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China, nicht Japan zu verfügen hat, und wir wiſſen, daß China jetzt 
prinzipiell neue Konzeſſionen nicht an Europäer verleiht, auch wäre 
es eine Rückkehr zum Prinzip der Einflußſphären, das als definitiv auf— 
gegeben gilt. 

Was uns als Niederſchlag all der umfliegenden Gerüchte und Be— 
fürchtungen erſichtlich zu ſein ſcheint, iſt ein Gefühl der Unſicherheit, 
das durch die Verſchiebung aller Machtverhältniſſe im fernen Oſten 
hervorgerufen iſt. Die Wendung der japaniſchen Preſſe gegen Deutſch— 
land erklärt ſich aus dem Einfluß, den das bekannte engliſche Preß— 
konſortium auch auf japaniſchem Boden ausübt. Der engliſche 
Kolonialunterſtaatsſekretär Winſton Churchill hat am 15. Mai in einem 
Anlaß innerer engliſcher Politik das Treiben dieſer Organe am Beiſpiel 
der „Daily Mail“ gebrandmarkt, nur iſt leider keine Hoffnung, daß 
dadurch irgend eine Wandlung in der Haltung dieſer Kategorie von 
„öffentlicher Meinung“ zu erwarten wäre. Sie geht ſchamlos ihre Wege 
weiter. 

In betreff der marokkaniſchen Angelegenheiten gehen franzöſiſche 
und engliſche Berichte auseinander. Wir haben im „Petit Temps“ 
vom 19. Mai einen höchſt optimiſtiſchen Bericht über die Wirkung der 
Okkupation von Üdjda gefunden, der in den nachdrücklichen Rat aus— 
mündet, hier dem franzöſiſchen Einfluß eine dauernde Stätte zu bereiten. 
„Fortan müſſen wir die Initiative zu allen Maßregeln ergreifen, und 
die Beamten des Maghſen werden unſeren Willen entgegenzunehmen, 
nicht uns den ihrigen zu diktieren haben. . . . Es muß daher eine anſehn— 
liche (serieuse) franko-marokkaniſche Polizei organiſiert werden, die 
wir, nicht nur die Agenten des Sultans ſorgfältig beaufſichtigen müſſen 
und die nach unſerem Abzug das Regiment aufrechtzuerhalten haben, 
das wir eingeſetzt haben werden.“ Der Artikel weiſt zudem auf die viel— 
fachen Genugtuungen hin, die Frankreich vom Sultan zu beanſpruchen 
habe, und wir zweifeln nicht daran, daß die Dinge tatſächlich ſo liegen. 
Aber die Franzoſen werden ſelbſt erwägen, ob ſie einen günſtigen Augen— 
blick zur Durchführung ihrer Abſichten gewählt haben. Es iſt kein Zweifel 
mehr, daß die Gärung in Marokko einen ſehr ernſten Charakter ange— 
nommen hat. Ein Korreſpondent der „Tribune“ aus Magador mag 
dafür an unſerer ſtatt das Wort ergreifen. Er ſchließt ſeine ſehr umfang— 
reiche und wohl dokumentierte Darſtellung der Verhältniſſe mit den 
folgenden zuſammenfaſſenden Bemerkungen: 
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„Was die nächſte Zukunft bringen wird, wäre vermeſſen vorher— 
zuſagen. Eins aber bleibt ſicher. Die Mauren des ganzen Reiches — 
das nicht mehr von Mulai Abd-el-Aziz regiert wird — bewaffnen und 
alliieren ſich, um einen Verteidigungskrieg gegen fremde Eindringlinge 
in ihr Territorium zu führen. Die Provinzialgouverneure, die Häupt— 
linge großer kriegeriſcher Stämme und Hochland-Clans kaufen Pferde 
auf jedem Markt, teils als Remonte, teils um nichts für die Expeditionen 
der Fremden übrig zu laſſen. Alle Repetierflinten — und es ſoll eine 
halbe Million im Lande ſein — werden geölt, Kartätſchen ſind um das 
Doppelte im Preiſe geſtiegen, „Ala neyet el Jehad, in sha-Allah“ 
(Für den heiligen Krieg, wenn es Allah ſo gefällt). Das iſt es, was man 
überall hört, außer in den Hafenplätzen, deren Bewohner keine Neigung 
haben, Maſchinengewehren entgegenzutreten. Auch iſt abgeſehen von 
der ungeheuren Überlegenheit der modernen „ziviliſierten“ Waffen 
über das Magazingewehr, mit dem die Mauren bewaffnet ſind, das 
Land von idealer Schwierigkeit für die Operationen europäiſcher Truppen. 
Es gehört ſchon nicht geringe Lokalkenntnis dazu, Waſſer für 100 Mann 
und Pferde zu finden, geſchweige denn für die 200 000 Mann, die ohne 
Zweifel erforderlich ſind, um Marokko zu erobern, der danach folgenden 
„Pazifikation“ von ſieben Millionen wilderregten Moslem, Männern, 
Weibern und Kindern nicht zu gedenken.“ 

Wir bemerken dabei, daß jener Korreſpondent, der, wie er ſagt, 
ſchon lange in Marokko lebt und die Landesſprache ſpricht, die von 
Frankreich geforderte Abſetzung des alten Kaid Warzazi von Marrakeſch 
als das Ereignis bezeichnet, das den Fanatismus der Maſſen entflammt 
habe. Das Gerücht, daß eine Miſſion unterwegs ſei, um die Mörder 
des Dr Mauchamp zu ſtrafen, aber habe ſich blitzſchnell (like wildfire) 
durch alle Provinzen des Sudans verbreitet. Sie alle ſtänden zuſammen, 
um jedes Eindringen von Fremden zu verhindern (solid against impor— 
tation of the advance agents of foreign penetration). Wir haben 
in keinem franzöſiſchen Blatt eine ſo ernſte Zeichnung der Lage gefunden, 
aber wir halten die Schilderung des Engländers nicht für übertrieben. 
Sie trägt nicht den Charakter politiſcher Tendenz, ſondern den ehrlicher 
Berichterſtattung eines kundigen Zeugen. Man wird daher den nächſten 
Entſchlüſſen der franzöſiſchen Regierung mit Spannung entgegenſehen. 
Es hängt ein Stück Zukunftsgeſchichte an ihnen. Wie wir ſchon vor 
zwei Jahren ausführten, wird Marokko zum Wespenneſt, ſobald in der 
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Bevölkerung der Verdacht beſteht, daß man ihr ihre Unabhängigkeit 
beſchränken will, und jede politiſche Frage nimmt auf dieſem Boden 
den Charakter des religiöſen Fanatismus an. 

Der Islam iſt ſeit einer Reihe von Jahren in Gärung, und wenn 
ſich die Wogen bisher immer wieder gelegt haben, liegt darin keine 
Garantie dafür, daß das weiterhin ebenfalls geſchehen wird. Auch 
das politiſche Leben dieſer Nationen iſt in ein raſcheres Tempo getreten, 
und es läßt ſich nicht verkennen, daß überall die Neigung beſteht, die 
wie ein Schickſal hingenommene Vorherrſchaft der weißen Raſſen ab— 
zuſchütteln. Das überall hin verbreitete Gerücht von vorhandenen 
oder bevorſtehenden Zerwürfniſſen unter den „Europäern“ hat nächſt 
den Siegen Japans und der engliſch-japaniſchen Allianz am meiſten 
dazu beigetragen. Ein Zuſammenſchluß Europas wäre die richtige 
Antwort darauf, aber wie läßt ſich darauf rechnen, daß gerade dieſes 
einzig Vernünftige und Zweckmäßige Wirklichkeit wird? 

Auf dem Feſt, das jüngſt in Köln zur ſechſten Zentenarfeier der 
heiligen Eliſabeth gefeiert wurde, hat ein Franzoſe, der Herzog de la 
Solle de Bochemaure, wie wir der „Europe coloniale“ entnehmen, in 
Anſpielung auf die Tatſache, daß einer ſeiner Ahnen bei Roßbach mit— 
gefochten, den folgenden Toaſt gehalten: „Mein heißer Patriotis— 
mus hat ohne Verlegenheit an einen Tag erinnert, der für die Meinigen 
unglücklich war. Ich bin allerdings der Überzeugung, daß unſere beiden 
Nationen, die Nachbarn ſind und oft Gegner waren, alle beide auf ſo 
glorreiche Jahrhunderte zurückblicken, daß ſie über keine Seite ihrer 
Geſchichte zu erröten brauchen. So mag denn die Zukunft beiden „sans 
abdication ni déchéance“ die Freuden friedlicher Eroberungen bringen, 
die den Menſchen adeln und von Tag zu Tag materiell und moraliſch 
die Menſchheit heben und ihr Los beſſern.“ Der Herzog it Provencale 
und Dichter, wir wünſchen ihm und uns, daß ſein Traum in Erfüllung 
gehe. 

Aus Indien ſind ausführliche Berichte, wie ſich vorausſehen ließ, 
noch immer nicht eingetroffen. Man iſt auf die „Agentur Reuter“ 
und wenig eingehende Telegramme der engliſchen Zeitungen ange— 
wieſen. Die engliſche Regierung wird genauer informiert ſein, iſt aber 
mit ihren Nachrichten ſehr zurückhaltend, was ſich wohl verſtehen läßt. 
Was wir wiſſen, zeigt, daß die indiſch-engliſchen Handelskammern 
offenbar in Sorge ſind und daß in Bengalen jetzt eine lebhafte Agitation 
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ſtattfindet, um engliſche Waren zu boykottieren. Im Punjab ſoll es 
ruhiger geworden ſein, doch gibt der Gegenſatz von Mohammedanern 
und Hindus Anlaß zu ſteten Unruhen. In England verlangt alles raſches 
und rückſichtsloſes Einſchreiten und, wie es ſcheint, war es kaum nötig, 
dieſe Mahnung an die indiſche Regierung zu richten. Sie zieht von 
allen Seiten her Truppen jeder Waffengattung an die bedrohten Punkte 
und hat augenſcheinlich Anſtalten getroffen, die Bewegung, die 
doch noch in ihren Anfängen ſteckt, zu unterdrücken. Es ſcheint aber, 
daß es nicht nur religiöſe und politiſche Motive ſind, welche die Maſſen 
in Bewegung geſetzt haben, ſondern daß Not und Verzweiflung dabei 
eine nicht geringe Rolle ſpielen. Man hat es wenig beachtet, daß wieder 
eine bösartige Peſtepidemie durch Bengalen zieht. Die Zahl der Opfer 
wird ſo hoch angegeben, daß wir uns ſcheuen, ſie zu wiederholen, weil 
ſie uns übertrieben ſcheint. Immerhin müſſen die Verluſte ſehr bedeu— 
tend ſein. Die Regierung ſteht dieſer Seite des Übels ganz wehrlos 
gegenüber, da die Bevölkerung nicht dazu zu bewegen iſt, ſich impfen 
zu laſſen, auch all den Millionen gegenüber eine Impfung abjolut 
undurchführbar iſt. Aber was vor der Krankheit flieht, iſt verzweifeltes, 
zu allem bereites Volk, ſo recht das Material zu Aufſtänden und Ge— 
walttaten, während andererſeits der Aufſtand dazu beiträgt, die Krank— 
heit weiter zu verbreiten, auch das Eindringen der Truppen in dieſe 
Peſtgebiete nicht unbedenklich iſt. Trotz alledem glauben wir nicht, 
daß der Aufſtand Ausſichten auf Erfolg hat. Er iſt für die Inder zu 
früh gekommen und für England gerade zur rechten Zeit, um ihn gewalt— 
ſam zu unterdrücken. Auch liegt es nicht im engliſchen Intereſſe, die 
mögliche Tragweite der Erhebung zu verkleinern; je gefährlicher ſie 
erſcheint, um ſo weniger Widerſpruch wird eine erbarmungsloſe Re— 
preſſion finden. 

Nächſt dieſen indiſchen Sorgen ſcheint man ſich in England zur— 
zeit meiſt für die Frage der Annexion des Kongo durch Belgien zu 
intereſſieren. Sie verknüpft ſich mit der Agitation gegen die Miß— 
ſtände in der Verwaltung des Kongoſtaates, und ſpeziell dieſe Seite 
der Frage iſt jüngſt Gegenſtand einer Interpellation im Unterhauſe 
geweſen. Sir Edward Grey hat ſehr zurückhaltend geantwortet: Er 
könne nur wiederholen, was er ſchon im vorigen Jahre geſagt, aber es 
ſei nicht möglich, bis ins Endloſe zu warten. Sollte ſich wirklich zeigen, 
daß Belgien unfähig oder nicht gewillt ſei, das Werk auf ſich zu nehmen, 
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das man von ihm erwarte, jo werde die Frage einen internationalen 
Charakter gewinnen, und England werde dann gleich allen übrigen 
Mächten ſeinen Anteil an neuer politiſcher und diplomatiſcher Ver— 
antwortung auf ſich nehmen. Es werde dies aber nicht gern tun, da 
die Laſt ſeiner Verantwortlichkeiten bereits groß genug ſei. 

Das heißt wohl, daß England bereit iſt, die Frage der Reformen 
im Kongo einer internationalen Konferenz zu unterbreiten, aber feine 
Neigung hat, die Initiative dazu zu ergreifen. Das „Journal des 
Debats” bemerkt hierzu: „Dieſe Initiative muß von Staaten aus— 
gehen, welche Rechte und ſpezielle Pflichten dem Kongo gegenüber 
haben.“ Es wird dabei offenbar in erſter Linie an Belgien und Frank— 
reich gedacht worden ſein. Daß auch wir an dieſer Frage lebhaft inter— 
eſſiert ſind, ergibt ſich aus der Nachbarſchaft Deutſch-Oſtafrikas mit 
dem Kongoſtaat und aus der Rolle, die Deutſchland in der Kongo— 
konferenz vom Februar 1885 geſpielt hat. Damals ſind Deutſchland 
und Frankreich in allen Stücken Hand in Hand gegangen, und auch 
heute gibt es dort keine Intereſſenfrage, die zwiſchen uns ſtünde. Es 
macht ſich jetzt, wo unter allen Umſtänden wichtige Entſcheidungen 
getroffen werden müſſen, doch läſtig geltend, daß wir noch immer keine 
Vertretung im Kongo haben. Der Gouverneur von Kamerun beſorgt 
die Funktionen eines deutſchen Konſuls für den Kongo. Sollte es nicht 
an der Zeit ſein, einen deutſchen Berufskonſul zur Wahrung unſerer 
Intereſſen an Ort und Stelle einzuſetzen? Auch um ein kompetentes 
Urteil über die ſentimentale Seite der Frage, die behaupteten Belgian 
atrocities zu gewinnen, könnte das nur erſprießlich ſein. 

Die erſte Probe des allgemeinen Wahlrechts in Sſterreich iſt nicht 
eben erfreulich ausgefallen. Eine ſtarke Zunahme der Sozialdemokraten 
und wahrſcheinlich ein klerikal-polniſcher Block als Regierungspartei, 
das iſt das Reſultat. Zwar ſtehen noch eine lange Reihe von Stich— 
wahlen aus (230 gültige Wahlen, 165 Stichwahlen, plus dem noch 
ausſtehenden Reſultat für Galizien). Der Reichsrat, der früher 425 
Mitglieder zählte, ſteigt auf 516. Das prozentuale Verhältnis der Natio— 
nalitäten wird nach einer Berechnung der „N. Fr. Pr.“ ſich ſo geſtalten, 
daß je ein Abgeordneter gewählt wird auf 37,3 Deutſche, 52,7 Tſchechen, 
46,3 Polen, 94,7 Ruthenen; nach Wahlkollegien ſtehen die Slaven 
mit 250 Kollegien obenan, dann folgen die Deutſchen mit 233 und 
die Italiener mit 24. Aber das alles iſt zerriſſen und gruppiert ſich zu 
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in Summa 18 verſchiedenen politiſchen Parteien. Es bleibt abzuwarten, 
wie die praktiſche politiſche Arbeit die Parteien zuſammenführen wird. 
Mit voller Beſtimmtheit läßt ſich jedoch ſagen, daß weder die auswärtige 
Politik noch die Armee durch den Ausfall der Wahlen berührt wird. 

Am 13. Mai, als das engliſche Parlament in die Pfingſtferien ging, 
iſt die Duma wieder zuſammengetreten. Sie hat vier Tage in leidlichem 
Frieden geſeſſen und in Geduld die endloſen Reden angehört, mit 
denen der Eifer der Abgeordneten ſie bedachte; am fünften Tage aber 
brach der Sturm los. Die äußerſte Linke hatte unter großer Nachſicht 
des Präſidenten ihren Angriffen gegen die Regierung eine beſonders 
ſcharfe Form gegeben und dadurch die ohnehin kampfluſtigen Vertreter 
der Rechten noch mehr gereizt. Namentlich der Abgeordnete Puriſchke— 
witſch machte durch ſtete Zwiſchenrufe ſeinem Groll Luft. Als darauf 
ein mohammedaniſcher Redner, Chaſanow, die Bemerkung fallen ließ, 
daß die Sſamoderſhawije (die abſolute Regierung) früher ſtark genug 
geweſen ſei, ihren Willen durchzuſetzen, wurde er von Saſſonow 
(äußerſte Rechte) mit den Worten unterbrochen: „Sie iſt auch heute 
noch ſtark.“ Den weiteren Verlauf zu beſchreiben, ſcheint nicht möglich 
zu ſein. Die Abgeordneten Klepowski, Puriſchkewitſch und Saſſonow 
erhoben ſich von ihren Plätzen und ſchrien etwas, was nicht verſtanden 
wurde. Die Linke antwortete ihrerſeits mit lautem Geſchrei, die Pult— 
deckel klappten, Chaſanow trommelte mit den Fäuſten auf der Redner— 
tribüne — endlich wurde es ſtiller und es kam nun zu einem Wort— 
wechſel zwiſchen dem Präſidenten und den drei Opponenten der Rechten 
der dahin ausmündete, daß der Präſident ein Votum durchſetzte, das 
die drei für die Dauer von 15 Sitzungen von der Duma ausſchloß. Da 
Puriſchkewitſch ſich weigerte, den Saal zu verlaſſen, und auch der Dro— 
hung nicht wich, daß der Präſident ihn werde abführen laſſen, ſchloß 
dieſer endlich die Sitzung. 

Das iſt wenig würdig, iſt aber ſchließlich auch in anderen 
Parlamenten mutatis mutandis vorgekommen. In Frankreich 
mußte am 2. März 1823 der Abgeordnete Manuel ſogar gewalt— 
ſam durch Poliziſten aus dem Sitzungsſaal geſchleppt werden. Wich— 
tiger als die Ausweiſung der drei ſcheint uns die Tatſache, daß 
der Präſident Golowin ſo wenig Autorität hat, und zweitens, daß 
die Kadetten, die, wie es ſchien, im Begriff waren, eine Schwenkung 
zu den gemäßigten Parteien zu vollziehen, ſich wieder ganz 
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der Linken zuzuwenden begonnen haben. Das Überwiegen der 
Linken bedeutet aber über kurz oder lang die Auflöſung der 
Duma. Dieſe Leute ſind unfähig etwas aufzubauen, ſie können nur 
deklamieren und agitieren. Beim beſten Willen wird der Miniſter— 
präſident ſchließlich nicht anders können, als ſie nach Hauſe zu ſchicken. 
Fragt man ſich aber, was das Land dazu ſagen wird, ſo ſpricht die Wahr— 
ſcheinlichkeit dafür, daß es eine Auflöſung gleichgültig hinnehmen wird. 
Es beſtätigt ſich immer mehr, daß alles des Treibens müde geworden 
iſt. Auch die Arbeiter und die Bauern. Selbſt eine Anderung 
des Wahlgeſetzes dürfte ohne großen Wiederſpruch hingenommen 
werden, wenn nur die Zuverſicht bleibt, daß es ſich nicht um eine Rück— 
kehr zum status quo ante handelt. Denn der iſt unmöglich geworden 
und nicht wiederherzuſtellen. Die Regierung aber muß ſich doch ſagen, 
daß es nicht möglich iſt, mit dieſer Verſammlung im Nacken ein lebens— 
fähiges Rußland aufzubauen, und vor der Pflicht, den Staat zu erhalten, 
tritt doch ſchließlich jede andere Rückſicht zurück. 

Allerdings bleibt die eine ungeheure Gefahr, die von der Seite 
der Terroriſten ausgeht. Wir ſtehen bereits in einer neuen Ara der Atten— 
tate und daß ſie nach Rückkehr der in London tagenden Revolutionäre 
ſich noch ſteigern wird, iſt mit Beſtimmtheit anzunehmen. Die engliſchen 
Zeitungen haben ausführliche Nachrichten über die Entdeckung einer 
Verſchwörung gebracht, die gegen den Zaren gerichtet war, und die 
ihre Mitglieder bis in den Kreis ſeiner Leibwächter hatte. Glücklicher— 
weiſe fand ſich noch rechtzeitig ein Angeber, der den Anſchlag verriet. 
Schon die erſten Anfänge der Unterſuchung haben ergeben, daß dieſe 
Verſchwörung zahlreiche Mitglieder, darunter wahrſcheinlich auch 
Abgeordnete der Duma, zählte. Vielleicht gelingt es jetzt der leitenden 
Zentralorganiſation, der Terroriſten habhaft zu werden, und das könnte 
zu einem Wendepunkt in der Geſchichte der ruſſiſchen Revolution führen. 
Den Zarenmord zu verteidigen, werden auch die wildeſten Dumamit— 
glieder nicht die Stirn finden. Man wird mit den Mördern aus Prinzip 
aufräumen können, und das iſt wahrhaftig an der Zeit. 

Wir halten es auch nicht für richtig, wenn die immer zahlreicher 
werdenden Raubanfälle nur auf Koſten von gewöhnlichen Räubern 
geſetzt werden. Summiert man, was in den letzten Wochen an barem 
Gelde geraubt worden iſt, ſo kommt man auf ungeheure Summen, 
die gewiß beſtimmt ſind, revolutionären Zwecken zu dienen. Man 
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fragt ſich zudem, woher jene 2—300 Revolutionäre die Mittel genommen 
haben, um ihre Fahrt nach London zu beſtreiten? Es gibt Leute, 
welche behaupten, ſie hätten das Geld von Perſonen erhalten, die 
der Regierung als unverdächtig gelten, die aber — wie es zur Zeit der 
erſten Nihiliſtenepidemie war — ſchadenfrohe Helfer jedes gegen das 
geltende Regime gerichteten Anſchlages ſind. Gewiß, auch das iſt mög— 
lich, aber die Wahrſcheinlichkeit ſpricht dafür, daß es expropriiertes 
Geld war. Wieviel Opfer bei dieſen Expropriationen fallen, iſt ja 
ſchließlich zu einer Frage geworden, die nicht weiter berückſichtigt wird. 

Immer größer wird die Sorge, mit welcher ſich die Blicke auf die 
junge Generation richten. Man müßte ſie — ſagte jüngſt ein eben 
aus Rußland gekommener Kenner dieſer Verhältniſſe — wie Moſes mit 
den Juden tat, 40 Jahre lang durch die Wüſte führen, damit ſie aus— 
ſterben, denn für das praktiſche Leben und überhaupt für das Leben 
im Staat ſind fie verdorben! Jene Tatjana Leontjew, die jetzt als 
„geiſteskrank“ in ein Irrenhaus übergeführt worden iſt (aus dem ſie 
wahrſcheinlich bald verſchwinden wird, um in Rußland wieder zu neuen 
„Heldentaten“ aufzutauchen), kann als eine typiſche Erſcheinung betrach— 
tet werden. Dieſe Art Geiſteskrankheit iſt epidemiſch! Die Hoffnung 
der Zukunft kann nur auf den wenigen ruhen, die dieſe Jahre der Ver— 
wilderung durchlebt haben, ohne irre zu werden an der ſittlichen Welt— 
ordnung. 


23. Mai 1907. Die „Kamorra“ vor der italieniſchen Kammer. 

24. Mai. Die Duma willigt 17 Mill. Rbl. für die Hungergouvernements. 
Eröffnung des finnländiſchen Landtags. 

25. Mai. Wahlunruhen in Galizien. 

26. Mai. Zerſtörung einer deutſchen Miſſionsſtation in China. 

27. Mai. Ausbruch von Unruhen in der chineſiſchen Provinz Kwantung. 

28. Mai. Der braunſchweigiſche Landtag wählt den Herzog Johann Albrecht von Mecklenburg 
zum Regenten. 

29. Mai. Beſuch der engliſchen Journaliſten in Berlin. 


29. Mai 1907. 

Am 27. Mai hat die Hamburg-Amerika-Linie den 60. Jahrestag 
ihrer Begründung begehen können. Zum Gedächtnis des Tages iſt 
eine Feſtſchrift: Die Hamburg-Amerika-Linie im ſechſten Jahrzehnt 
ihrer Entwickelung, 1847 — 1907 (von Kurt Himmer, Hamburg), er- 
ſchienen, von der wir wünſchten, daß ſie jedem unſerer Leſer vorläge. 
Die Geſchichte der Hamburg-Amerika-Linie iſt ein Ruhmesblatt der 
Regierung Kaiſer Wilhelms und ein Ehrenzeugnis für die deutſche 
Nation. Was kühner Unternehmungsgeiſt — ſpeziell ſeit den Tagen, 
da Albert Ballin als Generaldirektor fungiert —, was Umſicht in Be— 
urteilung des Möglichen und Gewiſſenhaftigkeit im großen und kleinen 
bei der Ausführung erreichen kann, das hat die Hamburg-Amerika— 
Linie bewieſen. Sie kann ſo recht als der Ausdruck deſſen gelten, was 
wir Deutſchen unter Weltpolitik verſtehen: nicht Eroberung, ſondern 
Erſchließung der Welt in Frieden und mit den friedlichen Mitteln der 
Kultur. Die Geſchichte des Wachstums der Hamburg-Amerika-Linie 
und ihrer Flotten, der Kämpfe, in denen ſie ſich emporgerungen, der 
Hinderniſſe, die ſie überwunden, ſteht in ſo enger Verbindung mit der 
Geſchichte unſeres wirtſchaftlichen Gedeihens im Innern und mit den 
Zuſammenhängen der großen Politik, daß ihre Darſtellung faſt alle 
Probleme der internationalen Beziehungen der letzten zehn Jahre 
berührt. Es iſt kaum eines, zu welchem die Hamburg-Amerika-Linie 
nicht genötigt geweſen wäre, ſchnell, energiſch und klar Stellung zu 
nehmen. Der ſüdafrikaniſche wie der chineſiſch-japaniſche oder der 
ruſſiſch-japaniſche Krieg, die kubaniſch-ſpaniſche Tragödie wie die Wirren 
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in Süd⸗ und Mittelamerika, der Dingleytarif, wie die Pariſer Welt- 
ausſtellung, die ruſſiſche Revolution und die damit verbundene Aus— 
wanderungsbewegung, die Ernteergebniſſe der ganzen weiten Welt, 
Tabak, Kaffe, Reis, Baumwolle, oder was ſonſt die Fruchtbarkeit des 
Bodens oder der Fleiß von Menſchenhänden produzierte, fiel in den 
Kreis der Intereſſen, mit denen ſie rechnen und die ſie genau über— 
ſehen mußte, wollte ſie nicht jeden Irrtum und jeden Fehlgriff ſchwer 
büßen. Das ſoziale Problem mit ſeinen Ausläufern, die Tyrannei der 
Rieſentruſts wie die Tyrannei der organiſierten Sozialdemokratie ſind 
Gegner, denen ſie allzeit gerüſtet entgegen zu ſtehen hat, ganz wie ſie 
andererſeits die charitative Seite der ſozialen Arbeit in muſterhafter 
Weiſe gepfleat hat. Sie hat neben den Beiträgen, die ſie der ſtaatlichen 
Kranken-, Unfall-, Invaliditäts- und Altersverſicherung entrichtet, 
ihre eigene Invaliden-, Witwen- und Waiſenpenſionskaſſe, deren Kapital 
faſt vier Millionen Mark beträgt, und ſeit vorigem Jahr noch eine be— 
ſondere Arbeiterhilfskaſſe, ſo daß ſie zugunſten ihrer Angeſtellten 
mehr als eine Million Mark für wohltätige Zwecke ausgibt. Sie ſtellt 
uns für den Kriegsfall ihre Dampfer — ſo weit ſie dazu geeignet ſind — 
als Hilfskreuzer und Transportſchiffe zu Dienſt und kann dabei über 
ein Menſchenmaterial verfügen, in dem die Kapitäne und Offiziere 
meiſt Reſerveoffiziere der Kriegsmarine ſind, während die Mannſchaften 
doch zumeiſt bei der Kriegsmarine gedient haben. 

Das alles und weit mehr erzählt uns die Feſtſchrift auf den 145 
Seiten ihres vornehmen, reich illuſtrierten Drucks. Man wird ſich eines 
Gefühls berechtigten Stolzes nicht erwehren, wenn man dieſe Tat— 
ſachen überſchaut. Für die Schatten zu dem glänzenden Bilde ſorgt 
die Sozialdemokratie. Die Denkſchrift geht in wenigen Worten auch 
darauf ein. „Leider — ſagt ſie — erſtreckt ſich das, was von dem Be— 
amtenkörper in lobendem Sinne geſagt werden muß, nicht gleicher— 
weiſe auf die Arbeiterſchaft der Geſellſchaft. Hier iſt die Agitation 
der Führer unabläſſig bemüht, zu verhindern, daß ſich auch dieſe 
wichtige Gruppe der Mitarbeiter als Helfer und Bundesgenoſſen am 
gemeinſamen Werke fühlt. Immer ſchwieriger haben ſich in den ab— 
gelaufenen zehn Jahren die Verhältniſſe bezüglich der Kaiarbeiter, 
Schauerleute und der ſeemänniſchen Arbeiterſchaft geſtaltet. Dabei 
wurden die Löhne, die Arbeitsbedingungen, die Wohlfahrtseinrichtungen 
aus freiem Antrieb der Reederei mit dem Wachstum des geſamten 
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Betriebes ſtetig und erheblich verbeſſert, und geſetzliche Beſtimmungen, 
wie die neue Seemannsordnung, regelten das Verhältnis zwiſchen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer in einer Weiſe, die ganz im Sinne 
moderner ſozialpolitiſcher Anſchauungen die Intereſſen der ſeemänni— 
ſchen Arbeiter bis an die Grenze des im praktiſchen Betriebe Erträg— 
lichen wahrnahm. Mehrfach wurde der regelmäßige Gang der Arbeit 
im Hafen durch Streiks unterbrochen. Es kam ſo weit, daß ausländiſche 
Arbeitskräfte zu vielen Tauſenden herbeigeholt, auf Schiffen der Geſell— 
ſchaft oder in Schuppen einlogiert und verpflegt werden mußten. Mit 
der Reederei leiden Handel und Verkehr unter ſolchen Verhältniſſen. 
Für die Hamburg-Amerika-Linie ſtellte ſich immer dringender die Not— 
wendigkeit heraus, der Organiſation der Arbeiter eine eigene feſtge— 
ſchloſſene Organiſation entgegenzuſetzen. Die Geſellſchaft, die bereits 
Mitglied des Vereins Hamburger Reeder war, gab im Jahre 1906 die 
Anregung zur Bildung eines Zentralvereins deutſcher Reeder. Ihm 
traten die meiſten Reedereien Deutſchlands bei. Ein kurz vorher gegrün— 
deter Hafenbetriebsverein ſorgt daneben für die Wahrnehmung der 
gemeinſamen Intereſſen der Reeder und Stauereibetriebe in bezug 
auf die Arbeitsverhältniſſe im Hafen.“ Wir hoffen, daß die Kraft dieſer 
Organiſation ſich auch dem neueſten Hamburger Streik gegenüber 
bewähren wird. Denn dieſe ewigen frivolen Kraftproben der ſozial— 
demokratiſchen Arbeiter bedeuten nicht nur einen ungeheuren Verluſt 
für alle Beteiligten, ſondern auch eine Gefahr, die wir freilich ähnlich, 
zum Teil ſogar in größerem Umfange in anderen Staaten wiederfinden, 
die aber zeitweilig auf die nationale Kraft lähmend einwirken können. 
Nebenher aber wirkt die Zeit des Feierns verwildernd, und was wir 
namentlich betonen möchten, auch verbitternd. Sie macht ungerecht 
und erleichtert den gewiſſenloſen Führern, die Maſſe dem Ziel entgegen— 
zuführen, das ſie erſtreben, ſie entfremdet der Pflicht und den großen 
nationalen Zielen und ſtellt in dem Schlagwort: „möglichſt wenig 
Arbeit bei möglichſt hohem Lohn“ ein materielles Ziel, deſſen Ver— 
wirklichung notwendig eine Verlumpung der Nation zur Folge haben 
müßte. Der Weg aufwärts führt nur durch Steigerung der Arbeits— 
leiſtung, in Qualität und Quantität. Und das iſt der Weg, den alles in 
Deutſchland geht, was Soldat, Beamter, Gelehrter, Künſtler, Kaufmann 
und Handwerker iſt. Auch dem Arbeiter ſteht dieſer Weg offen, und wenn 
die ſoziale Geſetzgebung des Staates ihm nebenher eine Fürſorge widmet, 


— 203 — 


die den anderen Ständen in gleicher Weiſe nicht zuteil wird und ſich 
ſo in keinem anderen Staatsweſen findet, der bei uns außerdem die 
Tätigkeit der großen Betriebe parallel läuft, die ſich die gleichen chari— 
tativen Aufgaben geſtellt haben, ſo iſt damit, wie uns ſcheint, ſo viel 
geſchehen, daß ein Mehr zur Gefahr werden kann. Es erweckt Begehr— 
lichkeit, nicht Dank, es erzieht nicht zu individueller Kraftentwicklung, 
ſondern entmündigt, und ſchädigt damit die Nation an ihrer Mann— 
haftigkeit und zugleich an ihrer Zukunft. 

Die ungeheure Arbeitsleiſtung und die glänzenden Erfolge der 
Hamburg-Amerika-Linie wären undenkbar geweſen, wenn in dem 
Kreiſe ihrer Leiter und in dem Heere ihrer Beamten die gleichen An— 
ſchauungen geherrſcht hätten. Man wird ſchwerlich auch nur einen 
unter ihnen finden, deſſen Arbeitsleiſtung mit einem Zehnſtundentag 
abgetan wäre. Und damit mag dieſer Streifzug in das ſoziale Problem, 
das ja ein weſentlicher Faktor auch der großen Politik geworden iſt, 
ſeinen Abſchluß finden. Wohin die Übertreibungen deſſen führen, 
was der Sozialismus Freiheit nennt, haben uns die letzten Wochen 
in Frankreich deutlich genug gezeigt, und uns ſcheint, das Beiſpiel 
iſt lehrreich. 

Wir haben zurzeit zwei Gruppen engliſcher Gäſte auf deutſchem 
Boden, die Studienkommiſſion, welche die Einrichtungen unſerer Städte 
kennen lernen will, und die auf einem Schiff der Hamburg-Amerika— 
Linie zu uns herübergekommenen engliſchen Journaliſten. Es ſei beiden 
auch an dieſer Stelle ein Willkommen zugerufen. Je mehr Männer 
von Urteil und gutem Willen in unſere Verhältniſſe Einblick erlangen, 
um ſo erwünſchter iſt es uns. Die Herren von der Studienkommiſſion 
haben beſſere Ausſichten, eine gegründete Vorſtellung von der deutſchen 
Wirklichkeit zu bekommen, weil ſie nicht ſo eilig ſind und wohl auch 
weniger am Feſttiſch werden ſitzen müſſen. Ihre Eindrücke werden 
mehr ſachlich begründet ſein, während die Journaliſten mehr auf 
das angewieſen ſind, was ſie im perſönlichen Verkehr gewinnen, dazu 
aber iſt ihnen nach dem Programm der Feſtlichkeiten beſte Gelegenheit 
geboten. Die Vertreter der drei großen Zeitungen, die prinzipiell alles 
in Deutſchland ſchlecht finden, ſind weggeblieben, und das ſcheint uns 
nur konſequent zu ſein. Die anderen werden ſich der Wahrnehmung 
nicht verſchließen können, daß, was künſtlich zwiſchen England und 
Deutſchland an Gegenſätzen aufgebaut iſt, im weſentlichen auf der 
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Vorſtellung ruht, die jenes in London zurückgebliebene Konſortium 
den Engländern von uns gemacht hat, daß bei uns aber die ſteten Drohun— 
gen eben dieſer einflußreichen Organe der öffentlichen Meinung Eng— 
lands den Glauben erweckt haben, daß dort allerdings der Wunſch vor— 
handen iſt, jede ſich bietende Gelegenheit zu benutzen, um Deutſchland — 
ſo weit das überhaupt möglich iſt — klein zu machen. Wenn es ſich irgend 
erreichen läßt mit Benutzung fremder Hilfe, wenn nicht anders durch 
ein entſchloſſenes Darauflosgehen der engliſchen Flotte. Wir unſerer— 
ſeits haben niemals geglaubt, daß die engliſche Regierung ſich zum Werk— 
zeug ſolcher Pläne gebrauchen laſſen wird, aber wir können nicht über— 
ſehen, daß hüben und drüben infolge jener langjährigen Verhetzung 
ein tiefes Mißtrauen Platz gegriffen hat. Es wird uns außerordentlich 
freuen, wenn der Beſuch der engliſchen Journaliſten dazu beitragen 
ſollte, es zu zerſtreuen. Die deutſche Nation iſt politiſch ſo erzogen worden, 
daß ſie vornehmlich auf die eigenen Kräfte und auf ihr gutes Gewiſſen 
vor Gott und Menſchen baut. Es gibt gar nichts, was wir von England 
wollen, und ſo ſehr wir davon überzeugt ſind, daß eine deutſch-engliſche 
Kombination den ſtärkſten Macht- und Friedensfaktor darſtellen würde, 
der heute denkbar iſt, ſo ſicher wiſſen wir doch auch, daß dieſe Kombination 
infolge bereits gebundener Wege Englands für die nächſt abſehbare 
Zeit keinerlei Ausſichten hat, Wirklichkeit zu werden. Der Zukunft 
aber ſehen wir ruhig entgegen; die Weltentwicklung arbeitet nicht gegen 
uns, und den Aufgaben, die ſie ſtellt, werden wir ſuchen gerecht zu 
werden. 

Von großem Intereſſe ſind die Nachrichten, die in den letzten acht 
Tagen aus Rußland eingetroffen ſind. Einmal war die Duma, die 
ſich ſo lange geſträubt hatte, den politiſchen Mord zu verurteilen, nach— 
dem das glücklich vereitelte Attentat auf den Zaren und die Kaiſerliche 
Familie nicht mehr als Tatſache beſtritten werden konnte, genötigt, 
der Entrüſtung Ausdruck zu geben, die durch die ganze Welt ging. Ein 
Deputierter der gemäßigten Rechten, Graf Bobrinski, richtete am 
20. d. in der Duma an den Miniſterpräſidenten die Anfrage, was von 
den Gerüchten von einem gegen die Perſon des Zaren gerichteten 
Komplott wahr ſei. Die Sozialdemokraten, Sozialrevolutionäre und 
Arbeiter (Trudowiki), die vorher von der Interpellation erfahren hatten, 
waren infolgedeſſen fern geblieben. Man wolle, behaupteten ſie, eine 
Szene provozieren, welche die Auflöſung der Duma zur Folge haben 
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könnte! Gewiß ein erſtaunlicher Vorwand, wenn man ſich erinnert, 
daß dieſe Leute, — übrigens in der großen Mehrzahl Bauern! — bisher 
ſyſtematiſch auf eine Auflöſung hingearbeitet hatten! Kurz, ſie blieben 
dem Anfang der Sitzung fern, und erſt nachdem Stolypin die Inter— 
pellation Bobrinskis beantwortet und die heute bekannten Tatſachen 
mitgeteilt hatte, kehrten ſie in den Sitzungsſaal zurück, nicht alle auf 
einmal, ſondern einzeln, was einen ganz beſonders demonſtrativen 
Eindruck machte; unter ihnen aber waren mehrere Popen: Grinewitſch, 
Brilliantow, Tichwinski uſw., die der heilige Synod jetzt auf— 
gefordert hat, entweder ihre geiſtliche Würde oder ihr Mandat nieder— 
zulegen. 

Nach der Erklärung Stolypins war dann ein Beileids- und Hul— 
digungstelegramm an den Zaren beſchloſſen worden, gleich danach 
aber ging das wilde und aufgeregte Reden und Zanken über wirkliche 
oder vermeintliche Machtüberſchreitungen der Beamten an, welchen 
die Gefängnisaufſicht unterſtellt iſt. Es iſt dabei aber zu betonen, daß, 
wie ſich aus den Nachrichten der ruſſiſchen Zeitungen aller Farben 
ergibt, die Revolten in den Gefängniſſen zur Regel geworden ſind, und 
daß namentlich die ſogen. „Politiſchen“ keine Gelegenheit vorüberziehen 
laſſen, um den Gefängniswärtern ihre Verachtung zu zeigen. Daß 
dieſe Leute und ihre Vorgeſetzten da ſchließlich Gewalt brauchen, kann 
eben nicht wundernehmen. Es iſt eine Art Krieg, der von beiden Seiten 
geführt wird, wobei die Präſumtion dafür ſpricht, daß es nicht die 
Beamten ſind, die ihn anfangen. Der gemeine Mann in Rußland — und 
die Gefängniswärter ſind zum großen Teil alte Soldaten — iſt gut— 
mütig und ſieht in dem Gefangenen einen Unglücklichen, dem er lieber 
hilft, als daß er ihm ein Leid antut. Aber es iſt jetzt in Rußland in 
allen Kreiſen, die liberale, oder, wie man ſagt, „bewußte“ Politiker 
ſind, Mode, jeden Regierungsbeamten, der ſeine Pflicht den „Politi— 
ſchen“ gegenüber tut, als ein Scheuſal darzuſtellen und dem Verbrecher 
alles als berechtigte Notwehr auszulegen, Notwehr gegen das „herr— 
ſchende Syſtem“ und Notwehr gegen die Werkzeuge des „Syſtems“. 
Als ſolche Akte der Notwehr werden wohl auch die Konſpirationen be— 
zeichnet werden, deren Zentrum im Quartier des Abgeordneten für 
Riga, des Letten Ohſol, aufgedeckt worden iſt. Herr Ohſol ſelbſt ſcheint 
nebſt einigen anderen ſozialdemokratiſchen Deputierten ſtark kompro— 
mittiert zu ſein, und es ſollte uns freuen, wenn bei dieſer Gelegenheit 
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die alte Hanſeſtadt Riga die Schmach los werden jollte, durch einen 
Mann dieſes Schlages vertreten zu ſein. Jedenfalls läßt ſich erwarten, 
daß das Komplott noch bedeutſame Folgen haben wird. 

Ein weiteres wichtiges Ereignis war die Programmrede Stolypins 
in der Agrarfrage am 23. Mai. Bevor der Miniſterpräſident ſprach, 
hatte die Agrarkommiſſion der Duma den Beſchluß gefaßt, unter allen 
Umſtänden nicht von dem Prinzip der Expropriierung des Grund und 
Bodens zum Beſten der Bauern abzugehen. Die Rede des Miniſter— 
präſidenten war klar durchdacht, überzeugend und ruhig vorgetragen, 
und konnte auch — was in dieſer Geſellſchaft doch viel ſagen will — 
ruhig zu Ende geführt werden. 

Er begann mit dem Hinweis darauf, daß die Kommiſſion der Duma 
es nicht für nötig gefunden habe, Vertreter der Regierung in ihre 
Sitzungen zu bitten, um von dieſen die Daten und Materialien zu er— 
halten, die der Regierung zur Verfügung ſtänden. Dann kritiſierte er 
erſt das Programm der äußerſten Linken, danach das der Kadetten. 
Die Anerkennung der Nationaliſierung des Grund und Bodens, wie die 
Sozialdemokraten ſie erſtreben, gleichviel, ob mit oder ohne Entſchä— 
digung der Eigentümer, würde zu einem ſozialen Umſturz, zu einer 
Umwertung aller Werte und zu einer ſolchen Wandlung aller ſozialen, 
rechtlichen und bürgerlichen Beziehungen führen, wie die Welt Ahn— 
liches nicht geſehen habe. Das wurde dann im einzelnen ausgeführt 
und durch Zahlennachweiſe belegt, wobei u. a. die intereſſante Tat— 
ſache zur Geltung kam, daß in den 50 europäiſchen Gouvernements 
Rußlands allein genommen die Bevölkerung jährlich um 1625 000 
Köpfe oder um 341 000 Familien wachſe, jo daß, wenn man dieſen Zu— 
wachs mit 10 Deßjätinen für den Bauernhof befriedigen wollte, 3½ 
Millionen Deßjätinen jährlich erforderlich wären. Auf dem Wege der 
Expropriation und der Verteilung des Privatgrundbeſitzes ſei die Agrar— 
frage nicht zu löſen. Die Monopoliſierung des Grund und Bodens 
müßte aber die weitere Folge haben, das Syſtem des alten Gemein— 
beſitzes mit ſeiner überall gleichen Wirtſchaftsführung, ſeinen jährlichen 
Umteilungen, mit ſeiner Ertötung aller Privatinitiative auf ganz 
Rußland auszudehnen. Eine Gleichheit in der Unkultur würde erreicht 
werden, die wirklich kultivierten Grundſtücke verſchwinden und das 
ſchließliche Ergebnis ſei ein Zuſammenſtrömen bettelhaften Proletariats 
aus den zugrunde gerichteten Ackern in die großen Städte. 
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Es folgte die Zerpflückung des Agrarprogramms der Kadetten, 
als deſſen Konſequenz er die ſchließliche Aufhebung alles Eigentums 
und eben jene Nationaliſierung nachwies, die er beim Projekt der Sozial— 
demokraten bekämpft hatte. Nur ſeien die Kadetten weniger aufrichtig 
und weniger klar. Mit der Drohung von Agrarunruhen laſſe er ſich 
nicht ſchrecken. Es ſei ſehr wohl möglich, daß ſie noch bevorſtänden. 
Aber er werde keine Gewalttaten dulden. Wie er die Nationaliſierung 
für verderblich halte, ſo erſcheine ihm auch die Halbexpropriierung und 
Halbnationaliſierung, wie die Kadetten ſie verlangten, unannehmbar. 
Sie führe zum gleichen Ziel — dem Ruin. 

Das Ziel der Regierung ſei, den bäuerlichen Grundbeſitz zu heben 
und den Bauer wohlhabend zu machen. Der fleißige Bauer müſſe 
daher von den Feſſeln befreit werden, die es ihm unmöglich machen, 
dahin zu gelangen. Vor allem alſo ſolle der Beſitz feſtgelegt und erblich 
gemacht werden, und einem ſolchen bäuerlichen Grundbeſitzer werde 
die Regierung mit Rat, Kredit und Geld helfen. Wie das geſchehen 
ſolle, wurde dann weiter ausgeführt: Ein Landfonds, Meliorations— 
kredite, eine durchdachte Überſiedelungspolitik, in gewiſſen Ausnahme— 
fällen auch Expropriierung, wie ſie auch in anderen Staaten geſchieht, 
aber nicht als Regel, und nur auf Grund klarer geſetzlicher Beſtimmungen, 
ſonſt ſchaffe man nur noch die neue Klaſſe der ruinierten Gutsbeſitzer 
uſw. Er hätte der Kommiſſion ein vollſtändig ausgearbeitetes Pro— 
gramm vorgelegt, wenn ſie die Regierung hätte hören wollen. In 
Summa: die agrare Frage laſſe ſich nicht mit einem Zauberſchlage, 
ſondern nur allmählich löſen. Im Abendlande habe man Jahrzehnte 
gebraucht, ſie zu regeln, das ſei ein beſcheidener Weg, aber er führe 
zum Ziel. „Die Gegner des Staates möchten die Wege des Radilkalis— 
mus gehen und Rußlands hiſtoriſche Vergangenheit austilgen, das Land 
von ſeinen Kulturüberlieferungen löſen. Sie wünſchen große Er— 
ſchütterungen, wir brauchen ein großes Rußland.“ 

Das offizielle Organ der Kadetten, die „Rjetſch“, bemerkt dazu: 
„In der Agrarfrage ſtehen die Duma und der Miniſterpräſident auf ver- 
ſchiedenem Boden und reden in verſchiedenen Zungen. Das Land 
aber braucht keine Reden, ſondern Taten!“ Das klingt ſehr ſicher! 
Aber uns ſcheint, die Duma hat bisher nur geredet, und gehandelt bisher 
nur die Regierung. Trotzdem aber wird den konſtitutionellen Demo— 
kraten nichts übrig bleiben, als entweder ihr Prinzip der Zwangsent— 
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eignung aufzugeben oder ſich darin zu finden, daß die Regierung an 
eine neue beſſer geſinnte Duma appelliert. Und davor gerade fürchten 
ſich die Kadetten. Das Land iſt, wie wir ſchon jüngſt ausführten, der 
pomphaften und inhaltlich leeren Deklamationen müde. Erfolgt eine 
Neuwahl, ſpeziell unter dem Eindruck, den die noch ausſtehenden Ent— 
hüllungen über die Teilnehmer am Komplott gegen den Zaren bringen 
müſſen, ſo hat die Regierung alle Ausſichten, eine Volksvertretung zu 
gewinnen, die ihr mehr Verſtändnis entgegenbringt. Die Kadetten, 
die jüngſt durch Zuzug aus der weiter rechts ſtehenden Partei, den ſo— 
genannten Parteiloſen und den Trudowiki auf 131 verſtärkt ſind, werden 
ſich entweder umdenken oder ganz ins revolutionäre Lager übergehen 
müſſen. Ein Anzeichen, daß ſie zu letzterem den Entſchluß nicht finden 
werden, glauben wir darin zu ſehen, daß Regierungsvertreter jetzt in 
die Agrarkommiſſion geladen worden ſind. Sie ſind alſo bereit, zu 
hören. 

Von den Londoner Revolutionären verlautet wenig, außer daß 
ſie bemüht ſind, ihre Namen zu verbergen und daß ſie ängſtlich allen 
photographiſchen Apparaten aus dem Wege gehen. Trotzdem glaubt 
man zu wiſſen, daß ſechs Abgeordnete unter ihnen ſind. Die ruſſiſche 
Regierung wird wohl genauer orientiert ſein, da es feſtſteht, daß eng— 
liſche Agenten Zutritt zu den Sitzungen gefunden haben. 

Für die unter der Hungersnot leidenden Gebiete hat die Duma 
auf Antrag der Regierung 17 Millionen Rubel bewilligt, gegen die 
Stimmen der Sozialdemokraten, Sozialrevolutionäre und Trudowiki! 
Für dieſe Art Volksfreunde gewiß ein charakteriſtiſches Zeugnis. 

In England hat die Ablehnung der Bill Birrel, die den Iren eine 
Abſchlagszahlung auf ihr Verlangen nach Home Rule bot, durch den 
iriſchen Nationalkongreß großes Mißbehagen erregt. Es bedeutet eine 
Schlappe der Regierung und den Verluſt der iriſchen Stimmen im 
Parlament, da Mr. Redmond, der urſprünglich lebhaft für die Re— 
gierungsvorlage eintrat, ſich dem Nationalkongreß unterworfen hat. 
Einen großen Einfluß ſcheinen bei der Entſcheidung die Vertreter der 
amerikaniſchen Irländer geſpielt zu haben. So weiſt die Entwicklung 
doch darauf hin, daß einmal der Tag kommen wird, da das Glad— 
ſtoneſche Home Rule wieder lebendig wird. 

In den marokkaniſchen Angelegenheiten läßt ſich eine Wendung 
zum Beſſeren feſtſtellen. Einmal hat der Sultan die franzöſiſchen Ent— 


ſchädigungsforderungen anerkannt, dann aber die Niederwerfung des Auf— 
ſtandes in Marrakeſch ſelbſt in die Hand genommen. Bisher haben 
ſeine Truppen, wenn der Telegraph recht berichtet, mit Glück gefochten. 
Der Sultan hat Fez verlaſſen und ſoll unterwegs nach Marrakeſch ſein, 
wo, wie man hofft, bis zu ſeiner Ankunft die Ordnung wiederhergeſtellt 
ſein wird. Es iſt aber immer daran feſtzuhalten, daß die den Franzoſen 
gegebenen Verheißungen noch nicht ausgeführt ſind und daß, wie es 
ſcheint, Anlaß zu neuen Beſchwerden vorliegt. 

Aus Indien liegen eingehende Berichte noch immer nicht vor. 
Die telegraphiſchen Meldungen laſſen auf ein Abnehmen der Erregung 
nicht ſchließen, aber auch nicht auf eine geographiſche Ausdehnung der 
Unruhen. Dagegen iſt in dem franzöſiſchen Pondichery eine Meuterei 
der Cipayes ausgebrochen. Sie wird ohne Zweifel ſchnell unterdrückt 
werden. 

Die Publikation des japaniſch-franzöſiſchen Vertrages ſteht un— 
mittelbar bevor. Wir glauben zu bemerken, daß er in Rußland, trotz 
offiziöſer Verſicherungen, nicht ſehr günſtig aufgenommen worden tt, 
da die alten Wunden ja noch bluten. 

Eine ſehr ſympathiſch gehaltene Charakteriſtik von Mr. Taft, den 
bekanntlich Präſident Rooſevelt als Präſidentſchaftskandidaten vor— 
ſchickt, bringt die in Hamburg erſcheinende Wochenſchrift „Amerika“ 
(vom 26. Mai) aus der Feder von James Creelman. Der Eindruck, 
den man gewinnt, iſt, daß Taft eine Perſönlichkeit von außerordent— 
lichen Gaben und unantaſtbarer Lauterkeit ſein muß. Er iſt von Fach 
Juriſt, hat in kritiſcher Zeit als Gouverneur auf den Philippinen fun— 
giert und dort eine geradezu enthuſiaſtiſche Verehrung bei Filippinos 
und Yankees gefunden. 1902 wurde er Bundesoberrichter, und zuletzt 
haben wir ihn ebenfalls in ſchwieriger Zeit in Kuba als Friedensſtifter 
wirken ſehen. Jedenfalls iſt er mehr als eine Alltagserſcheinung. 


Schiemann, Deutſchland 1907. 14 


30. Mai 1907. Proteſt des Gemeinderats von Liſſabon gegen die Auflöſung der Kammer. 
Generalausſtand der eingeſchriebenen Seeleute in Marſeille. 

31. Mai. Die engliſchen Journaliſten als Gäſte des Kaiſers in Potsdam. 

. Juni. Weitere Ausdehnung des Aufſtandes in Kwantung. 

Juni. Kundgebungen der Weinbauern in Nimes. 

Juni. 72. Geburtstag des Papſtes. 

5. Juni. Einzug Herzog Johann Albrechts in Braunſchweig. 
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5. Juni 1907. 

Die gegenwärtige Lage des Miniſteriums Clemenceau 
wird vom Pariſer Korreſpondenten der „Tribune“ folgendermaßen 
geſchildert: 

„Die Stellung des Miniſteriums wird von Tag zu Tag weniger 
beneidenswert. Zu der Agitation der Winzer im Süden und dem all— 
gemeinen Schifferſtreik, der heute (31. Mai) verkündigt worden iſt, 
ſind Intrigen der chambre getreten, welche die Autorität des Mini— 
ſteriums unterwühlen. Die vereinigten Sozialiſten haben ſich von der 
Regierungsmajorität getrennt, und die Feindſeligkeit zahlreicher Mit— 
glieder anderer Gruppen des republikaniſchen Blocks gegenüber der 
Budgetvorlage des Finanzminiſters, iſt vor wenigen Tagen bei der 
Wahl der Mitglieder der Budgetkommiſſion offen zutage getreten. 
Dieſelbe Feindſeligkeit zeigte ſich bei der Wahl des Finanzkomitees 
im Senat, und die geſtrigen Zwiſchenfälle bei der Wahl des Bericht— 
erſtatters des Komitees zeigen, daß die Oppoſition des Senats gegen 
den Ankauf der Weſteiſenbahn durch den Staat keineswegs nachgelaſſen 
hat. Dieſe Tatſache iſt aber um ſo bedeutſamer, als, wie noch in friſcher 
Erinnerung ſteht, während der Verhandlungen über die jüngſte Inter— 
pellation, welche die allgemeine Politik des Kabinetts betraf, Clemenceau 
den Mitgliedern der Sozialiſtenpartei, die für den Ankauf der Eiſen— 
bahn ſind, mit aller Deutlichkeit erklärte, daß er aus der Annahme der 
Regierungsvorlage durch den Senat ein Vertrauensvotum für das 
Miniſterium machen werde. Das bedeutet aber, obgleich es nicht üblich 
iſt, daß ein Miniſterium nach einem ablehnenden Votum des Senats 
zurücktritt, daß es in dieſem Fall nach Ablehnung der Vorlage über den 
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Ankauf der Weſtbahnen durch den Senat demiſſionieren werde. Herr 
Poincaré, der dem Eiſenbahnprojekt der Regierung ganz feindſelig iſt, 
wurde zum Referenten des Finanzkomitees im Senat gewählt, ob— 
gleich er ſich mehrfach geweigert hatte, für dieſe Stellung zu kandidieren. 
Als er nun erklärte, daß er nur, wenn das Finanzkomitee ihn ein— 
ſtimmig wähle, ſich dazu bereit finden werde, erfolgte heute ſeine ein— 
ſtimmige Wahl, ſo daß Herr Poincaré nunmehr die Aufgabe hat, die 
von der chambre angenommene Regierungsvorlage zu bekämpfen.“ 

Ohne Herrn Clemenceau zu nennen, aber in nicht mißverſtänd— 
licher Zuſpitzung auf das jetzige Regiment, ſchreibt der „Temps“ vom 
3. Juni: 

„Wir leben in einer ſonderbaren Epoche. Alle Gewalten ſind in 
Verwirrung geraten. Die Regierung weicht vor den Deputierten 
zurück, und dieſe machen den Leidenſchaften der Maſſe ihre Verbeugung. 
Es ſcheint, daß niemand mehr den Mut hat, ſeine Pflicht zu tun, und 
daß der Geiſt der Anarchie den ganzen Staatskörper verſeucht und alle 
Verwaltungen beherrſcht. Da iſt z. B. die Bewegung der Winzer, 
die alle Tage zunimmt. Man hat ſie nicht nur nicht vorhergeſehen, 
ſondern nicht einmal verſucht, ſie zum Stehen zu bringen; im Gegen— 
teil, man ermutigt ſie durch eine Reihe kläglicher Kapitulationen . . . . 
Da richten die Soldaten der Garniſon von Agde ein Kollektivſchreiben 
an ihre militäriſchen Vorgeſetzten, um die Erlaubnis zu erhalten, an 
den Kundgebungen in Nimes teilzunehmen. Dieſe Erlaubnis iſt ihnen 
gewährt worden. Die Unterzeichner, zum größten Teil Winzer, erhalten 
einen Urlaub von 24 Stunden, um den Tag in Nimes verbringen zu 
men usw 

Der Verfaſſer dieſes Artikel bemüht ſich nun, nachzuweiſen, daß 
das nicht in der Ordnung ſei. Wir dürfen uns wohl die Mühe erſparen, 
ſeine Gründe aufzuführen, ſie ſind dem ABC der Militärordnung ent— 
nommen. Aber wir verſtehen wohl die Entrüſtung der Schlußworte: 
„In der Tat, es gibt nur einen Ausdruck, um die Schwäche der mili— 
täriſchen Obrigkeit und der verantwortlichen Regierung 
zu bezeichnen: es iſt eine Störung der geiſtigen Funktionen (aberration!)“ 
Nicht minder ſcharf hat auf der Generalverſammlung der „Alliance 
republicaine democratique“ der Deputierte Leygues gegen das 
Syſtem des Augenblicks proteſtiert. Er verlangte eine Rückkehr zur alten 
republikaniſchen Politik, die wieder Körper gewinnen müſſe, um mit 
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Vertrauen in die eigene Kraft ihre aggreſſive Energie gegen die ſoziale 
Krankheit zu richten, wie ſie auch heißen möge, Unordnung, Unwiſſen— 
heit, Ungerechtigkeit oder Elend. Nun läßt ſich in der Tat nicht überſehen, 
daß Frankreich eine ſchwere innere Kriſis durchmacht, die dem Miniſterium 
über den Kopf zu wachſen droht. Die Winzer, deren Notſtand Wirk— 
lichkeit iſt, die aber einen großen Teil der Schuld ſelbſt zu verantworten 
haben, weil ſie durch künſtliche Überproduktion (mouillage, plätrage, 
sucrage) das Fallen der Weinpreiſe förderten (im Augenblick koſtet der 
Hektoliter Landwein 3—4 Fres., während die Produktionskoſten 7—10 
Fres. ausmachen), verlangen von der Regierung Abhilfe ihrer Not. 
Wie das geſchehen ſoll, wiſſen ſie nicht, und es läßt ſich wohl hinzufügen: 
auch die Regierung kann es nicht wiſſen, da eine derartige wirtſchaftliche 
Kriſis ſich nicht über Nacht beſeitigen läßt. Herr Marcellin Albert, 
der Führer der Winzer, aber hat der Regierung das Ultimatum geſtellt, 
daß, wenn bis zum 11. Juni ſie der Not ſeiner Landsleute nicht abge— 
holfen habe, ſchreckliche Ereigniſſe die Folge ſein würden. Er meint 
damit die Einſtellung aller Zahlung von Abgaben und anderen ſtaat— 
lichen Leiſtungen, und dieſe Abſicht wird offenbar ernſt genommen. 
Schon am 14. April fand eine Demonſtration der Winzer unter Führung 
Alberts in Courſan ſtatt, es folgten andere in Perpignan, Capiſtan, 
Narbonne, Beziers; eben jetzt tagen über 200 000 Winzer in Nimes. 
Die Bewegung umfaßt den Südweſten, das Departement Var, und 
dehnt ſich immer weiter aus; das ganze weinbauende Südfrankreich 
iſt vom Taumel erfaßt. Wie einer der Redner, der die Winzer im Namen 
der Stadt Nimes begrüßte, es ausdrückte: „Von den Alpen zu den 
Pyrenäen, von den Sevennen bis zum blauen Meer ſchlagen alle Herzen 
einmütig.“ Der Präſident der Zentralgeſellſchaft für Landwirtſchaft, 
Marager de Rouville, fand in ſeiner Anſprache an den Rieſen— 
meeting auch kein Wort, das zur Beſinnung mahnte: „Wenn man be— 
denkt,“ ſagte er, „daß eine der weſentlichſten Urſachen der gegenwärtigen, 
unerhörten Kriſis die Fälſchung und Nachahmung unſerer Produkte iſt, 
darf man ſich da wundern, daß, nachdem wir drei Jahre gewartet haben, 
wir uns nunmehr in Maſſe erheben und von unſeren Geſetzgebern und 
von denen, die uns regieren, gebieteriſch (imperieusement) fordern, 
daß uns Gerechtigkeit geſchehe. Es iſt ihre Sache, wirkſame Mittel anzu— 
wenden!“ Marcellin Albert, der nach ihm ſprach, ſchloß mit den Worten: 
„Wenn unſere ſchmerzlichen Klagen nicht gehört werden, ſo wird die 
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männliche Stimme der Verzweifelten andere Töne finden, um ſich Ge— 
hör zu ſchaffen. Wir haben nicht eben viel zu verlieren, höchſtens ein 
wenig Hoffnung, und die wollen wir trotz allem im Grund unſeres 
Herzens bewahren bis aufs höchſte.“ Doch das ſind nur Begrüßungs— 
anſprachen. Vielleicht bringen die noch ausſtehenden Reden dieſes 
Meetings auch einige praktiſche Vorſchläge und ernüchternde Worte. 
Wahrſcheinlich iſt es jedoch nicht. Das heiße Blut des Südens will 
ſeinen Leidenſchaften freien Lauf geben, und wir fürchten, daß es nicht 
ohne ſchwere Konflikte ablaufen wird. 

Noch bedenklicher kann der Ausſtand der ſogenannten „in- 
serits maritimes“ werden. Die Bezeichnung bedarf einer 
Erläuterung. Schon ſeit den Tagen Colberts wurde von allen Matroſen 
und Offizieren der Kauffahrteiſchiffe ein Prozentſatz ihres Lohnes er— 
hoben. Die Regierung verwaltete die ſich ſo anſammelnden Kapitalien 
und zahlte den Witwen und Kindern verunglückter oder arbeitsun— 
fähiger Seeleute ſowie jedem Seemann, der das 50. Lebensjahr erreicht 
hatte und „inscrit“ war, d. h. ſeinen Beitrag entrichtet hatte, eine lebens— 
längliche Penſion. Sie war urſprünglich niedrig, im Jahre 1791 nur 
96 Fres., iſt aber allmählich erhöht worden und beträgt heute im Mini— 
mum 204 Fres. Die Seeleute behaupten nun, daß im Laufe der Zeit 
die aufeinander folgenden Regierungen 3—400 Mill. Fres. aus der 
Seemannskaſſe zu anderen Zwecken verwendet hätten. Man habe ſie 
alſo beſtohlen, und ſie forderten nunmehr die Erhöhung der Penſion 
im Minimum auf 600 Fres., wogegen ſie bereit ſeien, ſich einen Lohn— 
abzug von 5 Prozent ſtatt der bisher erhobenen 3 Prozent gefallen zu 
laſſen. Ein dahin zielender Geſetzesantrag wurde durch den Wort— 
führer der Seeleute, Siegfried, der Kammer vorgelegt, und von dieſer 
und der Regierung nicht unberückſichtigt gelaſſen. Man war bereit, 
das Minimum auf 360 Froes. feſtzuſetzen, und das bedeutete an ſich 
ſchon eine ſehr beträchtliche Belaſtung des Budgets, da die Penſionen 
der Schiffsoffiziere im gleichen Verhältnis erhöht werden müſſen. Die 
inserits maritimes haben ſich darauf entſchloſſen, ihre Forderung durch 
einen Ausſtand durchzuſetzen, und ſeit dem 1. Juni feiert nunmehr 
der geſamte franzöſiſche Seehandel. Es gibt keinen Hafen in der Republik, 
deſſen Seeleute und Fiſcher den Ausſtand nicht mitmachen. Die Schiffs— 
offiziere ſind dabei mit den Mannſchaften ſolidariſch. Die ganze Be— 
wegung richtet ſich gegen den Staat. Wie gefährlich dieſer Ausſtand iſt. 
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fällt in die Augen; auch abgeſehen davon, daß 100 000 feiernde Menſchen 
immer Anlaß zu Unordnungen und Ungeſetzlichkeiten geben, leidet der 
franzöſiſche Handel und namentlich die Verbindung mit Algier und 
Tunis, die zum Teil von Frankreich ernährt werden müſſen. Die ge— 
ſamte Küſtenſchiffahrt (cabotage), die geſetzlich nur unter franzöſiſcher 
Flagge ſtattfinden darf, iſt plötzlich unterbunden, die in Marſeille ein— 
getroffenen Auswanderer können nicht fortgeſchafft werden, und ſo fort. 
Wer kann alle die Störungen herzählen, die ſich mit Notwendigkeit 
aus dieſer plötzlichen Stockung des Verkehrs ergeben? Im Augenblick 
läßt die franzöſiſche Regierung den Poſtdienſt durch ihre Torpedoboote 
beſorgen, aber ſie kann unmöglich allen Bedürfniſſen genügen. Das 
„Journal des Deébats“ hält auch eine Bewilligung der Forderungen 
der Seeleute für ganz undurchführbar. „Mag die Regierung und die 
Volksvertretung erwägen, was aus unſeren Finanzen werden ſoll, 
wenn der Staat genötigt wird, ſeinen Penſionstarif zu verteidigen, 
und zwar nicht nur gegen einige hunderttauſend Seeleute, ſondern 
gegen Millionen Penſionsberechtigter oder Aſpiranten auf National- 
verſorgung.“ 

Uns ſcheint das Übel noch tiefer zu liegen. Die Legaliſierung und 
Glorifizierung der Ausſtände in der franzöſiſchen Kammer und durch 
die franzöſiſche Regierung, die Duldung der zerſtörenden Tätigkeit der 
confederation generale du travail hat dahin geführt, daß der Aus— 
ſtand als das unfehlbare Mittel erſcheint, jede Forderung zu erzwingen 
und die Staatsraiſon, die doch ſtets das Staatsganze umfaſſen ſoll, 
dem Willen jeder Genoſſenſchaft zu beugen, die ihre beſonderen Inter— 
eſſen auf Koſten der Allgemeinheit durchzuſetzen entſchloſſen iſt. Daß 
dabei ſchließlich der Staat ſelbſt zugrunde gehen muß, wenn er ſich 
nicht darauf beſinnt, daß er die Rechte der ganzen Nation, die Landes— 
geſetze, das Eigentum und die Kultur zu ſchützen verpflichtet iſt, ergibt 
ſich als notwendige Konſequenz. 

Alle dieſe ſozialen Krankheitserſcheinungen aber wirken aufregend 
und anſteckend. Schon jetzt wird von einer Reihe von Demonſtrationen 
berichtet, die an anderen Stellen ſtattgefunden haben. In Breſt hat 
die Bourse du travail ein Meeting veranlaßt, um gegen die Verhaftung 
von Mitgliedern der vielgenannten Generalkonfederation zu proteſtieren. 
„Es wurden heftige Reden gehalten, und eine Tagesordnung iſt an— 
genommen worden, die das Verhalten „der alten Revolutionäre“ 
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Clemenceau, Briand uſw. brandmarkt und erklärt, ſie (die verſam— 
melten Arbeiter) würden die revolutionäre Propaganda in immer 
größerem Maße fortſetzen und ihr möglichſtes tun, um die Arretierung 
und Verurteilung von Genoſſen zu verhindern, die den Nörgeleien der 
Regierung zum Opfer fallen!“ So referiert der „Temps“. Wenn die 
Regierung ſich nicht entſchließt, endgültig mit der ſozialiſtiſchen Minorität 
der Kammer zu brechen, von der ſie ſich, ohne daß die Notwendigkeit 
vorlag, in Abhängigkeit geſetzt hat, und nicht energiſch ihre Autorität 
zur Behauptung der Vorausſetzungen alles ſtaatlichen Lebens einſetzt, 
dann bricht ſie über kurz oder lang zuſammen. Daran kann kein Zweifel 
ſein: mit der Freiheit, die der Sozialismus für die rechte und wahre 
hält, läßt ſich der Zuſammenhang der menſchlichen Geſellſchaft nicht 
behaupten. 

Wir ſchließen dieſe franzöſiſchen Betrachtungen mit zwei literari— 
ſchen Hinweiſen. Von Henri Lichtenberger, maitre de con- 
[erences an der Sorbonne, iſt ein ſehr beachtenswertes Buch: 
„L' Allemagne moderne, son evolution“ (Paris 
1907. 80. 399) erſchienen, das allen empfohlen ſei, die eine Vorſtellung 
davon gewinnen wollen, wie das heutige Deutſchland den gebildeten 
Franzoſen erſcheint. Es iſt eine gründliche und geiſtvolle Studie, die 
alle Seiten unſeres ſozialen, politiſchen, wirtſchaftlichen und geiſtigen 
Lebens unparteiiſch zu erfaſſen bemüht iſt. Man gewinnt den Eindruck, 
daß hier ein Freund zu uns redet, und wir können nur wünſchen, daß 
Herr Lichtenberger in Frankreich möglichſt viele Leſer findet. Das 
Gegenteil gilt von einem Artikel, den Herr Chéöradame berüch— 
tigten Andenkens in ſeinem Journal „l'Energie nationale“ veröffent— 
licht, und der uns aus einer ihn nachdrücklich mißbilligenden Be— 
ſprechung der „Europe coloniale etc.“ bekannt geworden iſt. Herr 
Chéradame ſchreibt: 

„Vor einigen Wochen veröffentlichte eine Zeitung in Tokio eine 
Karikatur: „Die Tigerjagd“. Auf einem Elefanten, der die charakteriſti— 
ſchen Züge Eduards VII. trägt, ſitzen vier Soldaten: ein Ruſſe, ein Fran— 
zoſe, ein Engländer und ein Japaner. Man ſieht ſie auf einen Tiger 
zielen, der das Geſicht Kaiſer Wilhelms II. zeigt. Iſt dieſes Bild ein 
Vorzeichen kommender Dinge? Und muß man nicht im Hinblick auf 
die diplomatiſche Annäherung von England, Japan, Frankreich und 
Rußland die Frage aufwerfen, ob das Anwachſen der japaniſchen Armee 


nicht den Zweck hat, für den Fall, daß Deutſchland in Europa den Krieg 
erklären ſollte, den Japanern die Teilnahme am Kriege in der alten 
Welt zu geſtatten? Dieſe Hypotheſe hat nichts Unwahrſcheinliches. 
Die japaniſche Handelsflotte iſt einige hundert Schiffe ſtark, von denen 
jedes 1000 Mann nebſt zugehöriger Rüſtung transportieren könnte. 
So könnten in 40 Tagen die Soldaten des Mikado aus Japan kommend 
in Marſeille ausgeſchifft werden. In 40 Tagen als erſte Sendung 
100 000 Mann, die dank der Begünſtigung, die England ihnen zuteil 
werden ließe, dann dem Schlachtfeld nahe wären . . . . Es wäre ganz 
unvernünftig, dieſe Kombination als phantaſtiſch zu verwerfen, denn 
wir haben guten Grund zur Annahme, daß, was wir als Hypotheſe 
angekündigt haben, ſehr bald (en fort peu de temps) eine Wirklichkeit 
werden kann, die man zwar nicht offiziell zugeſtehen wird, die aber 
exiſtiert uſw.“ 

Herr Robert Sealdy gibt ſich die Mühe, in der „Europe coloniale“ 
dieſe Träume mit viel Entrüſtung zurechtzuweiſen, er vermutet hinter 
den Chéradameſchen Phantaſien einen finſteren engliſchen Plan, dem 
auch Frankreich zum Opfer fallen würde. Wir meinen, er tut Herrn 
Chéradame zu viel Ehre an. Dem Manne iſt der franzöſiſch— 
japaniſche Garantievertrag, deſſen Text wir ja bald 
kennen lernen werden, zu Kopf geſtiegen. Er gehört in eine maison 
de santé und verdient nicht, daß man auch nur ein Wort über ihn ver— 
liert. Es iſt nur ſchade, daß der Artikel nicht zur Zeit des engliſchen 
Journaliſtenbeſuches hier bekannt war; die Herren hätten den Monſieur 
Chéradame und ſeine Zukunftsphantaſien von ihren Rockſchößen recht 
kräftig abgeſchüttelt. 

Im übrigen ſind wir mit dem Verlauf der engliſchen Tage 
durchaus zufrieden, und, nach dem Widerhall in den engliſchen Zeitungen 
zu urteilen, unſere Gäſte ebenfalls. Die große Liebenswürdigkeit, 
die Kaiſer Wilhelm den Herren zuteil werden ließ, die Gaſtfreundſchaft, 
die ihnen allſeitig geboten wurde, und die rückhaltloſe Offenheit der 
politiſchen Anſprache des Unterſtaatsſekretärs Dr v. Mühlberg ſind ſehr 
wohl aufgenommen worden. Faſt ebenſo viel Wert legen wir darauf, 
daß die Herren ein Stück Deutſchland kennen gelernt haben. Im all— 
gemeinen iſt Deutſchland den Engländern eine terra incognita. Der 
Strom ihrer Vergnügungsreiſenden geht nach Südoſten und in den 
Orient oder übers Meer nach Amerika und in die Kolonien. Es iſt 


ein verhältnismäßig ſehr kleiner Prozentſatz, der auch das deutſche 
Herz Europas kennen lernt. Was ſie jetzt geſehen haben, wird wahr— 
ſcheinlich für ſie unerwartet und neu geweſen ſein. Deutſchland iſt 
friedfertiger, arbeits- und waffenkräftiger, als man drüben glaubt. 
Es iſt auch feſter zuſammengekittet. Und das alles zu wiſſen, kann nur 
nützlich ſein. Aber wir glauben nicht, daß nun mit einem Schlage in 
den deutſch-engliſchen Beziehungen eine Wandlung 
eintreten kann. Die engliſche Politik ruht in anderen Händen. Von 
den Zeitungen waren diejenigen, welche noch immer die größte Ver— 
breitung haben und die uns mit entſchloſſener Feindſeligkeit gegen— 
überſtehen: „Times“, „Morning Poſt“, „Daily Mail“ nicht vertreten; 
ſie werden ihr altes Treiben fortſetzen. Sind Handel, Bürgerſtand und 
gelehrte Kreiſe uns freundlich geſinnt, ſo gilt das nicht von gewiſſen 
Gruppen der Marine, der Berufspolitiker und des Hofes. Wir werden 
nach wie vor ihnen gegenüber unſere defenſive Stellung behaupten 
müſſen; auch glauben wir nicht, daß in dieſer Hinſicht bei uns Illuſionen 
beſtehen. Aber wir ſind nicht nervös und ſehen den Möglichkeiten der 
Zukunft mit der Zuverſicht entgegen, die das Bewutztſein gibt, nichts ver— 
nachläſſigt zu haben, was uns eine ruhige Weiterentwicklung ſichern kann. 

In Italien hat der Angriff der ſozialiſtiſchen Abgeordneten 
Morgari gegen den Deputierten von Capua, Romano, ungeheures 
Aufſehen erregt. Es handelt ſich um den Verſuch, die Organiſation der 
Camorra, jenes berüchtigten Geheimbundes, der ſpeziell in Neapel 
ſeinen Sitz hat und, kurz geſagt, eine organiſierte Verbrecherbande 
darſtellt, in einem ihrer Häupter zu treffen. Morga vi behauptete im 
Angeſicht der Kammer, daß Romano das Oberhaupt der Camorra 
ſei, und der wußte nichts Tatſächliches zu ſeiner Verteidigung vorzu 
bringen. Er iſt nach Capua — geflüchtet. Man darf wohl hoffen, daß 
die Regierung jetzt mit Ernſt einſchreiten wird, um einem Unweſen ein 
Ende zu bereiten, das notoriſch ſeit bald einem Jahrhundert eine Plage 
und eine Schmach des Landes iſt, und von deſſen Exiſtenz jedermann 
in Italien wußte. Aber die Cammorriſten wurden gefürchtet, und ſo 
ſcheute man davor zurück, ſie anzufaſſen. 

Rußland hat wieder eine böſe Woche hinter ſich liegen. Der 
erneute Verſuch der Rechten, eine Verurteilung der Terroriſten durch 
die Duma herbeizuführen, iſt nicht nur geſcheitert, ſondern mündete in 
ein Mißtrauensvotum gegen die Regierung wegen der angeblichen 
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Folterungen der Gefangenen in Riga aus. Dabei iſt aber in Betracht 
zu ziehen, daß der Juſtizminiſter in eingehender Rede, auf Grund ſorg— 
fältiger Unterſuchung jedes einzelnen Falles, den Beweis erbrachte, 
daß jene Anſchuldigungen erlogen waren. Tatſache iſt, daß einzelne 
Gefangene von den erbitterten Gendarmen geſchlagen worden ſind, 
was nicht wundernehmen kann, wenn man den Bildungsſtand dieſer 
Leute kennt und weiß, wie furchtbar ſie gereizt werden und wie ſie 
ſtündlich in Lebensgefahr ſchweben. Der Abgeordnete Stachowitſch 
legte der Duma eine Statiſtik vor, der zufolge 6580 Perſonen dem 
Terror zum Opfer gefallen ſind, davon 270 Perſonen, die den höheren 
Ständen angehören; alle übrigen ſind kleine Leute, zum Teil ſolche, 
die mit der politiſchen Bewegung nichts zu tun hatten. Gendarmen, 
Gefängniswärter, Soldaten im Patrouillendienſt aber galten und gelten 
noch heute den Terroriſten als vogelfrei. Sie werden ohne Bedenken 
„abgeſchoſſen“. „Die täglichen Morde und Raubanfälle (ſchreibt die 
„Nowoje Wremja“) ſind jo gewöhnlich oder vielmehr normal geworden, 
daß kein Leſer ihnen mehr Beachtung ſchenkt. Vielmehr würde ein 
Tag, an dem kein Mord ſtattfand, allgemeines Erſtaunen erregen und 
wohl auch beunruhigen . . .“ Es wird dann von ihr eine lange Reihe 
von Morden — die Ausbeute eines Tages — hergezählt, die nächſte 
Nummer der Zeitung bringt eine neue, gleich lange Liſte, und ſo geht 
es fort. Geradezu ſchamlos iſt das Treiben des lettiſchen Abgeordneten 
für Riga, Ohſol, der jüngſt die Dreiſtigkeit hatte zu behaupten, die 
lettiſche Republik ſei eine Erfindung der Deutſchen und habe nie exiſtiert; 
er iſt auch der Erfinder der Rigaer Folterungen. Die Korreſpondenten 
unſerer ſozialdemokratiſchen Zeitungen aus Rußland ſind aber faſt 
ausnahmslos Letten, und ebenſo der Korreſpondent des „Européen“, 
eines Blattes, deſſen Redaktion offenbar nicht ahnt, wie ſie getäuſcht 
wird. Von der Verlogenheit der Letten hat eben nur der eine Vor— 
ſtellung, der dieſes Volk kennt. 

In den baltiſchen Provinzen beginnt es wieder zu 
gären. Die Ermordung des Grafen Edgar Keyſerling-Gröſen iſt als ein 
ernſtes Symptom der Wirkung zu betrachten, die die Aufhebung der 
Feldgerichte gehabt hat. Auf dieſem Boden war die äußerſte Strenge 
noch eine notwendige Wohltat. 

Das Verhalten der Kadetten in der Duma bleibt gleich 
charakterlos und inkonſequent. Wir glauben nicht mehr, daß ſie zu einer 
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Partei auswachſen können, mit der die Regierung paktieren kann. In 
der Agrarfrage ſcheinen ſie unbelehrbar zu bleiben, und in der Frage 
des Budgets ſtößt der Finanzminiſter bei ihnen auf die größten Schwierig— 
keiten. Es iſt noch nicht abzuſehen, wie der unerläßliche Ausgleich ge— 
funden werden ſoll. 

Die Eröffnung des finnländiſchen Reichstages hat 
unter großem Zudrange von Petersburg her ſtattgefunden. Es iſt auf— 
gefallen, daß namentlich die Polen ſtark vertreten waren. So — 
meinte einer von ihnen — wird es auch bei uns ſein! In Rußland iſt 
wenig Neigung, dieſe Prophezeiung zu verwirklichen. Profeſſor J. 
Sſoſſonow kommt in einem ausführlichen Artikel in der „Nowoje 
Wremja“ über den Belagerungszuſtand in Polen zu dem Schluß, daß 
von einer Verſöhnung mit Polen keine Rede ſein könne. Sie bereiteten 
ſich zum Kampfe vor, und man müſſe, wie in den Jahren 1861 und 1863 
der polniſchen Schlange den Kopf zertreten. 

Die Auflöſung des Parlaments in Portugal hat eine ſehr 
eruſte Lage geſchaffen. Engliſche Blätter halten eine Revolution für 
wahrſcheinlich. Spanien zieht Truppen an der portugieſiſchen 
Grenze zuſammen, und es heißt, daß engliſche Kriegsſchiffe 
Ordre erhalten haben, an der portugieſiſchen Küſte zu kreuzen. 
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Juni 1907. Proteſt des Grafen Merenberg gegen das geplante luxemburgiſche Thronfolge- 
geſetz. 
Die franzöſiſchen Seeleute geben ihren Streik auf. 
7. Juni. Zerſtörung einer deutſchen Miſſionsſtation in Szechuang. 
8. Juni. Demiſſion des ſerbiſchen Kabinetts Paſchitſch. 
40 jähriges Krönungsjubiläum Franz Joſephs in Ungarn. 
Meutereien in Sewaſtopol. 
9. Juni. Proteſtverſammlung der Winzer in Montpellier. 
10. Juni. Unterzeichnung des japaniſch⸗chineſiſchen Vertrags. 
Unruhen in Teheran. 
11. Juni. Neues Kabinett Paſchitſch. 


12. Juni 1907. 

In einem gut dokumentierten Buche von Jules Hanſen „Am— 
bassade à Paris du Baron de Mohrenheim (1884 bis 1898) wird 
uns die Entſtehungsgeſchichte der Alliance Franco- Russe 
mit großer Ausführlichkeit und, wie wir annehmen dürfen, zuverläſſig 
erzählt. Verhandlungen die im Frühjahr 1891 zwiſchen dem Miniſter 
des Auswärtigen Freyeinet, dem Miniſterpräſidenten Ribot und dem 
ruſſiſchen Botſchafter Mohrenheim in Paris einerſeits, zwiſchen Labou— 
laye, dem franzöſiſchen Botſchafter, und Giers andererſeits in Peters— 
burg ſtattfanden, hatten im Auguſt 1891 die Berufung Mohrenheims 
nach Petersburg zur Folge. Am 18. wurde er von Alexander III. in 
langer Privataudienz empfangen, und vom Zaren ein Vertragsent— 
wurf gebilligt, den Mohrenheim mitgebracht hatte. Er kehrte ſofort 
nach Paris zurück, und am 22. Auguſt tauſchten er und Ribot im Namen 
ihrer Regierungen die Unterſchriften eines Vertrages aus, durch den 
Rußland und Frankreich die Verpflichtung übernahmen, ſich gegen— 
ſeitig mit allen Mitteln zu unterſtützen, die zu ihrer Verfügung ſtänden, 
falls eine von beiden Mächten angegriffen werden ſollte. Auf Wunſch 
des Zaren wurde dieſer Vertrag geheim gehalten. In Frankreich wünſchte 
man den Vertrag durch eine Nilitärkonvention zu ergänzen 
und war, um den Zaren für den Gedanken zu gewinnen, eifrig bemüht, 
ihm militäriſche Gefälligkeiten zu erweiſen. So ſetzte Freyeinet, der 
damals Kriegsminiſter war, es durch, daß Rußland eine Lieferung 
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von 500 000 Gewehren aus der Waffenmanufaktur von Chätellerauft 
erhielt, und gleichzeitig wurde ruſſiſchen Offizieren geſtattet, im fran— 
zöſiſchen Generalſtabe das Transport- und Proviantierungsweſen 
Frankreichs zu ſtudieren. Endlich ſtand Freyeinet in regelmäßiger 
Korreſpondenz mit dem ruſſiſchen Kriegsminiſter General Wannowsky. 
Den Entwurf einer von Freyeinet redigierten Militärkonvention brachte 
General Boisdeffre im Sommer 1892 nach Petersburg, und im Herbſt 
des Jahres konnte Wannowsky ſeinem franzöſiſchen Kollegen mitteilen, 
daß dieſer Entwurf „ad referendum‘“ von Boisdeffre und Obrutſchew, 
dem Chef des ruſſiſchen Generalſtabes, unterzeichnet worden ſei. Dann 
aber ſtockte die Verhandlung während der Panamaaffaire längere 
Zeit, bis im Sommer 1893 der Beſuch des ruſſiſchen Geſchwaders in 
Toulon einen neuen Anſtoß gab. Im November befahl Alexander III. 
die Verhandlungen zum Abſchluß zu bringen, und als am 3. Dezember 
1893 Caſimir Périer Miniſterpräſident und zugleich Miniſter des Aus— 
wärtigen wurde, ſetzte er ſeine Unterſchrift unter das für Rußland 
beſtimmte Exemplar des formellen, durch eine Militärkonvention ver— 
vollſtändigten ruſſiſch-franzöſiſchen Defenſiv-Allianzvertrages. In Peters— 
burg unterzeichnete Herr v. Giers. Den Inhalt des Vertrages teilt 
Hanſen nicht mit. Der Zar habe darauf beſtanden, daß das Geheimnis 
gewahrt bleibe. 

Seitdem ſind 14 Jahre hingegangen. Der ruſſiſch-franzöſiſche 
Allianzvertrag beſteht in der Theorie fort, und einen Augenblick glaubte 
die Welt ſogar, er ſei auch auf Oſtaſien ausgedehnt worden. So 
wenigſtens verkündete die ruſſiſche Regierung am 16. März 1902 als 
Antwort auf den am 12. Februar des Jahres publizierten englijch- 
japaniſchen Bündnisvertrag. Aber die franzöſiſche 
Neutralitätserklärung vom 15. Februar 1904 brachte eine 
tatſächliche Widerlegung der ſanguiniſchen Hoffnungen, die 
in Rußland gehegt wurden. Der Krieg mit Japan mußte von 
Rußland allein geführt werden. Bis auf die Gaſtfreundſchaft, die 
Frankreich den ruſſiſchen Geſchwadern in ſeinen Häfen oder in deren 
Nähe gewährte, und die ſich durch die liberale Auffaſſung Frankreichs 
in allen Fragen des Seerechts erklärte, gewährte die franzöſiſche Neu— 
tralität den Ruſſen keine Vorteile. Dagegen hat, wie wohl bekannt iſt, 
Frankreich ſeine Bemühungen um Herſtellung des Friedens im Verein 
mit den übrigen Mächten geltend gemacht. 
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In ein neues Stadium tritt nun, wenn die Mitteilungen des „Figaro“ 
über den neuen franzöſiſch-japaniſchen Vertrag richtig ſind, die Geſchichte 
der ruſſiſch-franzöſiſch-japaniſchen Beziehun⸗ 
gen in nächſter Zukunft. Die Garantie des gegenſeitigen Beſitzſtandes 
in Aſien (im weiteſten Sinne des Wortes) bedingt, daß Frankreich den 
Japanern auch ausdrücklich die von ihnen an Rußland gemachten Er— 
oberungen, ſpeziell Port Arthur, garantiert, was gewiß eine der über— 
raſchendſten Wendungen der Alliance Franco-Russe iſt. Denn daß 
zwiſchen einer Anerkennung des Friedens von Portsmouth und einer 
Garantie der dadurch geſchaffenen politiſchen Grenzen ein weſentlicher 
Unterſchied beſteht, liegt ſo ſehr auf der Hand, daß eine weitere Darlegung 
überflüſſig erſcheint. Nun iſt aus der franzöſiſchen Preſſe bekannt, daß 
über Inhalt und Wortlaut des Vertrages, den der Botſchafter Kurino 
in Paris nächſter Tage unterzeichen wird, zwiſchen Paris und Peters— 
burg ein Meinungsaustauſch ſtattgefunden hat, und daß von ruſſiſcher 
Seite keinerlei Einwendungen erhoben worden ſind. Herr v. Iswolski 
ſtellt ſich auf den korrekten Standpunkt, daß in Portsmouth ein Defini— 
tivum geſchaffen iſt, und es ſcheint, daß die jetzt zwiſchen England und 
Rußland hin und her gehenden Verhandlungen das Fazit der durch 


die Erfolge Japans geſchaffenen Machtverſchiebung auch nach anderer 


Richtung ziehen werden. Die lähmende Ungunſt der inneren Ent— 
wicklung Rußlands ſcheint mit Notwendigkeit dieſe politiſchen Kon— 
ſequenzen nach ſich zu ziehen und beginnt bereits in dem Gedanken 
einer künftigen engliſch-franzöſiſch-ruſſiſch-japani⸗ 
ſchen Allianz zu gipfeln, was noch vor Jahresfriſt als das non plus 
ultra aller Unwahrſcheinlichkeit bezeichnet worden wäre. Es läßt ſich 
daher nicht mehr verkennen, daß jene Wandlung im fernen Oſten nicht 
nur die politiſche Phantaſie der Orientalen (in Indien, Afghaniſtan, 
Perſien, Agypten), ſondern auch die der europäiſchen Nationen zu be— 
ſchäftigen beginnt. Zu unſerem nicht geringen Erſtaunen finden wir, 
daß die Chéradameſchen Ideen, von denen wir vor acht Tagen ſprachen, 
in dem „Echo de Paris“, und zwar aus dem Munde eines franzöſiſchen 
Staatsmannes, eines Mr. Jules Harman d, früheren franzöſiſchen 
Geſandten in Tokio und jetzigem ambassadeur honoraire beſtätigt 
werden. Herr Harmand hat ſich vom „Echo de Paris“ befragen laſſen, 
„ob er glaube, daß Japan Frankreich gleichgültig gegenüberſtehen 
würde (se désinteresserait de notre sort), wenn morgen der 
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Friede Europas geſtört werden ſollte“. Die Antwort lautete (wir 
zitieren nach der „Europe coloniale“) wörtlich: „Sie ſtellen da eine 
ſehr ernſte Frage; ich antworte darauf: Nachdem die Japaner China 
beſiegt hatten, ſagte man ihnen: „Schön, aber es waren doch nur 
Chineſen!“ Nachdem ſie Rußland geſchlagen hatten, ſagte man ihnen: 
„Vortrefflich, aber die Ruſſen waren von ihrer Baſis weit entfernt; 
es waren viele Aſiaten unter ihnen; einen wirklich großen Sieg kann 
man das noch nicht nennen. Es gibt in der Welt nur zwei Armeen, 
die würdig ſind, ſich mit der mächtigen japaniſchen Armee zu meſſen 
und ihren Ruhm zu beſiegeln: die franzöſiſche und die deutſche. Von 
der franzöſiſchen wollen wir nicht reden, es iſt undenkbar, daß Japan 
ſich gegen ſie wenden ſollte. . .. Aber anders ſteht es mit Deutſch— 
land.“ Das hat man ihnen geſagt. 

Nun ſind die beiden Faktoren des militäriſchen Muts der Japaner: 
Ehrgeiz und Todesverachtung. Auch hat Japan ſich Europa zugewandt, 
und auf ſeine Energie und ſeine erſtaunlich raſche Entwicklung bauend, 
erhebt es den Anſpruch, eine immer größere Rolle zu ſpielen und ſeine 
Überlegenheit den aſiatiſchen Völkern, deren Elite es ſich mit Recht nennt, 
zu bekräftigen. Welches Preſtige würde die Teilnahme an einem euro— 
päiſchen Kriege im fernen Orient ihnen eintragen, wenn ſie mit den 
Lorbeeren heimkehren, die ſie auf Schlachtfeldern unſeres alten Kon— 
tinents geſammelt haben? 

Alles erwogen, Herr Botſchafter, brauchen ſie nur 45 Tage und 
150 bis 200 Fahrzeuge, um eine beträchtliche japaniſche Kriegsmacht 
nach Europa zu bringen, Pferdeproviant und unzählige Impedimente 
würden ſie bei der befreundeten Macht, auf deren Boden ſie landen, 
vorfinden. Darf man da nicht erwarten, daß unſere Kinder außerordent— 


liche Dinge erleben werden? — Unſere Kinder, ganz beſtimmt. — 
Und ihre Väter? — Die Väter? .. . „c'est possible!“ 


Damit ſchließt der Honorar-Botſchafter ſeine Viſion, die, wie die 
Chéradameſche, als ein Symptom politischer Zeitkrankheiten ad acta 
gelegt werden mag. Ernſtere Erwägung ſcheint uns eine Korre— 
ſpondenz zu verdienen, die dem „New Pork Herald“ vom 
27. Mai aus Tokio zugegangen iſt. 

Der Verfaſſer geht davon aus, daß das militäriſche Pro— 
gramm Japans eine Flotte erſtrebe, die doppelt ſo ſtark ſein 
müſſe, wie vor Ausbruch des Krieges, und eine Armee, deren erſtes 
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Aufgebot mindeſtens eine Million geſchulter Soldaten betragen jolle. 
Alle Hilfsquellen des Reiches würden dieſem Ziele dienſtbar gemacht, 
und die Preſſe (the British controlled Press of the Orient) ſei 
gerade jetzt (die Korreſpondenz datiert vom 28. April) eifrig beſchäftigt, 
einen Krieg mit Amerika vorherzuſagen. Dieſe ſtreitluſtigen Federn 
weiſen darauf hin, daß das auf ſieben Jahre berechnete Marineprogramm 
Japans einige Jahre vor Eröffnung des Panama-Kanals perfekt ge— 
worden ſein werde. Nun ſei es zwar faſt unmöglich, die Geheimniſſe 
der orientaliſchen Politik zu ergründen, aber alle Wahrſcheinlichkeit 
ſpreche dafür, daß es ſich nicht um Vorbereitungen zum Kriege gegen 
Amerika handele, ſondern daß Japan ſich für den Tag vorbereite, der 
den Zerfall Chinas mit ſich bringen werde, denn auch an einen neuen 
ruſſiſch-japaniſchen Krieg ſei ſchwerlich zu denken. Tatſache jei, daß 
Japan keine Truppen entlaſſen habe und gegenwärtig 400 000 Mann 
unter Waffen halte, die in nächſter Zukunft um zwei Diviſionen ver— 
ſtärkt werden würden. Dazu komme der bevorſtehende Übergang von 
der dreijährigen zur zweijährigen Dienſtzeit, durch die die Zahl der 
Reſerviſten um 50 pCt. erhöht werde. Schon heute könne Japan in 
14 Tagen 800 000 Mann kampfbereiter Truppen aufſtellen; eine Million 
als Grenze der jetzigen Leiſtungsfähigkeit ſei niedrig veranſchlagt. Alle 
Zweige der Kriegsverwaltung ſeien eifrig an der Arbeit. Die wunder— 
bare Zunahme der ſubventionierten Handelsmarine habe einen unge— 
mein leiſtungsfähigen Transportdienſt geſchaffen, der in Zukunft noch 
wachſen werde. Das alles aber ſei mit den denkbar geringſten Koſten 
erreicht worden. Die an der mandſchuriſchen Eiſenbahn dienenden 
Truppen erhielten monatlich 10 Yen, die 400 000 Mann der regulären 
Armee nur 1 Yen und 20 Sen monatlich (60 amerikaniſche Cents), 
ſo daß die Geſamtkoſten weit niedriger ſeien, als in Amerika für eine 
Armee von insgeſamt 62 000 Mann gebraucht werde. Dazu komme, 
daß Japan nichts verſäume, was durch Geſchicklichkeit und Geld zu 
erlangen ſei, um in den Grenzen des möglichen die beſte Kriegs— 
marine zu beſitzen. Schon hätten zwei neue japanische Schlacht— 
ſchiffe „Aki“ und „Satſuma“, die „Dreadnoughts“ übertrumpft, beide 
Schiffe ſeien aber von Japanern auf japaniſchen Werften erbaut worden. 
In Kure arbeiteten 30000 Mann Tag und Nacht, und die Japaner 
ſeien ſtolz darauf, daß die „Aki“ in nur acht Monaten fertiggeſtellt 
worden ſei. Daß Japan zwei Schlachtſchiffe in England bauen laſſe, 
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ſei daher ein äußerſt charakteriſtiſches Zeichen für die Eile, mit der man 
vorgehe. Im Oktober werde, nach einer Bauzeit von nur ſechs Monaten, 
der gepanzerte Kreuzer „Ibuki“ vom Stapel laufen, ein Schiff von 
16 000 t. Das ſei einer der drei gepanzerten Kreuzer, die zu dem ſog. 
„dritten Flottenbauprogramm“ gehören. Dieſes Programm, das ſieben 
Jahre Bauzeit umfaſſe, laufe noch fünf Jahre. „Aki“ und „Satſuma“, 
die in England gebauten Schlachtſchiffe „Katori“ und „Kaſhima“, drei 
gepanzerte Kreuzer, zwei noch zu beſtellende Kreuzer, drei Depeſchen— 
boote, die bereits im Bau ſind, und 29 Zerſtörer, die noch dieſes Jahr 
vom Stapel laufen ſollen — ſo iſt das Programm. In den ſieben danach 
folgenden Jahren ſind 76577 102 Yen beſtimmt für Erſatz von Kriegs— 
ſchiffen und Torpedobooten, laut Geſetz vom Jahre 1899. Für dieſe 
Summe können vier Schlachtſchiffe von 20000 t oder fünf Panzer— 
kreuzer von 13 000 t gebaut werden. Wenn man alle 28 Fahrzeuge, 
die über zehn Jahre alt ſeien, nicht mitrechne, habe Japan jetzt: zehn 
Schlachtſchiffe, elf Kreuzer erſter und ſieben Kreuzer zweiter und dritter 
Klaſſe, insgeſamt 28 Schiffe von mehr als 300 000 t Deplacement. 
Japan werde aber ſo viel Schiffe in Zukunft haben, wie der Patriotis— 
mus der allerdings ſchwer belaſteten Steuerzahler tragen könne. 

Damit ſchließen ohne jede weitere Nutzanwendung dieſe inter— 
eſſanten Angaben, von denen der Korreſpondent ſagt, er habe ſie aus 
unbedingt zuverläſſiger Quelle. Auch wir wollen uns nicht in Kon— 
jekturen verlieren und an der nächſtliegenden Erklärung feſthalten, 
daß eine neu aufgekommene Großmacht allezeit bereit ſein muß, ihre 
Stellung in der Welt zu verteidigen. An aggreſſive Pläne Japans zu 
glauben, fehlt jeder zuverläſſige Anhalt. Dagegen läßt ſich nicht über— 
ſehen, daß gerade jenes eifrige Bemühen Japans, ſich auf der Höhe zu 
behaupten, die es erreicht hat, ſehr weſentlich dazu beiträgt, ſein Preſtige 
unter den aſiatiſchen Nationen nicht nur zu erhalten, ſondern zu ſteigern. 

Wir haben gerade jetzt mit lebhaftem Intereſſe die Debatte verfolgt, 
welche die Unruhen in Indien im engliſchen Unterhauſe her— 
vorriefen. Der Staatsſekretär für Indien, Mr. Morley, hat in 
zweiſtündiger Rede ſo offen, „wie das öffentliche Intereſſe es erlaube“, 
die Gründe dargelegt, welche die Unruhen in Indien erklären, und auch 
die Politik angekündigt, an welche die Regierung ſich halten werde. 
Er wies zuerſt auf die Peſt hin, die von 1906, als ſie ausbrach, bis zum 
April 1907 nicht weniger als 5 250 000 Opfer gefordert habe. Das 
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ſeien, ſo tröſtete er, immerhin weniger Opfer als der ſchwarze Tod im 
Mittelalter, nicht mehr als fünf vom Tauſend (eine Rechnung, die wohl 
inſofern nicht richtig genannt werden kann, als die Peſt nicht durch ganz 
Indien ging, ſondern auf beſtimmte Gebiete beſchränkt blieb). Es ſei 
jedenfalls nicht zutreffend, wenn man die liberale Regierung für die 
aufſtändige Bewegung verantwortlich mache. Als Lord Minto das 
Regiment übernahm, habe er eine Lage von beiſpielloſer Verwirrung 
vorgefunden. Von da ab, vom Dezember 1905 bis jetzt, ſei nichts ver— 
ſäumt worden. Aber die Peſt wurde ein Mittel der Agitation, in gerin— 
gerem Maße die bereits von den Konſervativen in Angriff genommenen 
agraren Umſiedelungen. Dazu ſei die Aktion eines wahrſcheinlich auf— 
richtigen Enthuſiaſten wie Lal Rajpat Rai gekommen, deſſen Theorien 
Haß gegen das britiſche Regiment predigten, und der bemüht war, 
auch die Sikhs für ſich zu gewinnen. Da habe man denn ſcharf ein— 
greifen und alle Waffen brauchen müſſen, die das Geſetz gegen Aufruhr 
zulaſſe. Jede Unterlaſſung wäre verbrecheriſch geweſen, wie jedem klar 
ſein werde, der überlege, welche Folgen der Abfall auch nur eines Re— 
giments der Sikhs notwendig nach ſich gezogen hätte. 

Unter Berufung auf die Anſchauungen John Stuart Mills ging 
Morley danach auf die Mittel über, durch deren Anwendung der Auf— 
ruhr geſtillt und eine die engliſche Herrſchaft ſichernde Entwicklung 
herbeigeführt werden könne. Zunächſt (ſo führte er aus) ſeien die Be— 
amten, die das britiſche Regiment vertreten, überbürdet. Sie könnten 
beim beſten Willen nicht anders als mechaniſch verfahren, und das Reſul— 
tat habe eine Hyperzentraliſation ergeben. Man müſſe daher ſuchen, 
die Inder zu gewinnen, die, wenn ſie auch England nicht liebten, doch 
wüßten, daß das Ausſcheiden der Engländer ein Chaos nach ſich ziehen 
werde. Eine Kommiſſion ſollte eingeſetzt werden, um die Frage der 
übermäßigen Zentraliſation zu ſtudieren. Die Schwierigkeit der Heran— 
ziehung gebildeter Inder in die Reihen der Beamten liege darin, daß 
dieſer ganz geringfügige Teil der Bevölkerung in der Illuſion lebe, 
Indien ebenſogut wie die Engländer regieren zu können, obgleich ſich 
vorausſehen laſſe, daß ihr Werk nicht acht Tage halten würde. Trotzdem 
habe der Vizekönig (Lord Minto) im April beim Miniſterium den Antrag 
geſtellt, den Indern entgegenzukommen, und das Miniſterium ſeiner— 
ſeits habe ſich, obgleich inzwiſchen der Aufruhr ausgebrochen war, 
bereit gefunden, dem Vizekönig einen Rat von Notabeln an die Seite 
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zu ſetzen, der gutachtliche Funktionen ausüben ſolle. Zweitens aber 
beabſichtige man, die legislativen Ratsverſammlungen, ſowohl des 
Generalgouverneurs wie der Provinzen, beträchtlich zu erweitern. 
In den Rat von Indien aber denke er, der Staatsſekretär, einen oder 
zwei Inder zu ziehen. Im übrigen ſei er der Überzeugung, daß man der 
alten Ziviliſation und den Vorſtellungen (susceptibilities) der Inder 
mit Sympathie und Achtung entgegenkommen müſſe, ohne an der 
Tatſache zu rütteln, daß das engliſche Regiment unter allen Umſtänden 
aufrechtzuerhalten ſei. Es geſchehe das nicht aus Eigennutz, ſondern 
im Intereſſe der Millionen, deren Gedeihen England anvertraut ſei, 
mit reinem Gewiſſen, mit Sympathie, Güte, Feſtigkeit und voll Liebe 
zur Gerechtigkeit, immer aber, in guten wie in böſen Tagen, tapferen 
Muts und im Glauben an die Zukunft. 

Die Rede Morleys fand reichen Beifall, und die Zuhörer werden 
die Gründe wohl verſtanden haben, die ihn bewogen, den weſentlichen 
Anlaß der Unruhen in Indien zu verſchweigen. Es ſteht aber über allen 
Zweifel feſt, daß es der Blick auf Japan it, der in Indien Hoff— 
nungen erregt hat, an deren Verwirklichung ſie trotz der engliſch-japa— 
niſchen Allianz glauben. Dafür liegen zahlloſe Belege vor, und wir haben 
ſeit 1905 mehrfach darauf hingewieſen. So wohlgemeint Mr. Morleys 
Abſichten ſind: dieſe Urſache der Gärung kann er nicht beſeitigen. Aber 
die indiſche Regierung hat entſchloſſen zugegriffen und ſich der Führer 
der Bewegung bemächtigt, um ſie zu deportieren; ſie hat die Freiheit 
der Preſſe beſchränkt, und, was wichtig iſt, den Lohn der Soldaten 
indiſcher Herkunft weſentlich erhöht. So läßt ſich wohl darauf rechnen, 
daß die ihrer Führer beraubte Maſſe ſich allmählich beruhigen wird, 
zumal wenn, wie man hofft, die Peſt aufhört, an deren Entſtehung der 
Aberglaube des Volkes und der böſe Wille der Agitatoren der engliſchen 
Regierung ſchuld gab. Es hieß, ſie habe Ströme und Quellen vergiftet. 

Über die Niederlage, die das engliſche Miniſterium in der iriſchen 
Frage erlitten hat, hat Campbell-Bannerman in der 
großen Rede quittiert, in der er vor dem Unterhauſe das Programm 
der Regierung entwickelte. Wichtiger ſcheint uns die Rede, die er am 
7. Juni in Plymouth vor einer Verſammlung von 6000 Liberalen 
gehalten hat. Er kündigte die nunmehr unmittelbar bevorſtehende 
Reform des Hauſes der Lords an. Die Zeit der Kom— 
promiſſe ſei vorüber. Die Lords müßten verſtehen, daß die Commons 
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zwar bereit jeien, alle Rückſicht auf das andere Haus zu nehmen, daß 
das britiſche Volk jedoch Herr im eigenen Hauſe ſein müſſe. Die Regie— 
rung ſei entſchloſſen, der Nation ein vergrößertes Erbe zu hinterlaſſen 
und es für alle Zukunft zu ſichern. Der Prime Miniſter ſprach ſehr 
zuverſichtlich. Die von den Lords verworfenen Bills würden verbeſſert 
wiederkommen, das Weſentliche aber ſei, den Lords Grenzen zu ſetzen, 
über die ſie nicht hinaus könnten. Was mit der Education bill und der 
Liceneing bill geſchehen ſei, dürfe ſich nicht wiederholen. Über die iriſche 
Frage ging er mit wenigen Worten beſchwichtigend hinweg. Er ſelbſt 
habe ſeine Anſchauungen nicht verändert. Aber offenbar ſei die Zeit 
ihrer Durchführung noch nicht gekommen. Er bitte daher um Geduld. 
Die ſehr wirkungsvolle Rede ſchloß mit nochmaligem Hinweis auf die 
ungeheure Wichtigkeit der Reformierung des Hauſes der Lords. Es 
iſt nicht zu bezweifeln, daß davor alle übrigen Fragen innerer Politik 
für längere Zeit zurücktreten werden. 

In Frankreich iſt der Ausſtand der „eingeſchriebenen 
Seeleute“ wider den Willen der Führer faſt ganz zuſammenge— 
brochen. Die geſamte öffentliche Meinung des Landes, die diesmal nicht 
gemacht war, hatte ſich ſo entſchieden von ihnen abgewandt, daß ſie ſich 
moraliſch iſoliert fühlten. Dazu hat die Regierung ſich bereit gefunden, 
die Penſion der Seeleute nicht unerheblich zu ſteigern, ohne doch den 
Schein zu erwecken, daß ſie zurückweiche. So iſt eine weſentliche Urſache 
der beklommenen Stimmung, die Frankreich drückte, beſeitigt. Ebenſo 
erfreulich iſt es, daß die Jury die beiden Häupter der „conkédération 
generale‘ der Arbeiter wegen Aufreizung zum Aufruhr ſchuldig geſprochen 
hat. Die Herren Bosquet und Levy werden im Gefängnis Zeit 
genug haben, über ihre Theorien nachzudenken, und — was freilich nicht 
wahrſcheinlich iſt — ſich zu Anſchauungen zu bekehren, die mit der Exiſtenz 
eines Rechtsſtaates vereinbar ſind. 

Dagegen ſtehen die Ausſichten für eine Beilegung der Bewegung 
der Winzer wenig günſtig. Nach jener Maſſenverſammlung, zu der 
in Montpellier über eine halbe Million Weinbauern des Südens ſich 
zuſammenfanden, kann kaum noch erwartet werden, daß ſie von ihrem 
törichten Beſchluß abſtehen werden, dem Staate alle Leiſtungen zu 
verweigern: Am Dienstag, 11. Juni, wollten ſie damit beginnen. 
Das würde allerdings eine ſehr ernſte Kriſis bedeuten. Denn was ſoll 
die Regierung tun? Durch Verheißungen laſſen die erregten Maſſen 


ſich nicht beruhigen, ein Radikalmittel aber, um dem Weine Käufer zu 
erheblich höheren Preiſen zu verſchaffen, gibt es nicht. Man hat — halb 
im Scherz, aber doch nicht ohne Ernſt — vorgeſchlagen, die Steuer— 
verweigerung mit einer Entziehung der ſtaatlichen Leiſtungen zu be— 
antworten, alſo z. B. mit Einſtellung des Poſtdienſtes uſw. für den 
Süden. Aber auch das iſt nicht durchführbar, und dann bliebe nur noch 
die Anwendung von Gewalt übrig. Trotz alledem glauben wir nicht 
an einen tragiſchen Ausgang. Das raſch auflodernde Temperament 
des Südens iſt nicht mit zähem Feſthalten kombiniert, und ſelbſt wenn 
das Schlimmſte, ein Bürgerkrieg, zeitweilig eintreten ſollte, iſt davon 
eine Erſchütterung des Staates nicht zu erwarten. Die Provinzen haben 
noch niemals über das Schickſal Frankreichs entſchieden. Paris regiert 
und beſtimmt, und zurzeit ſpricht nichts dafür, daß es die Sache der 
Winzer zur ſeinigen machen wollte. 

Das Programm, das der Miniſter des Auswärtigen Pichon für 
die Haager Konferenz entwickelt hat, wird nicht nur in Frank— 
reich gut aufgenommen werden. Herr Pichon iſt natürlich genötigt 
geweſen, mit den beſtehenden Verbindlichkeiten Frankreichs zu rechnen, 
aber er hat aus dem Dilemma, in das er geriet, den geſchickten Ausweg 
gefunden, die franzöſiſchen Delegierten zwar ſorgfältig über die Inter— 
eſſen Frankreichs durch eine Kommiſſion von Fachleuten zu unter— 
richten, ihnen aber auf der Konferenz freie Hand zu laſſen, nach eigener 
Überzeugung zu ſtimmen. In der Frage der Feſtſtellung einer Grenze 
für die Rüſtungen ſprach er ſich ſehr ſympathiſierend aus, aber doch nur 
in der Theorie. An die Verwirklichung des Gedankens glaubt er nicht. 
„Pour instant, il kaut bien le dire, la question, dont il 
s'agit, est encore chimérique.“ Das iſt ganz unſere Meinung. 
Leider ging Herr Pichon auf die Fragen des Seerechts gar nicht 
ein. Wir glauben, daß unſere Intereſſen gerade hier mit den franzöſiſchen 
faſt identiſch ſind, und es ſoll uns freuen, wenn dieſe hiſtoriſche Tatſache 
auf der Konferenz einen deutlichen Ausdruck findet. 

In Rußland geht die anarchiſtiſch-terroriſtiſche Revolution 
erescendo fort und wir find offenbar noch weit von ihrem Abſchluß 
entfernt. Parallel damit läuft die Agonie der Duma, deren Fort— 
exiſtenz in den letzten acht Tagen an einem Haar gehangen hat. Wenn 
die ganze Frage nicht ſo furchtbar ernſt wäre, würde das unſichere Hin— 
und Her-Lavieren der Kadetten und der Polen nur Heiterkeit erregen. 
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Beide Parteien ſind bemüht, in der Praxis der parlamentariſchen 
Kämpfe nicht Farbe zu bekennen, dabei aber zugleich ihre theoretiſchen 
Anſprüche aufrechtzuerhalten. Eine Entſcheidung iſt am Montag ge— 
fallen. Es handelte ſich um die Frage der allgemeinen Amneſtie, für 
deren Notwendigkeit mit der geſamten Linken die Kadetten ſo emphatiſch 
eintraten. Jetzt waren ſie ſo weit gediehen, der Duma die Kompetenz 
zur Erörterung dieſer Frage zu beſtreiten, da es ſich um eine Prärogative 
der Krone handele. Statt aber, was doch allein vernünftig und logiſch 
geweſen wäre, mit der Rechten und den Oktobriſten gegen die Amneſtie 
zu ſtimmen und damit die Frage endgültig zu erledigen, ſtellten ſie den 
Antrag, ſie einer Kommiſſion zu überweiſen, welche dann die formelle 
Berechtigung der Duma zu prüfen hätte. Nachdem dieſer Antrag der 
Kadetten mit 260 gegen 165 Stimmen angenommen worden iſt, ſind 
ſie nicht genötigt, ſich ſchon jetzt vor dem Lande mit Ja oder Nein zu 
entſcheiden, jpäter aber können ſie ihr Votum mit der Autorität der 
Kommiſſion decken. Das mag ſehr ſchlau ſein, iſt aber kläglich charakterlos. 

Dieſe Lage verwickelt ſich dadurch noch mehr, daß die Parteidis— 
ziplin nirgend mehr halten will und die Führer ihres Gefolges nicht 
mehr ſicher ſind. Das gilt auch von den Polen, bei denen Herr 
Dmowski auf ſtarke Oppoſition ſtößt, weil er mit dem nächſt Erreich— 
baren (der Sprachenfrage) ſich vorläufig begnügen will, während die 
entſchloſſenen Nationaliſten unter Führung von Stecki die volle Auto— 
nomie als nationale Forderung aufrechterhalten wiſſen wollen. Die 
verſchiedenen ſozialiſtiſchen und offenkundig revolutionären Parteien 
ſind noch extremer geworden, und es läßt ſich erwarten, daß nach Rück— 
kehr der Delegierten vom Londoner Kongreß eine weitere Verſchärfung 
eintreten wird. Im Kongreß haben die ſogenannten Bolſchewiki, d. h. die 
Anhänger des Maximums revolutionärer Aktion, den Sieg davon getragen. 
Man wird nicht mit den Kadetten paktieren, ſondern alles tun, um die 
Auflöſung der Duma und danach eine neue Revolution herbeizuführen. 

Die Stellung des Miniſterpräſidenten Stolypin iſt durchaus 
feſt und das Vertrauen des Zaren ihm ſicher. So wie er ſeit Beginn 
ſeiner Amtsverwaltung ſich bewährt hat, läßt ſich wohl annehmen, daß 
er keinen Tag im Amte bliebe, wenn er dieſes Vertrauens nicht mehr 
ſicher wäre. Wir glauben nach wie vor, daß er der rechte Mann am rechten 
Platze iſt. Indeſſen die Ereigniſſe drängen ſich, und auch das Unwahr— 
ſcheinliche kann Wirklichkeit werden. 


3. Juni 1907. Internationale Nordſeekonferenz in London. 
Unterzeichnung des ruſſiſch-japaniſchen Vertrages über die ſüd-mandſchuriſche 
Bahn. 
Erdbeben in Chile. 
14. Juni. Stolypin verlangt von der Duma die Verhaftung von 15 ſozialdemokratiſchen 
Abgeordneten. 
Genehmigung des Frauenwahlrechts durch den Storthing in Norwegen. 
15. Juni. Eröffnung der 2. Friedenskonferenz im Haag. 
16. Juni. Beſuch des Lordmayors von London in Berlin. 
Auflöſung der zweiten Duma. 
19. Juni. Eröffnung des öſterreichiſchen Reichsrats. 


— 
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19. Juni 1907. 

Vor einigen Tagen brachte der „Meſſidor“ — eine neue franzö— 
ſiſche Tageszeitung, die, wie es ſcheint, mit Erfolg bemüht iſt, ſich durch 
lüſterne Novelletten einen großen Leſerkreis zu ſichern — die überraſchende 
Nachricht vom Abſchluß eines Vertrages, durch den Frankreich, 
England und Spanien ſich ihren Beſitzſtand im Mittelmeer und 
an den atlantiſchen Küſten Afrikas garantierten. Obgleich nun der 
„Meſſidor“ gelegentlich zu Mitteilungen des franzöſiſchen Auswärtigen 
Amtes benutzt wird, ſchien uns dieſe Nachricht jo unwahrſcheinlich, 
daß wir nicht weiter Notiz von ihr nahmen. In der Tat, gegen weſſen 
finſtere Anſchläge ſollte dieſer Vertrag gerichtet ſein? Auch folgte ein 
ſehr energiſches Dementi der offiziellen „Agence Havas“ der Meldung 
des „Meſſidor“ auf dem Fuße, und damit ſchien die Angelegenheit erle— 
digt, als dieſelbe „Agence“ nunmehr ihrerſeits den Abſchluß dieſes 
Garantievertrages ankündigte, und am Tage der Eröffnung der Haager 
Konferenz die Vertreter der drei Mächte dem Unterſtaatsſekretär von 
Mühlberg die förmliche Mitteilung vom Abſchluß des Vertrages machten. 
Offenbar war die Abſicht geweſen, die Welt am Tage der Kongreß— 
eröffnung mit dieſer ſenſationellen politiſchen Neuigkeit zu überraſchen, 
und deshalb war der „Meſſidor“, der den hübſchen Scherz durch ſeine 


Indiskretion verdorben hatte, ſo energiſch zurückgewieſen worden. 
Was durch dieſen Vertrag erreicht werden ſollte, ſagt uns der ebenfalls 
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gelegentlich offiziöſe „Matin“. Deutjchland, jo heißt es mit einem 
Seufzer der Erleichterung, ſei es nunmehr faſt unmöglich geworden, 
einen Seekrieg zu führen! 

Wir danken für das indirekte Kompliment, das in dieſer Erklärung 
liegt, und werden uns freuen, wenn die erregten Nerven des „Matin“ 
ſich nunmehr einigermaßen beruhigen. Frankreich braucht für Algier 
und Tunis nicht zu ſorgen, Spanien nicht für Ceuta, und England ſich 
keine ſchlafloſen Nächte wegen Maltas zu machen. Wenn das alles unter 
gegenſeitiger Garantie der drei alliierten Mächte ſteht, müßten wir ja 
völlig verblendet ſein, wenn wir unſere Flotten dorthin oder zur Er— 
oberung von Ceuta, den kanariſchen Inſeln oder von Franzöſiſch-Afrika 
ausſchicken wollten! Doch das gilt nur dem „Matin“. Das offizielle 
Frankreich, das am 17. Juni im „Temps“ durch den Mund von Herrn 


Pichson geſprochen hat, drückt ſich nicht jo unvorſichtig aus, beſtätigt 


aber, daß die drei Mächte ſich gegenſeitig den status quo der Teile des 
Mittelmeeres und des Atlantiſchen Ozeans garantieren, an denen ſie 
intereſſiert find. Und zwar find es zwei Verträge, ein ſpaniſch— 
franzöſiſcher und ein engliſch-ſpaniſcher, deren voller 
Wortlaut nächſter Tage veröffentlicht werden ſolle. Herr Pichon betont 
den eminent friedlichen Charakter dieſer Vereinbarungen, und der Tele— 
graph hat uns aus England und Frankreich eine ganze Flut von Tele— 
grammen gebracht, welche beteuern, daß die drei Mächte ihr Abkommen 
nicht gegen Deutſchland gerichtet haben. Weiſen nun ſchon jene Ver— 
ſicherungen darauf hin, daß eine gegen Deutſchland gerichtete Tendenz 
als Kommentar der öffentlichen Meinung erwartet wird, ſo halten auch 
wir dafür, daß die Abſicht beſtand, dieſen Schein zu erwecken, denn um 
mehr als einen Schein handelt es ſich nicht, und der Inhalt des Vertrages, 
wenn anders errichtig wiedergegeben iſt, kann uns abſolut gleichgültig ſein. 
Er ändert, ſo weit wir in Frage kommen, an der gegenwärtigen Lage 
gar nichts. Wohl aber ſchließt er ſehr erhebliche Vorteile für England in 
ſich. Zum erſten Male verzichtet Spanien endgültig auf 
Gibraltar, deſſen Beſitz den Engländern jetzt ebenſo von Frankreich 
garantiert wird, wie der franzöſiſch-japaniſche Vertrag den Japanern 
Port-Arthur garantiert. Der Wortlaut des Vertrages wird zeigen, 
ob nicht auch die ägyptiſche Stellung der Engländer eine neue 
Feſtigung gefunden hat, und ob der Vertrag nur den status quo 
der Mittelmeerintereſſen der kontrahierenden Mächte, oder den status 


quo überhaupt unter gegenſeitige Garantie ſtellt, alſo etwa die Küſten 
des Adriatiſchen Meeres und ſpeziell Albanien, den status in 
Tripolis uſw. Aus den bisher angegebenen Erklärungen iſt das nicht 
erſichtlich. 

Wie dem auch ſei, die Notwendigkeit dieſer Verträge wird ſchwer 
jemandem einleuchten, der die tatſächlichen Verhältniſſe nüchtern an- 
ſieht, und der Eindruck, der ſchließlich nachbleibt, iſt der, daß zu jener 
politiſchen Blockade auf Papier, die von der franzöſiſchen 
und engliſchen Politik gegen Deutſchland konſtruiert wird, ein neuer 
Paragraph hinzugekommen iſt. Zu einer Beſſerung der gegenſeitigen 
Beziehungen trägt das gewiß nicht bei. Die „Kölniſche Zeitung“ hat 
mit Recht an die Rede des Reichskanzlers vom 14. November 
1906 erinnert, in der es heißt: „Die entente cordiale ohne gute Be— 
ziehungen der Weltmächte zu Deutſchland wäre eine Gefahr für den 
europäiſchen Frieden. Eine Politik, die darauf ausginge, Deutſchland 
einzukreiſen, einen Kreis von Mächten um Deutſchland zu bilden, um 
es zu iſolieren und lahmzulegen, wäre eine für den europäiſchen Frieden 
gefährliche Politik. Eine ſolche Ringbildung iſt nicht möglich ohne Aus— 
übung eines gewiſſen Druckes. Druck erzeugt Gegendruck, aus Druck 
und Gegendruck können ſchließlich Exploſionen hervorgehen.“ So iſt 
die neuerdings zur politiſchen Mode gewordene Garantie politik, 
mit deren Lorbeeren jeder neue Miniſter des Auswärtigen ſein Haupt zu 
zieren bemüht iſt, keineswegs unbedenklich. Daß ſie den 
allgemeinen Frieden fördert, iſt eine Fiktion rein dekorativen Charak— 
ters und nicht einmal wahrſcheinlich, daß ſie gegenüber wirklichen Kon— 
flikten von praktiſcher Bedeutung wäre. Der erſte in der Reihe dieſer 
Aſſekuranzverträge, der engliſch-japaniſche Vertrag, hatte den blutigſten 
Krieg zur Folge, der ſeit den Tagen des erſten Napoleon geführt worden 
iſt. Wir vermögen nicht einzuſehen, was dieſe neueſten Verträge be 
zwecken; ſie erinnern uns an die Papierdrachen und Feuerwerke, durch 
welche vor nicht allzulanger Zeit die Chineſen ihre Feinde zu ſchrecken 
ſuchten. Eine glückliche Einleitung der Haager Konferenz ſind ſie unter 
keinen Umſtänden. 

Es iſt daher nicht müßige Neugier, ſondern eine wichtige pſycho— 
logiſch-politiſche Aufgabe, den Urſachen dieſes unruhigen Treibens 
nachzugehen. Wir glauben nicht irrezugehen, wenn wir in den 
inneren Verhältniſſen Englands und Frankreichs 
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die Erklärung zu finden ſuchen. Hier wie dort wird eine Kriſis von 
ungewöhnlichem Ernſt bekämpft. Wir haben nach beiden Richtungen 
hin dieſe inneren Probleme der Ententemächte ſchon mehrfach ſtreifen 
müſſen. In England iſt es die Reaktion gegen die Übertreibungen 
des imperialiſtiſchen Gedankens, wie ihn das gefallene konſervativ— 
unioniſtiſche Kabinett vertrat, die ſich geltend macht. Sie kombiniert 
ſich mit den rein mechaniſchen Nachwirkungen der das Preſtige Englands 
untergrabenden japaniſchen Erfolge. Die Gärung in Indien und in 
Agypten, die ausgeſprochen antiengliſche Richtung der ganzen islami— 
tiſchen Welt, die ſo bedeutſame Abſage Irlands, das politiſche Fiasko 
der Londoner Kolonialkonferenz bedeuten in ihrer Summe eine ernſte 
Verlegenheit. Dazu kommt die Ungewißheit über den Ausgang des 
kühnen Experiments, das mit der Verleihung verantwortlicher Ver— 
faſſungen an Transvaal und die Oranjekolonie gemacht worden iſt, 
endlich die ſteigende Radikaliſierung der engliſchen Verfaſſung, deren 
Tendenz dahin geht, dem politiſchen Regulator des Oberhauſes jede 
Bedeutung zu nehmen und zur faktiſchen Alleinherrſchaft des Unter— 
hauſes hinüberzuleiten. Mit dieſen, ohne allen Zweifel eine Schwächung 
bedeutenden Erſcheinungen kombiniert ſich das leidenſchaftliche Ver— 
langen, die weltbeherrſchende Stellung Englands zur See zu behaupten, 
und da man fürchtet, es aus eigener Kraft nicht mehr zu können, greift 
man zu einem Syſtem von Allianzen, das beſtimmt iſt, dieſer Idee 
zum Werkzeug zu dienen. Daß dadurch ein ſo formidabeler Konkurrent, 
wie Japan es iſt, großgezogen wurde, hat — obgleich es nicht einge— 
ſtanden wird — die Nervoſität geſteigert und dahin geführt, daß die 
einmal eingeſchlagene falſche Bahn mit Hartnäckigkeit weiter verfolgt 
wird. 

In Frankreich iſt auf anderen Wegen die gleiche nervöſe 
Stimmung großgezogen worden, obgleich aller Grund vorlag, mit den 
auswärtigen Verhältniſſen und der Machtſtellung des Reiches zufrieden 
zu ſein. Die dritte Republik hat in weniger als einem Menſchenalter 
ein Kolonialreich errichtet, wie es ſonſt nur in Jahrhunderten aufgebaut 
wird, und ſeit der Tag von Faſchoda überwunden war, hatte ſie mit 
keinem Gegner mehr zu rechnen. Die großartige Stellung in Nord— 
und Mittelafrika, in Madagaskar und in Hinterindien bot der Nation 
noch für Generationen kommender Geſchlechter Raum und Reichtum, 
dem Ehrgeiz und Unternehmungsgeiſte ein faſt unermeßliches Feld. 


Frankreich jelbit war zu einem blühenden Garten und zu einem der 
Mittelpunkte der Weltinduſtrie geworden, ſein Handel gedieh wie nie 
zuvor, und es gab niemanden in der weiten Welt, der ihm dieſen Beſitz 
ſtrittig machen wollte. Von den böſen Tagen des Panamaprozeſſes 
und ſeiner Nachwehen, wie von der unerquicklichen Dreyfusaffäre hatte 
es ſich in glücklicher Elaſtizität befreit und gereinigt, kurz, alle Voraus— 
ſetzungen einer weiteren gedeihlichen Entwicklung in geſegnetem Frieden 
waren vorhanden, und niemand hat ihm dieſes Gedeihen m e hr gegönnt 
als der deutſche Nachbar. Combismus und Sozialismus einerſeits und 
Delcaſſismus andererſeits haben das alles umgewandelt. Schieden 
die erſteren die Nation in die feindlichen Lager der Katholiken und der 
Kirchenfeinde, der Anhänger der bürgerlichen Geſellſchaftsordnung und 
des zum Anteil am Staatsregiment herangezogenen, die ſtaatlichen 
Ordnungen auflöſenden Sozialismus, ſo datiert von Herrn Delcaſſé 
jener beſondere franzöſiſche Imperialismus, der ſich mit dem engliſchen 
Imperialismus verbrüderte, um ihn auszunutzen, in Wirklichkeit aber 
ſein Werkzeug wurde. Dieſe, dem ruſſiſch-japaniſchen Kriege voraus— 
gegangene Wendung hat den Konflikt im fernen Oſten erſt möglich 
gemacht, der trotz des engliſch-japaniſchen Bündniſſes aller Wahrſchein— 
lichkeit nach nicht ſtattgefunden hätte, wenn Frankreich, wie es 
einen Augenblick wollte, ſeine ruſſiſche Allianz auch auf Oſtaſien aus— 
gedehnt hätte. Wie ſich daran die franzöſiſch-engliſchen Vereinbarungen 
und die marrokkaniſche Kriſis knüpften, braucht wohl nicht wiederholt 
zu werden. Das Reſultat aber war Unſicherheit nach außen hin und 
im Innern das Reifen der Krankheitserſcheinungen, mit deren Be— 
kämpfung Frankreich heute beſchäftigt iſt. Je größer dieſe Verlegenheiten 
wurden, deſto lebhafter wurde das Bedürfnis nach Aſſekuranzen emp— 
funden, die einen Schein von Stärke boten, in Wirklichkeit aber die 
franzöſiſche Politik in eine Abhängigkeit von dem politiſchen Willen 
anderer ſetzten, wie ſie ſeit dem ſpaniſchen Kriege Ludwigs XVIII. in 
der Geſchichte Frankreichs unerhört iſt. Es ſieht aber ſo aus, als ob wir 
erſt in den Anfängen dieſer Entwicklung ſtehen und den ſchließlichen 
Ausgang kann man wohl in Frankreich ebenſowenig vorherſehen wie 
bei uns. 

Vielleicht das merkwürdigſte Anzeichen der Kriſis, in der Frank— 
reich ſteht, iſt ein Schreiben des bonapartiſtiſchen Abgeordneten de 
Dion, das der „Courrier Européen“ veröffentlicht. Es lautet: 
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„Kammer der Abgeordneten. Paris, 1. Juni 1907. 
Mein Herr! 

Unſer unglückliches Land iſt den durch den Parlamentarismus 
entfeſſelten Fraktionen preisgegeben. Durch die Kühnheit der Feinde 
(perturbateurs) der Ordnung und die Untätigkeit der anſtändigen 
und arbeitenden Leute treibt es mit reißender Schnelligkeit der ſozialen 
Revolution zu. 

Um zu verhindern, daß wir in den Abgrund ſtürzen, gibt es nur 
noch ein Mittel: man trete für den Appell ans Volk ein, man verbreite 
die Prinzipien der Autorität und der Verantwortlichkeit, der Wahr— 
heit und der Gerechtigkeit, auf denen ſie beruhen, und die die Rettung 
bringen werden. Um dieſe Propaganda wirkſamer zu machen, habe 
ich ſoeben die „Volonté nationale“ gegründet, die zunächſt als Wochen— 
blatt und, ſobald die Zahl der Leſer es geſtattet, als Tageszeitung er— 
ſcheinen wird. 

Mein Ziel iſt, wie das meiner Freunde, eine Reviſion der Ver— 
faſſung von 1875 herbeizuführen und das Staatsoberhaupt von der 
ganzen Nation wählen zu laſſen. Wird dieſes Ziel erreicht, ſo wird 
Frankreich wirklich und mit Weisheit regiert werden. Wie Sie wiſſen, 
iſt unſer Kandidat für dieſe höchſte Stellung der Prinz Vietor 
Napoléon. Aber wir folgen ſeinen Inſtruktionen und werden 
uns vor der freien Wahl des Volkes beugen. 

Da wir wiſſen, daß Sie mit uns über dieſe großen Regierungs— 
prinzipien einer Meinung ſind, bitte ich Sie, auf die „Volonté nationale“ 
zu abonnieren und auch Ihre Freunde dazu zu beſtimmen. Ihr politi— 
ſcher Scharfblick und Ihre Hingabe an die gute Sache der Ordnung 
werden das Organ der Anhänger des Plebiszits durch Zuwendung 
vieler Leſer ſtärken. Es iſt unerläßlich, daß alle Wohldenkenden ſich 
zuſammentun, um dem Triumphzuge der Anarchie den Weg zu ver— 
legen. In der Hoffnung, bald eine zuſtimmende Antwort zu erhalten . . . 

f don, 
Präſident des Zentralkomitees der Berufung ans Volk, 
Deputierter.“ 
Der „Courrier Européen“ bemerkt dazu, daß trotz der Datierung 
vom 1. Juni das Schreiben noch nicht verſchickt ſei. Es ſei in einigen 
tauſend Exemplaren auf Papier der Deputiertenkammer gedruckt. 


Gewiß eine merkwürdige Kundgebung, die als Symptom der Lage 
von Intereſſe iſt, aber ſchwerlich zu einem neuen 10. Dezember führen 
wird. Prinz Victor hat weder die Energie des erſten, noch die 
fataliſtiſche Zuverſicht des dritten Napoleon. Auch iſt das Frankreich 
von heute nicht das von 1848 mehr. Wohl aber glauben wir, daß es 
den Kampf um Behauptung der ſtaatlichen Autorität wird durchkämpfen 
müſſen, aus eigener Kraft und ohne andere Alliierte als die, die es im 
eigenen Hauſe findet. 

Gleichzeitig mit der feierlichen Eröffnung der Konferenz im Haag 
hat die Auflöſung der zweiten Duma ſtattgefunden. Sie 
hat etwas über 100 Tage Zeit gehabt, der Welt zu zeigen, was ſie zu 
leiſten vermag, und alle Welt wendet ſich heute enttäuſcht von ihr ab. 
Sie hat nur zwei praktiſch gewordene Beſchlüſſe zuſtande gebracht: 
die Aufhebung der Feldgerichte, die von der Regierung bereits auf 
gegeben waren, und die Bewilligung der 17½¼ Millionen für die Hunger— 
gebiete. Alles übrige, was an Regierungsvorlagen an ſie herantrat, 
wurde teils abgelehnt, teils in Kommiſſionen begraben. Nicht einmal 
das Budget vermochte ſie feſtzuſtellen. Sie hat ſich hartnäckig geweigert, 
den Terrorismus von ihren Rockſchößen abzuſchütteln, und iſt ſchließlich 
zu Fall gekommen, weil ſie trotz erdrückender Beweiſe, die ihr vorgelegt 
wurden, ſich der Regierung verſagte, als dieſe die Auslieferung der 
Staatsverbrecher verlangte, die als Deputierte an dem Umſturze des 
Staates mit unerhörter Dreiſtigkeit arbeiteten. Es lag in der Hand 
der Dumamajorität, die Auflöſung zu verhindern; aber die Kadetten 
ſind die Totengräber der Duma geweſen. Ihre „Prinzipien“ 
geſtatteten ihnen nicht, die ſelbſtverſtändliche Pflicht zu erfüllen, die 
ſie dem Staat ſchuldig waren. Wie immer blickten ſie nach links, und ſo 
geſchah, was geſchehen mußte, und was der Miniſterpräſident Stolypin 
ihnen deutlich genug angekündigt hatte. Sie haben ausgeſpielt, und 
mit ihnen iſt auch das Witteſche Wahlſyſtem gefallen. 
Ein neues, konſervativ angelegtes Wahlgeſetz iſt von der Krone, wie 
es ihr gutes Recht war, oktroyiert worden. Wir wollen hoffen, daß es 
zum Heile Rußlands funktionieren wird. Die Kriſis, die wir in Preußen 
zwiſchen 1848 und 1850 durchlebten, bietet bei allen Verſchiedenheiten 
doch ein troſtreiches Analogon. Aber freilich Preußen war nicht an— 
nähernd jo revolutionär verſeucht wie das heutige Rußland, und es 
hatte eine andere Erziehung zu ſtaatlichem Pflichtgefühl hinter ſich. 
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Das aber iſt es gerade, was in Rußland fehlt, und deshalb ſchlägt dort 
der politiſche Idealismus, der ohne Zweifel in weiten Kreiſen vorhanden 
iſt, in eine Feindſeligkeit gegen den Staatsgedanken um, die, wie die 
Erfahrung gezeigt hat, direkt in die Bahnen des Verbrechens führt. Es 
iſt deshalb ſchwer denkbar, daß nunmehr eine plötzliche Wendung zu 
geordneten Zuſtänden und zu normalem politiſchen Denken und Em— 
pfinden ſtattfindet. Weder der Bildungs- noch der Vermögenszenſus 
des neuen Wahlgeſetzes bietet eine Garantie gegen die Wiederkehr 
revolutionär geſinnter Volksvertreter. Weit eher könnte die Über— 
zeugung, daß die Regierung ſtark genug iſt, ſich unter allen Umſtänden 
zu behaupten, und daß die Truppen treu zu ihr ſtehen, dahin führen. 
Die ſchwerſte Aufgabe der Regierung aber wird ſein, die ganz 
aus Rand und Band gekommene Jugend zu zähmen — es läßt 
ſich kaum ein anderes Wort für dieſe Aufgabe finden. Kaiſer Nikolaus II. 
hat einmal das Wort von dem „herzlichen Wohlwollen“ gebraucht, 
um die Stellung zu bezeichnen, die er der heranwachſenden Jugend 
gegenüber einnehmen wolle. Vielleicht werden, durch die Erfahrung 
der letzten Jahre belehrt, Miniſter, Profeſſoren und Lehrer beſſer, als 
es bisher geſchah, dieſes Wort zur Wahrheit machen. Ohne ein Maß 
geſunder Freiheit reift kein Jüngling zum Mann; aber allerdings, die 
Schranken, die er nicht ungeſtraft überſchreiten darf, müſſen deutlich 
und feſt errichtet ſein. Beſeitigung der Willkür der Vorgeſetzten und des 
mechaniſchen Unterrichts, der die Wiſſenſchaft nie erſetzen kann, werden 
beſſer als alles andere auch der Zügelloſigkeit der Jugend ein Ziel ſetzen. 
Aber dazu bedarf es vor allem Männer, die einer ſolchen Aufgabe 
gewachſen ſind, und daran fehlt es jetzt ohne Zweifel. Rußland hatte 
früher in der deutſchen Univerſität Dorpat eine Pflanzſchule ſolcher 
Männer. Sie hat dem Reiche Profeſſoren, Staatsmänner, Lehrer, 
Arzte gegeben, nicht nur Deutſche, ſondern auch zahlreiche Ruſſen, 
die an dieſer Hochſchule lernten, was Freiheit, Wiſſenſchaft und Pflicht 
iſt. Das alles iſt zerſtört worden. Stolypin würde durch Wieder— 
herſtellung des alten Dorpat der Zukunft Rußlands einen wahrlich 
nicht geringen Dienſt leiſten. Es wäre ein wohlverdienter Lohn für den 
Teil der Bevölkerung des Reiches, der allein von allen vor dem Götzen 
der Revolution ſein Knie nicht gebeugt hat. 

Bisher hat die Auflöſung der Duma noch keine revolutionäre 
Erſchütterungen hervorgerufen. Wir hoffen, daß es dabei bleiben wird, 
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Die ſchlimmſten der Führer, unter ihnen der große Lügner Ohſol, ſitzen 
hinter Schloß und Riegel. Aber gebändigt iſt die Revolution gewiß 
noch nicht. Wir fürchten terroriſtiſche Attentate. Das iſt ja das neue 
Heldentum, zu dem die junge Generation ſyſtematiſch erzogen worden 
iſt. Wir fürchten auch, daß diejenigen Elemente zu Einfluß gelangen, 
die die volle Rückkehr zu den Zuſtänden vor Ausbruch der Revolution 
wünſchen. Auch das wäre ein Unglück. Rußland muß ein Rechts- 
ſta at werden, ſonſt nimmt die Revolution erſt unter den Trümmern 
des Staates ein Ende. 


20. Juni 1907. Unruhen in Südfrankreich. Straßenkämpfe in Montpellier und Narbonne. 
Regierungsfeindliche Kundgebungen in Liſſabon. 

21. Juni. Aufruhr in Perpignan. Meuterei des 17. Infanterieregiments. 

24. Juni. Reſolution Campbell-Bannermans auf Beſchränkung der Rechte des Oberhauſes 
Vertrag über die Verwaltung der Finanzen San Domingos durch die Verein. Staaten. 

25. Juni. Weiszkirchner, Zaczek und Starezynsti wurden zu Präſidenten des öſterreichiſchen 
Abgeordnetenhauſes gewählt. 

26. Juni. Strafverſetzung des 17. Infanterieregiments nach Tunis. 


26. Juni 1907. 

Der Verſuch der Südfranzoſen, durch ein plötzliches Ver— 
ſagen ihrer ſtaatlichen Pflichten das übrige Frankreich ihrem Willen 
zu beugen, führt, wie ſich vorherſehen ließ, nicht zum Ziel. Es zeigte 
ſich zunächſt, daß es unmöglich iſt, einen Aufruhr ohne Gewalttaten 
zu behaupten. Obgleich überall ausſchließlich der paſſive Widerſtand 
— faſt im Tolſtoiſchen Sinn — gepredigt wurde und unzweifelhaft 
die Abſicht beſtand, auf dem Boden der Legalität zu bleiben, iſt dieſes 
Programm doch in keinem der Weindepartements aufrecht erhalten 
worden. Es iſt überall Blut gefloſſen, wenn auch zum Glück kein eigent— 
licher Bürgerkrieg, wie zeitweilig gefürchtet wurde, ausbrach. Auch die 
Meuterei des 17. Linienregiments in Adge nehmen wir nicht allzu 
tragiſch. Sie trug, da die Meuterer Söhne und Brüder von Winzern 
waren, einen regionalen Charakter und iſt bereits heute überwunden, 
ohne einen mehr als ideellen Schaden verurſacht zu haben. Dieſes 
Regiment hätte gewiß einem auswärtigen Feinde gegenüber niemals 
verſagt. Was übrig bleibt, iſt die Tatſache, daß dieſer große Teil der 
glaubte und ſchließlich dem Staate ein Ultimatum ſtellte: wenn die 
Republik ihre Pflichten der Geſamtheit gegenüber nicht erfülle, wolle 
man auch ihr gegenüber ſich nicht weiter zum Gehorſam verpflichtet 
fühlen. Das war der eigentliche Kern der Frage, und das Verſagen des 
Gehorſams mußte in ſeinen logiſchen Konſequenzen auch zu einer 
Löſung des politiſchen Zuſammenhanges führen, wenn nicht einer 
von beiden Faktoren, ob nun freiwillig oder dem Zwange gehorchend, 
nachgab. 
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Die Zentralregierung, alſo das Miniſterium Clemenceau, 
konnte nicht nachgeben, weil ſonſt im Prinzip das Mittel als berechtigt 
anerkannt wurde, zu dem der Süden gegriffen hatte. Auch war es an 
ſich undenkbar, einen Schaden, der ſich tief eingewurzelt hatte, durch 
ein Wunder der Geſetzgebung zu beſeitigen. Was ſich hätte erlangen 
laſſen, war, durch eine ausgiebige Unterſtützung, wie das reiche 
Frankreich ſie ohne Zweifel aufbringen konnte, der wirklich vorhandenen 
Not zu ſteuern und durch das Verſprechen energiſcher Reformarbeit 
die Ungeduldigen zum Warten zu beſtimmen, wie ſie ſo oft ſchon, auf 
bloße Verheißungen hin, gewartet hatten. Aber der Gedanke, ſofort 
mit pekuniären Unterſtützungen einzugreifen, ſcheint überhaupt nicht 
aufgetaucht zu ſein. Man mahnte zu Beſonnenheit, tat aber nichts, 
um die ſteigende Erregung zu hindern. Es klingt uns kaum glaublich, 
daß die ſüdfranzöſiſchen Eiſenbahnen den Hunderttauſenden, die demon— 
ſtrierend ſich in den Städten verſammelten, durch Preisermäßigung die 
Ausführung ihrer Abſichten erleichterte. An den Ernſt der Drohungen, 
die von Paris ausgingen, ſcheint man nicht geglaubt zu haben, den 
Befehlen des Miniſteriums wurde kein Gehorſam geleiſtet, und die 
Verhandlungen in der Kammer haben die Erregung nur geſteigert. 
So blieb ſchließlich nichts übrig als eine militäriſche Be— 
ſetzung des Landes. Zurzeit ſind 6 Infanterieregimenter, je ein 
Regiment Huſaren und Jäger zu Pferde und zwei Dragonerregimenter 
eingerückt, 10 weitere Infanterieregimenter und je 2 Regimenter Dra— 
goner und Jäger ſollen folgen, ſo daß insgeſamt 3 Armeekorps hier bei— 
ſammen ſein werden. Herr Clemenceau hat damit und dadurch, daß 
er die Kammer nötigte, ein Geſetz zu Ende zu beraten, das beſtimmt iſt, 
der Weinkultur im Süden wieder ihre Exiſtenzfähigkeit zurückzugeben, 
getan, was in ſeinen Kräften lag, um Frankreich von dem unheilvollen 
Aufruhr zu befreien. Auch hat ihm die Kammer, wie er es verlangte, 
ein Vertrauensvotum zuerkannt. 

Das alles war bereits geſchehen, als der große Theatercoup des 
Beſuchs erfolgte, den Marcellin Albert dem Miniſter— 
präſidenten abſtattete. Clemenceau ſoll geſcholten, Marcellin 
geweint haben, ſchließlich iſt der „Rédempteur“ durch eine Hintertür 
und durch den Garten des Präſidenten ins Freie geführt worden, eine 
Droſchke hat ihn zur Eiſenbahn gebracht, und da der Zug, der ihn nach 
Süden zurückführen ſollte, bereits abgegangen war, hat er in aller Ruhe 
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gefrühſtückt, ſich en passant noch interviewen laſſen und iſt dann mit 
dem nächſten Zuge abgefahren, während Clemenceau ſeine Miniſter— 
kollegen zuſammenrief, um ihnen von ſeinem Abenteuer zu erzählen. 
Beide, der Tribun des Südens und der alte Tribun auf dem Miniſter— 
ſeſſel, haben der Welt nicht verraten, welche Abmachungen ſie getroffen 
haben. Das wird eine Überraſchung ſein — wir hoffen: der glückliche 
Abſchluß des Dramas, in welchem jene Pariſer Epiſode Marcellins 
als tragikomiſches Intermezzo figurieren wird. 

Ob aber dieſer Ausgang, in Verbindung mit den Dragonaden 
und dem haſtig fertiggeſtellten Weinſchutzgeſetz, den Süden mehr als 
äußerlich beruhigen wird, ſteht dahin. Wir wagen nicht, uns dafür zu 
verbürgen. Die Erbitterung dort wie in Paris richtet ſich jetzt gegen 
die Perſon des Miniſterpräſidenten, den man für die Sünden verant— 
wortlich macht, die er als Erbſchaft von ſeinen Vorgängern übernehmen 
mußte. Der „Figaro“ zeigt in einer der berühmten Karikaturen, die 
unter der Überſchrift doux pays ſo überaus ſarkaſtiſch die franzöſiſche 
Gegenwart ironiſieren, den Miniſterpräſidenten vor den Leichen der 
gefallenen Soldaten und Bauern ſtehend, und ſetzt darunter die Unter— 
ſchrift: „Wie ſchön, wenn ich jetzt zur Oppoſition gehörte!“ Clemenceau 
iſt eben ſein ganzes Leben hindurch der gefürchtete Oppoſitionsmann 
und Miniſterſtürzer geweſen und hätte ſich eine Lage wie die heutige 
gewiß nicht entgehen laſſen, um einen Gegner — und jeder Miniſter— 
präſident war ihm ein Gegner — zu Fall zu bringen. Das „Journal 
des Débats“, das beſonders unbarmherzig mit ihm verfährt, erinnert 
an Jules Ferry, der nach der unglücklichen Tongkingaffäre als Opfer 
Clemenceaus fiel, und dem Frankreich heute ein Denkmal errichtet. 
„L'homme qui refusait de laisser parler Jules Ferry, vietime 
d’une folle panique, dont le reeit n'a rien de glorieux pour notre 
histoire parlementaire, est à son tour sur le bane des acceuses!“ 
Sobald der Süden einigermaßen beruhigt ſei, würden Senat und 
Kammer Clemenceau keinen Tag länger im Amte laſſen! So abſolut 
ſicher dürfte das noch keineswegs ſein! Ein alter Fuchs hat viele Aus— 
gänge in ſeinem Bau, und vielleicht iſt gerade Marcellin Albert noch 
beſtimmt, bei der Rettung Clemenceaus eine Rolle zu ſpielen. 

Der Text des ſpaniſch-franzöſiſchen Abkommens 
iſt noch nicht veröffentlicht worden. Aber während zunächſt ein großer 
Teil der franzöſiſchen Blätter bemüht war, ihm einen rein formellen 
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Charakter beizumeſſen, findet man heute bereits gut, von einer fran- 
zöſiſch-engliſch-ſpaniſchen Tripelallianz zu reden 
und auf den bevorſtehenden Anſchluß Italiens hinzuweiſen. Auch 
wird, während urſprünglich nur von der Bedeutung dieſer Verſtändi— 
gung für den weſtlichen Teil des Mittelmeeres geſprochen wurde, jetzt 
auch die Wirkung erwogen, die dadurch in Konſtantinopel 
erzielt werden könnte. Der bekannte Berliner Korreſpondent des „Jour— 
nal des Débats“ aber telegraphiert nach Paris, daß unſer Auswärtiges 
Amt „ſo ſehr von dem friedlichen Charakter der Vereinbarungen über— 
zeugt geweſen ſei, daß der Unterſtaatsſekretär v. Mühlberg ſelbſt geſagt 
habe, daß die Veröffentlichung nur nützlich ſein könne“. Wenn der Herr 
Unterſtaatsſekretär das geſagt hat, und wir glauben es gern, läßt ſich 
nur wünſchen, daß nun die Veröffentlichung auch wirklich bald erfolgt. Im 
übrigen ſcheint uns ſelbſt in der Formulierung des Korreſpondenten 
der „Débats“ noch eine ironiſche Note durchzuklingen, die einem jo 
ſcharfen Ohr wie dem des Botſchafters Cambon gewiß nicht verloren 
gegangen ſein wird. 

Auf der Konferenz im Haag ſind wir noch in den Ein— 
leitungsſtadien. Am meiſten Eindruck hat bisher der Antrag unſeres 
Hauptvertreters, des Botſchafters Frhrn. v. Marſchall auf Bildung 
eines internationalen Oberpriſengerichts gemacht. Neben— 
her drängt ſich den Teilnehmern an der Konferenz wie den Außen— 
ſtehenden immer mehr die Überzeugung auf, daß die Konferenz in allen 
das Seerecht betreffenden Fragen einen hartnäckigen Opponenten 
in England finden wird. Namentlich geht die engliſche Tendenz 
dahin, unter keinen Umſtänden das Seebeuterecht beſeitigen 
zu laſſen. Schon als im Jahre 1899 die Vereinigten Staaten den auch 
der Schlußakte des Haager Kongreſſes einverleibten Wunſch ausſprachen, 
daß das Privateigentum im Seekriege unverletzlich ſein, und daß 
darüber auf einer weiteren Konferenz beraten werden ſollte, ſtimmten 
England und mit ihm Frankreich und Rußland nicht zu. Jetzt ſcheint 
die Stimmung Englands dieſem Gedanken noch feindſeliger gegen— 
überzuſtehen, und es iſt beſonders aufgefallen, daß in einem Organ, 
das Campbell-Bannerman protegiert und mit eigenen Beiträgen 
beehrt, der „Nation“, mit voller Rückſichtsloſigkeit für die Beibehaltung 
des Seebeuterechts eingetreten wird. Natürlich aus Gründen der 
Humanität, um ſo einen Krieg raſcher zu Ende zu führen. Daß dabei 
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auf Deutſchland als den möglichen Gegner exemplifiziert wird, 
gehört offenbar zu den Zeichen der Zeit. „So lange wie Kriege vor— 
kommen . . . muß Großbritannien ſeiner nationalen Sicherheit wegen 
auf der Zerſtörung des Handels irgend einer Macht beſtehen, die unvor— 
ſichtig genug iſt, es anzugreifen. Es iſt eine Unſinn, anzunehmen, daß 
die deutſche Flotte imſtande ſei, oder jemals imſtande ſein wird, den 
deutſchen Handel zu ſchützen.“ Die Größe des engliſchen Handels beruhe 
auf der Vernichtung der Handelsflotten Frankreichs und der Vereinigten 
Staaten. Beſeitige England dieſes Recht auf Zerſtörung, ſo werde 
ſeine maritime und kommerzielle Übermacht zerſchmettert werden. 

Dieſe Ausführungen erklären ſich aus der Vorſtellung, daß die 
Weltkonſtellation von heute von ewiger Dauer ſein werde. Wir blicken 
nicht mit gleicher Sicherheit auf die Beſtändigkeit der heutigen Allianzen. 
Es können ſehr merkwürdige Wandlungen eintreten, und namentlich 
zweifeln wir nicht daran, daß die engliſch-japaniſche Kombination nicht 
für die Ewigkeit geformt iſt. Sie dient der Heranbildung eines künftigen 
providentiellen Gegners der engliſchen Politik, und wenn einmal die 
Wandlung eingetreten iſt, die das Gleichgewicht zur See herſtellt, oder 
gar zu ungunſten Englands verſchiebt, ſo läßt ſich mit Sicherheit darauf 
rechnen, daß auch die engliſche Auffaſſung vom Seebeuterecht aus 
„humanitären Gründen“ in ihr Gegenteil umſchlagen wird. 

Die japaniſch⸗amerikaniſchen Differenzen, von 
denen in der letzten Zeit wieder viel und in ſenſationeller Weiſe die 
Rede geweſen iſt, nehmen wir nicht ernſt. Beide Teile wollen keinen 
Krieg. Aber einigermaßen ungeduldig iſt man nachgerade in den Ver— 
einigten Staaten geworden, weil der japaniſche Chauvinismus ſich gar 
zu ungeniert äußert. Auch hat man das franzöſiſche Anerbieten, zwiſchen 
den Vereinigten Staaten und Japan zu vermitteln, nicht eben als einen 
Akt der Freundſchaft aufgenommen. Die Franzoſen, ſagt man, hätten 
wiſſen müſſen, daß ihr Antrag abgelehnt werden würde, und haben es 
nun den Vereinigten Staaten unmöglich gemacht, ähnliche Bemühungen 
Englands oder einer anderen Großmacht anzunehmen. 

Einen merkwürdigen ja paniſchen Antrag für die Haager 
Konferenz kündigt der Wiener Korreſpondent des „New York Herald“ 
an. Der japaniſche Vertreter, Herr Suſuki, früher Unterſtaatsſekretär, 
ſei nämlich beauftragt, mit großem Nachdruck darauf zu beſtehen, daß 
das Eroberungsrecht auch alles Privateigentum des 
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eroberten oder annektierten Landes umfaſſen ſolle. Rußland und die 
Vereinigten Staaten würden dagegen wirken, da Japan offenbar auf 
dieſem Wege ſich zum Herrn der Minen und Konzeſſionen in der Man— 
dſchurei und in Korea machen wolle. Da derſelbe Bericht behauptet, 
daß Japan und Deutſchland auf Ausſchließung der Preſſe vom Kongreß 
beſtanden hätten, was notoriſch falſch iſt, wird man wohl auch der erſten 
Behauptung keinen Glauben ſchenken dürfen. Sie iſt an ſich unwahr 
ſcheinlich, da ſie einen Rückſchritt in der Entwicklung des Völkerrechts 
bedeuten würde. Eine andere Kongreßente vermittelt der berüchtigte 
Arguskorreſpondent der „Nowoje Wremja“ aus London. Es handle 
ſich um eine engliſch-franzöſiſch-deutſche Teilung des Kongoſtaates 
den Deutſchland ausgeheckt, aber ſchließlich fallen gelaſſen habe, um 
Engländer und Franzoſen zu ärgern. Man kann ſich wirklich nichts 
Abenteuerlicheres ausdenken. In ähnlichem Stil aber ſind die Betrach— 
tungen von Argus über die Bagdadbahn gehalten, eine Frage, 
von der er prophezeit, daß ſie bald aktueller ſein werde als alle übrigen. 
Herr Chéradame und Herr Maxſe von der „National Revue“ mußten 
ihm dabei als Schwurzeugen dienen, was wohl an ſich genügt, um die 
ganze Aktion zu charakteriſieren. Aber wir können Herrn Argus und 
ſeine Hintermänner beruhigen: weder Kongoſtaat noch Bagdadbahn 
ſind aktuelle Fragen. Die erſte iſt ein belgiſches Problem, die zweite 
eine türkiſche Kulturfrage, die uns zwar intereſſiert, die wir aber nicht 
mit anderen Problemen verquicken, und von der wir überzeugt ſind, 
daß ſie einer normalen Löſung entgegenreift. 

Von den ruſſiſchen Dingen iſt jetzt noch nicht viel zu ſagen. Die 
Auflöſung der Duma hat die revolutionären Parteien trotz 
allem überraſcht und außer Faſſung gebracht. Die Führer konnten zum 
größeren Teil verhaftet werden. Entkommen ſind die Abgeordneten 
Ohſol, Sſaltykow, Komar, Gerus und Mitrow. Einige von ihnen ſind 
gewiß ſchon auf deutſchem Boden. Abgeſehen von einer ſchnell 
niedergeworfenen Meuterei in Kiew haben die Truppen überall 
ihre Pflicht getan, und die Ruhe iſt bisher nicht geſtört worden, 
obgleich feſtſteht, daß eine Reihe von Aufſtänden vorbereitet war. So 
hat man im Fraktionszimmer der lettiſchen ſozialdemokratiſchen Partei 
einen Aufruf des lettiſchen ſozialiſtiſchen Lehrervereins gefunden, der 
zu bewaffnetem Aufſtand und zur Konſtituierung einer Republik auf— 
fordert. Die „Nowoje Wremja“ bringt darüber Einzelheiten, die lehr— 
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reich genug ſind. Der Entſchluß der ruſſiſchen Regierung, die drei Oſtſee— 
provinzen zu einem beſonderen Militärbezirk zuſammenzufaſſen und 
erhebliche Truppenverſtärkungen dahin abzufertigen, ſowie die Bei— 
behaltung des Generalgouverneurs ſcheint mit dieſen Beweiſen der fort— 
beſtehenden revolutionären Tendenz der Bauern und ihrer halbgebil— 
deten Führer in Zuſammenhang zu ſtehen. Aus Polen ſoll ein Teil 
der Truppen in die Wolgagouvernements gezogen werden, was ohne 
jede Gefahr geſchehen kann, da Polen auch danach militäriſch außer— 
ordentlich ſtark beſetzt bleibt. Über die feindſelige Stimmung der Polen 
täuſcht man ſich nicht, auch wäre das kaum möglich, da ſie ſelbſt 
aus ihrer Geſinnung kein Hehl machen. So ſchreibt die „Praca P.“ 
Nr. 79: „Wir brauchen weder Fortſchritte, noch allgemein menjchliche 
Freiheit, auch nicht ein Regime, das auf Freiheit und Gleichheit begründet 
iſt, ſondern nur eines: unſere polniſche Freiheit!“ Im „Goniec“ (Nr. 500) 
wird das folgendermaßen erläutert: „Wir ſagen es jetzt offen vor dem 
Angeſicht ganz Rußlands, das bis in ſeine Grundfeſten erſchüttert iſt, 
wir, die Feinde des ruſſiſchen Regiments im Zartum Polen, brauchen 
eine eigene polniſche Armee.“ In „Naſcha Shisn“ aber ſchreibt Herr 
Stadnicki: „Die Rekruten der jetzigen Aushebung müſſen in Polen 
bleiben, Generalgouverneur Skalon muß verjagt werden, und als 
Statthalter verlangen wir durchaus einen Polen.“ Die „Nowoje 
Wremja“, der wir dieſe Zitate entnehmen, gibt noch eine lange Reihe 
ähnlicher Ausſprüche wieder, aber ſie verſäumt, Jahr und Datum 
beizuſetzen. Sie ſcheinen uns aus vorigem, nicht aus dieſem Jahre zu 
ſtammen, ſind aber darum nicht minder charakteriſtiſch. 

Über die Bedeutung des neuen Wahlgeſetzes wird ſich erſt 
urteilen laſſen, wenn man ſeinen Effekt ſieht. Sicher iſt, daß der 
Großgrundbeſitz dominieren wird. Die Oſtſeeprovinzen werden dies— 
mal durch Deutſche vertreten ſein, die alle auf dem Boden der Verſaſſung 
ſtehen werden. Von den ruſſiſchen Großgrundbeſitzern läßt ſich das nicht 
mit gleicher Sicherheit ſagen. In der Verſammlung der Semſtwovertreter, 
die jetzt in Moskau tagen, ſind von etwa 150 Perſonen 15 Mitglieder der 
äußerſten Rechten, 15 Kadetten, der Reſt gemäßigte Rechte und Oktobriſten. 
Bleibt dies das Verhältnis, ſo wird die nächſte Duma lebensfähig ſein. 

Es fällt auf, daß die „Nowoje Wremja“ heftige Angriffe gegen 
die Kollegen Stolypins richtet. Das Miniſterium, in welchem 
der Miniſterpräſident zugleich Miniſter des Innern iſt, beſteht heute aus 


folgenden Perſonen: Finanzen: Kokowzew, Juſtiz: Schtſcheglowitow 
(beiläufig bemerkt wohl der einzige Miniſter der Welt, der noch Zeit 
findet, regelmäßig Vorleſungen zu halten — in der Rechtſchule über 
Zivilrecht), Offentliche Arbeiten: Schaufuß, Krieg: Roediger, Marine: 
Dikow, Unterricht und Kultus: Kaufmann, Hof: Fredericks, endlich 
Auswärtiges: Iswolski. 

Herr Menſchikow, von dem die oben erwähnten Angriffe 
ausgehen, erklärt zwar alle für redliche und tüchtige Männer, vermißt 
aber an ihnen Energie. „Wenn der Wolf kommt, braucht man Jäger!“ 
Der Petersburger Korreſpondent des „Journal des Débats“, der eben— 
falls an dem Miniſterium mäkelt, klagt, daß kein Genie in der ganzen 
Reihe ſei. Rußland brauche ein Genie! 

Wir fürchten, daß das Genie auch in den Reihen der äußerſten 
Rechten nicht zu finden iſt, für die beide Herren einzutreten ſcheinen. 
Nicht Genie — das ſich nicht beſtellen läßt — ſondern Charakter tut 
not, und Charakter hat der Miniſterpräſident gewiß gezeigt. Man 
kann zufrieden ſein, wenn die anderen ſeine Wege gehen. 

In Brüſſel erſcheint in franzöſiſcher Sprache eine Wochenſchrift 
„zur Verteidigung der Intereſſen des osmanischen Reiches“, „' Orient“. 
In der Doppelnummer vom 15. bis 22. Juni haben wir einen P. M. 
gezeichneten Artikel gefunden, der von allgemeinerem Intereſſe iſt, 
weil er zeigt, nach welcher Richtung die politiſchen Antipathien der 
hohen Pforte gehen. Die osmaniſche Regierung, ſo führt dieſer 
Artikel aus, habe ſich vor einiger Zeit daran gemacht, den Plan einer 
Juſtizreform in den Vilajets von Rumili zu ſtudieren. Sofort hätten 
darauf die Mächte es für ihre Pflicht gehalten, ſich ebenfalls mit dieſer 
Frage zu beſchäftigen. Bisher aber habe die Erfahrung gelehrt, daß 
das Eingreifen der Mächte ſtets die einfachſten Fragen kompliziere und 
ihre Löſung faſt zur Unmöglichkeit mache. Im vorliegenden Falle 
vollends laſſe ſich nicht abſehen, welche Ratſchläge von praktiſcher 
Bedeutung dieſe Mächte erteilen könnten, denn wenn man prüfe, wie 
es bei ihnen ausſehe, dränge ſich die Überzeugung auf, daß die Juſtiz 
bei ihnen einer erheblichen Reform bedürftig ſei. In Frankreich hätten 
die Kammerverhandlungen aus Anlaß der Kriſis im Süden gezeigt, daß 
franzöſiſche Beamte den Weinfälſchern alle Mittel geliefert hätten, ſich 
der Strenge der Geſetze zu entziehen, daß jene Beamten wiederum 
durch die Regierung vor den Folgen ihrer Ungeſetzlichkeiten bewahrt 


wurden. Ein zweites Beiſpiel gebe Italien, wo die Mitglieder der 
neapolitaniſchen Camorra durch beſtochene Beamte freigeſprochen 
worden ſeien. In der Türkei aber verfolge man beſtechliche Beamte 
und beſtrafe ſie ſtreng. Das ſollten die abendländiſchen Staaten ſich 
zum Muſter nehmen! 

Ein anderer Artikel des „Orient“ entrüſtet ſich über die „Verleum— 
dungen“ der türkiſchen Armee durch franzöſiſche Blätter, während doch 
niemals osmaniſche Soldaten der Welt ein Schauſpiel wie heute die 
meuternden franzöſiſchen Truppen geboten hätten. Wenn aber Herr 
Clemenceau in Anlaß der Revolte der Weinbauern in Südfrankreich 
kein Hehl aus der Sorge gemacht habe, die ihm das „Mouvement. 
régionaliste“, d. h. der provinzielle Separatismus der ſüdlichen De— 
partements mache, ſo ſei doch darauf hinzuweiſen, daß gerade Herr 
Clemenceau im Verein mit Herrn v. Preſſenſé und anderen, als Mittel 
zur Löſung der orientaliſchen Frage, die Autonomie türkiſcher Pro— 
vinzen — die doch nur eine Form des Regionalismus ſei — verlangt 
habe. „Wir kommen alſo zum Schluß, daß, was Herr Clemenceau als 
Privatmann für das türkiſche Reich gut findet, ihm als Miniſterpräſident 
für Frankreich ſchädlich ſcheint.“ 

Man fühlt den lange verhaltenen Groll, der aus dieſen Ausfüh— 
rungen ſpricht, und wird ihnen eine gewiſſe Berechtigung nicht ab— 
ſprechen können, auch wenn man, wie wir, nicht zu den Bewunderern 
der türkiſchen Juſtiz gehört. Die Schuld an den unhaltbaren Zuſtänden 
in Mazedonien trifft weit weniger die Pforte, als die, um eine 
außerhalb ihrer Grenzen liegende türkiſche Provinz rivaliſierenden, 
kleinen chriſtlichen Staaten: Serbien, Bulgarien, Griechenland, aus 
deren Streitſchriften über die „mazedoniſchen Greuel“ ſich das eine 
mit aller Beſtimmtheit ergibt, daß ſie es ſind, die eine Herſtellung 
des inneren Friedens in der unglücklichen Provinz zur Unmöglichchkeit 
machen. Wie weit auch die politiſchen Gegenſätze der großen Mächte 
dabei mitſpielen, wollen wir nicht unterſuchen. Der „Orient“ hat es für 
nützlich befunden, die in der islamiſchen Welt meiſt gehaßte der euro— 
päiſchen Großmächte nicht einmal zu nennen. 

Man ſoll ſich aber nicht darüber täuſchen, daß in der Tat der Orient 
politiſch lebendig wird. Die ägyptiſchen, indischen, chineſiſchen 
Zeitungen laſſen darüber keinen Zweifel. Im „Etendard Egyptien“ vom 
15. Juni leſen wir das folgende Zitat aus dem „Al Minbar“: „Die 
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Völker des Orients ſind erwacht von ihrem langen Schlummer, ſeit 
Japan über Rußland triumphierte. Dieſer Triumpͤh iſt die Folge eines 
lebenerweckenden Windes, der über die Völker des Orients wehte. Perſien 
hat ein Parlament und über 100 politiſche und wiſſenſchaftliche Zeit— 
ſchriften geſchaffen. Dieſes Auferſtehen wird dem Ehrgeiz der Fremden 
ein Ziel ſetzen. Die Inder, die 150 Jahre lang ſich in Tyrannei beugten, 
ſtreben nach Freiheit, getrieben vom Geiſt einer neuen Bildung. China 
bereitet ſich vor, dieſelben Wege zu gehen, und wendet ſich dem Studium 
zu. Hält dieſe Bewegung an, ſo wird einmal der Orient mit dem Okzident 
in Bildung und Politik rivaliſieren.“ 

Niemand wird den Orientalen dieſe Wünſche und Hoffnungen 
verübeln. Nur glauben wir nicht, daß die Entwicklung in den osmani— 
ſchen Landen ſo ſchnell vor ſich gehen wird, wie es in Japan geſchah 
und vielleicht in China geſchehen wird. Zu den Ergebniſſen der euro— 
päiſchen Kultur wird ſie unter keinen Umſtänden führen, ſondern — wie 
es heute in Japan der Fall iſt — etwas trotz aller äußeren Anpaſſung 
im Weſen Verſchiedenartiges darſtellen. Man kann alles nachahmen, 
aber die geſchichtliche Vergangenheit Europas läßt ſich nicht mit über— 
nehmen und gerade dieſe hiſtoriſche Entwicklung der 
germaniſchen, romaniſchen, ſlaviſchen Völker, namentlich aber der 
beiden erſtgenannten großen Völkergruppen, ſtellt etwas Beſonderes 
dar und hat, auf der Unterlage gemeinſamer chriſtlicher Weltideale, 
eine geiſtige Schöpferkraft gereift, wie ſie die anderen Raſſen und 
Nationen der Gegenwart nicht entwickelt haben und, wie es ſcheint, 
auch nicht entwickeln können. Der Unterſchied des rezeptiven und des 
produktiven Ingeniums läßt ſich nicht durch Anpaſſung verwiſchen 
und eben deshalb glauben wir nicht, daß die Führerrolle den Händen 
Europas verloren gehen kann. 


28. Juni 1907. Vertrauensvotum der franz. Kammer für Glemenceau. 
29. Juni. Der Koreaniſche Prinz Tiying Chiyi im Haag. | 
Unterredung des franz. Abgeordneten Etienne mit Kaiſer Wilhelm in Kiel. 
Etienne beim Fürſten Bülow. 


3. Juli. Das Kaiſerpaar in Kopenhagen. 


— 


5. Juli 1907. 

Vor mir ſtand Mikula Seljäninowitſch. Der Held 
war abgemagert und klein von Wuchs. Sein zerriſſenes rötliches Hemd 
hing in Fetzen über den ſchmalen, knöchernen Schultern. Aus den halb— 
verfaulten Stiefeln drängten ſich große verkrüppelte, ſchmutzige Zehen 
hervor. 

Eine Kopeke, um Chriſti willen! ſo ſang, ſich tief verbeugend, dieſer 
große Kämpfer des ruſſiſchen Vaterlandes. 

Wie, Bruder, iſt es im Dorfe denn gar zu ſchwer geworden? 

Mikula Seljäninowitſch hob ſeine müden verblaßten Augen zu mir 
auf: Weshalb ſollte es im Dorfe zu ſchwer ſein? fragte er gleichſam 
erſtaunt. Das Gras duftet — und Gottes Vöglein ſingen — das iſt ihre 
Art, Gott anzubeten. 

Weshalb dann biſt du aus dem Dorfe fortgezogen? 

Weshalb aus dem Dorfe? Das Bäuerlein kraute ſich den Hinter— 
kopf. . . Ja, ſiehſt du — ſagte er, als dächte er laut — es gab nichts zu 
eſſen. Anfangs gab es noch Spelt. Aber als das alles auch aufgezehrt 
war und die Leute vor Hunger nicht nur zu ſchwellen, ſondern zu ſterben 
begannen, da haben wir das Dorf verlaſſen. 

Und hatteſt du eine große Familie? 

Ja, eine große Familie — ſagte der Bauer mit Nachdruck —, aber 
jetzt, Gott ſei Dank, ſind es nur noch wenige, im ganzen zwei: ich und 
Grünka, meine Großtochter. 

Und die übrigen? 

Die übrigen? Wo ſollen ſie geblieben ſein? Die ſind geſtorben . . . 

Vor Hunger? 
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Nein! Vor Hunger ſtarb nur meine Alte. Sie lag fünf Tage, 
ohne etwas zu eſſen. Sie hatte alles zernagt, was im Hauſe war, den 
Trog, die Holzlöffel, die Schüſſel. Am ſechſten Tage rief ſie mich und 
ſagte: „Hörſt du, Mikuluſchka, wie es nach Brot riecht? Sieh nach im 
Ofen, vielleicht hat ein Engel Brot gebracht.“ Ich lief zum Popen, 
damit er ihr die Sünden erlaſſe, denn ich ſah, daß es mit ihr zu Ende 
ging. Aber als der Pope kam, hatte die Alte ſchon ihre ſündige Seele 
Gott übergeben. 

Mikula Seljäninowitſch ſchwieg einige Sekunden. Er kämpfte 
ſichtlich mit ſich, ob er ſein Leid weiter erzählen ſolle oder nicht. Aber 
offenbar würgte ihn der Jammer zu ſehr, und er beſchloß, ſeine Seele 
zu erleichtern. 

Und meine Söhne ſind auch geſtorben, ſagte er plötzlich und blickte 
zur Seite. 

Woran ſind ſie denn geſtorben? 

Meine Söhne? Sieh, das iſt ſo gekommen. Es iſt ja heute für 
einen Rechtgläubigen nicht ſchwer zu ſterben. Gar nichts iſt heute leichter. 

Aber es muß doch ein beſonderer Anlaß geweſen ſein? 

Natürlich gab es einen Anlaß, wie ſollte es anders ſein! Ich habe 
nämlich drei Söhne gehabt. Der eine diente bei den Menſchewiki 
und hätte ſich gewiß noch zu den Bolſchewiki (Minimaliſten und Maxi— 
maliſten) aufgedient, aber da hat man ihn erhängt. Der andere war zu 
den Gendarmen gegangen: „Ich“ — ſo ſagte er manchmal — „muß dem 
Zaren und dem Vaterlande dienen, dafür werde ich bezahlt, und das 
habe ich beſchworen.“ Aber der iſt in kleine Stücke zerriſſen worden, 
nur die Stiefel blieben übrig, und auch die waren zerfetzt. Ich habe 
in der Stadt nur zwanzig Kopeken dafür bekommen können. 

Und der dritte? 

Der dritte hat das Wohnhaus des Herrn angezündet. Man hatte 
ihm gejagt, daß alles uns, den Bauern gehöre. Wenn es aber uns gehört, 
weshalb ſollen wir es nicht verbrennen. . ., jo ſteckte er das Haus 
an, und ihn ſelbſt ſtreckte eine Kugel nieder. Dort auf dem Ackerfeld, 
hat er ſeine Seele Gott übergeben. . . So it mir nur Grünka, meine 
Enkeltochter geblieben, und für die hat ſich, Gott Lob, ein Käufer ge— 
funden. 

Ein Käufer? Für Grünka? 

Gewiß, der Herr vom Nachbargut hat ſie gekauft. 
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Gekauft? 

Ja, gekauft. Weshalb, Mikuluſchka, ſagte er, ſoll das Mädchen bei 
dir Hungers ſterben? Gib ſie mir, ſagte er, für fünf Rubel. Grünka aber 
war hoch gewachſen, obgleich eben erſt 13 Jahre alt. So habe ich ſie 
verkauft. Der Schreiber ſchrieb ein Papier, und der Alteſte drückte ein 
Siegel darunter. Jetzt lebt ſie gut. Der Herr hat ſie als Koſaken gekleidet, 
und ſie iſt Tag und Nacht bei ihm. Er liebt ſie ſehr, ich ſelbſt aber bin 
fortgegangen. 

Und dein Land haſt du aufgegeben? 

Mein Land? — Der Bauer rückte näher zu mir heran. Er erhob 
ſeine Augen, und ich erkannte ſie nicht wieder, ſie glühten von einem ganz 
ſonderbaren Feuer. Das Land, ſagte er mit leiſer Stimme, kann man 
nicht aufgeben. Es iſt heute nur krank — krank vor Kummer! 

Was für ein Unſinn iſt das? f 

Nein, Herr, das iſt kein Unſinn! Die Mutter Erde iſt krank und kann 
nicht gebären, und nichts kann aus ihr reifen. Sie iſt krank von dem Blut, 
das ſie nun ſchon zwei lange Jahre trinken muß. — Er ſchwieg einen 
Augenblick, dann ſagte er: Die einen ſagen, das Land iſt mein, gib her! 
die anderen: es gehört uns, wir geben es nicht! Und dann fließt Blut 
und wieder Blut. Ihr aber, dem Mütterchen, ſind alle gleich, alle ſind 
ihre Kinder, und ſie liebt alle gleichmäßig. Und weſſen Blut die Erde auch 
trinken muß, immer iſt es das Blut ihrer Kinder. Und dadurch iſt ſie 
vor Kummer krank geworden. Und ſie ſtöhnt bitterlich, die Arme, ſie 
ſtöhnt. 

Ich wollte etwas erwidern, aber der Bauer wehrte mit ſeiner ſchwie— 
ligen Hand ab. 

Du glaubſt es nicht, Herr, ſagte er erregt, aber es iſt wahr. Geh 
hinaus ins Feld und wirf dich an die Bruſt unſerer ſchmerzensreichen 
Ernährerin, dann wirſt du dieſes Stöhnen hören. Nur wirſt du dann 
weder trinken noch eſſen, und dein Herz wird vertrocknen — wie dieſes 
Gras. Und du wirſt weinen wollen, aber deine Tränen werden hinein— 
fallen in dein Herz, und aus den Augen werden ſie nicht fließen. Und 
du wirſt ſchreien wollen, aber die Lippen werden deinen Schrei nicht 
durchlaſſen; auch er wird inwendig bleiben, und er wird deine Bruſt 
in Stücke zerreißen! 

Der Bauer ſprach leiſe, ganz leiſe. Seine Worte drangen mir wie 
Nägel ins Hirn und ins Herz. . . Mir wurde unwillkürlich bange. 
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Faſt wider Willen drängte ſich mir die Frage auf: Und wie lange 
wird ſie denn ſtöhnen? 

Sie wird ſtöhnen, antwortete derſelbe leidenſchaftliche Flüſterton, 
ſo lange die Tropfen heißen Menſchblutes die Bruſt der Mutter Erde 
verſengen werden. Bis diejenigen ſich erbarmen, die meinen erſten Sohn 
erhängt und meinen zweiten Sohn in Stücke geriſſen haben. Bis ſie 
Erbarmen, Erbarmen, Erbarmen zeigen! 

Er ſchwieg. Es war eine peinvolle Pauſe. Plötzlich aber raffte er 
ſich auf und ſagte: Jetzt, Herr, lebe wohl. 

Wohin? Er lachte. Wer kann wiſſen, wohin, irgend wohin. . leb wohl! 

Mikula Seljäninowitſch ſchritt ſchnell vorwärts, und eine Minute 
ſpäter hörte ich ſchon die Stimme des großen Kämpfers der ruſſiſchen 
Lande: Um Chriſti willen eine Kopeke! Und die Erde ſtöhnte. 

Dieſe ergreifende Wiedergabe eines wirklichen Geſprächs findet 
ſich in der „Rjetſch“. Der ſie wiedererzählt hat, zeichnet Staro- 
dum, und wir wollen uns ſeinen Namen merken als den eines 
der großen Erzähler, an denen Rußland ſo reich iſt. Es will uns 
aber ſcheinen, als ob die ſchlichten Worte des Bettlers, dem Starodum 
den legendariſchen Namen Mikula Seljäninowitſch gibt, beſſer, als der 
eingehendſte Leitartikel es vermöchte, uns einen Blick tun laſſen in 
die Seele des ruſſiſchen Volkes. Sie iſt müde, todmüde von 
all dem Jammer, und das viele Blut, das gefloſſen iſt, laſtet wie 
ein Alp auf ihr. Die Sage, daß die Erde mitdulde, war uns ſchon vor 
Monaten entgegengetreten, herumgetragen von wandernden Bauern 
und Mönchen. Nur hieß es damals, ſie weine blutige Tränen. Wer recht 
hinſchaue, werde die Blutstropfen finden, an den Gräſern des Feldes, im 
Walde, wo immer die Mutter Erde ſich unbeachtet glaube. Sie weint um 
ihre Kinder, die ſich zerfleiſchen, und will Frieden haben, Frieden! 

Wird ſie ihn finden? Das iſt die Frage, die heute durch ganz Ruß— 
land geht. Mit der Auflöſung der Duma, deren Mitglieder, ſoweit ſie 
den Sozialdemokraten und Sozialrevolutionären angehörten, unter 
dem Schutze ihrer Immunität einen Mordanſchlag gegen das Zaren— 
haus und eine Militärrevolution im Reiche vorbereiteten, um auf den 
Trümmern dem politiſchen Phantom, das ſie „Freiheit“ nennen, einen 
Tempel zu errichten, — mit der Auflöſung der Duma iſt ein wichtiger 
Schritt getan, um dieſem Zuſtande des Friedens näher zu kommen. 
Denn darüber kann nur der politiſch Blinde ſich täuſchen: es war nicht 
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möglich, mit den Volksvertretern, die wir in den beiden Dumen kennen 
gelernt haben, das zu erreichen, was das Ziel der Freiheitsbewegung 
war und was heute das Ziel der Regierung iſt: die Umbildung Rußlands 
zu einem Rechtsſtaate. Die einzigen, die ſich entſchloſſen auf dieſen 
Boden ſtellten, die Oktobriſten, waren zu ſchwach vertreten, um zur 
Geltung zu kommen. Die Partei, welche die meiſten Kapazitäten auf— 
zuweiſen hatte, die der konſtitutionellen Demokraten, erwies ſich in 
einem Doktrinarisnus befangen, der allen Nachdruck auf die Form 
legte und darüber von der ruſſiſchen Wirklichkeit jede Vorſtellung verlor. 
Sie haben kein Hehl daraus gemacht, daß ihr Ziel ein parlamentariſches 
Regiment war, mit all dem Beiwerk, das ſich im Laufe der Genera— 
tionen an den abendländiſchen Parlamenten emporgerankt hat, und 
konnten ſich von dem Grundirrtum nicht freimachen, daß das Heil an 
den Formen hänge. Werde die richtige Formel gefunden, um die 
Freiheitsgleichung zu konſtruieren, ſo müſſe das Ergebnis eben die 
wirkliche, erhabene, irrtumloſe Freiheit ſein, die auch für Rußland das 
Ideal menſchlicher Glückſeligkeit verwirklichen werde. Man braucht nur 
einen Blick in die Idealverfaſſung zu werfen, die im vorigen Jahre von 
den Kadetten veröffentlicht wurde und deren Verfaſſer — wenn wir 
recht unterrichtet ſind — Herr Struve iſt, um in den Kreis dieſer Uto— 
pien verſetzt zu ſein. Es iſt in der Tat eine ideale Verfaſſung, aber 
berechnet auf ideale Menſchen und ſo wenig auf dem Boden der Wirk— 
lichkeit, daß wir nicht wüßten, welcher Staat der Welt mit ihr leben 
könnte. Und wie kläglich ſind dann alle dieſe Träume in das Nichts 
zerfloſſen! Vom Obſkurantismus der Anhänger des alten Regime 
quand-meme gereizt, von dem ſtärkeren Radikalismus der Extremen 
überholt, aus prinzipiellen Gründen unfähig zu Kompromiſſen mit der 
Regierung: ſo hat dieſe ſtärkſte Partei der erſten wie der zweiten Volks— 
vertretung die Stunden vorüberziehen laſſen, da die Sterne ihr günſtig 
waren. Was zwiſchen dem Heute und dem Tage liegt, da die erſte Duma 
zuſammentrat, zwang der Regierung die Pflicht auf, wenn anders ſie 
den Staat nicht zugrunde gehen laſſen wollte, Vorkehrungen zu treffen, 
um eine künftige Duma zu organiſieren, die dem nächſten Bedürfnis 
des Staates und des Volkes — dem Bedürfnis zu exiſtieren — Rechnung 
zu tragen bereit war. 

Ob das neue Wahlgeſetz dahin führen wird, daß die dritte 
Duma uns eine arbeitsfähige, ſtaatserhaltende, die Grundlagen der 
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notwendigen Freiheit nicht verleugnende Volksvertretung bringt, das 
wollen wir abwarten. Daß der Zar und ſein Miniſterpräſident nicht zu 
abſolutiſtiſchem Regiment zurückkehren wollen, iſt zweifellos. Aber nicht 
über allen Zweifel ſicher iſt uns der Ausgang der Kriſis, die bis zum 
Zuſammentreten jener dritten Duma überwunden werden muß. Dauert 
das Syſtem der Attentate, der Militärrevolten, der Agrarverbrechen 
fort, ſo iſt allerdings zu befürchten, daß eine Gegenbewegung ausbricht, 
die in ihren Konſequenzen zu einer harten Reaktion führt. An Sym— 
ptomen dafür fehlt es nicht, und es ſcheint uns deshalb die nächſte und 
wichtigſte Aufgabe jedes Ruſſen zu ſein, der ſein Vaterland liebt und der 
an dem Ziel feſthält, den Rechtsſtaat Rußland aufzubauen, vor allem, 
ſoviel an ihm liegt, zur Beruhigung der Geiſter behilflich 
zu ſein. Solange die Bauern an ihrem Agrarkommunismus, die Arbeiter 
am Fetiſch ihrer unverſtandenen ſozialiſtiſchen Utopien feſthalten, 
ſolange die Jugend es für ihre Aufgabe hält, über den Staat zu Gericht 
zu ſitzen und den Henker zu ſpielen, ſolange endlich Männer in reifen 
Jahren die Kinderkrankheit doktrinärer Staatskonſtruktion nicht losge— 
worden ſind, ſo lange wird auch die ruſſiſche Revolution fortdauern und 
die Erde, die ſchmerzensreiche Mutter, ſtöhnen und blutige Tränen weinen. 

Wir möchten noch auf eine andere Krankheit hinweiſen: die Sucht 
zu verdächtigen und die Schuld an dem Unglück, das Rußland 
betroffen hat, anderen zuzuweiſen. Der Petersburger Korreſpondent 
des „Journal des Débats“, auf deſſen in jüngſter Zeit immer ſtärker 
hervortretende deutſchfeindliche Tendenz wir ſchon mehrfach hinweiſen 
mußten, führt den Urſprung des japaniſchen Krieges und ſeine Folge— 
erſcheinung, die ruſſiſche Revolution, namentlich aber die Gemetzel in 
den baltiſchen Provinzen zurück — man ſollte es nicht für möglich halten! 
— auf deutſche Intrigen. „En un mot“ — ſagt dieſer Korreſpondent 
— „la erise actuelle serait le résultat d'un souverain voisin!“ 
Und er ſchließt mit dem Spruch „is fecit cuit prodest!“ Uns wundert 
nur, daß die Redaktion des „Journal des Döébats“ es nicht als eine 
Pflicht ſelbſtverſtändlichen Anſtandes empfunden hat, die verleumde— 
riſche Inſinuation, deren Nonſens zudem jedem urteilsfähigen Menſchen 
einleuchten muß, ihrem Korreſpondenten zu ſtreichen. 

Eben heute iſt wieder aus Anlaß des gnädigen Empfanges, den 
Herr Etienne in Kiel bei Kaiſer Wilhelm gefunden hat, 
viel von der Wahrſcheinlichkeit einer deutſch-franzöſiſchen 
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Verſtändigung die Rede. Daß auch der Herr Reichskanzler 
mit Etienne eine eingehende Unterredung hatte, ſchien das Gerücht zu 
beſtätigen; und in der Tat läßt ſich annehmen, daß jene Unterredungen 
nicht die Banalitäten der letzten Wochen zum Gegenſtande gehabt haben 
werden. Aber man ſcheint zu vergeſſen, daß Herr Etienne nicht in ver— 
antwortlicher Stellung ſteht, und daß, wenn anders wirklich politiſche 
Probleme berührt wurden, er nicht mehr bieten konnte, als die An— 
ſichten und Urteile eines welterfahrenen Mannes: ſubjektive Über— 
zeugungen, nicht Anträge oder einen praktiſchen Anhalt zu Verhand— 
lungen. Namentlich erſcheint es uns höchſt unwahrſcheinlich, daß über 
aktuelle Fragen der marokkaniſchen Politik verhandelt ſein ſollte. Die 
Frage der Regelung der Polizeiorganiſation iſt auf fünf Jahre durch 
den Vertrag von Algeciras feſtgelegt, im übrigen aber handelt es ſich 
um laufende Geſchäfte, die in den Händen der Diplomaten liegen und 
ſchwerlich Gegenſtand einer prinzipiellen Erörterung bilden konnten. 
Was aber die jüngſten Verträge zwiſchen England und Spanien 
ſowie zwiſchen Frankreich und Spanien betrifft, ſo iſt ihr 
Text ja jüngſt publiziert worden, und der Wortlaut hat ſich unver— 
fänglicher erwieſen, als zunächſt angenommen werden konnte. Daß 
noch geheime Abmachungen nebenher laufen, wird von franzöſiſcher 
wie von engliſcher Seite auf das beſtimmteſte beſtritten, wobei jeder 
Geſchichtskundige ſich freilich ſagt, daß es noch niemals einen Geheimver— 
trag gegeben hat, der nicht auf das feierlichſte verleugnet wurde, ehe 
der Augenblick kam, da man es für nützlich hielt, mit ihm vor die Offent— 
lichkeit zu treten. Haben wir doch erſt kürzlich erlebt, daß der Beſuch 
König Eduards VII. in Carthagena als ein politiſch völlig bedeu— 
tungsloſer Höflichkeitsbeſuch dargeſtellt wurde. Heute aber verkünden 
amerikaniſche Blätter („New York Herald“, „New York Times“, „Sun“, 
„The World“) in faſt wörtlich gleichlautenden Korreſpondenzen, daß 
jene Verträge in Carthagena entſtanden und keineswegs ſo 
harmlos ſeien, als man glauben machen wolle. Vielmehr ſei eine gegen 
Deutſchland gerichtete Tripelallianz abgeſchloſſen worden. Dieſe Artikel 
führen die Überſchrift: Check to the Kaiser, Germanys isolation und 
ähnlich! Wenn man nun weiß, daß die „Sun“ vom „Matin“ verſorgt 
wird, der wiederum von der „Daily Mail“ einen Teil ſeiner Senſa— 
tionen erhält, ſo gewinnt man einen intereſſanten Zuſammenhang, 
in den auch „New York Herald“, „New York Times“ und „The World“ 
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fallen. Es gehört viel Naivität dazu, demgegenüber an die volle Harm— 
loſigkeit der ſogenannten Mittelmeerverträge zu glauben, 
die zudem, ſoweit unſere Intereſſen in Frage kommen, vielmehr „at han— 
tiſche Verträge“ genannt zu werden verdienten. Sind ſie wirk— 
lich harmlos, ſo iſt man wenigſtens bemüht, ſie als recht drohend dar— 
zuſtellen, und das würde dann den Eindruck beſtätigen, den wir zu— 
nächſt gewannen, daß es ſich um ein epouvantail nach alter chineſiſcher 
Kriegsmethode handelt. Warnen aber möchten wir nochmals vor der 
neuerdings wieder auftretenden Vorſtellung, als ob Deutſch land 
ſich in einer Lage befinde, die es nötigt, neue Anlehnungen zu ſuchen. 
Ein Vergleich der inneren Verhältniſſe bei uns mit denen unſeres 
franzöſiſchen Nachbars ſollte genügen, von dieſer Vorſtellung 
abzubringen. Das Geſpenſt eines drohenden deutſch-franzöſiſchen 
Krieges iſt nicht von uns heraufbeſchworen worden; wir wollen keinen 
Konflikt und glauben an keinen Konflikt; aber wir haben keinerlei Anlaß, 
uns in unſerer Haut ungemütlich zu fühlen. Und das kann nicht jeder— 
mann von ſich ſagen. Wir haben in den letzten acht Tagen in franzöſiſchen 
Blättern überaus peſſimiſtiſche Beurteilungen der Zuſtände in der fran— 


zöſiſchen Armee gefunden. „Heute“, ſchreibt das „Journal des Débats“, 
„wird ein Oberſt in Avignon von ſeinen Leuten ausgepfiffen. Weshalb, 
weiß man nicht und iſt im Grunde auch gleichgültig. Iſt doch jeder 
Vorwand gut, die Internationale im Hofe einer Kaſerne zu ſingen. 
Hier weigern ſich die Soldaten, ſich das Haar ſchneiden zu laſſen, dort 
verlangen ſie einen Urlaub für die Nacht. Das genügt, um die Offiziere 
zu beſchimpfen, und nie fehlt es an Ziviliſten, welche die Meuterer 
ermutigen. . . . Das Furchtbare der jetzigen Lage liegt aber darin, daß 
ſie nicht auf Zufälligkeiten zurückgeht; ſie iſt die Reſultante tiefliegender, 
gehäufter Fehler, deren Wirkungen nicht durch wohlgemeinte Not 
behelfe beſeitigt werden können. Man hat das 17. Regiment nach Gap 
geſchafft und feiert dieſe Tat als einen großen Erfolg. Und doch kommt 
es nicht darauf an, daß die Regimenter ihre Garniſon, ſondern daß ſie 
ihre Geſinnung ändern. Generationen werden hingehen, ehe wieder 
ein guter Geiſt in Zivil und Militär hergeſtellt wird; wenige Jahre 
genügten, ihn zu verderben. Wie ſoll die zweijährige Dienſtzeit aus— 
reichen, unſere Soldaten zu erziehen, da ſchon der dreijährige Dienſt 
uns Nationalgarden einträgt, die räſonnieren und die im Regiment 
weder die Leidenſchaften noch den Egoismus ihres Ziviliſtenlebens 
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aufgeben.“ Und der „Temps“ ſchreibt in einem Artikel, deſſen Spitze 
ſich gegen Jaurès richtet: „Wenn Keime der Zerſetzung bei uns vor— 
handen ſind, ſo hat er ſie uns eingeimpft. Er hat uns das Fieber der 
Neuraſthenie gebracht, unter dem wir leiden, er hat die Bande der 
Disziplin zernagt, im Zivil- wie im Militärdienſt, er hat uns die Wirbel 
gebrochen, und wenn wir noch aufrecht ſtehen, geſchieht es trotz ihm.“ 
Und in einem anderen Artikel, der die Überſchrift „Sursum corda“ 
trägt, lautet die Schlußbetrachtung: „Das Anſehen der Obrigkeit iſt 
geſchwunden, der Reſpekt vor dem Geſetz exiſtiert nicht mehr, und in 
zahlreichen Gemeinden, in denen die Staatsgewalt unzureichend iſt, 
hat der Syndikalismus die Herrſchaft der Brutalität aufgerichtet. . . 
Man beginnt damit, daß man die Obrigkeit höhnt und die Geſetze miß— 
achtet; man endet mit Beſtialität und wilder Grauſamkeit. Und dieſe 
Sozialiſten wollen uns glauben machen, daß auf dieſen ſchmachvollen 
Bahnen die Menſchheit zum Fortſchritt vordringt. Nein und aber nein! 
Ihre Handlungen ſind ſchändlich und ihre Doktrin iſt barbariſch. Es iſt 
Zeit, ihnen entgegenzuwirken. Für die Regierung wie für die Kammern 
muß es im Hinblick auf das Anwachſen der Anarchie heißen: sursum 
corda! Es iſt unerläßlich, die weſentlichen Prinzipien wiederherzuſtellen, 
ohne die eine bürgerliche Geſellſchaft nicht leben kann!“ 

Wir könnten noch eine lange Reihe ähnlicher Zeugniſſe fortſetzen. 
Sie ſind erfreulich als ein Beweis des nahenden Entſchluſſes, dem 
Unweſen des deſtruktiven Sozialismus ein Ende zu bereiten. Daß 
Clemenceau ein Vertrauensvotum erhielt, als er der Kammer ſeinen 
feſten Entſchluß kundtat, die Autorität des Staates zu behaupten, iſt 
vielleicht ein Anfang zur Wendung, die eine neue Zeit anbahnt. Uns 
wird ein Frankreich, das ſich von der ſozialiſtiſchen Krankheit befreit 
hat, näher ſtehen als das Frankreich von heute. Wir meinen, es wird 
auch mit billigerem Urteil der deutſchen Politik, wie ſie Kaiſer und 
Kanzler in vollſter Übereinſtimmung vertreten, gegenüberſtehen. Nach 
Oſten wie nach Weſten hin iſt uns der geſunde Nachbar lieber als der kranke. 

Wir ſchließen mit Aufzählung einer Reihe von Tatſachen. In 
England it der Vorſtoß gegen das Haus der Lords von 
Campbell-Bannerman jetzt wirklich gemacht worden; aber ſein Plan 
iſt weniger radikal als vorausgeſetzt wurde, dagegen hat er das Prinzip, 
daß nur das Haus der Gemeinen den Willen des Volkes darſtelle und 
daß ihm allein die endliche Entſcheidung gebühre, überaus ſcharf betont. 
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Auf dieſe Prinzipienfrage fällt denn auch der Schwerpunkt der beſtehen— 
den Gegenſätze. Darüber wird debattiert, die endliche Entſcheidung 
ſteht noch weit aus. 

Zwei engliſche Blaubücher über Mazedonien geben 
in 186 Depeſchen ein Bild der Ereigniſſe, wie ſie ſeit Anfang 1905 bis 
zum März 1907 ſich in dieſem unglücklichen Lande abgeſpielt haben. Es 
iſt ein wahrhaft entſetzliches Bild, und die weſentliche Schuld an all 
dem Blutvergießen wird den griechiſchen Banden zugewieſen. 

Nicht geringes Aufſehen erregt ein Artikel des „Montreal Star“, 
der für Kanada größere Selbſtändigkeit vom Mutterlande, ein wirk— 
liches kanadiſches Homerule verlangt. 

Mr. A. M. Suawardy, Sekretär der Londoner paniſflamitiſchen 
Geſellſchaft, hat von dem türkiſchen Botſchafter in London die folgende 
Mitteilung erhalten: „Mit vielem Vergnügen benachrichtige ich Sie, 
daß ich eine offizielle Mitteilung von Seiner Exzellenz Tepfik Paſcha, 
Miniſter des Auswärtigen, erhalten habe, welche beſagt, daß Se. Kaiſer— 
liche Majeſtät der Sultan, mein erhabener Herr, die Gnade gehabt hat, 
Ihnen den Kaiſerlichen Medjidieorden zu verleihen.“ Aus demſelben 
Schreiben erfahren wir, daß in London eine Moſchee errichtet 
werden ſoll, die der Sultan unter ſeinen Schutz nehmen wird. 

Über die portugieſiſchen Unruhen ſchreibt eine Korre— 
ſpondenz der „Tribune“ aus Liſſabon: „Don Carlos' Thron iſt in drin— 
gender Gefahr, von der großen demokratiſchen Welle weggeſchwemmt 
zu werden, die durch den unſinnigen Zäſarismus Francos plötzlich ſo 
gefährlich angeſchwollen iſt. Das Land iſt ſehr liberal und ſtark von 
republikaniſchen Strömungen beherrſcht“ uſw. Man müßte aus dieſen 
Ausführungen ſchließen, daß allerdings Gefahr im Verzuge iſt. Aber 
augenſcheinlich haben wir es mit Übertreibungen zu tun. Unſerer Mei— 
nung nach iſt alle Ausſicht, daß die Regierung ſchließlich den Sieg davon— 
trägt. Und das iſt in jeder Hinſicht wünſchenswert. Der unreife portu— 
gieſiſche Radikalismus könnte nur zerſtörend wirken. 

Eine ſehr anſprechende Schilderung des Aufenthaltes der engliſchen 
Journaliſten in Berlin bringt die „Yorkſhire Poſt“ vom 25. Juni. Dieſes 
große, in Leeds erſcheinende Provinzblatt urteilt ſo verſtändig und 
ſympathiſch über Deutſchland und ſeine politiſchen Führer, daß wir nur 
wünſchen können, ein Echo dieſer Stimmen in den Reſidenzblättern 
wiederzufinden. 
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4. Juli 1907. Gefangennahme Mac Lean's durch Raiſuli. 
Feier von Garibaldis 100jährigem Geburtstag als Nationalfeiertag in Italien. 

5. Juli. Beginn der Nordlandreiſe Kaiſer Wilhelms. 
Die luxemburgiſche Kammer erkennt das Erbfolgerecht der älteſten Tochter des Groß— 
herzogs an. 

8. Juli. Fürſt v. Bülow in Norderney. 

9. Juli. Franzöſiſch-deutſches Abkommen über den Schutz künſtleriſchen und literariſchen 


Eigentums. 
10. Juli 1907. 
Als H. Taine von ſeinem großen Werk über den Urſprung des 


heutigen Frankreich den Band „la conquéte jacobine‘“ veröffentlicht 
hatte (1881), ſchrieb er einem Freunde, er danke dieſen Studien die Er— 
kenntnis einiger politiſcher Wahrheiten: „Die beiden Tendenzen, die 
Rouſſeau pflegte, die die Revolution weiterentwickelte und die unſere 
Geſchichtſchreiber gutgeheißen haben, nämlich die anarchiſtiſche Tendenz 
und die Tendenz zum Despotismus, ſind in unſerer Geſchichte ſeit 
90 Jahren immer wieder zu finden. Das Individuum trägt der Regierung 
keinen Reſpekt entgegen, und die Regierung hat keinen Reſpekt vor dem 
Individuum. Das führt aber zu ernſten Folgeerſcheinungen, die noch 
lange nicht erſchöpft ſind, und die Zukunft wird für unſere Kinder 
hart ſein.“ 

Man könnte dieſe Worte allerdings als Motto über die letzten 
30 Jahre franzöſiſcher Geſchichte ſetzen. Aber wer gerecht ſein will, 
wird auch zugeben müſſen, daß niemand ſchärfer als die Franzoſen 
ſelbſt den Anarchismus und den Despotismus, die in ihrem öffentlichen 
Leben zur Geltung kommen, verurteilt hat. Die großen politiſchen 
Zeitſchriften bieten dafür draſtiſche Belege. Es iſt als eine ſehr erfreu— 
liche Erſcheinung zu bezeichnen, daß heute die Regierung dem Anarchis— 
mus, wie er in der Confédération Generale du travail, im Herveéis— 
mus und in dem großen politiſchen Streik des Südens zutage getreten 
iſt, mit Energie zu Leibe geht. Herr Clemenceau hat trotz des Wider— 
ſpruchs, der ihm entgegentrat, und trotz ſeiner politiſchen Vergangen— 
heit ſeine Pflicht erfüllt und die Verantwortung, die ihm zufiel, auch 
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auf ſich genommen. Auch glauben wir zu erkennen, daß der Widerſtand 
im Süden erlahmt und die unſinnigen Methoden der Weinbauern und 
der ſich mit ihnen identifizierenden lokalen Gewalten durch die Macht 
der Verhältniſſe und die Konſequenz der Regierung bald ad absurdum 
geführt ſein werden. Daß das neue Geſetz, das beſtimmt iſt, einer Wein— 
kriſis für die Zukunft vorzubeugen, nun wirklich fertiggeſtellt iſt, wird 
ſeinen Eindruck nicht verfehlen. Eine momentane Abhilfe kann es 
freilich nicht gewähren. Den wirklich Notleidenden wird das übrige 
Frankreich helfend beiſpringen müſſen, nachdem ſie die ſtaatliche Auto— 
rität anerkannt haben. Auch Strafen werden nicht ausbleiben dürfen, 
wenn ſich auch vorherſehen läßt, daß ſie nicht allzu hart ſein werden 
und daß ſchließlich eine Amneſtie den Schleier über das Geſchehene 
decken wird. Je früher dieſe Wendung eintritt, um ſo beſſer. Der Brand 
im Nachbarhauſe iſt unter allen Umſtänden bedenklich. 

Die Rede, die Herr Pichon aus Anlaß der Interpellation Denys 
Cochin über die deutſch-franzöſiſchen Beziehungen hielt, macht im vollen 
Wortlaut geleſen einen noch beſſeren Eindruck als in dem gekürzten 
telegraphiſchen Berichte. Die Audienzen Etiennes in Kiel und Berlin 
wurden zwar jedes offiziellen und offiziöſen Charakters entkleidet, zu— 
gleich aber wird die Perſönlichkeit und Stellung Etiennes ſo nachdrücklich 
als eine bedeutende hervorgehoben (Mr. Etienne qui occupe des fonc- 
tions considérables en France et a rendu a notre pays des services 
que nous sommes unanimes a apprecier), daß dadurch der Schluß— 
ſatz dieſes Teiles der Rede des Miniſters noch an Gewicht gewinnt. 
„Ein Empfang, wie er ihn gefunden hat, iſt ein Beweis für unſere 
ausgezeichneten Beziehungen zu unſeren Nachbarn.“ Es ſchloß ſich 
daran eine Darlegung des augenblicklichen Standes der marokkaniſchen 
Frage, die auf eine weſentliche Abnahme der Spannung hinwies, die 
infolge der Mauchampſchen Ermordung entſtanden war. Beſonders 
erfreulich iſt, daß Herr Pichon ſich ſehr beſtimmt auf den Boden der Ver— 
einbarungen von Algeciras ſtellte und ausdrücklich hervorhob, daß 
heute keinerlei diplomatiſche Schwierigkeiten zu befürchten ſeien. Auf 
die letzten Verträge übergehend, beſchränkte er ſich begreiflicherweiſe 
auf die von Frankreich und Spanien getroffenen Vereinbarungen. 
Aber doch nur auf eine Seite derſelben. Er ſprach vom Mittelmeer, 
nicht von den atlantiſchen Küſten, auch nur von der Erhaltung des Status 
quo, nicht von den in den Verträgen in Ausſicht genommenen möglichen 
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Veränderungen dieſes gegenwärtigen Beſtandes. Dabei wies er darauf 
hin, daß dieſe Verträge überall gut aufgenommen worden ſeien, und 
erinnerte an das Wort des Fürſten Bülow, daß die Größe Deutſch— 
lands nicht auf die Zwietracht anderer Mächte gegründet ſei. Im 20. 
Jahrhundert werde in Europa keine Macht ſich zum Schaden anderer 
ſtärken wollen. Frankreich ſuche, um des Friedens willen, in voller 
Unabhängigkeit, zum Beſten aller den Kreis ſeiner Freundſchaften 
zu erweitern. 

Wir wiſſen nicht, ob die Beſchränkung auf „Europa“ eine abſichtliche 
oder zufällige Redewendung bietet. Im fernen Oſten hat ja das 20. Jahr— 
hundert ſehr erhebliche Wandlungen gebracht, und es kann nicht daran 
gezweifelt werden, daß auf afrikaniſchem Boden ſolche Wandlungen 
erſtrebt werden. Die Kap-Kairobahn z. B. iſt anders nicht zu verwirk— 
lichen, und niemand glaubt wohl, daß dieſer Plan aufgegeben ſei. Es 
ließen ſich noch andere Beiſpiele aufführen, die gegen den erfreulichen 
Optimismus Herrn Pichons argumentieren, aber gewiß war es nicht 
ſeine Aufgabe, darauf hinzuweiſen, und wir wollen gern anerkennen, 
daß auch die Beſchränkung der Sentenz (Nul dans notre Europe du 
vingtieme siècle ne voudrait essayer de se fortifier au detriment des 
autres) auf Europa einen nicht geringen Wert als Programm hat. Sie 
gewinnt noch dadurch an Bedeutung, daß gleichzeitig in dem offiziellen 
Organ der engliſchen Regierung, der „Weſtminſter Gazette“, die deutſch— 
engliſchen Beziehungen in ſehr freundſchaftlicher Weiſe erörtert werden. 
Es gebe, ſagt die „Weſtminſter Gazette“, nur eine geringe Zahl von Eng— 
ländern, die entſchloſſen deutſchfeindlich ſeien, und dieſe Gruppe ſei, bei— 
läufig bemerkt, vor wenig Jahren ebenſo entſchloſſen franzoſenfeindlich ge— 
weſen. Wenn der Strom der europäiſchen Politik dahin geführt habe, daß 
England ſich genötigt ſah, eine Rolle zu ſpielen, die in Deutſchland 
Anſtoß erregte, ſo ſei das im übrigen England als das unglückliche Reſultat 
eines gebotenen Verhaltens betrachtet worden. Niemand bedaure in 
England die Entente mit Frankreich, das gegenwärtige Kabinett habe 
ſie übernommen, aber die große Majorität der Engländer habe nie— 
mals gewünſcht, daß dieſe Beziehungen zu Frankreich einen antideutſchen 
Charakter annehmen. Auch müßten ernſte Männer ſich ſagen, daß 
chroniſche Friktionen mit Deutſchland auf die Dauer auch die Beziehun— 
gen zu Frankreich gefährden müßten. Denn Deutſchland werde nicht 
immer ſo chriſtlich geſinnt ſein, um der Verſuchung zu widerſtehen, 
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es Frankreich entgelten zu laſſen, wenn England es ſchädige, und bei 
ſolchen Händeln laufe Frankreich Fährlichkeiten, gegen die England 
geſchützt ſei. Von jedem Geſichtspunkt aus müſſe daher gewünſcht werden, 
daß Großbritannien und Deutſchland zu normalen freundſchaftlichen 
Beziehungen zurückkehren, und daß die Reibungen aufhören, die in 
den drei letzten Jahren mehrfach ihre Beziehungen entſtellt haben. 
Eine Rivalität freilich bleibe und müſſe zwiſchen zwei mächtigen und 
tatkräftigen Nationen beſtehen bleiben, die in denſelben Teilen der Welt 
um den gleichen Preis ringen. Das ſei aber gut für beide Teile, und 
man dürfe nicht wünſchen, ſie niederzuhalten, denn beide Rivalen 
hätten die Erfahrung gemacht, daß das Gedeihen des einen Teiles 
dem anderen zugute komme und umgekehrt, daß ein Niedergang hier, 
dort ſchädige. Handelsrivalität trage das Heilmittel in ſich und werde 
eher beitragen, den Frieden zu erhalten, als den Handelskrieg herbei— 
zuführen, den die Alarmiſten für die Zukunft ankündigen. „Wir ſehen 
daher“ — ſo ſchließt die „Weſtminſter Gazette“ — „mit Hoffnung der 
Ausſicht entgegen, daß ein Verhältnis gegenſeitiger Freundſchaftlichkeit 
und gegenſeitigen Reſpekts zwiſchen beiden Mächten wiederhergeſtellt 
wird, und nehmen die Ankündigung des Beſuchs des Deutſchen Kaiſers 
als ein Zeichen guten Willens auf beiden Seiten auf.“ 

So wollen auch wir es aufnehmen; die deutſch-engliſchen Gegen— 
ſätze ſind künſtlich gezüchtet worden, gemacht, nicht aus der Natur der 

Verhältniſſe entſprungen, und wir zweifeln nicht daran, daß ſie bei 
gutem Willen zum Beſten beider Teile beſeitigt werden können. Nur 
ſehen wir nicht, daß die „Gruppe“, von der ſie ausgegangen ſind, ent— 
waffnet wäre. Entwaffnen kann ſie nur die öffentliche Meinung Eng— 
lands ſelbſt, nicht wir. 

Es ſei bei dieſer Gelegenheit auf einen Bundesgenoſſen hingewieſen, 
den die Beſtrebungen auf Beſſerung der deutſch-engliſchen Beziehungen 
in Oſterreich gefunden haben. Alexander v. Peez, Mitglied des öſter— 
reichiſchen Herrenhauſes, Hiſtoriker, Nationalökonom und Polttiker, 
und auf all dieſen Gebieten in hervorragender Stellung, hat in einem 
Aufſatze „Großbritannien und das Deutſche Reich“ die Frage nach den 
Gründen der „tiefgehenden und ſyſtematiſchen Feindſchaft“, mit der 
England das Deutſche Reich in letzter Zeit verfolgte, unterſucht ). 


1) Gedruckt in der „Oeſterreichiſchen Rundſchau“, Band 11, Heft 4. 


Wir wollen jene Argumentation nicht wiederholen. Er tritt der An— 
ſchauung entgegen, daß Deutſchland in irgendwelcher Weiſe die engliſche 
Weltſtellung und den engliſchen Wohlſtand ſchädige, und weiſt ziffern— 
mäßig nach, wie parallel mit dem Fortſchreiten Deutſchlands auch 
England und zwar in noch weit höherem Grade materiell gedeihe. Sein 
Prognoſtikon für die Zukunft iſt, daß, wenn man früher nur von Kon— 
kurrenz und Kampf ums Daſein geſprochen habe, künftig einmal dieſer 
Gedanke durch den verſöhnlicheren und mehr ſozialen Gedanken 
der friedlichen gegenſeitigen Hilfe zu ergänzen ſein werde. 

Eben darin glaubt er auch eine würdige Aufgabe der Haager 
Konferenz zu erkennen. Aber für die nächſte Gegenwart fürchtet er noch 
das Überwiegen der alten Tendenz, und ſein Schlußwort klingt peſſi— 
miſtiſch aus. Vielleicht ſieht er im Augenblick wieder hoffnungsvoller. 
Es ſind drei Monate hingegangen, ſeit ſeine Betrachtungen im Druck 
erſchienen, und wir ſtehen nicht an zu behaupten, daß ſich ſeither die 
politiſche Atmoſphäre geklärt hat. 

Mißtönend, aber nicht von allgemeiner politiſcher Bedeutung 
ſind die nationalen Zänkereien, die aus Dfterreich und aus Ungarn 
zu uns herüberklingen. In Peſt ſind es die Kroaten und Magyaren, 
die durch Schuld der letzteren den inneren Frieden ſtören, in Wien will 
die allgemeine Zerfahrenheit der Parteien und die klerikal-polniſche 
Koalition ein geſundes Zuſammenarbeiten nicht aufkommen laſſen. 
Dann kommt als weiteres Element des Unfriedens der tſchechiſche 
Größenwahn hinzu. Die Tſchechen haben eben jetzt zum 40. Jahres- 
tage des Moskauer Slavenkongreſſes von 1867 ein Sokolfeſt gefeiert, 
zu dem ſie Gäſte aus allen ſlaviſchen Ländern und dazu aus Frank— 
reich und England geladen haben, nur Deutſche durften nicht dabei ſein, 
denn der tſchechiſche „Falke“ hält keinen Gedanken heiliger, als ſeine 
Feindſchaft gegen alles Deutſche. Das iſt denn auch recht deutlich zum 
Ausdruck gekommen. Ferngeblieben ſind dem Feſt nur die Polen aus 
Galizien, Ruſſiſch-Polen und Poſen. Die erſteren wegen der „taktloſen 
Sympathien der Tſchechen für die Ruthenen“, die beiden anderen 
Zweige der Polen, weil ſie gewohnt ſind, aus Galizien ihre Parole 
zu erhalten. Nur Herr Kolerski, Reichstagsabgeordneter für Marien— 
werder, war aus Poſen erſchienen. Er war ſo „mutig“, gegen das 
„ſinnloſe“ Verhalten ſeiner Volksgenoſſen zu proteſtieren und zu ver— 
ſichern, daß bei den Polen in Poſen der panſlaviſtiſche Gedanke mächtig 
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an Boden gewonnen habe. „Sie ächzen unter den furchtbarſten Ver— 
hältniſſen, unter dem Joch der rohen und aufs äußerſte brutalen Preußen.“ 

Die franzöſiſche Regierung hatte offiziell eine Sovrevaſe als Turn— 
preis überreichen laſſen, wie denn überhaupt die Beteiligung Frank— 
reichs ſehr lebhaft war. Der Pariſer Gemeinderat war durch ſeinen 
Vizepräſidenten Lampus vertreten, von Zeitungen das „Journal des 
Deébats“ durch Maurice Muret, die „Petite République“, der „Pariſien“, 
die „Aurore“, der „Figaro“, der „Temps“. Auch Jules Claretie und 
Mr. Sousbouf waren erſchienen. Es iſt ſehr viel Vive la France 
gerufen worden „avec un accent slave qui prete à ces mots un 
charme de plus“. Rußland hatte vornehmlich Generale geſchickt: But— 
kowski, Wladimirow, Gudim, den Oberſt Rittich. Dazu eine Ver— 
tretung des Petersburger Stadtrats und des Moskauer ſlaviſchen Ver— 
eins. Auch Gymnaſiaſten aus Kiew und Jalta, die am Turnen teil— 
nahmen, waren erſchienen. Die ruſſiſchen Zeitungen geben zahlreiche 
Einzelheiten und ſind voll Lobes. 

„Man muß geſtehen“ — ſchreibt die „Nowoje Wremja“ — „die 
Tſchechen ſind in ſich und in ihr Heimatland verliebt, und das mit Recht. 
Sie ſind die führende ſlaviſche Nation, und obgleich ſie unter den Schlägen 
des Schickſals und durch das vielhundertjährige Joch der Deutſchen, 
die ſie mit feindlichem Ring umgeben, faſt verſchwunden waren, haben 
ſie ſich dennoch erhoben, auf die eigenen Füße geſtellt und ſich von dem 
Feinde befreit, nicht mit Schwert und Krieg — aber Jahr für Jahr 
ſchlagen ſie die deutſche Induſtrie. Jetzt haben ſie bereits eigene Induſtrie, 
eigenen Handel, eigene Wiſſenſchaft und Literatur. Die Sokolgeſell— 
ſchaften ſind aber die Führer dieſer notwendigen Wiedergeburt. Ja, 
ihr ruſſiſchen Kinder, lernt von den Tſchechen, auch eure Eltern müſſen 
bei ihnen in die Lehre gehen.“ 

Das iſt gewiß ſehr ſchmeichelhaft für die Tſchechen — aber noch vor 
drei Jahren wäre es undenkbar geweſen, daß der Vertreter der größten 
ruſſiſchen Zeitung die Tichechen alsdie Führerder Slavenwelt verherrlichte! 

Das Turnen der Tſchechen — das beiläufig wie die geſamte tſchechi— 
ſche Kultur nicht Original, ſondern deutſche Kopie iſt — kann übrigens 
nur beifällig begrüßt werden; es iſt eine vortreffliche Vorſchule für 
den Militärdienſt, und da ihre Loyalität gegen Oſterreich und ſeine 
Dynaſtie ſich nicht bezweifeln läßt, können wir darauf rechnen, wenn 
einmal unſer Bundesgenoſſe mit uns ins Feld rücken ſollte, an den 
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Herren Tſchechen trotz ihres Deutſchenhaſſes tapfere und abgehärtete 
Kampfgenoſſen zu finden. 

Großes Aufſehen hat neuerdings ein in der „Nowoje Wremja“ 
veröffentlichter und redaktionell warm empfohlener Artikel eines Herrn 
Juſſarow gemacht: Ruſſiſch-franzöſiſche Abrechnungen. Die Quinteſſenz 
dieſer ſehr ſcharf gehaltenen Ausführungen ſagt, daß ſeit 1902 die 
ruſſiſch-franzöſiſche Allianz einen Charakter angenommen habe, der 
ihren Nutzen für Rußland als höchſt problematiſch erſcheinen laſſe. Das 
wird durch eine Reihe allbekannter Tatſachen belegt, die wir nicht wieder— 
holen wollen. Der Artikel ſchließt mit der Bemerkung, daß, wenn hier 
nicht eine Wendung zum Beſſeren bald eintrete, für Rußland nichts 
übrigbleibe, als das ruſſiſch-franzöſiſche Bündnis als eine Tatſache 
der Vergangenheit zu betrachten und ſich nach einer andern Richtung 
zu orientieren. Darauf hat nun ein Leitartikel des „Temps“ geant— 
wortet, der die Schuld der den Ruſſen mißfallenden Politik auf Herrn 
Combes wirft und für die Zukunft alles Beſte verſpricht. Amüſiert hat 
uns dabei, daß Fürſt Bismarck als der Schwurzeuge für die Notwendig— 
keit der ruſſiſch-franzöſiſchen Allianz herhalten muß, gewiß ein Miß— 
brauch ſeiner Gedanken, den er ſich nicht hat träumen laſſen. Was aber 
Herrn Combes betrifft, ſo erhärtet der „Temps“ damit nur die Tat— 
ſache, daß bei gewiſſen parlamentariſchen Regierungen jedes neue Mini— 
ſterium de facto die Wirkſamkeit eines Bündniſſes außer Kraft ſetzen 
kann. Je häufiger ſolche Wechſel ſtattfinden, deſto geringer iſt die Feſtig— 
keit der Verträge. Man läßt die Form beſtehen, aber nimmt ihnen, 
was immer möglich iſt und wofür ſich Vorwände und Entſchuldigungen 
allezeit finden laſſen, ihren weſentlichen Inhalt. 

Inzwiſchen hat die „Ruß“ den Artikel der „Nowoje Wremja“ 
bereits desavouiert, und zu weiterem Troſt können wir darauf hin— 
weiſen, daß dieſelbe „Nowoje Wremja“ am 1. Juli ſich höchlichſt darüber 
entrüſtete, daß, wie ein Gerücht ihr zugetragen hatte, Frankreich beab— 
ſichtige, ſein Geld in das deutſche Bagdadbahnunternehmen zu ſtecken. 
Ob denn Frankreich nicht genug Milliarden am Suezkanal (?) und 
Panamakanal verloren habe? Wo ſo rege Eiferſucht ſpricht, iſt gewiß 
noch Liebe vorhanden. 

Die inneren ruſſiſchen Angelegenheiten ſind nach wie vor nicht 
erfreulich. Die Morde und Überfälle nehmen nicht ab. Wir müßten 
mehrere Spalten füllen, wollten wir alle Attentate, Morde, Raub— 
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anfälle, Plünderungen und Brandſtiftungen der letzten acht Tage her— 
zählen. Nach wie vor werden Bomben geworfen, Bombenwerkſtätten 
entdeckt, aufrühreriſche Proklamationen verbreitet. In Simferopol 
ſind 3800 falſche Päſſe gefunden worden, und in Wilna hat man eine 
Organiſation zur Fälſchung von Abiturientenzeugniſſen entdeckt. Einige 
Militäremeuten ſind im Keim unterdrückt worden, wenn auch nicht 
ohne Blutvergießen. Die Wahlen zur Duma werden vorbereitet, aber 
alle Verſuche, ein Zentrum ſtaatserhaltender Parteien zu bilden, ſcheitern 
an der Hartnäckigkeit, mit der die Kadetten an ihrem unfehlbaren Pro— 
gramm feſthalten. Wir bedauern, daß von den deutſchen Blättern Ruß— 
lands auch die „St. Petersburger Zeitung“ dem Doktrinarismus dieſer 
Partei verfällt, die offenbar die Petersburger Atmoſphäre beherrſcht. 
Die „St. Petersburger Zeitung“ zeichnete ſich in den Tagen, da ihr 
hochverehrter früherer Redakteur Herr Paul v. Kügelgen noch lebte, 
durch ihren ſtets ſicheren politiſchen Takt aus, jetzt ſchwankt auch ſie unter 
den Windſtößen der revolutionären Bewegung. 

Kaum glaublich klingt es, daß es faſt unmöglich iſt, in den Gouverne— 
ments, die von der Hungersnot betroffen ſind, Arbeiter zum Beſtellen 
der Felder zu finden. Aber die Tatſache wird aus den verſchiedenſten 
Gouvernements bezeugt. Die Leute vertrinken das Saatkorn, mit denen 
Regierung oder Landſchaft ſie unterſtützen, und hungern lieber, als daß 
ſie arbeiten; wenn ſie aber arbeiten ſollen, fordern ſie doppelten Lohn, 
fremde Arbeiter aber, die ſich anbieten, verjagen ſie. Das geſchieht, 
ſchreibt ein Korreſpondent aus dem Penſaſchen, in allen Wolgagouverne— 
ments. Andere Nachrichten kündigen eine neue Agrarbewegung an, 
wieder andere klagen über Brandſtiftungen. Das Gejamtbild iſt überaus 
trübſelig. Dem Volk muß wieder zum Bewußtſein gebracht werden, 
daß es arbeiten und gehorchen muß, ſonſt wird es nicht beſſer werden. 
Die Freiheit iſt zur Zügelloſigkeit geworden und droht in volle Anarchie 
überzugehen. Beſſer ſieht es in den Grenzprovinzen aus. Der General 
gouverneur Möller Sakamelski hält die Räuber und Revolutionäre in 
Schrecken. Aber noch iſt die Nachwirkung der allgemeinen Verwilderung 
eine ſo große, daß auch hier Morde und Überfälle häufig ſind, wenn 
auch nicht ſo häufig wie in Polen, wo namentlich Lodz nach wie vor 
keinerlei Sicherheit für Leben und Eigentum bietet. 

Der Tatſache, daß die Vereinigten Staaten ihre Kriegsflotte in den 
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Großen Ozean ſchicken, iſt eine kriegeriſche Bedeutung beigemeſſen 
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worden, die ſie gewiß nicht hat. Wir halten einen amerikaniſch-japaniſchen 
Krieg für abſehbare Zeit für ausgeſchloſſen, denn es ſteht feſt, daß weder 
Japan noch Amerika ihn wollen. In der Frage der Ablehnung japaniſcher 
Einwanderer iſt aber, wie die Japaner ſelbſt zugeſtehen, auf Grund 
des Handelsvertrages von 1884 das Recht auf amerikaniſcher Seite. 
Aus Südafrika ſind zwei wichtige Nachrichten zu verzeichnen: der Dampfer 
„Heliopolis“ hat, wie „Reuter“ meldet, mit 1948 chineſiſchen Arbeitern 
den Hafen von Durban verlaſſen. Damit beginnt das Ende des Experi— 
ments, das 1904 mit der Heranziehung chineſiſcher Kulis begonnen 
wurde. Es wird nun freilich noch einige Zeit dauern, bis die 16 000 
Chineſen repatriiert ſind, die allmählich nach Südafrika geſchafft wurden. 
Aber das Ende läßt ſich abſehen, und der Triumph in den liberalen Kreiſen 
Englands iſt groß. Die zweite, ebenfalls als frohe Botſchaft aufge— 
nommene Nachricht aber ſagt, daß Lord Selborne entſchieden für die 
ſchleunige Begründung einer ſüdafrikaniſchen Föderation eintritt, der 
Führer des Bond im Kapland hat ſich ebenfalls für dieſen Gedanken 
ausgeſprochen, und es kann als ſicher gelten, daß er verwirklicht werden 
und alles engliſche Gebiet bis nach Mozambique umfaſſen wird. In 
London ſetzt man große Hoffnungen auf das einmütige Zuſammen— 
wirken von Buren und Engländern, das gäbe ein Kapital an geſundem 
Menſchenverſtand und praktiſchem Geſchick, das auch ſchwierigeren Auf— 
gaben gewachſen ſein werde. Wenig erfreulich lauten die Nachrichten 
aus Bengalen. Die Angriffe auf Europäer mehren ſich; ſo iſt die Eiſen— 
bahn Aſſam— Bengal allein fünfzehnmal überfallen worden. Auch 
Dampfboote ſind angegriffen worden, die Europäer bewaffnen ſich, 
wenn ſie ausgehen. Unzweifelhaft ſteigt die nationale Bewegung, 
überall entſtehen Nationalſchulen, die ganz von Bengalen finanziert 
werden und auf die die Regierung keinen Einfluß ausüben kann. „Unter 
den Europäern, die nicht Beamte ſind“ — ſchreibt die „Weſtminſter 
Gazette“ — „wird der Wunſch immer lauter, daß die Regierung die 
Polizei in Oſtbengalen durch reguläre Truppen, womöglich durch Eng— 
länder, verſtärke und die ſtrengſten Maßregeln gegen die „National— 
Freiwilligen“ und die aufreizenden Redner und Zeitungen ergreife“. 


11. Juli 1907. Die Gemeindevertreter in den ſüdfranzöſiſchen Weingebieten demonitrieren. 
12. Juli. Schluß der Seſſion der franzöſiſchen Kammern. 
Beginn des Naſiprozeſſes vor dem italieniſchen Senat. 
14. Juli. Beſuch des Frh. v. Aerenthal in Deſio. 
Attentat auf den Präſidenten Fallieres. 
15. Juli. Abreiſe des Staatsſekretärs Dernburg nach Deutſch-Oſtafrita. 
Verhaftung von Naſi. 


17. Juli 1907. 


Im fernen Oſten von den Küſten des Pazifiſchen bis zu denen des 
Indiſchen Ozeans gärt es. Neue politiſche Probleme ſind aufgetaucht, 
und neue geiſtige Strömungen ſind in eine Welt eingedrungen, die 
bisher wie in politiſchen Schlaf verſunken ſchien und in der eigenen 
Kultur den höchſten Gipfel erreichbarer Vollkommenheit zu verehren 
gewohnt war. Oder anders formuliert: der ferne Oſten, der bisher 
lediglich abwehrend der europäiſchen Kultur und den europäiſchen 
Machtmitteln gegenüberſtand, hat begonnen, nach beiden Richtungen 
hin aufzunehmen, was ihm brauchbar ſchien, ohne dabei den Anſpruch 
auf Behauptung ſeiner Eigenart preiszugeben. Dem europäiſchrchriſt— 
lichen Geſamtgefühl tritt der Verſuch gegenüber, etwas entſprechendes 
Aſiatiſches zu begründen, und ohne allen Zweifel hat Japan dabei, 
unter ungewöhnlich günſtigen Verhältniſſen, die Führung übernommen. 
Iſt Japan heute vor allem bemüht, die eigene Machtſtellung auszubauen 
und auszudehnen, ſo nutzt es doch zugleich das ungeheure Preſtige, das 
ihm die Siege über Rußland und die beiden Bündniſſe mit England, 
vom 30. Januar 1902 und vom 12. Auguſt 1905, ſowie die jüngſten 
Verträge mit Frankreich und Rußland in den Augen aller aſiatiſchen 
Nationen eingetragen haben, um ſeinen Einfluß als Vorkämpfer der 
beſonderen aſiatiſchen Intereſſen möglichſt feſt zu begründen. Neben 
den japaniſchen Inſtruktoren, die beſchäftigt ſind, die chineſiſchen Truppen 
zu drillen, und den japaniſchen Kaufleuten, die in den neuerſchloſſenen 
Gebieten den Vorſprung auszubeuten verſtanden haben, den ihnen 
die hegemoniſche Stellung ihres Vaterlandes ſicherte, gehen Miſſionare 
der „aſiatiſchen Idee“, die ſogar vor dem Gedanken nicht zurückſchrecken, 
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eine beſondere aſiatiſche Religionsgemeinſchaft zu begründen. Tokio 
kann heute beinah eine „aſiatiſche“ Univerſität genannt werden, in der 
indiſche Mohammedaner, Hindus und Chineſen ſich ihre politiſchen Ideale 
und Anleitung, oder doch mindeſtens die Sehnſucht holen, dem großen 
Beiſpiel zu folgen, das Japan gegeben hat. Daß ſich dabei neben dem 
Gefühl der Solidarität aſiatiſcher Intereſſen auch eine gewiſſe Rivalität 
entwickelt hat, iſt nicht zu überſehen. In Korea iſt Japan nicht der Be— 
freier, ſondern der Unterdrücker geworden, und in China iſt das nationale 
Selbſtbewußtſein zu ſtark, um die Vorſtellung aufkommen zu laſſen, 
daß der japaniſche Lehrer auch auf die Dauer der Führer und Vormund 
Chinas ſein dürfte. Man iſt dort offenbar von der Abſicht erfüllt, ſich 
auf eigene Füße zu ſtellen. Die Reformbewegung nahm im vorigen 
Jahre ihre erſten kräftigen Anläufe, wurde danach aber von Peking 
her zum Stehen gebracht, weil man ihre ſpezifiſch chineſiſche, gegen die 
mandſchuriſche Dynaſtie gerichtete Tendenz zu fürchten begann, oder 
zu fürchten vorgab. Es war namentlich Prinz King, der Präſident des 
Pekinger Reichsrats, der die Kaiſerin in dieſem Sinne beriet, und ſein 
Einfluß war jo ſtark, daß der mächtigſte ſeiner Gegner Tſcheng-Tſchoeng 
Hien von der Kaiſerin zum Vizekönig von Kanton ernannt wurde, um 
ihn ſo aus der Hauptſtadt zu entfernen. Er hat es aber vermocht, unter 
allerlei Vorwänden, mit Hilfe der zahlreichen Gegner Kings, bisher 
ſeinen Platz zu behaupten; und es ſcheint jetzt, daß trotz allem die Re— 
formen wieder aufgenommen werden ſollen. Im Augenblick iſt es 
namentlich der wichtige Plan, ein einheitliches Münzſyſtem in ganz 
China einzuführen, das die Reformer betreiben; und da die Handels— 
kammern von Schanghai, Hongkong und Tientſin das Projekt befür— 
worten und aller Wahrſcheinlichkeit nach alle am chineſiſchen Handel 
beteiligten Mächte es nach Kräften fördern werden, iſt Ausſicht vor— 
handen, daß das Ziel ſchließlich erreicht wird. 

Nebenher aber mehren ſich die Nachrichten von der ſich organi— 
ſierenden antidynaſtiſchen Bewegung. Der „New Pork Herald“ brachte 
kürzlich darüber eine intereſſante Korreſpondenz aus Tokio, das ja heute 
die große politiſche Nachrichtenbörſe Oſtaſiens iſt. 

Das Ziel der Bewegung ſei, ein rein chineſiſches Regiment zu 
organiſieren; die Unruhen in den ſüdchineſiſchen Provinzen, die einen 
ganz lokalen Charakter trügen, ſeien nicht damit zu verwechſeln. Dieſe 
Leute ſollen erſt ſpäter, wenn alle Vorbereitungen getroffen ſeien, der 


Anti-Mandſchu-Erhebung angeſchloſſen werden. Hieran knüpft der 
Korreſpondent des „New Pork Herald“ die folgende merkwürdige 
Mitteilung: 

„Beglaubigte chineſiſche Reformer ſind an einen wohlbekannten 
ausländiſchen Experten mit dem Anerbieten herangetreten, ihm jede 
erforderliche Summe zur Verfügung zu ſtellen, wenn er einen der 
wichtigen ſtrategiſchen Punkte Innerchinas zu einem wohlverſorgten 
modernen Arſenal umbilde. Dieſer Mann, deſſen Kenntniſſe und Er— 
fahrungen dem Auftrage gewachſen ſind, wird, wie wir hören, die 
Aufgabe übernehmen, nachdem er ich überzeugt hat, daß das Unternehmen 
ernſt gemeint iſt und daß diejenigen, die ihn berufen, finanziell und in 
jeder anderen Hinſicht dem Unternehmen gewachſen ſind. Sie wieſen 
ihm nach, daß ſie in Japan ein Kapital von 400 000 Yen liegen haben, 
die ihm zur Verfügung ſtehen ſollen, ſobald er einen formellen Kontrakt 
unterzeichnet. Sollte er aus irgend welchem Grunde ablehnen, ſo wird 
ſich ein anderer finden, denn es liegt auf der Hand, daß ſehr erhebliche 
chineſiſche Intereſſen das Unternehmen ſtützen. Das geplante Arſenal 
ſoll in einer der Hauptſtädte des weſtlichen Teiles des Reiches errichtet 
werden. Dieſe weſtlichen Provinzen ſind vom Einfluß der Mandſchu 
ſo gut wie gar nicht berührt. Man rechnet darauf, daß die Vizekönige 
dem Unternehmen den nötigen Schutz gewähren, es vielleicht ſogar 
direkt unterſtützen werden. Der Punkt, den man gewählt hat, iſt ſo gelegen, 
daß von ihm aus die ganze ſüdliche Sektion des Reiches, die alten rein 
chineſiſchen ſieben Königreiche, mit modernen Waffen verſorgt und 
equipiert werden können. Denn ſonſt wäre die revolutionäre Bewegung 
ausſichtslos, da trotz des lebhaften Waffenſchmuggels das von außen 
her kommende Material an Geſchützen und Kriegsbedarf ſehr gering 
iſt. Die Häupter der Bewegung glauben ihren Schlag ohne eigenes 
Arſenal nicht führen zu können.“ 

Der Korreſpondent ſchließt mit der Bemerkung, daß man dieſe 
Bewegung nicht mit den ſonſtigen Revolten verwechſeln dürfe, die 
gelegentlich von den Lokalautoritäten ſelbſt angezettelt werden, um 
ſich in Peking durch ihre Bewältigung den Ruf eines tapferen und 
klugen Beamten zu begründen. Diesmal ſei es bitterer Ernſt, und wenn 
die Einrichtung des Arſenals auch 2 bis 5 Jahre in Anſpruch nehmen 
ſollte, kommen werde die Erhebung beſtimmt. Jedenfalls aber, „wenn 
die alte Frau ſterben ſollte“. 
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Nun, das mag noch fernliegen, und die Mitteilung des „New Pork 
Herald“ wird wohl genügen, um die Ausführung des Planes zu verhin— 
dern. Was uns dabei intereſſiert, iſt die Beſtätigung der Tatſache, daß 
die chineſiſche Bewegung, wie all die übrigen aſiatiſchen Zukunfts- 
pläne, nach Japan orientiert und dort ihre Vorbilder ſucht. Denn ganz 
dasſelbe gilt von den indiſchen Unruhen, die, wie nicht mehr bezweiſelt 
werden kann, trotz aller Gegenmaßregeln der engliſchen Regierung 
im Steigen, nicht in der Abnahme ſind. Zu der Boykottierung engliſcher 
Waren (der Swadeſhibewegung) und der lauten Propaganda für ein 
indiſches Homerule ſind jetzt Streiks eingetreten. In Lyallpore, Multan, 
Wazirabad legen Eiſenbahnbeamte und Arbeiter ihre Arbeit nieder, 
und da die indiſchen Blätter jetzt für einen Generalſtreik zu agitieren 
beginnen, könnte die Lage allerdings bedenklich werden. Eine in Punjab 
erſcheinende Wochenſchrift „Shang Siyel“ ſchlägt vor, daß alle indiſchen 
Beamten ſich an jenen Eiſenbahnern ein Beiſpiel nehmen ſollten. Das 
werde der leichteſte und ſicherſte Weg ſein, England zum Nachgeben zu 
zwingen. Aber es ſei nicht leicht, ihn durchzuführen. (Of course a 
general strike should be a big affair in order to be successful.) Von der 
Bitterkeit der Sprache der großen indiſchen Blätter kann man ſich kaum 
eine Vorſtellung machen. Wir Inder, ſagt der in Kalkutta erſcheinende 
„Bande Mataram“, ſind eine Viehfarm, die England zu ſeinem Nutzen 
ausbeutet. 

Es iſt ſchwer zu ſagen, was England unter dieſen Verhältniſſen 
tun ſoll. So viel ſich erkennen läßt, hat die Verhaftung der vornehmſten 
Führer und die Unterdrückung der lauteſten Zeitungen bisher nur dahin 
geführt, die Erbitterung zu ſteigern. Auch von Zugeſtändniſſen an das 
Programm der Nationalen iſt kaum eine Beſſerung der Stimmung 
zu erwarten. Das Geſetz der hiſtoriſchen Undankbarkeit der Schüler 
gegen den Lehrer macht ſich hier ebenſo geltend wie etwa in Agypten 
und wie in den großen autonomen engliſchen Kolonien. Mit gewiſſen 
Einſchränkungen, die im weſentlichen niedere, nicht kulturfähige Raſſen 
betreffen, beruht aber auf dieſer hiſtoriſchen Undankbarkeit der Fortſchritt 
der Welt, und es wäre vergebliche Mühe, dagegen zu kämpfen. Seinen 
großen Kolonien gegenüber hat England das erkannt und ihnen recht— 
zeitig — neuerdings in beſchleunigtem Tempo — das äußerſte Maß 
von Selbſtändigkeit gewährt, das mit dem Gedanken des einheitlichen 
britiſchen Reiches noch vereinbar iſt, und trotzdem droht der koloniale 


Sondergeiſt ſtärker zu werden als das Bewußtſein notwendigen Zu— 
ſammenhanges. In Irland aber, dem England das Home Rule nicht 
meinte gewähren zu können, iſt die Frucht ein glühender Haß der politiſch 
meiſt gereiften und bewußten Elemente. Was in Indien den Engländern 
die Behauptung ihrer Stellung erleichtert, iſt, abgeſehen von der Klug— 
heit, mit der ſie das Intereſſe der Dynaſten an ſich zu feſſeln verſtanden 
haben, der Gegenſatz zwiſchen Moslem und Hindu, der bisher nie über— 
wunden werden konnte. Aber neuerdings ſcheint ſich auch nach dieſer 
Richtung eine für England wenig günſtige Wandlung vorzubereiten. 
In dem „The Muſſulman“, einer großen in engliſcher Sprache zu 
Kalkutta erſcheinenden Zeitung, die ſich „Organ der öffentlichen Mei— 
nung der Mohammedaner“ nennt, finden wir nicht nur eine lebhafte 
Agitation für die Swadeſhibewegung, ſondern auch Artikel, die auf 
das entſchiedenſte für eine Verſtändigung beider Gruppen eintreten. 
Schon Mitte Mai dieſes Jahres hat in Modatipore eine große Ver— 
ſammlung ſtattgefunden, in welcher Mohammedaner und Hindu ſich auf 
dem Boden des Swadeſhi-Programms verbrüderten und aus dem 
gemeinſamen Gegenſatz gegen das engliſche Regiment kein Hehl machten. 
Weit ſchärfer aber ſind die Angriffe, die gegen das ganze Syſtem der 
engliſchen Regierungsmethode erhoben werden: die Schuld an dem 
Notſtande in Bengalen und Punjab wird ihr zugewieſen und in leiden— 
ſchaftlichen Tönen für rechtliche Gleichſtellung der Indigenen mit den 
engliſchen Herren eingetreten. Es iſt ein faſt drohender Ton, der hier 
angeſchlagen wird, und wir verſtehen es wohl, wenn die großen eng— 
liſchen Blätter allmählich beginnen, dieſen Erſcheinungen mit ernſter 
Sorge zu folgen. An eine wirkliche Gefährdung der engliſchen Stellung 
glauben wir trotzdem für die jetzige Generation nicht. Die Bewegung 
tt erſt im Entſtehen, und es wird von der Klugheit und der Regierungs- 
kunſt der Engländer abhängen, wie weit ſie ſich auszudehnen vermag. 
Aber zum Schweigen iſt ſie nicht mehr zu bringen und die nächſte Gene— 
ration wird aller Wahrſcheinlichkeit nach mit weit ernſteren Erſcheinungs— 
formen dieſer nationalen, ſozialen, religiöſen und politiſchen Gegen— 
ſätze zu rechnen haben. 

Viel aktueller iſt zurzeit die Frage der japaniſch-amerikaniſchen 
Beziehungen; das offizielle Organ der engliſchen Regierung, die 
„Weſtminſter Gazette“, hat es für notwendig befunden, in einem Leit— 
artikel vom 13. Juli ausführlich auf die Frage einzugehen. Sie ſieht 
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die Lage ernſter an als wir es tun, glaubt aber nicht an eine akute Gefahr 
für den Augenblick. Uns ſcheint — um unſere Auffaſſung 
gleich hier auszuſprechen — die Verantwortung auf beiden Seiten ſo 
ziemlich die gleiche zu ſein. Der Intoleranz, die von ſeiten der Kali— 
fornier den Japanern entgegen geübt wird, ſteht der Hochmut gegen— 
über, den der Orientale dem Weißen entgegenträgt. Wir haben im 
vorigen Jahre darüber die ſehr lehrreichen Ausführungen eines Eng— 
länders wiederholt, der auf einem japaniſchen Dampfboot von Shimo— 
noſeki nach Fuſan fahren wollte, und dem man den Zutritt verwehrte, 
weil den Japanern der Vortritt gehört. Man brachte ihn und ſeine 
europäiſchen Begleiter auf einem ſchmutzigen, nach Fiſchen riechenden 
Schlepper mit den Kulis des Zwiſchendecks unter (vergl. Deutſchl. 
u. d. gr. Politik 1906 S. 351). Auch finden wir es begreiflich, wenn ein 
bereits bevölkertes Gebiet ſich gegen eine Maſſeneinwanderung Fremder 
wehrt, zumal wenn es ſozial minderwertige Elemente ſind. Dazu 
kommt auf beiden Seiten die Empfindung, daß man einem Konkurrenten 
gegenüberſteht. Iſt es doch nicht gar ſo lange her, ſeit Kapt. Mahan 
erklärte, der große Ozean bis an das Indiſche Meer falle in das Gebiet 
der Monroedoktrin. Jetzt aber iſt jede Möglichkeit geſchwunden, dieſen 
Gedanken zu verwirklichen. Auch glaubt Amerika durch ſeine Bemühun— 
gen um den Frieden, der in Portsmouth zuſtande kam, einen Anſpruch 
auf die Dankbarkeit der Japaner erworben zu haben, es hat ſich ſeither 
davon überzeugen müſſen, daß ihm überall im fernen Oſten durch die 
japaniſche Konkurrenz die Wege, wenn nicht ganz geſperrt, ſo doch weſent— 
lich erſchwert werden. Hüben und drüben hat danach eine aufgeregte 
und ſenſationelle Preſſe dieſe Gegenſätze aufgebauſcht. Es fiel auf beiden 
Seiten das Wort von der Wahrſcheinlichkeit eines amerikaniſch-japaniſchen 
Krieges, und die Lage ſchien kritiſch geworden, als man in Kalifornien 
mehreren japaniſchen Spionen auf die Spur kam. Die ohnehin erregte 
und erbitterte Bevölkerung von San Francisco hat ſich dadurch zu 
Exzeſſen gegen die Japaner hinreißen laſſen und nun geht der Kriegs— 
lärm der Preſſe von neuem an. Trotzdem bleibt es dabei, daß, wie wir 
ſchon vor acht Tagen darlegten, weder Amerika noch Japan den Krieg 
wollen und, wie wir feſt glauben, auch nicht führen werden. Es ſteht 
kein vitales Intereſſe des einen oder des anderen Teiles in Frage, wohl 
aber würden ſehr weſentliche Schädigungen beider unter allen Um— 
ſtänden die Folge eines Krieges ſein. Der oben erwähnte Artikel der 
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„Weſtm. Gazette“ weiſt außerdem ſehr treffend darauf hin, daß die 
ungeheuren Entfernungen, die beide Mächte trennen, das Fehlen von 
Kohlenſtationen auf dem Wege, den ſie zurücklegen müſſen, um ihr 
Ziel zu erreichen, die Kriegspropheten in Tokio und San Franzisco 
doch nachdenklich ſtimmen ſollten. „Selbſt wenn die japaniſche und 
amerikaniſche Regierung ſo kriegeriſch wären, wie wir ſie für friedlich 
halten, wäre ein ſolcher Krieg der letzte, den ſie wünſchen könnten. Es 
gibt hundert gute Gründe, moraliſche wie materielle, die dagegen ſprechen, 
und dieſe Gründe werden, wir ſind davon überzeugt, in der jetzigen 
Schwierigkeit den Ausſchlag geben.“ 

Aber, fährt die „W. G.“ fort, es laſſe ſich nicht verkennen, daß der 
Gegenſtand des Streites im Grunde ſehr ernſt ſei und wahrſcheinlich 
noch Jahre lang fortleben werde. Das Raſſenproblem beſtehe nun 
einmal und England könne ſich nicht verhehlen, daß die Auſtralier, Kana— 
dier und Neuſeeländer ebenſo empfänden wie die Männer von San 
Francisco; damit werde aber die Angelegenheit 
der Vereinigten Staaten zugleich die Englands. 
Doch ſei es nutzlos, darüber zu dogmatiſieren und auf die Jagd nach 
Ausgleichungsformeln zu gehen. Es bleibe nichts übrig als für den 
nächſten Augenblick zu ſorgen und zu hoffen, daß die Er— 
regung allmählich abnehme. Auch dürfe man annehmen, daß die Japaner 
die vor nicht allzu langer Zeit ſelbſt eine Politik des Ausſchließens aller 
Fremden verfolgten, dieſe Schwierigkeiten verſtehen und maßvoll und 
vorſichtig vorgehen würden. 

Dieſer Schluß, der nicht undeutlich für Amerika Partei ergreift, 
wird in Japan gewiß nicht unbemerkt vorüber gehen, und Dort ab- 
kühlend wirken, wo auf einen Konflikt hingearbeitet wird, d. h. in der 
japaniſchen Preſſe, die ſich die ſchlechteſten Vorbilder der abendländiſchen 
Preſſe zum Muſter genommen zu haben ſcheint. 

Es ſei in dieſem Zuſammenhange bemerkt, daß jüngſt in der eng— 
liſchen Preſſe die Inſinuation verbreitet worden iſt, daß die deutſche 
Diplomatie darauf hinarbeite, die Gegenſätze zwiſchen Japan und Amerika 
zu ſchärfen. Darauf zu erwidern, iſt wohl überflüſſig. Wenn wir uns 
recht gründlich ſchädigen und unſere Stellung in Oſtaſien und in Amerika 
dauernd gefährden wollten, wäre dies der Weg, der am ſicherſten zum 
Ziele führen würde. Daß die „Nowoje Wremja“ voller Schadenfreude 
den drohenden Konflikt anſieht und ihn als eine gerechte Strafe für 
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die „Europäer und Amerikaner“ anſieht, die der neuen Großmacht 
Japan politiſch und militäriſch die Wege zu ihren Erfolgen bereitet 
haben, kann nicht wunder nehmen. Dieſes Blatt iſt ſo gallig, daß es in 
den letzten acht Tagen faſt allen europäiſchen Staaten den Handſchuh 
zugeworfen hat. Die deutſchfeindlichen Artikel gehören zum regel— 
mäßig wiederkehrenden Programm der Zeitung, dann kam die Abſage an 
Frankreich, die trotz aller offizieller Dementis aufrecht erhalten wurde, 
danach Verdächtigungen Englands und Dfterreichs, das Neueſte iſt ein 
Angriff auf die Haager Konferenz. „Sie verbeſſert nicht, ſondern ſie 
verſchlechtert die internationale Lage. Die ganze Welt wird erleichtert 
aufatmen, wenn ſie geſchloſſen wird.“ 

Herr Weſſelitzki, der Londoner Korreſpondent der „N. W.“, weiß 
ſogar von einem formellen Ultimatum, das Japan an Amerika gerichtet 
haben ſoll. Die japaniſche Regierung habe eine Note folgenden Inhalts 
nach Waſhington abgeſandt: „Kann die Regierung Kalifornien bewegen, 
die Beſtimmungen des amerikaniſch-japaniſchen Traktats einzuhalten, 
deren Verletzung Präſident Rooſevelt ſelbſt zugegeben hat? Wenn nicht, 
ſo wird Japan die Kalifornier zwingen, internationale Verträge einzu— 
halten.“ Zum Glück exiſtiert dieſes Ultimatum nur in der Einbildung 
Herrn Weſſelitzkis, und ſo mag es zu den vielen Phantomen gelegt werden, 
die im Laufe der Jahre ſeinen erfindungsreichen Kopf entſprungen 
ſind, um danach ſpurlos zu verſchwinden. 

In ſehr intereſſanter Weiſe hat jüngſt Herr Kramarz — bekanntlich 
auch einer unſerer guten Freunde — einem Korreſpondenten des 
„Journal des Döébats“ gegenüber ſich über ſeine und ſeiner Partei 
politiſche Ziele ausgeſprochen. Die Jungtſchechen, ſagte er, werden 
in der neuen Kammer poſitive Politik treiben. Sie wollen endgültig 
mit der widerſpruchsvollen Politik brechen, die ſie ſeit 1879 eingehalten 
haben. Die Tſchechen erkennen den Reichsrat nicht an und werden 
ihn niemals anerkennen. Sie ſehen in dieſem Inſtitut eine Negation 
der Rechte, die Böhmen als den Staat der Wenzelskrone zukommen. 
Ihr politiſches Ideal iſt die Föderation der unter dem öſterreichiſchen 
Zepter vereinigten Länder. Ein Staat, der wie Oſterreich aus neun 
Nationalitäten beſtehe, die hiſtoriſch, ökonomiſch und kulturell ſo ſehr 
voneinander verſchieden ſeien, könne nicht ein zentraliſiertes Regiment 
ertragen. Seine beſonderen Forderungen für die Tſchechen formuliert 
er dann dahin: Gebrauch der tſchechiſchen Sprache im inneren Dienſt der 


Staatsbehörden, eine zweite tſchechiſche Univerſität in Brünn in Mähren, 
endlich einen tſchechiſchen Miniſter. Das Weſentliche aber bleibt ihm die 
Beſeitigung des Reichsrates und die große Föderation; aber er fürchtet, 
daß trotz der ſo glänzend verlaufenen Sokolfeſttage Oſterreich noch immer 
nicht erkenne, welche Fülle an Kraft, Geſundheit und Macht das tſchechiſche 
Volk darſtelle. Die öſterreichiſche Regierung ſei blind und wolle nicht 
ſehen. 

Armes Oſterreich! In der Tat, einen Mann wie Kramarz zu be— 
ſitzen und ihn nicht zu hören, ſcheint unerträgliche Verblendung zu ſein 
Und welchen Miniſter des Auswärtigen könnte Oſterreich an ihm haben! 

Auch die ungariſch-kroatiſchen Beziehungen haben ihren unerfreu— 
lichen Charakter bewahrt, und es iſt zunächſt nicht abzuſehen, welchen 
Verlauf ſie nehmen werden. Das Unrecht iſt ſo ſehr auf magyariſcher 
Seite, daß ſogar der „Temps“ mit großer Entſchiedenheit für die Kroaten 
Partei ergreift und den Ungarn ihr Unrecht zu Gemüt zu führen bemüht 
iſt. Aber in Fragen nationaler Färbung ſind die Ungarn nicht zu be— 
kehren. Es muß die Macht entſcheiden und die wird, ſeit das allgemeine 
Stimmrecht gilt, mit Notwendigkeit den Gegnern der ungariſchen Ge— 
waltpolitik zufallen, wenn ſie ſich zu vereinigen wiſſen. 

Dagegen läßt ſich als erfreuliche Tatſache notieren, daß der Aus— 
gleich zwiſchen Oſterreich und Ungarn unmittelbar bevorſteht, und 
zwar faſt ganz auf der Baſis des status quo ante, der nun bis 
1917, d. h. bis zum Ablauf der von Sſterreich-Ungarn mit dem Aus— 
lande abgeſchloſſenen Verträge geſichert bleibt. Der Wunſch ging dahin, 
dem Ausgleich eine Dauer bis 1927 zu ſichern, aber das war nicht zu 
erreichen, und man iſt froh, den Frieden auf zehn Jahre geſichert zu haben. 

Daß der Vertrag mit Italien und damit auch der Dreibund bis zum 
Jahre 1914 verlängert iſt, da am 28. Juni von keiner Seite eine Kündi— 
gung erfolgte, iſt eine zweite erfreuliche Tatſache, unter deren Wirkung 
die Zuſammenkunft zwiſchen dem Freiherrn v. Aerenthal und Tittoni 
ſtattfindet. 

In Frankreich iſt die Kammer in die Ferien gegangen und damit 
dem Miniſterium Clemenceau ſeine Stellung bis zum November ge— 
ſichert. Es ſteht ſchwierigen Aufgaben gegenüber, die in der Zwiſchenzeit 
gelöſt werden müſſen. Die Kriſis im Süden iſt nicht, wie ſich vor acht 
Tagen hoffen ließ, beigelegt, ſondern dadurch verſchärft worden, daß 
der feierliche Schwur von zurückgetretenen Bürgermeiſtern und Räten 
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(conseillers generaux et d' arrondissement) geleiſtet worden iſt, 
beim paſſiven Widerſtande zu beharren. So läßt ſich nicht abſehen, 
wie ein friedlicher Ausgleich gefunden werden kann. 

In Rußland haben fruchtloſe Verſuche, eine Verſtändigung zwiſchen 
Kadetten und Oktobriſten herbeizuführen, die oft gekennzeichnete doktri— 
näre Unbelehrbarkeit der erſteren neu belegt. Alle Wahrſcheinlichkeit 
ſpricht dafür, daß ihr intranſigentes Verhalten ſich bei den Neuwahlen 
ſchwer an ihnen rächen wird. Auch von einem Zurückweichen der un— 
verhüllt revolutionären Parteien iſt nichts zu bemerken. Mord und 
Raub dauern nach wie vor im ganzen weiten Reich fort. Die ganz 
reaktionären und zugleich nationaliſtiſchen Elemente ſcheinen ſich bereits 
als die Herren der Lage zu betrachten. Aber darin dürften ſie ſich doch 
täuſchen. Wir erwarten von dem Ausgang der Wahlen ein Überwiegen 
gemäßigt monarchiſcher Elemente, die an der Verfaſſung feſthalten 
wollen. Die Polen rechnen darauf, die Stimmen, die ihnen im König— 
reich verloren gehen, in den ſogenannten Weſtgouvernements zu ge— 
winnen, da dort der Großgrundbeſitz meiſt, oder doch zu großem Teil 
in polniſchen Händen iſt. Für eine glückliche Maßregel halten wir die 
Verſchiebung des urſprünglich für den Mai, dann für den September 
geplanten großen ruſſiſchen Konzils auf das nächſte Jahr. Was drohte, 
war die Wahl eines Patriarchen und damit das Auftauchen eines neuen, 
unberechenbaren politiſchen Faktors. Die meiſt revolutionär geſinnte 
niedere Geiſtlichkeit wird jetzt vom heil. Synod in ſcharfe Zucht genom— 
men, auch die Preſſe gemaßregelt, wo ſie ſich Ausſchreitungen erlaubt. 
Die Geſamtſtimmung ſcheint die einer allgemeinen dumpfen Unzufrieden— 
heit zu ſein. Die Auflöfung der Duma iſt aber von den Bauern gleich— 
gültig aufgenommen worden. 


18. Juli 1907. Tumultuariſche Kundgebungen zugunſten Naſis in Gicilien. 

19. Juli. Abdankung des Kaiſers von Korea. 
Straßenkämpfe in Söul. 

20. Juli. General Lacroix tritt an Stelle des zur Dispoſition geſtellten Generaliſſimus Hagron. 
Konzeſſionierung einer deutſchen Bank in Teheran. 

23. Juli. Verhaftung koreaniſcher Staatsmänner und Offiziere in Göul. 


24. Juli 1907. 

Die Niederlage der „Daily Mail“ in dem Prozeß, den der Seifen— 
fabrikant Mr. Lever wegen Beleidigung gegen ſie anſtrengte, iſt nicht durch 
ein Urteil der Jury bekräftigt worden, ſondern Mr. Harmsworth hat ſich, 
um dieſem Spruche zu entgehen, zu einem Vergleich bequemt, der ihn 
verpflichtet, dem beleidigten und durch eine gewiſſenloſe Preßagitation 
geſchädigten Fabrikanten die ungeheure Summe von 50000 Pfd. St. aus- 
zuzahlen. Mr. Harmsworth ſitzt heute im Hauſe der Lords und hat 
ſchon einmal ſcharfe Bemerkungen hinnehmen müſſen, die die Skrupel— 
loſigkeit ſeines Preßkonſortiums geißelten. Jetzt nimmt das offizielle 
Organ der Regierung, die „Weſtminſter Gazette“, in ernſten Worten 
Stellung gegen das frivole und ſenſationelle Treiben einflußreicher 
engliſcher Blätter, und da die Gedanken der „Weſtminſter Gazette“ 
nicht nur engliſche Preßverhältniſſe treffen, ſondern von allgemeiner 
Bedeutung ſind, mögen ſie auch an dieſer Stelle einen Widerhall finden. 

„Die Zeitungen der neuen Schule“, ſagt die „W. G.“, „ſind in den 
letzten 10 bis 12 Jahren ſehr in Aufnahme gekommen, ſo daß die Zei— 
tungen der alten Schule ſich veranlaßt ſahen, ihre Methoden zu ändern, 
was nicht immer einen Fortſchritt zum Beſſeren bedeutete. . . Denn 
niemand kann überſehen, daß die Konkurrenz der Zeitungen unterein— 
ander in den letzten Jahren dahin geführt hat, ſie greller und ſenſationeller, 
weniger gewiſſenhaft, genau und anſtändig (fair) in ihrer Politik und 
in Behandlung von Fragen öffentlichen Intereſſes zu machen. Eine 
Senſation wird durch die andere übertrumpft, und alle ſind gleich trivial. 
Große öffentliche Intereſſen und heikle auswärtige Angelegenheiten 
werden, wie die kleinen Senſationen der heimiſchen Politik, ohne 


Be — 


jedes Gefühl von Verantwortlichkeit behandelt. Offenbar nimmt der 
Glaube immer mehr zu, daß das Publikum ſo überaus unintelligent und 
von ſo kurzem Gedächtnis ſei, daß dieſe Trivialitäten es ganz in Anſpruch 
nehmen, daß es in ſteter Sorge um den eigenen Beutel ſei, in krankhafter 
Bewunderung zu dem Reichtum anderer Leute aufſchaue und groß— 
mütiger Regungen gänzlich unfähig ſei. Wir glauben, daß keine dieſer 
Vorausſetzungen richtig iſt, und daß, wenn auch langſam, ſo doch ſicher 
eine Reaktion dagegen aufkommen wird.“ 

Wir wollen hoffen, daß die „W. G.“ mit ihrem Optimismus 
recht behält. Bisher ſind leider die Anzeichen einer Wandlung noch nicht 
zu erkennen. Das aufdringliche Anſchreien durch ſenſationelle Schlag— 
worte, das verſteckte Verdächtigen, das rückſichtsloſe Preisgeben natio— 
naler Intereſſen, um zu reden, wo Schweigen geboten wäre, der Unfug 
der Witzblätter, das alles iſt leider bei uns ebenſo im Schwange, wie 
jenſeit der Landesgrenzen und jenſeit des Ozeans. Aber gewiß hat 
die „W. G.“ recht, wenn ſie einen großen Teil der Schuld an dieſem 
Treiben dem Publikum zuſchiebt, das ſolche Zeitungen oder Wochen— 
ſchriften kauft und willig iſt, auf jede noch ſo abenteuerliche Senſation 
„hereinzufallen“. Es iſt, recht betrachtet, nur ein gradueller Unter— 
ſchied, der zwiſchen dieſem Verhalten und dem des ruſſiſchen Bauern 
beſteht, der eo ipso annimmt, daß jedes gedruckte Wort die lautere Wahr— 
heit ſagt. Statt daß die Preſſe das Publikum verzieht, ſollte das 
Publikum die Preſſe erziehen und, wenigſtens in ſeinen beſtgebildeten 
Gliedern, prinzipiell zurückweiſen, was von Senſation und Skandal lebt! 

Wie oft haben nicht in Fragen auswärtiger Politik die Übertrei— 
bungen der Preſſe durch Erhitzung der öffentlichen Meinung verhäng— 
nisvolle Entſcheidungen herbeigeführt. Das Verhalten der Pariſer 
Preſſe im Juli 1870, der ruſſiſchen vor Ausbruch des letzten Türkenkrieges 
könnten als klaſſiſche Beiſpiele dienen, und wenn es nach dem Willen 
unſerer ſozialdemokratiſchen Zeitungen gegangen wäre, hätten wir 
ſchon längſt, ihrem Druck folgend, einen ruſſiſchen Krieg auf uns nehmen 
müſſen. In England, wo das politiſche Meeting gelegentlich die Rolle 
der Preſſe ſpielt, hat jüngſt eine Verſammlung der „Freunde ruſſiſcher 
Freiheit“ auf Trafalgar-Square reſolviert, daß England verpflichtet 
ſei, Rußland politiſch zu boykottieren, bis die ruſſiſche Verfaſſung eine 
Geſtalt angenommen habe, „die liberaler und ziviliſierter Nationen“ 
würdig ſei. Und für dieſe politiſch unſinnigen Ideen tritt ein Politiker 
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wie Lucien Wolf Diplomaticus) ein, der in einer Zuſchrift an die „W. G.“ 
ſich folgendermaßen äußert: 

„Ich bin der Meinung, daß wir während der jetzigen Unruhen 
in Rußland uns von unnötigen Vertragsverpflichtungen fernhalten 
ſollten, die eine Annäherung zwiſchen uns und der blutbefleckten Re— 
gierung jenes Landes zur Folge haben könnten. Wenn ich das ſage, 
beſtimmen mich keineswegs pedantiſche Rückſichten auf liberale Tradi— 
tionen oder übermäßige Selbſtgerechtigkeit. Die einzige Wirkung einer 
ſolchen Annäherung würde ſein, daß die Taſchen der vorurteilsloſen 
und geldgierigen Anleihemakler in Paris und Berlin gefüllt würden, 
und daß die hochgeſtellten Terroriſten in Petersburg bewaffnet würden 
für neue Pogroms und Blutgerichte. Man braucht weder ſehr ſelbſt— 
gerecht noch orthodox liberal zu ſein, um dieſe furchtbare Verantwort- 
lichkeit abzulehnen, denn ſie würde den praktiſchen Nachteil haben, uns 
ehrlos zu machen!“ 

Man ſtaunt über die Oberflächlichkeit dieſer Urteile, die von völliger 
Unkenntnis der gegenwärtigen Lage Rußlands zeugen, da doch auf der 
Hand liegt, daß die Regierung an der Verfaſſung feſthält, und daß 
auf der Behauptung ihrer Autorität die Erhaltung der Grundlagen 
ſtaatlichen Lebens beruht. Und was würde man in England ſagen, wenn 
die ſiegreiche ruſſiſche Revolution es für ihre Pflicht hielte für die Men— 
ſchenrechte der Iren unter entſprechender Charakteriſtik des engliſchen 
Regiments einzutreten? Wir meinen, den Fragen des inneren Lebens 
anderer Nationen gegenüber gibt es nur eine geſunde Politik, die der 
Nichteinmiſchung. Auch wird wohl jede Nation am eigenen Herde Stoff 
zu ausreichender Arbeit finden, um ihren Reformern Arbeit zu geben. 
Eben jetzt veröffentlicht ein Kenner indiſcher Verhältniſſe, Sir William 
Markby, gleichfalls in der „Weſtminſter Gazette“ einen ſehr lehrreichen 
Aufſatz, der die Frage beantworten will, was die Urſachen der jetzigen 
Unruhen in Indien ſeien. Er kommt dabei zu dem Ergebnis, daß, ganz 
abgeſehen von der zweifellos beſtehenden Abſicht der Eingeborenen, 
die engliſche Herrſchaft zu ſtürzen, ein weſentlicher Grund der Unzu— 
friedenheit auf die völlige Unzulänglichkeit des engliſchen Richterſtandes, 
ſpeziell der Diſtriktsrichter, die als Appellationsinſtanz für die Untergerichte 
der Eingeborenen dienen, zurückzuführen ſei. Das wird an den Par— 
lamentsakten des Indian Civil Service von 1832 ab exemplifiziert 
und gipfelt in dem Urteil, daß in Bengalen und in den Obergerichten 
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des Nordweſtens die Majorität der Diſtriktsrichter in ſchmählicher Weiſe un— 
zureichend ſeien (shamefully ineffieient), wozu Sir John Stratley, dem 
dieſes Urteil zugeht, bemerkt: Ich ſtimme dieſer Bemerkung durchaus zu! 

Es gibt alſo in der engliſchen Verwaltung wunde Punkte, die bei 
Beurteilung fremder Zuſtände nachſichtig ſtimmen ſollten, namentlich 
wenn man bedenkt, daß jetzt in Indien alle Mittel der Gewalt ohne 
Skrupel in Anwendung gebracht werden, um eine Bewegung nieder— 
zuhalten, deren oſtenſibeles Ziel die Gewinnung eines beſcheidenen 
Anteils am Regiment iſt, wie es in Rußland ſchon vor der Revolution 
und vor Verleihung der Verfaſſung beſtanden hat. Man wird aber in 
Verlegenheit kommen, wenn man darüber entſcheiden ſollte, wer politiſch 
reifer iſt, der Durchſchnittsbauer und Arbeiter in Rußland oder 
in Indien! Zu dem hochmütigen Ton, den Herr Lucien Wolf 
anſchlägt, liegt alſo eine Berechtigung ſchwerlich vor. Wir wollen damit 
natürlich kein ſummariſch abſprechendes Votum über die engliſche Ver— 
waltung in Indien abgeben. Sie iſt in vieler Hinſicht bewunderungs— 
würdig und die engliſche Machtſtellung trotz allem erſtaunlich feſt fundiert, 
nur wolle man nicht daraus einen Kodex liberaler Staatsordnungen 
abſtrahieren. Warren Haſtings und Lord Clive und ebenſo die Männer, 
die den Aufſtand des Nena Sahib niederſchlugen, hatten gewiß nicht 
unblutige Hände und haben weder Pogroms noch Blutgerichte geſcheut. 
Ihr Ziel war, die Vorausſetzungen ſtaatlichen Lebens und die engliſche 
Herrſchaft aufrecht zu erhalten — right or wrong, my country! Sollten 
die Männer, auf denen jetzt die Verantwortung für die Aufrechterhaltung 
und den Fortbeſtand des ruſſiſchen Staates ruht, nicht von gleichen Er— 
wägungen beſtimmt ſein? 

Da wir gerade von engliſchen Angelegenheiten reden, ſei eines 
Schreibens gedacht, das der ehemalige Gouverneur von Jamaika, Sir 
Frank Swettenham, an die „Times“ gerichtet hat und das von hiſto— 
riſchem Intereſſe iſt, da es den wahren Zuſammenhang des Zwiſchen— 
falls feſtſtellt, der nach dem Erdbeben von Jamaika am 15. Januar 
dieſes Jahres zwiſchen dem Gouverneur und dem amerikaniſchen Ad— 
miral Davies ſtattfand und in die Abberufung Swettenhams aus— 
mündete, die, ohne daß man ihn gehört hatte, von London aus dekre— 
tiert wurde. 

Nach Swettenhams Erzählung war der Verlauf der folgende. Als 
der Gouverneur am 16. Januar, dem Tage nach dem ſtärkſten Erdſtoß, 
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nach Kingston ritt, traf er zwei amerikaniſche Seeoffiziere, die von Kuba 
auf einem Torpedoboot eingetroffen waren und allerlei chirurgiſche 
Vorräte mitgebracht hatten. Sie wurden mit vielem Dank empfangen 
und teilten mit, daß am nächſten Morgen Admiral Davies mit zwei 
Kriegsſchiffen eintreffen werde, auch verſprachen ſie durch einen Boten, 
der ihnen mitgegeben wurde, Nachricht zu geben, ſobald der Admiral 
landen wolle. Swettenham ordnete darauf an, daß der Admiral von 
einer Ehrenwache empfangen werden ſollte. Am 17. früh aber landete 
der Admiral ohne vorausgegangene Botſchaft und ohne die üblichen 
Salutſchüſſe abgegeben zu haben, er ging direkt auf das Sekretariat zu 
und fragte den Kolonialſekretär, ob er irgend helfen könne. Man ſagte 
ihm, daß im Zuchthaus eine Revolte ausgebrochen ſei, und als Davies ſich 
erbot, ſie niederzuwerfen, ging der Kolonialſekretär darauf ein. Beide 
hatten offenbar vergeſſen, daß der Befehlshaber eines fremden Kriegs— 
ſchiffes nur mit dem Gouverneur in Verkehr treten darf. Erſt als 60 
amerikaniſche Marineſoldaten auf dem Marſch gegen das Zuchthaus 
waren, machte der Admiral dem Gouverneur davon Mitteilung. Dieſer 
wies darauf hin, daß die Landung bewaffneter Mannſchaften gegen alles 
Völkerrecht ſei, war aber bereit, die vollzogene Tatſache gelten zu laſſen; 
Davies erwiderte, daß die Zurückziehung der Truppen ihm ſeinen 
Vorgeſetzten gegenüber Verlegenheiten bereiten werde, aber Swetten— 
ham beſtand darauf, daß die Truppen zurückgezogen werden ſollten, 
ſobald er es verlange. Davies war damit ſehr einverſtanden, machte dann 
noch einen Gang durch die Stadt mit dem Gouverneur und kehrte 
ſchließlich auf ſein Schiff zurück. Dort empfing er den Gegenbeſuch des 
Gouverneurs und die offizielle Aufforderung, nunmehr die Truppen 
zurückzurufen, was dann auch geſchah, und damit ſchien der Zwiſchenfall 
erledigt. 

Aber am anderen Morgen erhielt der Gouverneur einen Brief des 
Admirals, der die befremdliche Mitteilung enthielt, daß die Landung 
der Truppen den Gouverneur nichts angehe. Gleichzeitig landeten 
wiederum bewaffnete amerikaniſche Matroſen und es wurde ein Feld— 
hojpital unter amerikaniſcher Flagge aufgeſtellt. Swettenham, der 
dadurch ſeine Autorität in Frage geſtellt ſah, ſchrieb darauf dem Admiral 
einen energiſchen Brief, was zwar die Wiedereinſchiffung der amerika— 
niſchen Matroſen zur Folge hatte, aber unmittelbar danach lief ein 
Brief des Bürgermeiſters von Kingston an den Admiral ein, der das Vor— 
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gehen des Admirals beklagte, und in ſcharfen Ausdrücken desavouierte. 
Admiral Davies beantwortete dieſen Brief in höchſt korrekter Weiſe 
und wies jeden Anſchein eines Mißverſtändniſſes zwiſchen ihm und 
Swettenham zurück. So war wiederum alles, wie es ſchien, in beſter 
Ordnung. Nun aber wurde Swettenhams Brief an Davies von einem 
ſenſationsfrohen Journaliſten publiziert und dadurch die Vorſtellung 
erweckt, daß man am Anfang eines Konflikts ſtehe, während tatſächlich 
durch dieſen Brief die ganze Angelegenheit erledigt wurde. Es kam zu 
einer hyſteriſchen Preßkampagne (hysterical eflusion of journalistie 
abuse of the governor), die auch den engliſchen Staatsſekretär des 
Auswärtigen imprejjionierte, jo daß er den britiſchen Geſchäftsträger 
in Waſhington beauftragte, eine entſchuldigende Erklärung abzugeben, 
obgleich keinerlei Verſchuldung des Gouverneurs vorlag. In ähnlichem 
Sinne aber telegraphierte der britiſche Kriegsſtaatsſekretär an Mr. 
Root, und endlich forderte der Kolonialſtaatsſekretär Sir Frank auf, 
ſeinen Brief zurückzunehmen und der amerikaniſchen Regierung ſeine 
Entſchuldigung zu machen. Das alles geſchah, ohne daß die amerikaniſche 
Regierung eine Beſchwerde erhoben hatte. 

Der Gouverneur gehorchte, zog ſeinen Brief zurück, machte ſeine 
Entſchuldigung und nahm ſeinen Abſchied. Sir Frank Swettenham 
knüpft hieran eine Reihe bitterer Bemerkungen. In Zukunft werde 
man in engliſchen Kolonien fremde Truppen landen können ohne vorher 
anzufragen, ſelbſt wenn eine britiſche Garniſon am Platze ſei und die 
britiſchen Autoritäten jede Hilfeleiſtung für unnötig erklären. Aber 
offenbar kenne man im Foreign wie im Colonial Office nicht des Königs 
Regulative über die Landung fremder Truppen auf britiſchem Boden. 
Man habe den, der dieſe Regulative kenne, genötigt, Entſchuldigungen 
zu machen, weil er ſeine Pflicht erfüllte, nicht wegen vorausgeſetzter 
Formfehler eines Briefes, den er zu ſchreiben freilich veranlaßt wurde, 
ſondern wegen ſchnöder (outrageous) Mißachtung der von ihm ausge— 
ſprochenen Wünſche. Da ſei es kein Wunder, daß die amerikaniſche Re— 
gierung ſich der britiſchen dankbar bezeigte, weil ſie ſo ſchnell die 
Handlung des Gouverneurs desavouiert habe, „ohne offizielle Berichte 
abzuwarten“. 

Das iſt, vorausgeſetzt, daß Sir Frank unparteiiſch berichtet, allerdings 
höchſt charakteriſtiſch für die engliſch-amerikaniſchen Beziehungen, noch 
mehr aber für die ſuggeſtive Kraft telegraphiſcher Preßpolitik. Wenn 


jelbit die führenden Köpfe der Regierung einer Großmacht ſich jo von ihr 
beeinfluſſen laſſen, muß man nachſichtig über das prokanum vulgus 
urteilen, das hilflos dieſen Einflüſſen verfällt. Denn die telegraphierte 
Senſation hat erfahrungsmäßig eine potenzierte Wirkung. 

Nur auf telegraphiſchem Wege haben wir von den tragiſchen Ereig— 
niſſen erfahren, die ſich auf koreaniſchem Boden vollziehen. Auch halten 
wir noch mit unſerem Urteil zurück. Was feſtſteht, iſt, daß der Verſuch 
des Kaiſers von Korea, ſeine Beſchwerden vor die Haager Konferenz zu 
bringen, ſeine erzwungene Abdankung zur Folge gehabt hat, und daß 
in Söul ein Aufſtand ausgebrochen iſt, in welchem 2000 und einige 
Hundert Japaner einer furchtbar erregten und erbitterten Volksmaſſe 
gegenüberſtehen, die zum Teil aus ehemaligen koreaniſchen Soldaten 
beſteht und bewaffnet iſt. 

Aber die Japaner erwarten Nachſchub und werden unzweifelhaft 
der Bewegung Herr werden. Als 1896 Courzons berühmtes Werk 
Problems of the far East in zweiter Auflage erſchien, war es noch 
zweifelhaft, ob der ruſſiſche oder der japaniſche Einfluß ſich Korea dienſt— 
bar machen werde. Der chineſiſch-japaniſche Krieg und der Friede von 
Shimonoſeki hatte Korea von der Oberlehnsherrlichkeit Chinas befreit. 
Aber dieſe „völlige und vollſtändige Unabhängigkeit und Autonomie 
Koreas“, wie es im erſten Artikel des Friedensvertrages vom 8. Mai 1895 
heißt, war auch der Anfang der Entwicklung, die in die völlige Ab— 
hängigkeit von Japan ausmünden ſollte. Am 8. Oktober 1895 wurde 
die Kaiſerin, eine Frau von Geiſt und Charakter, von den Japanern 
ermordet, und von da ab drang der japaniſche Einfluß rückſichtslos vor. 
Beim Ausbruch des japaniſch-xuſſiſchen Krieges mußte der Kaiſer von 
Korea ſich am 23. Februar 1904 zu einem Vertrage bequemen, der 
ihm zwar die Integrität ſeines Territoriums, die Unabhängigkeit ſeiner 
Regierung und den Thron garantierte, aber tatſächlich Japan zum Herrn 
der inneren und äußeren Politik des Staates machte. Dieſe Stellung 
Japans wurde von Rußland am 23. Auguſt, von England am 27. Sep— 
temper 1905 ausdrücklich anerkannt und neuerdings hat auch Frankreich 
in ſeinem jüngſten Vertrage mit Japan desgleichen getan. Von den 
übrigen Staaten hat nur Amerika noch eine beſondere Stellung zu 
Korea eingenommen. Die Vereinigten Staaten haben in einem Ver— 
trage von 1882 ihre „guten Dienſte“ für den Fall verſprochen, daß irgend 
eine andere Macht Korea in ungerechter Weiſe bedrängen ſollte. Als 
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aber im Frühjahr 1905 der Kaiſer von Korea den amerikanischen Reſi— 
denten in Söul, Mr. Homer B. Halbert, nach Waſhington ſchickte, um 
dieſe guten Dienſte in Anſpruch zu nehmen, kamen die Japaner ihnen 
zuvor. Marquis Ito nötigte den Kaiſer von Korea zu einem Vertrage, 
der endgültig die auswärtigen Beziehungen Koreas in japaniſche Hände 
legte. Seither iſt der Kaiſer ein Gefangener in ſeinem Palaſt geweſen, 
und Ende vorigen Jahres wurde er genötigt, ſich mit Miniſtern zu 
umgeben, die ausſchließlich aus Anhängern Japans beſtanden. Die 
Entſendung eines Prinzen ſeines Hauſes in den Haag iſt der letzte Ver— 
ſuch, den der unglückliche Herrſcher gemacht hat, um in ſeiner hülfloſen 
Lage eine rettende Hand zu finden. Es hat ihn den Thron gekoſtet, 
und die Frage iſt jetzt nur noch, wie lange das Scheinkaiſertum, das 
ſeinem Sohn zugefallen iſt, dauern wird. Wie die Dinge liegen, wäre 
man geneigt, ein baldiges völliges Aufgehen Koreas in Japan zu wün— 
ſchen. Was vor ſich geht, iſt das Spiel der Katze mit der Maus, ein 
Entrinnen kaum denkbar. Daß die koreaniſche Nation die Kraft hat, 
ſich ſelber zu helfen, glauben wir trotz der krampfhaften Erregung des 
Augenblicks nicht. Auswärtige Hülfe aber gibt es für Korea nicht. 

In der „Europe Coloniale“ plaidiert Albert de Poupourville für 
eine Verſtändigung der europäiſchen Mächte auf dem Boden der Kolonial— 
politik. Es iſt das ein Gedanke, der ähnlich vom Herzog Johann Albrecht 
und auf einem engliſch-franzöſiſchen Meeting im Juni 1907 angeregt 
worden iſt. Am ſchärfſten formuliert hat ihn der Profeſſor Enrico Catellani 
(Padua) in den folgenden Sätzen: 1. Reziprozität in der Grenzpolizei 
und bei der Auslieferung von Verbrechern. 2. Geſtattung der Grenz— 
überſchreitung für Truppen von Nachbarkolonien. 3. Kooperation 
beim Verbot des Handels mit Feuerwaffen. 4. Zuſammenwirkung bei 
Bekämpfung des Sklavenhandels. 5. Analoge Verordnungen gegen 
Verkauf von Alkohol. 6. Gemeinſamen Schutz von Karawanen und 
internationalem Handel. 7. Gemeinſame Regelung des Schutzes von 
Schiffbrüchigen und Unterdrückung des Strandrechts. 

Das ſind unzweifelhaft gute Vorſchläge, und da Herr Jules Huret 
in ſeiner Unterredung mit dem Reichskanzler verwandte Töne ange— 
ſchlagen hat, darf man vielleicht annehmen, daß in Frankreich, zumal 
in kolonialen Kreiſen, der Gedanke einer „europäiſchen“ Kolonial- 
politik populär iſt. Irren wir nicht, ſo iſt eine der Vorausſetzungen, 
um ihn zu verwirklichen, daß überall das Prinzip der offenen Tür an— 
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erkannt und ohne Mißgunſt durchgeführt wird. Iſt das erreicht — 
und im Augenblick bildet Frankreich das größte Hindernis zur Ver— 
wirklichung des Gedankens — jo werden mit der ſteigenden Gemein— 
ſamkeit der Intereſſen des Handels auch die politiſchen Intereſſen der 
Kolonialmächte näher zuſammenrücken, und dann mögen die Vorſchläge 
Catellanis wohl Wirklichkeit werden. Vorläufig ſind ſie noch Aufgaben 
einer Zukunft, die wir nicht zu erkennen vermögen. 

In Rußland werfen die Bemühungen um die bevorſtehenden 
Wahlen ihre Schatten voraus. Bisher läßt ſich hoffen, daß die Okto— 
briſten ſtark vertreten ſein werden und ebenſo, daß von der Rechten 
mehr gemäßigte als extreme Elemente in die Duma einziehen werden. 
Aber ſicher iſt weder das eine noch das andere. Es iſt möglich, daß der 
große Einfluß der Popen teils den Kadetten, teils den Revolutionären zu— 
gute kommt. Von den Sozialdemokraten will eine Anzahl an den Wahlen 
nicht teilnehmen, und vielleicht wird die ganze Partei ſchließlich dieſer 
Parole folgen, was ja nur erfreulich ſein könnte. Die Regierung iſt 
bemüht, ſchon jetzt adminiſtrativ reformierend zu wirken. Neue Be— 
ſtimmungen für die Univerſitäten ſind darauf angelegt, dem Unweſen 
der Studententyrannei ein Ziel zu ſetzen, indem das Verbindungs— 
weſen auf neue Grundlage, und von der Beſtätigung durch den 
Conſeil der Univerſität in Abhängigkeit geſtellt, unbeſtätigte Verbin— 
dungen aber als geheime verboten werden. Das iſt nur zu billigen. 
Aber es läßt ſich nicht erwarten, daß dieſe Maßregeln ihre heilſame 
Wirkung bald bewähren. Weit durchſchlagender wäre die Wiederherſtellung 
der Univerſität Dorpat auf alter Grundlage als Univerſität mit deutſcher 
Unterrichtsſprache, wie ſie drei Menſchenalter hindurch zum Segen 
des Reiches beſtanden hat. Auch wären die Schwierigkeiten der Um— 
bildung geringer als man ſich vorſtellt. Das Studentenmaterial würden 
neben dem zu erwartenden ſtarken Zuſtrom aus den Provinzen die— 
jenigen Ruſſen liefern, die arbeiten, nicht politiſieren wollen, und auch 
die Lehrſtühle ließen ſich meiſt aus den drei baltiſchen Provinzen und 
durch Berufungen aus Deutſchland beſetzen. 

Nur müßte man den ganz unſinnigen Gedanken entſchloſſen auf— 
geben, lettiſche und eſtniſche Lehrſtühle zu begründen. Beides ſind keine 
Kultur- und keine Literaturſprachen, und beide haben keine Zukunft, 
ſchon weil es eine unerhörte Verſchwendung wäre, ihnen die Lehr— 
bücher zu überſetzen, deren nun einmal das wiſſenſchaftliche Studium 
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nicht entraten kann. Dagegen wären, wie die Verhältniſſe ſich ſeither 
entwickelt haben, die Lehrſtühle für ruſſiſche Sprache, ruſſiſche Literatur, 
Geſchichte und Recht Rußlands natürlich mit Ruſſen zu beſetzen, die 
in ruſſiſcher Sprache vortragen. Wenn man bedenkt, wie zahlreiche Lehr— 
ſtühle auf ruſſiſchen Lehranſtalten heute unbeſetzt ſind, drängt ſich die 
unerläßliche Notwendigkeit der Herſtellung einer wiſſenſchaftlich funk— 
tionierenden und erziehenden Univerſität, wie Dorpat es war und wieder 
ſein kann, jedem auf, dem an der Sanierung Rußlands liegt. 

Eine andere Maßregel von großer Wichtigkeit hat der Miniſterrat 
vorbereitet: die Legung eines zweiten Gleiſes an der ſibiriſchen Bahn. 
Das Projekt wird eine der erſten Vorlagen ſein, die der neuen Duma 
zugehen. Gewiß. das iſt ſehr notwendig. Wichtiger vielleicht wäre aber, 
wenn die Regierung ihre Energie daran ſetzen wollte, Rußland mit 
Wegen zu verſorgen, denn abgeſehen von den großen Chauſſeen, welche 
die Hauptorte verbinden, ſind die Straßen und Wege Rußlands in einem 
Zuſtande, wie er ſo elend in ganz Europa nicht wieder zu finden iſt. 
Das darin eines der weſentlichſten Hinderniſſe einer geſunden Ent— 
wicklung des wirtſchaftlichen Lebens, vor allem der ruſſiſchen Land— 
wirtſchaft, liegt, iſt aber abſolut ſicher. Die Semſtwos haben in dem 
faſt halben Jahrhundert ihres Beſtehens in dieſer Hinſicht lächerlich 
wenig geleiſtet. 

Im übrigen ſind die inneren Verhältniſſe immer noch ſehr beun— 
ruhigend. Raub und Mord gehen ſich ſteigernd weiter. Die Ausſtände 
in den Fabriken nehmen zu, auf der Wolga und auf dem Schwarzen 
Meer wird frechſte Piraterie getrieben. Die „Expropriatoren“ machen 
ungeheure Beute, jo jüngſt auf der Odeſſa -Charkower Bahn 1 Million 
Rubel, die einer Dame abgenommen wurden, die — man ſollte es kaum 
glauben — dieſe ungeheure Summe in ihrer Reiſetaſche bei ſich trug! 
Eine Reihe von aufregenden Prozeſſen ſteht bevor: Stöſſel, Fock, 
Smirnow, an deren Namen ſich die Kataſtrophe von Port Arthur knüpft. 
Dazu Prozeſſe, die durch ſchmutzigen Unterſchleif notwendig geworden 
ſind. Es iſt ja gut, wenn mit ſolchen Elementen aufgeräumt wird, 
aber erſchreckend, daß die Zahl ſolcher Prozeſſe im Wachſen iſt. 


25. Juli 1907. Die Japaner erzwingen einen Vertrag, der die geſamte Verwaltung Koreas 
unter ihre Kontrolle ſtellt. 
26. Juli. Kampf zwiſchen türkiſchen Truppen und bulgariſchen Banden. 
Unruhen in Kamerun (Adamana). 
28. Juli. Überfall deutſcher Touriſten durch Irridentiſten in Süd-Tirol. 
Unterzeichnung eines engliſch-japaniſchen Handels- und Schiffahrtsvertrages, ſowie 
einer Fiſchereiconvention. 
Generalratswahlen in Frankreich. 
29. Juli. Der König von Dänemark trifft in Island ein. 
31. Jult. Kämpfe der Türken mit griechiſchen Banden in Mazedonien. 


31, Juli 1907. 

In Frankreich flaut die „paſſive Revolution“ der Weinbauern 
langſam ab. Es ſcheint ſich jetzt vornehmlich um einen möglichſt an— 
ſtändigen Rückzug des Südens zu handeln, und man darf mit Beſtimmt— 
heit erwarten, daß der Miniſterpräſident alles, was an ihm liegt, tun 
wird, um reuigen Sündern goldene Brücken zu bauen. Auch läßt ſich 
ein Zuſtand politiſcher Ekſtaſe, der zugleich auf jede Aggreſſion verzichten 
will, auf die Dauer nicht behaupten. Mit der Spannung ſchwindet 
ſchließlich auch die Kraft paſſiven Widerſtandes. So läßt ſich 
wohl darauf rechnen, daß Clemenceau der Kammer, wenn ſie aus den 
Ferien zurückkehrt, einen beruhigten Süden wird vorführen können. 
Auch hat außerhalb Frankreichs die „Weinkriſis“ weniger Aufſehen 
erregt als ihre Begleiterſcheinungen: die Theorie des Regionalismus, 
die an gewiſſe Ideale der Kommune von 1870 erinnert, der Streik der 
Munizipalbeamten, die Disziplinloſigkeit der Truppen, wie ſie zuerſt 
beim 107. Regiment und neuerdings in Perpignan ſich zeigte. Man 
vermutet, daß dabei die Sekte der Antimilitariſten ihre Hand im Spiel 
gehabt hat und daß die Soldaten aufs äußerſte gereizt waren, ehe es 
zu den Ausſchreitungen vor dem Café Magnan kam. Aber weder die 
Offiziere noch die Unteroffiziere vermochten die Mannſchaft zur Ordnung 
zurückzuführen, und erſt als die Polizei ſie umzingelt hatte, gelang es, 
ſie zur Rückkehr in ihre Kaſernen zu bewegen. Faſt noch größeres Auf— 
ſehen hat der Rücktritt des Generaliſſimus Hagron und die Motivierung 
ſeines Abſchiedsgeſuches hervorgerufen. Im „Journal des Döbats“ 


Schiemann, Deutſchland 1907. 19 


Ey. = 


ergeht ſich der ausgezeichnete Kenner franzöſiſchen Militärweſens, Herr 
Charles Malot, darüber in ſehr bitteren Betrachtungen. Es iſt daher 
von Intereſſe, die Ausführungen des im Augenblick wohl einſichtigſten 
und beſtredigierten ruſſiſchen Reſidenzblattes, des „Golos Moskwy“, 
über dieſe Frage mitzuteilen. 

„Wenn noch Beweiſe für die arge Desorganiſation der franzöſi— 
ſchen Armee nötig wären, ſo müßte die Demiſſion Hagrons als einer 
der ſchlüſſigſten betrachtet werden. Die Mitteilung der Regierung ſagt, 
daß der Vizepräſident des Oberkriegsrats, General Hagron (als Prä— 
ſident gilt der Präſident der Republik), um Entlaſſung von ſeiner Stellung 
gebeten hat, mit der im Kriegsfall das Oberkommando aller franzöſi— 
ſchen Armeen verbunden iſt. Als Motiv ſeines Entſchluſſes (die Mit- 
teilung der Regierung ſchweigt darüber) gibt Hagron an, daß es ihm 
unmöglich ſei, die Verantwortung für die Folgen des Geſetzes auf ſich 
zu nehmen, durch welches das Parlament die zweijährige Dienſtpflicht 
und die vorzeitige Entlaſſung der Jahrgänge 1903 und 1904 votiert hat. 
Nun beſtreiten freilich die Regierungsblätter die Argumentation Hagrons 
und teilen ſeine Befürchtungen keineswegs. Alle anderen Zeitungen aber 
ſtimmen dem verabſchiedeten Generaliſſimus zu und bedauern, daß ein 
ſo feuriger Patriot und ein ſo hervorragender Kenner des Krieges aus— 
ſcheidet. Sie erklären das unglückliche Votum des Parlaments aus— 
ſchließlich durch Rückſichten, welche die Abgeordneten auf ihre Wähler 
nehmen. Sie ſeien aber zu jedem denkbaren Zugeſtändnis bereit, wenn 
ſie dadurch erreichen, daß ſie ihren Wählern bei den nächſten Wahlen 
personae gratissimae bleiben.“ 

Der „Golos Moskwy“ erinnert dabei an eine Rede des Generals 
Langlois, des jetzigen Senators, der in Anlaß der Debatte über die Ent— 
laſſung der Reſerviſten von dem Eindruck ſprach, den japaniſche Offi— 
ziere im Lager von Chälons gewonnen hätten. Es ſei vortrefflich manö— 
vriert worden, und die jungen franzöſiſchen Offiziere glaubten, daß 
alles den Japanern gewaltig imponiert habe. Die aber hätten geſagt, 
das ſei allerdings alles ſehr ſchön, nach ihren Erfahrungen im letzten 
Kriege komme es aber vorzüglich auf zwei Dinge an: auf den Geiſt der 
Truppe (Disziplin und Patriotismus) und darauf, daß die Führer 
Männer von Charakter ſind! General Langlois fuhr dann fort: 

„Geiſt der Truppe? Davon will ich lieber gar nicht reden. . .. 
Disziplin und Patriotismus!! Ihr habt ja noch in friſcher Erinnerung, 
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wie unſinnig und unaufhörlich in der Kammer wie im Senat dagegen 
Sturm gelaufen wurde. Darüber noch zu reden, iſt überflüſſig. Es 
iſt zum Weinen! Was aber den Charakter der Kommandierenden 
betrifft, jo hat ein ſkandalöſes Günſtlingsweſen beim Avancement und 
bei Verteilung der Stellungen die Armee geradezu vergiftet.“ 

So zu reden kann ſich naturgemäß nur ein franzöſiſcher Patriot 
erlauben, dem man die Übertreibungen nachſieht, weil ſie aus dem 
Willen zu beſſern, nicht ſchlecht zu machen, entſpringen. Hagron iſt 
durch einen ſo tüchtigen Mann wie den General Lacroix erſetzt worden, 
zu dem Regierung und Armee in gleichem Vertrauen aufſchauen, und 
die Entlaſſung der Reſerviſten von 1903 und 1904 wäre eine bedenk— 
liche Maßregel nur, wenn Frankreich in den nächſten Monaten einen 
Krieg an ſeinen Grenzen zu erwarten hätte. Daran aber glaubt he ite 
niemand mehr, nicht einmal die Alarmiſten von 1905 und ihre Freunde 
jenſeit des Kanals. Wir konſtatieren vielmehr mit Genugtuung, daß 
der Gedanke, daß Deutſchland und Frankreich ſehr wohl in Frieden 
nebeneinander leben können, immer mehr Boden und Glauben gewinnt, 
und daß die Haager Konferenz den bündigen Beweis erbracht hat, 
daß beide Staaten auch in wichtigen Fragen internationaler Politik 
ſehr wohl Hand in Hand gehen können. Herr Bourgeois und der Frhr. 
v. Marſchall ſind unzweifelhaft die führenden Köpfe auf der Konferenz, 
und bisher haben ſie noch faſt immer ihr Votum ſo abgeben können, 
daß ſie ſich gegenſeitig unterſtützen. 

Viel Lärm hat neuerdings die „Affäre Lambert“ gemacht. Der 
„Temps“ iſt zweimal in ſeinen Leitartikeln auf ſie zu reden gekommen, 
im engliſchen Parlament mußte Sir Edward Grey ſich darüber inter— 
pellieren laſſen, und die geſamte ägyptiſche Preſſe, namentlich aber der 
„Etendard Egyptien“, hat leidenſchaftlich für die franzöſiſche Auffaſſung 
Partei genommen. Im Grunde handelt es ſich um eine Bagatelle. 
Die Rechtsſchule des Khedive in Kairo hatte bisher ſtets einen Fran— 
zoſen zum Direktor gehabt, der in Frankreich ſtudiert hatte. Erſt Herrn 
Teſtond, dann Herrn Grandmoulin, zuletzt Lambert. Der letztere über— 
warf ſich mit dem engliſchen Unterſtaatsſekretär des Khedive für den 
Unterricht, Mr. Dunlop, und reichte ſeinen Abſchied ein. Darauf ſchlug 
Dunlop für den freigewordenen Poſten einen Mr. Hill vor, einen ganz 
jungen Mann, von dem behauptet wurde, daß er ſchlechte Examina 
hinter ſich habe, der aber den Vorzug hatte, Engländer zu ſein. Darüber 
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ſchlug der „Temps“ Lärm. Es widerſpreche dieſe Ernennung dem 
Geiſte der entente cordiale, der Direktorpoſten hätte durch einen 
Zögling franzöſiſcher Univerſitäten beſetzt werden müſſen. In England 
ſtellte man ſich dagegen auf den Rechtsſtandpunkt, das Abkommen 
ſichert den Franzoſen nur die Beſetzung der Stelle des Direktors der 
ägyptiſchen Altertümer, und daran wird wohl nicht gerüttelt werden. 
Im übrigen kann aber gar nicht zweifelhaft ſein, daß die Angliſierung 
Agyptens raſtlos weiterbetrieben werden wird. Die Million, mit der 
Lord Cromer dotiert wurde, zeigt aller Welt, daß nicht nur die engliſche 
Regierung, ſondern auch das engliſche Volk ſeine Politik billigt. Mr. Dun— 
lop iſt nur einen Schritt weiter auf dem Wege vorwärts gegangen, den 
er gewieſen hat, und wenn, wie der „Temps“ behauptet, die Angliſie— 
rung der Khedivialſchule einen Niedergang der franzöſiſchen Primär- und 
Sekundärſchulen zur Folge haben muß, ſo mag man das vom franzöſi— 
ſchen Standpunkte aus bedauern, vom engliſchen iſt es im höchſten 
Grade erfreulich. 

In Marokko hat die Gefangennahme Macleans durch Raſſuli eine 
neue Senſation gebracht. Es ſchien eine Zeitlang, als habe England 
nicht übel Luſt, für dieſen engliſchen Untertan einzutreten. Aber es 
iſt ſehr bald ſtill davon geworden. Das marokkaniſche „Weſpenneſt“, 
wie wir es ſchon 1905 nannten, iſt entſchieden für England nicht ver— 
lockend, und man iſt bereit, jedem zu danken, der die Mühe auf ſich 
nehmen will, Sir Henry zu befreien und die Opfer freundlich anzuer— 
kennen, die dafür gebracht werden. Selbſt gegen eine Rehabilitierung 
oder gar Erhöhung Raiſulis ſchien man nichts einzuwenden. Da aber 
offenbar auch Frankreich keine Neigung hat, die Jagd auf ſich zu nehmen, 
um Maclean zu befreien, iſt man allerſeits zufrieden, daß die Mahalla 
des Sultans endlich gegen den kühnen Räuber vorgeht. Ob der tele— 
graphiſch gemeldete Erfolg, den ſie errungen hat, viel zu bedeuten hat, 
iſt ſehr fraglich. Die letzten durch einen Boten der „Weſtminſter Gazette“ 
nach Tanger gebrachten Nachrichten ſagen, daß der Stamm der Hkmaß 
Maclean nur ausliefern werde, wenn der Sultan perſönlich zu ihnen 
komme und ſie von der Pflicht befreie, in der Kaiſerlichen Armee zu 
dienen. Raiſuli ſelbſt würden ſie unter keinen Umſtänden ausliefern, 
wenn man ihm aber Strafloſigkeit verſpreche, ſein Schloß wieder auf— 
baue und ihm ſein konfisziertes Eigentum zurückgebe, ſeien ſie bereit, 
ſich für ſein Wohlverhalten zu verbürgen! Derſelbe Bote berichtet, 


— 293 — 


daß Maclean wohlauf ſei und gut behandelt werde. Das Lager Raiſulis 
jei von Alcazar, Fez oder Tanger für Pferde und Mannſchaft ganz 
unzugänglich. 

Eine intereſſante Betrachtung über die engliſche Flotte bringt der 
„New Pork Herald“ vom 17. Juli. Sie werde im Mai 1908 nicht weniger 
als 86 „ ihrer Schlachtſchiffe in den heimiſchen Gewäſſern konzentriert 
haben. Das bedeute, daß, abgeſehen von den Reſerven, 26 Schlacht— 
ſchiffe und 14 Panzerkreuzer an den Toren der Nordſee liegen würden. 
So mobiliſiere England ſeine Seemacht, ohne um Genehmigung zu 
fragen oder ſich um die Empfindlichkeiten anderer zu kümmern. Stra— 
tegiſch betrachtet komme dabei die Hoffnung, wenn nicht die Erwartung 
zum Ausdruck, daß es im Fall eines Krieges der deutſchen Flotte nicht 
gelingen werde, aus der gefährdeten Zone zu entkommen. Die engliſche 
Preſſe diskutiere ungeniert die Ausſichten Deutſchlands und erkläre, 
daß, ſelbſt wenn mit Genehmigung Dänemarks das Baltiſche Meer 
neutraliſiert werden ſollte, es ebenſowenig möglich ſein werde, ein 
britiſches Geſchwader von der Verfolgung des Feindes in die Oſtſee 
hinein abzuhalten, als etwa eine Bulldogge durch Abſingung eines 
Kirchenliedes zu beruhigen! Der „New York Herald“ macht ſich ſeine 
Moral daraus im Hinblick auf Bmerifuriflhe Verhältniſſe, aber die Be— 
trachtung iſt doch auch für uns recht lehrreich! 

Nicht ohne Beunruhigung haben die engliſchen Liberalen die Siege 
verfolgt, welche die Sozialiſten bei den Wahlen in Durham, Jarrow 
und Colne Valley errungen haben. Das droht mit der Zeit zu einer 
Entwicklung zu führen, wie ſie in Frankreich ſich vollzogen hat. Heute 
nehmen die Arbeiter als Verbündete der Liberalen einige dreißig 
Sitze ein, aber die Zeit muß kommen, da ſie ihre Gegner werden und 
die liberale Partei ebenſo zerſetzen, wie die konſervative Partei durch 
ihr Bündnis mit den Radikalen Chamberlainſcher Färbung zerſetzt wurde. 
Das iſt nun einmal ein Geſetz, das bei allen Parteikombinationen im 
parlamentariſchen Leben zur Geltung kommt: die radikalere Richtung 
reißt den gemäßigteren Verbündeten zu ſich hinüber, nicht umgekehrt, 
und kleine Zugeſtändniſſe ziehen die großen nach ſich. Das engliſche 
Parlament hat noch 43 Bills zu erledigen, bevor es in die Ferien gehen 
darf, und das ſoll Ende Auguſt geſchehen! Die Regierungsblätter meinen 
nun, es werde ſich trotz allem das Ziel erreichen laſſen, da viele Bills 
keine Debatten hervorrufen würden. Aber wenn das für das Unter— 
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haus richtig ſein mag, iſt die Haltung der höchſt verſtimmten Lords doch 
zweifelhaft, und ſo könnte es geſchehen, daß ſchließlich wichtige Fragen 
unerledigt bleiben. Immerhin kann die Regierung auf ein ſtattliches 
Penſum geleiſteter Arbeit zurückblicken, wenn ſie gleich in einer ſo wichti— 
gen Frage wie die iriſche Reformbill es iſt, eine unzweifelhafte Niederlage 
durch eine außenſtehende Macht, die Iren Amerikas, erlitten hat. Aber 
dieſer Gegner iſt nicht zu faſſen, und vom parlamentariſchen Geſichts— 
punkte aus konnte das Kabinett ſich darüber hinwegſetzen, ohne ſich 
geſchwächt zu fühlen. 

Die koreaniſche Frage hat den Ausgang genommen, den wir voraus— 
ſahen. Die Halbinſel iſt heute ganz in japaniſchen Händen, und der 
Scheinkaiſer, den man der Nation gelaſſen hat, iſt eine willenloſe Puppe. 
Niemand hat ſich gemüßigt geſehen, ihnen dreinzureden. Trotz der 
moraliſchen Bedenken, die ſich hier und da in der Preſſe geltend machten, 
it die japanische Flotte überall glänzend empfangen worden, und Ruß— 
land, das einſt darauf ausging, Korea unter ſeine ſchützenden Flügel 
zu nehmen, hat eben jetzt den Vertrag unterzeichnet, der die noch ſchwe— 
benden Differenzen endgültig beilegen ſoll. Auch Amerika hat ſich nicht 
geregt, und das mit Recht. Die Rolle der politiſchen Sittenpolizei in 
internationalen Fragen ſteht niemandem zu, der nicht dabei zugleich 
eigene Intereſſen zu verteidigen und zu vertreten hat. 

Weniger erfreulich wird es für Japan ſein, daß der Verſuch, in 
England für die ſüdmandſchuriſche Bahn eine Anleihe aufzunehmen, 
faſt völlig ſcheiterte. Man ſucht es durch den Stand des Geldmarktes 
zu erklären, aber wir halten es nicht für unwahrſcheinlich, daß auch 
andere Erwägungen mitgeſpielt haben. 

Dem Haager Kongreß iſt übrigens ein Gegenſtück zu der koreani— 
ſchen Petition zugegangen. Eine „Gruppe nationaler Polen“ hat an 
den Präſidenten des Kongreſſes ein Schreiben gerichtet, das nach einer 
hiſtoriſchen Einleitung, die wir übergehen, und unter Berufung auf 
ein ähnliches Memorandum, das der Haager Konferenz 1899 von der 
polniſchen nationaldemokratiſchen Partei zugeſtellt wurde, in den folgen— 
den Forderungen gipfelt: 

1. für die Bevölkerung des ehemaligen Herzogtums Warſchau: 
autonome Verwaltung, eine nationale Armee von 40000 Mann, ein 
konſtitutionelles Parlament, Gebrauch der polniſchen Sprache und freie 
Ausübung der Kulte; 
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2. für die Provinzen Littauen, Podolien und Ukraine, die Teile 
des alten Polens waren, dieſelben konſtitutionellen Rechte außer Armee 
und eigenem Parlament; 

3. für die Preußen unterworfene polniſche Bevölkerung: freien 
Gebrauch der nationalen Sprache und das Polniſche als Unterrichts— 
ſprache, freie Ausübung des Kultus und individuelle 
Freiheit. 

„Wir ſtellen“ — heißt es zum Schluß — „dieſe Forderung im 
Namen Polens, das durch eine Bevölkerung von 40 Millionen Köpfen 
vertreten iſt, die im Gebiet des ehemaligen Königreichs Polen leben.“ 

Wir enthalten uns jeden Kommentars; mit der politiſchen Wirklich— 
keit haben dieſe Forderungen nichts zu ſchaffen. 

Es fällt auf, daß ſich die „Nowoje Wremja“ in letzter Zeit, noch 
mehr als ſonſt zu geſchehen pflegte, in deutſchfeindlichen Artikeln ergeht. 
Wir haben uns, um die Bedeutung dieſer Artikel zu ermeſſen, bemüht 
feſtzuſtellen, aus welcher Quelle ſie ſtammen, und gefunden, daß der 
Verfaſſer ein Herr Schelkin oder Schelgin iſt, der in Berlin, Paris 
und, wenn wir nicht irren, auch in Brüſſel untergeordnete Stellungen 
an den betreffenden ruſſiſchen Legationen bekleidet hat. Er wurde dann 
vom Grafen Lamsdorff aus dem diplomatiſchen Dienſte entfernt und 
wandte ſich dem politiſchen Journalismus zu. Jetzt leitartikelt er für 
die „Nowoje Wremja“. Daß ſeine Artikel in irgendwelchem Zuſammen— 
hang mit der ruſſiſchen Regierung ſtehen, iſt ganz ausgeſchloſſen, und 
wir würden ſie nicht beachten, wenn ihnen die große Verbreitung des 
Blattes nicht eine Bedeutung gäbe, die ihnen nicht zukommt. Die 
neueſte Leiſtung Herrn Schelgins knüpft an das törichte Martinſche 
Buch: Kaiſer Wilhelm und König Eduard VII. an, deſſen Inhalt in 
pointierter Form mit allerlei bösartigen Zutaten eigener Kombination 
wiedergegeben wird. Als Reſultat gewinnt der Leſer die Vorſtellung, 
daß Deutſchland ſich anſchickt, die ganze Welt zu verſchlingen: Frank— 
reich, Rußland, England; Kleinaſien und Marokko werden als kleine 
Biſſen, pour la bonne bouche ſo nebenher aufgezehrt. So ſei das 
Martinſche Buch eine prophetiſche Warnung für jeden, der ſeine Augen 
nicht vor einer vielleicht ſchon morgen drohenden Gefahr verſchließen 
wolle! Man ſollte wirklich annehmen, daß in den ernſten Tagen, die 
Rußland heute durchlebt, das größte Blatt des Reiches und zugleich das 
meiſtgeleſene, obgleich gewiß nicht das meiſtgeachtete, beſſere Dinge 
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zu tun hätte, als dieſe politiſchen Giftmiſchereien eines unklaren Kopfes, 
der aus trüber Quelle ſchöpft, wiederzugeben. Denn bei all der äußer— 
lichen Stille, die im Reiche zu herrſchen ſcheint, iſt die tatſächliche Lage 
doch im höchſten Grade beunruhigend. Wenn in Petersburg und Moskau 
das Leben ſeinen gewöhnlichen Gang geht und überhaupt in den Städten 
zurzeit von der Revolution wenig zu merken iſt, ſo weiſen doch untrüg— 
liche Anzeichen darauf hin, daß das Feuer weiterfrißt und daß es plötzlich 
wieder aufflackern kann. Zunächſt haben die Terroriſten nicht entwaffnet. 
Die letzten Wochen haben zur Entdeckung einer Reihe von Verſchwörun— 
gen geführt, die, von verſchiedenen Mittelpunkten ausgehend, ſich gegen 
die Perſon und die nächſten Angehörigen des Kaiſers richteten. Man 
hat Pläne des kaiſerlichen Schloſſes bei den glücklicherweiſe verhafteten 
Verbrechern gefunden, die keinen Zweifel darüber laſſen, wo und wie 
die Anſchläge ausgeführt werden ſollten. Studenten, Offiziere, Beamte, 
Frauen natürlich, ſind an den Mordanſchlägen beteiligt. Einige ſind 
entflohen, die meiſten ergriffen. Aber wer bürgt dafür, daß nicht andere 
Anſchläge unentdeckt geblieben ſind? Der Blutwahnſinn hat wie in den 
Jahren 1878 bis 1881 Gewiſſen und Gefühl dieſer Sektierer allem 
Menſchlichen entfremdet. Sie leben nur ihrem Wahn und halten es 
für eine Ehre, als Henker die Befehle der Mordzentrale auszuführen, 
die, wie es ſcheint, all dieſe Anſchläge leitet. Ganz beſonders nieder— 
trächtig erſcheint es uns, daß überall die Frauen, zum Teil halbe Kinder, 
an die gefährlichſten Poſten geſtellt werden. Das iſt in der Geſchichte 
aller Völker beiſpiellos. Der „Golos Moskwy“ zählt für einen Tag, 
den 27. Juli, die folgende blutige Chronik auf: 

In Petersburg wird eine Verſchwörung entdeckt, die gegen das 
Leben des Kriegsminiſters Rödiger gerichtet iſt. 

Die Teilnehmer an der Ermordung des Stadthauptmanns von Peters— 
burg, v. der Launitz, werden zum Tode durch den Strang verurteilt. 

In Petersburg wird der Mörder der Ingenieure Bers und Nyberg 
ergriffen. Es iſt ein Student der Petersburger Univerſität. 

In Sakateli bei Tiflis ermordet ein ehemaliger Matroſe den Kom— 
mandeur des 2. Bataillons des 201. Lebjädinſchen Reſerveregiments. 
In Charkow wird eine Schildwache verwundet, die vor dem Militärzuge 
ſtand, in Lodz ein Soldat. 

An dem Überfall auf die Wohnung Zuckermanns in Kiew nahmen 
die Schüler der Kiewer Handelsſchule teil. 
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Im Dorfe Mackow fanden Unordnungen ſtatt, bei denen ein Wächter 
und zehn Bauern erſchlagen wurden. 

In Kiew wurden von ſpielenden Kindern ſieben geladene Bomben 
gefunden! 

Greift man auf die Ereigniſſe einer ganzen Woche zurück, ſo wächſt 
die Zahl der Morde und Raubanfälle ins Ungeheuere. Trotz der guten 
Ernte, die ſich erwarten läßt, blickt man mit großer Sorge auf die Stim— 
mung der Bauern. Sie ſtehen den Wahlen ziemlich gleichgültig gegen— 
über, aber ihre agrariſchen Utopien halten ſie eigenſinnig feſt, und die 
Apoſtel der Revolution ſind am Werk, ſie weiter aufzureizen. Wenn ſich 
ein Pugatſchew findet, ſchreibt uns ein Freund, ſetzt ſich das alles in 
Bewegung. So iſt die Ruhe nur eine ſcheinbare, und die furchtbare 
Verantwortung, welche die zweite Duma auf ſich lud, als ſie eine Kund— 
gebung ablehnte, die den politiſchen Mord verurteilte, und ſich danach 
weigerte, Ohſol und Genoſſen der Gerechtigkeit auszuliefern, wird jeden 
neuen Tag durch die Chronik der Morde neu illuſtriert. Es lag in der 
Hand der Kadetten, damals durch ein entſchloſſenes Abrücken von den 
blutigen Revolutionären die Revolution zu ſchließen und den Übergang 
zum ruſſiſchen Rechtsſtaat zu ermöglichen. Sie haben die günſtige 
Stunde verſäumt, und Rußland geht, daran kann kaum gezweifelt werden, 
neuen Erſchütterungen entgegen, wenn nicht die Wahlen eine dritte 
lebens- und arbeitsfähige, ſtaatserhaltende Duma ergeben. 

Der frühere Miniſter der Landwirtſchaft, Jermolow, hat in der 
„Nowoje Wremja“ einen Artikel veröffentlicht, der die Überſchrift trägt: 
„Nicht auf Parteiprogramme, ſondern auf Menſchen kommt es an.“ 

„Vor uns“, ſchreibt er, „ſtehen die Wahlen zur dritten Duma, und 
zum dritten Male wird das Schickſal Rußlands auf eine Karte geſetzt. 
So rufe ich denn nochmals meinen Mitbürgern zu, allen Ruſſen, ſogar 
allen Fremden und Andersgläubigen, die Rußland nicht verraten haben, 
allen denen, denen Rußlands Schickſal teuer iſt, die es nicht zerſtören 
und nicht zum Untergang führen wollen: nennt uns die euch bekannten 
beſten Männer, ſchart euch rechtzeitig um ſie, haltet feſt zu denen, die 
noch fähig und würdig erſcheinen, euch zu vertreten, und ihr werdet 
den Sieg erringen . . .“ 

Wir fürchten, daß dieſer Aufruf wirkungslos verhallen wird. Es 
iſt eine Gefühlsäußerung, kein greifbarer Vorſchlag, kein klarer und 
ſtarker Wille, der das Mittel weiß, das zum Ziele führt. Erreichen aber 
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läßt ſich gewiß noch mancherlei. Vor allem muß es möglich ſein, die 
Arbeiterwelt zu beeinfluſſen, wenn ihr rechtzeitig die rechten Führer 
gegeben oder ihre ſchon vorhandenen und gewiß nicht unbekannten 
Führer aufgeklärt und gewonnen werden. Sie alle haben Enttäuſchun— 
gen erlebt und ſind ernüchtert. Sie ſtehen unter einem Terror, von dem 
ſie befreit werden können, und dasſelbe gilt von einem Teil der Bauern. 
Im Grunde iſt das Verlangen nach einer ſtarken Hand, die ſicher führt, 
allgemein. Der Miniſterpräſident Stolypin hat erſt kürzlich, indem er 
den Kadetten einen Parteikongreß in Petersburg verweigerte, gezeigt, 
daß er mit der verdeckten Revolution ebenſowenig paktieren will wie 
mit der offenen. Er hat auch allen Beamten verboten, Parteien beizu— 
treten, die dem ruſſiſchen Staatsgedanken feindlich gegenüberſtehen, und 
dabei die Kadetten ausdrücklich genannt. Aber Stolypin allein kann die 
ungeheuere Aufgabe, Rußland aus der Revolution zu ſtaatlicher Ord— 
nung zurückzuführen, nicht löſen. Die Werkzeuge, an deren Hilfe er 
gebunden iſt, aber haben bisher noch immer verſagt. Wir ſehen die 
Menſchen nicht, nach denen Jermolow ſucht, oder ſehen ſie doch nicht 
an der rechten Stelle. 


. August 1907. Ermordung von Europäern in Caſablanca. 
Der franzöſiſche Reſident nimmt den König von Anam gefangen und ſetzt eine 
Regentſchaft ein. 

3. Auguſt. Zuſammenkunft Kaiſer Wilhelms mit Kaiſer Nikolaus II. 

. Auguſt. Der König von Siam trifft in Berlin ein. 

5. Auguſt. Türkiſch-perſiſche Grenzkonflikte. 

. Auguſt. Beſchießung und Beſetzung von Caſablanca durch franzöſiſche Truppen. 


7. Auguſt 1907. 

Die Kaiſerzuſammenkunft vor Swinemünde iſt gewiß ein Ereignis 
von politiſcher Bedeutung; das wird ſchon durch die Tatſache bewieſen, 
daß Fürſt v. Bülow und Herr v. Iswolski ſich den Monarchen ange— 
ſchloſſen haben, nicht als Figuranten, ſondern weil die politische 
Lage eine perſönliche Ausſprache beider Staatsmänner als wünſchens— 
wert erſcheinen ließ. Alles, was dagegen in unſerer wie in der aus— 
wärtigen Preſſe über Ziel und Gegenſtand der Beſprechungen mitge— 
teilt wird, hat den Wert, den Konjekturen und Wahrſcheinlichkeitsrech— 
nungen haben können. Es iſt möglich, daß ſie der Wahrheit ſehr nahe 
kommen, aber ebenſo möglich, daß ſie weit am Ziel vorüberſchießen. 
Das hängt davon ab, wie weit die Vorausſetzungen richtig ſind, von 
denen ſie ausgehen, und wie groß oder gering die politiſche Bildung 
und die Urteilskraft iſt, die auf dem Material dieſer Vorausſetzungen 
ihre Schlüſſe baut. Als vor zwei Jahren am 24. Juli die Kaiſerzuſam— 
menkunft in Björkö ſtattfand, wurden wir von einer wahren Flut der— 
artiger Konjekturen überſchwemmt, fie ſind durch die Ereigniſſe, die 
ich inzwiſchen abgeſpielt haben, ad absurdum geführt worden, und 
in dieſen für Rußland ſo furchtbar ſchweren zwei Jahren hat ſich gezeigt, 
daß der Nachbar im Weſten in mancher Fährlichkeit ſich als ein treuer 
und zuverläſſiger Freund Rußlands erwieſen hat. Daß dieſe Tatſache 
ein politiſcher Faktor geworden iſt, mit dem hüben und drüben gerechnet 
wird, iſt ſo ſelbſtverſtändlich, daß wir es kaum ausdrücklich zu ſagen 
brauchen. Daran werden auch die ſyſtematiſchen Verdächtigungen der 
deutſchen Politik durch die „Nowoje Wremja“, auf die wir vor acht 
Tagen hinwieſen, nichts ändern. Was heute in Rußland eine Schließung 
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der Revolution und eine Verſöhnung zwiſchen Volk und Regierung 
wünſcht, was an den Grundgedanken vom 17. Oktober feſthält und den 
ruſſiſchen Rechtsſtaat, ausgerüſtet mit den konſtitutionellen Befugniſſen, 
die er ertragen kann, verwirklicht wünſcht, ſieht auch in dem Zuſammen— 
ſtehen von Deutſchland und Rußland eine moralische Kräftigung der 
eigenen Beſtrebungen. Der charakteriſtiſche Unterſchied zwiſchen der 
Haltung, die Deutſchland und die z. B. England und Frankreich während 
der Kriſis eingenommen haben, liegt darin, daß die deutſche Politik ſich 
gleichbleiben und eben dadurch dem ruſſiſchen Intereſſe förderlich ſein 
konnte, ohne, wie andere es getan haben, unſicher hin- und herzuſchwanken 
und dem jeweiligen ſtärkeren Teil ſeine Verbeugung und ſeine Liebes— 
anträge zu machen. Wir wollen das nicht ſpezialiſieren, die Beiſpiele 
dafür ſind wohl von den Tagen des ſich vorbereitenden ruſſiſch-japaniſchen 
Krieges bis zu der Abgötterei, die in Paris und London mit der erſten 
wie mit der zweiten Duma getrieben wurde, noch in friſcher Erinnerung. 
Aber auf eine andere Tatſache von allgemeiner Bedeutung muß doch 
hingewieſen werden. Aus dem Gewirr der politiſchen Doktrinen, die 
während der ruſſiſchen Revolution danach ſtrebten, die faktiſche Macht 
an ſich zu reißen, um das zu verwirklichen, was ihnen als politisches 
Ideal erſchien, läßt ſich als ein Beſonderes die Aktion der ſozialdemo— 
kratiſchen Partei herausſchälen, die zum erſten Male, ſeit die Partei 
beſtand, Gelegenheit gefunden hat, einen großen Staat zum Gegen— 
ſtand ihrer politiſchen Experimente zu machen. Was es bedeutet, wenn 
die Sozialdemokratie „reformiert“, wird in einem ausgezeichneten Buch 
„Die lettiſche Revolution“!) an der Hand der Tatſachen dargelegt, die 
ſich im Baltikum ſeit 1881 vorbereiteten und in den Verwüſtungen und 
Morden, den Folterungen und „Expropriationen“ der Jahre 1905 und 
1906 ihren Höhepunkt erreichten. Es iſt leider durchaus wahr, wenn der 
Verfaſſer die internationale, ſpeziell aber die deutſche Sozialdemokratie 
mit verantwortlich macht für alle die Greuel, die dort vollbracht wurden, 
und für all das Blut, das dort vergoſſen worden iſt. Die lettiſche Sozial— 
demokratie iſt die direkte Schülerin der Bebel und Singer. Sie ſind 
auch die Lehrer der polniſchen und ruſſiſchen Sozialdemokratie, und 
wir finden ihre Namen mit denen der Parvus, Kautsky, Klara Zetkin 


) Mit einem Geleitwort von Prof. Dr. Schiemann Bd. 1—2. Berlin 
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unter dem Aufruf „der ruſſiſchen und polniſchen, ſowie der europäiſchen 
Sozialdemokratie“, der in Tauſenden von Exemplaren durch ganz Ruß— 
land verbreitet wurde. Auch hat die ruſſiſche Jüdin Roſa Luxemburg, 
die leider heute Deutſche genannt werden muß, ausdrücklich erklärt, 
daß die Leiter der ruſſiſchen Revolution mit der Leitung der deutſchen 
Sozialdemokratie in ſteter Fühlung ſtehen und handeln. Während Herr 
Bebel ſich in ſittlicher Entrüſtung über die „Greuel“ in Afrika ergeht, 
feiert ſein Organ, der „Vorwärts“, den politiſchen Mord an unſeren 
deutſchen Stammesgenoſſen! Die Jahrgänge 1905 und 1906 des „Vor— 
wärts“, die als urkundlicher Beweis für die Mitſchuld der Führer der 
Sozialdemokratie an all dem vergoſſenen unſchuldigen Blut vor uns 
liegen, werden ſo ein dauerndes Denkmal der ſittlichen und geiſtigen 
Verworfenheit ſein, zu der die Praxis der Sozialdemokratie führt. Es 
iſt allerdings, wie der Verfaſſer jenes Buches ſagt: „Die Sozialdemo— 
kratie iſt wie das ſcheinbar gezähmte wilde Tier. Zeigt ſein Wächter 
ein Zeichen von Schwäche, ja wendet er nur den Blick ab, ſo ſpringt es 
zu, ihn zu zerfleiſchen.“ Am 5. Oktober 1906 quittierte der „Vorwärts“ 
über 326 522 M., die er für die „Opfer des ruſſiſchen Freiheitskampfes“ 
geſammelt hatte. Unmittelbar vorausgegangen waren die Meuterei 
in Kronſtadt, die Ermordung des Generalgouverneurs von Samara, 
der Moskauer Generalſtreik, das Attentat auf den General Kaulbars, 
die Meuterei in Odeſſa, das Attentat auf den Miniſterpräſidenten 
Stolypin, die Ermordung des Generals Min und des Generalgouver— 
neurs Wonljarljarski, ungezählte Miſſetaten in den baltiſchen Provinzen 
uff. in blutiger Reihe. Unter dieſen äußeren Eindrücken wurden die 
Spargroſchen der deutſchen Arbeiter den „Helden“ der Revolution zu 
weiterer glorreicher Arbeit übergeben! 
Die Zerſtörung der deutſchen Kultur im Baltikum aber wurde von 
a bis zum heutigen Tage von den ermunternden Beifallsrufen 
des „Vorwärts“ für die Zerſtörer und Mörder und von Hohn und Be— 
ſchimpfung für die Geſchädigten und Ermordeten begleitet! Es iſt uns 
völlig unverſtändlich, daß ſich im Reichstage niemand en u 
um den Sozialdemokraten ihr blutiges Konto vorzuhalten. Der „Vor— 
wärts“, die „Königsberger Volkszeitung“ und die ihnen Benni S5 
verwandten Blätter ſind ja wohl in der Bibliothek des Reichstages zu 
finden! Die Klagen, die aus den baltiſchen Provinzen heraus gegen den 
„Vorwärts“ erhoben worden ſind, ſcheiterten teils aus formalen Grün— 


den, teils weil der „Vorwärts“ leugnete, und ſo iſt ſeine ruchloſe Politik 
unbeſtraft geblieben. Auch iſt uns die Strafe des einzelnen nicht das 
Weſentliche, wohl aber die öffentliche Brandmarkung der Führer durch 
die berufenen Vertreter der idealen Intereſſen der deutſchen Nation 
im deutſchen Reichstage. Vor allem aber iſt mit den Trugſchlüſſen auf— 
zuräumen, die Sozialdemokratie und Terrorismus als durch einen 
Abgrund voneinander getrennt darſtellen, während doch die 
ſozialdemokratiſche Theorie, wo ſie ſich ans 
Werk ſetzt, ihre Ideale durchzuführen, notwen⸗ 
dig in Anarchismus und Terrorismus umſchlägt. 
Das iſt die große Lehre, welche die ruſſiſche Revolution der Welt ein— 
dringlich genug predigt! Herr Ohſol, der Kaiſermord und Militäremeute 
ſyſtematiſch organiſierte, war korrekter Sozialdemokrat, und wenn ein— 
mal die Möglichkeit vorliegt, ſeinen Entwicklungsgang zu verfolgen, 
wird ſich auch zeigen, aus welchen Quellen er ſeine politiſchen Grund— 
ſätze geſchöpft hat. 

Wir kommen hier auf eine Frage, welche zurzeit die öffentliche 
Meinung Rußlands beſchäftigt. Aus Anlaß der Wahlen iſt vom Fürſten 
Trubetzkoi eine lebhafte Agitation ins Werk geſetzt worden, um ein 
Wahlkartell zwiſchen Kadetten und Oktobriſten herbeizuführen. Seine 
Bemühungen ſind geſcheitert, nachdem der Führer der Kadetten, Pro— 
feſſor Miljukow, erklärt hat, daß er eher für einen Sozialdemokraten 
als für einen Oktobriſten ſtimmen würde, und ebenſo haben jetzt die 
Oktobriſten ſich von den Kadetten losgeſagt. Sie mußten es tun, denn 
obgleich einige der Kadetten, wie Peter Struve, merklich enttäuſcht ſich 
den gemäßigten Konſtitutionaliſten zu nähern begonnen haben, beſteht 
die Mehrzahl unter Miljukows Führung darauf, in den Sozialdemo— 
kraten Verbündete zu ſehen. Die ruſſiſchen Sozialdemokraten ſind aber 
aus Prinzip Förderer des gewaltſamen Umſturzes, ſo daß ihre 
Verbündeten, ſie mögen perſönlich Mord und „Expropriation“ noch ſo 
ſehr verabſcheuen, notwendig zu Mitſchuldigen werden. Dieſe nicht 
wegzuleugnende Tatſache ſpielte in entſcheidender Weiſe ſchon bei der 
Kataſtrophe mit, die zur Auflöſung der zweiten Duma führte, und daraus 
ergibt ſich, daß niemand, der in Rußland die Grundlagen ſtaatlichen 
Lebens ſichern will, mit den Kadetten Hand in Hand gehen kann, ehe 
ſie ſich förmlich und öffentlich in bindender Form vom Zuſammenhang 
mit der Sozialdemokratie und den andern mehr links ſtehenden Par— 
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teien losgeſagt haben. Darüber läßt ſich nicht hinwegkommen, und 
wenn die Kadetten den Entſchluß zu dieſem Schritt nicht finden können, 
werden ſie, wie jchon durch den Wyborger Aufruf geſchah, mit zwin— 
gender Gewalt ſelbſt in die Reihen der offenen Revolutionäre hinein— 
gedrängt werden. Tertium non datur. 

In Marokko iſt, wie wir immer befürchtet haben, ein wilder Aus— 
bruch des islamitiſchen Fanatismus nun doch erfolgt. In Caſablanca 
ſind ihm zahlreiche Europäer — die Zahl ſteht immer noch nicht mit 
Sicherheit feſt — zum Opfer gefallen, die Stadt ſelbſt iſt in Händen der 
Fanatiker, und der Sultan ſteht, wie es ſcheint, dieſem Paroxysmus 
ſeines Volkes ſo gut wie rat- und faſſungslos gegenüber. Leider liegt 
von franzöſiſcher und ſpaniſcher Seite das große Verſäumnis vor, daß, 
obgleich ſeit Unterzeichnung der Akte von Algeciras ein Jahr und vier 
Monate vergangen ſind, nichts geſchehen iſt, um, wie es der Artikel 16, 
Kap. 1 der Akte von Algeciras in Ausſicht nahm, die Polizei in Caſa— 
blanca zu organiſieren. Die abergläubiſche Furcht, welche die umwohnen— 
den arabiſchen Stämme Erdarbeiten entgegentragen, iſt durch die in 
Angriff genommenen Arbeiten am Hafen von Caſablanca geweckt 
worden; dazu kam religiöſe Agitation, die von einem „Wundermann“ 
ausging, und ſo konnte es geſchehen, daß die unbeſchützte Stadt dem 
Fanatismus der erregten Maſſen zum Opfer fiel. Man kann noch froh 
ſein, daß von den etwa 800 Europäern, die in Caſablanca leben, nicht 
noch mehr Leben und Eigentum eingebüßt haben. Ein großer Teil 
von ihnen konnte eine Zuflucht auf den im Hafen liegenden Kauffahrtei— 
ſchiffen finden. So wie die Dinge im Augenblick liegen, haben Frank— 
reich und Spanien getan, was unerläßlich war. Sie ſchicken Kriegs— 
ſchiffe nach Caſablanca, und wir hätten uns gefreut, wenn Italien des— 
gleichen getan hätte. Die franzöſiſch-ſpaniſche Aktion findet in Überein— 
ſtimmung mit allen Vertragsmächten ſtatt und wird in eine Landung 
von Truppen und in eine zeitweilige Okkupation von Caſablanca aus— 
münden, die wohl bis zu vollendeter Organiſation der Polizeitruppe 
dauern könnte. Man darf annehmen, daß dieſe letztere Aufgabe der 
Spanier und Franzoſen ſofort in Angriff genommen werden wird. 
So befriedigend die Einmütigkeit iſt, mit der alle Mächte die bevorſtehende 
Demonſtration und Aktion Frankreichs anſehen — denn trotz der Teil— 
nahme Spaniens iſt Frankreich die führende Macht — ſo nahe liegt doch 
die Erwägung, daß die Ereigniſſe von Caſablanca Symptome einer 


ſteigenden Erregung jind und daß die Wahrjcheinlichkeit dafür ſpricht, 
daß ähnliche Außerungen des islamiſchen Fanatismus auch an anderer 
Stelle ausbrechen und ſich chroniſch wiederholen können. Im Grunde 
richtet ſich dieſe Erregung gegen ein Phantom, ſeit Frankreich ſich ſo 
nachdrücklich, wie es durch den Mund des Herrn Pichon geſchehen iſt, 
zum Programm von Algeciras bekannt hat. Aber in den Köpfen der 
Marokkaner, namentlich aber unter den arabiſchen Stämmen des Weſtens, 
lebt nun einmal die Vorſtellung, daß es ſich um die Behauptung ihrer 
politiſchen Freiheit handele, und für dieſe zu kämpfen und zu ſterben 
ſind ſie bereit. Es wäre daher gewiß zu empfehlen, daß dieſem Mißtrauen 
Zeit gelaſſen wird, ſich zu legen. Iſt erſt ein ſtarker Polizeidienſt in den 
Häfen eingeführt, ſo daß Handel und Wandel, Leben und Eigentum 
geſichert ſind, ſo müßte den Marokkanern Zeit gegeben werden, ſich an 
die neuen Verhältniſſe zu gewöhnen. Man darf doch nicht überſehen, 
daß noch vor wenigen Jahren Marokko eine terra clausa war, und 
daß die neuen Formen europäiſcher Kultur, die jetzt eindringen, eine 
geiſtige Revolution bedeuten. Geſchieht das Vordringen langſam und 
ſchonend, ſo kann es zu einer allmählichen Wandlung führen, geſchieht 
es in Haſt und gewaltſam, ſo führt es zu einem Umſturz, der allen, den 
Marokkanern wie den europäiſchen Intereſſenten mit Gefahren droht, 
deren Tragweite bei der ohnehin unter den Völkern des Islams beſtehen— 
den politiſch-religiöſen Erregung ſchwer zu ermeſſen iſt. So hängt ſehr 
viel für die Zukunft von der politiſchen Weisheit und Mäßigung ab, die 
Frankreich jetzt zu beweiſen hat. Wir haben das beſte Vertrauen, daß 
Herr Pichon ſich der ſchweren Aufgabe gewachſen zeigen wird, der er 
gegenüberſteht. 

Beſondere Aufmerkſamkeit verdienen je länger je mehr die iriſchen 
Angelegenheiten. Seit dem Scheitern des Campbell-Bannermanſchen 
iriſchen Reformprojektes am Widerſpruch des von Amerika aus geleiteten 
Nationalkonvents, gärt es unzweifelhaft. König Eduard hat durch ſeinen 
Aufenthalt in Dublin vergeblich verſucht, die beſtehende Spannung zu 
mindern. Sie beſteht fort. Erſt war es ein Streik der Kohlenarbeiter 
und Kärrner in Belfaſt, der faſt ganz beigelget war, als ein Streik unter 
den herangezogenen Poliziſten ausbrach. Die Regierung war bemüht, 
andere Konſtabler aus Dublin heranzuziehen, mußte aber die Erfahrung 
machen, daß die Dubliner ſich mit den Belfaſtern ſolidariſch erklärten. 
Man hat darauf den in York ſtehenden 18. Huſaren Befehl erteilt, ſich 


— 305 — 


marſchbereit zu halten und will die verſagenden Konſtabler in die Land— 
diſtrikte verſetzen. In Summa ſind jetzt drei Infanterieregimenter und 
ein Kavallerieregiment in Belfaſt. Es handelt ſich zurzeit um 300 
Konſtabler, und die Maßregel erſcheint nicht ganz unbedenklich, da 
gerade in den Tagen einer ſteigenden national-iriſchen Bewegung 
unzufriedene und gemaßregelte Poliziſten nicht eben am Platze ſein 
dürften. Schon am 6. Juli hatte in Tubbercurry, Grafſchaft Sligo 
im nordweſtlichen Irland, eine dort tagende Verſammlung einſtimmig 
eine Reſolution angenommen, die dahin ausmündete, daß, nachdem 
25 Jahre lang die iriſchen Parlamentarier im Londoner Parlament 
nichts hätten erreichen können, es nunmehr ihre Pflicht ſei, das Par— 
lament zu verlaſſen und nach Irland zurückzukehren, um ſich ganz der 
Sinn Fein-Politik, ſo wie Parnell ſie vertrat, hinzugeben, nämlich: 
„England zu ſchädigen durch einen organiſierten Boykott ſeines Han— 
dels, ſeines Einkommens, ſeiner Flagge, Armee, Flotte und Polizei, 
und dabei iriſche induſtrielle Unternehmungen zu pflegen, den Handel 
und Handelsverkehr Irlands mit der außerengliſchen Welt, ſpeziell mit 
Deutſchland und den Vereinigten Staaten zu fördern, und die Regierung 
Irlands durch das Parlament ſchwierig oder unmöglich zu machen, 
indem man den britiſchen Staatsmännern, wann und ſo oft ſich die 
Gelegenheit bietet, Hinderniſſe in den Weg legt.“ Die unter Anführungs— 
zeichen gebrachten Sätze ſind eine wörtliche Wiedergabe des Parnell— 
ſchen Programms, und man erinnert ſich, welche ſchweren Verlegen— 
heiten ſeine Kampfesweiſe für England bedeutete. Sie bedeutet aber 
auch für die Iren ſelbſt eine große Summe von Unbequemlichkeiten 
und Opfern, und wir vermögen nicht zu ermeſſen, ob die Reſolution 
der Männer von Tubbercurry mehr bedeutet als eben die Willens— 
äußerung der erregten Bevölkerung einer kleinen Stadt in einem iriſchen 
Winkel. Auch ſehen wir keinen Führer der iriſchen Bewegung. Mr. 
Redmond hat ſeinen Einfluß verloren und die amerikaniſchen Führer 
des Sinn Fein können wohl bei beſonderen Anläſſen einen beſtimmenden 
Einfluß ausüben, aber nicht aus der Ferne die dauernde Leitung einer 
ſo höchſt komplizierten Boykottierungsmaßregel, wie ſie geplant ſcheint, 
in Händen behalten. Wirklich geſchädigt würde England zudem nur 
durch die Verſagung von Mannſchaften für Armee und Flotte werden, 
die unwahrſcheinlich iſt, weil ſie ganz direkt die perſönlichen Intereſſen 
von Einzelindividuen trifft. Unbequem aber bleibt dieſe iriſche Be— 
Schiemann, Deutſchland 1907. 20 
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wegung unter allen Umſtänden, zumal ſie mit verwandten Verlegen— 
heiten in Indien und zum Teil auch in Agypten zuſammentrifft. Dazu 
kommen Schwierigkeiten der inneren Politik, die dem liberalen Kabinett 
trotz ſeiner überwältigenden Majorität das Leben ſauer machen und 
ihm von der ſtraff organiſierten Preſſe der Oppoſition mit gewiſſer 
Schadenfreude vorgehalten werden. Typiſch in dieſer Hinſicht iſt wie— 
derum die „National Review“, die neben ihren, von uns ſchon lange 
nicht mehr beachteten Angriffen auf Deutſchland an dem liberalen 
Kabinett kein gutes Haar läßt. Nur Sir Eduard Grey findet Gnade 
vor ihren Augen, weil ſie ihm Abſichten unterzulegen ſcheint, welche 
er gewiß mit Entſchiedenheit abweiſen würde. Der neueſte Einfall der 
„National Review“ iſt, daß die engliſche Nordſeeflotte immer noch zu 
ſchwach ſei und weſentlich verſtärkt werden müſſe, wenn ſie nicht rettungs— 
los der drohenden deutſchen Übermacht zum Opfer fallen ſolle! Man 
weiß wirklich nicht mehr, wie man dieſes Treiben charakteriſieren ſoll. 

Von den amerikaniſch-japaniſchen Gegenſätzen iſt es ziemlich ſtill 
geworden, aber es iſt nunmehr Tatſache, daß allerdings die amerikaniſche 
Flotte um das Kap Horn herum ihren Weg in den Großen Ozean 
nimmt. Das iſt offiziell angezeigt worden und zugleich, daß die japaniſche 
Regierung darin keinerlei Bedrohung ihrer Intereſſen erblicke. Auch 
wird bei ruhiger Erwägung jedermann zugeſtehen müſſen, daß dieſes 
amerikaniſche Geſchwader einen rein defenſiven Charakter trägt. Daß 
Amerika nicht geneigt iſt, ſich auf dem Großen Ozean depoſſedieren 
zu laſſen und den Japanern die Alleinherrſchaft in pazifiſchen Ozean 
ſtillſchweigend in die Hände zu geben, müßte denen, die die Geſchichte 
Amerikas ſeit dem kubaniſchen Kriege verfolgt haben, von vornherein 
feſtſtehen. Es kommt aber hinzu, daß Amerika ſehr weſentlich daran 
intereſſiert iſt, daß China nicht ganz in wirtſchaftliche Abhängigkeit 
von Japan gerät und das Prinzip der offenen Tür nicht nur dem Namen 
nach, ſondern auch in Wirklichkeit aufrecht erhalten werde. Namentlich 
an der Mandſchurei iſt Amerika in hohem Grade intereſſiert, und dieſen 
Intereſſen gegenüber tritt die kaliforniſche Frage, die im Grunde 
ſtark aufgebauſcht worden iſt, ganz in den Hintergrund. Für Kalifornien 
allein würde die öffentliche Meinung Amerikas gewiß nicht in Bewe— 
gung zu ſetzen ſein. Wohl aber für die Behauptung der amerikaniſchen 
Stellung in Hawai und auf den Philippinen, ſowie für die ungeheuren 
Intereſſen, die ſchon heute mit dem chineſiſchen Handel verbunden 
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find und in Zukunft noch weſentlich an Bedeutung wachſen müſſen. 
Die Verſtimmung, die ſich in China zeitweilig gegen Amerika geltend 
machte, und in dem Verſuch, amerikaniſche Waren zu boykottieren, 
gipfelten, iſt längſt überwunden. Namentlich hat die Botſchaft einen 
überaus günſtigen Eindruck gemacht, durch welche Präſident Rooſevelt 
ankündigte, daß er den Überſchuß der Entſchädigungen, die für die durch 
den Boxerkrieg verurſachten Verluſte von China gezahlt worden ſind, 
ſoweit ſie die wirklichen Kriegskoſten überſteigen, zurückzahlen wolle. 
Auch weiß man in China, daß die Vereinigten Staaten unter keinen 
Umſtänden auf dem aſiatiſchen Kontinent Erwerbungen machen werden, 
während das Mißtrauen gegen die Abſichten Japans ſehr rege iſt, und 
durch die letzten koreaniſchen Ereigniſſe noch geſteigert wurde. Der 
Schluß, zu dem man bei Erwägung dieſer Tatſachen gelangt, iſt, daß 
die Verlegung der amerikaniſchen Kriegsflotte in den Stillen Ozean 
nur beifällig begrüßt werden kann. Es iſt eine Maßregel, die beſtimmt 
iſt, in dieſen Gewäſſern das politiſche Gleichgewicht wieder herzuſtellen, 
und das kann dem Weltfrieden nur dienlich ſein. 
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8. August 1907. Kaiſer Wilhelm trifft in Wilhelmshöhe ein. 
10. Auguſt. Polenkongreß in Zakopane in Galizien. 
11. Auguſt. Unruhen ſtreikender Arbeiter in Belfaſt. 
12. Auguſt. Fürſt Bülow in Wilhelmshöhe. 
Beilegung der Unruhen in Kamerun. 
13. Auguſt. Gefangennahme des Gouverneurs von Caſablanca durch die Franzoſen. 
14. Auguſt. Zuſammenkunft Kaiſer Wilhelms mit König Eduard VII. 


14. Auguſt 1907. 

Eine überraſchend weitgreifende Bedeutung gibt der „Golos 
Moskwy“, eine Zeitung, die ſtetig an Bedeutung gewinnt und im Gegen— 
ſatz zur „Nowoje Wremja“ auf dem Boden wirklich feſter politiſcher 
Überzeugungen ſteht, den Monarchenzuſammenkünften bei Swinemünde 
und in Wilhelmshöhe. Das Blatt geht von den beunruhigenden Ge— 
rüchten aus, die heute in Betreff Japans und Chinas durch Rußland 
ziehen. Japan bereite ſich mit fibriſchem Eifer für einen neuen Krieg 
vor. Auch China ſei in Aufregung und hier wie dort richte ſich die 
Bewegung gegen alle Fremden. Es ſei keine chauviniſtiſche Welle, 
die plötzlich und durch Zufälligkeiten entſtanden ſei, ſondern die Erhebung 
einer Raſſe und einer beſonderen Kultur gegen die Völker und die Kultur 
anderer Raſſen. Auch ſeien die Gegenſätze nicht durch den Widerſpruch 
materieller Intereſſen zu erklären, ſie lägen tiefer und hätten ein breites 
Fundament. Dann heißt es wörtlich: 

„Die Gefahr wächſt. Und nicht nur wir Ruſſen, ſondern alle euro— 
päiſchen Nationen werden ernſtlich damit zu rechnen haben. Die letzten 
Wochen haben die lange erſehnte Wandlung in den diplomatiſchen 
Beziehungen der europäiſchen Mächte zueinander gebracht. Die 
frühere Politik, da Zweibund, Dreibund und da 
alle Bündniſſe gegen einander gerichtet waren, 
da es ſich darum handelte, eine Gruppierung gegen die andere 
zu verwenden, dieſe Politik, welche die Atmoſphäre des Militarismus 
ſchuf und immer aufs neue das Geſpenſt des bevorſtehenden Kontinental— 
krieges erzeugte, dieſe Politik gehört nunmehr der Ver— 
gangenheit an. Die Zuſammenkunft in Swinemünde, 
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die Begegnung Kaiſer Wilhelms mit König Eduard, die engliſch-xuſſiſche 
Verſtändigung — das ſind die erſten Schritte auf einer Bahn, die alle 
Völker Europas zuſammenführen wird, der erſte Anfang zu 
einer wirklichen Friedenspolitik. Europa muß zu 
einem Ganzen zuſammengefaßt werden, die ganze Vergangenheit und 
auch die Gegenwart ruft dazu auf. Auch die Zukunft weiſt darauf hin. 
Gott gebe, daß Japan und China ſich rechtzeitig ernüchtern und ein— 
ſehen, daß der Kampf mit dem Abendlande ein Kampf gegen die Kultur 
überhaupt iſt, daß alle Gedanken an Krieg im 20. Jahrhundert verbreche— 
riſch ſind. Hat aber das Schickſal neue Prüfungen beſtimmt, ſo mag dem 
Feinde im fernen Oſten die europäiſche Völkerfamilie als eine freund— 
ſchaftliche Einheit gegenüberſtehen.“ 

Nun glauben wir zwar weder an eine unmittelbar drohende japaniſch— 
chineſiſche Gefahr, zumol Japan und China nichts weniger als einheit— 
lich denken und empfinden, vielmehr trotz einigender Intereſſen im 
weſentlichen doch als Rivalen einander gegenüberſtehen, noch vermögen 
wir die optimiſtiſchen Schlußſätze uns zu eigen zu machen, ſchon weil 
ihnen die Tatſache des engliſch-japaniſchen Offenſiv- und Defenſiv— 
bündniſſes entgegenſteht, dagegen liegt in den Mittelſätzen unzweifel— 
haft ein Stück Wahrheit. Daß der franzöſiſch-ruſſiſche Zweibund heute 
kein Kriegsbündnis ſein kann, liegt in der Natur der Verhältniſſe, für 
ebenſo ſicher halten wir es, daß Frankreich keine Neigung hat, ein eng— 
liſches Kriegsinſtrument zu werden, wie etwa die „Daily Mail“ es ſich 
denkt, ſo daß, wenn man nicht etwa annehmen will, daß dieſes edle 
Blatt mit ſeinen journaliſtiſchen Helfershelfern uns die engliſche Flotte 
auf den Hals zu hetzen vermag, heute der cauchemar des coalitions 
gewiß keine innere Berechtigung mehr hat. Auch von der „Umzingelung“ 
Deutſchlands, die vor wenigen Monaten ſo viel Lärm erregte, kann heut 
ſchwerlich die Rede mehr ſein. Die nach dieſer Richtung hin geplanten 
Aktionen haben ſich — um einen bezeichnenden engliſchen Ausdruck zu 
gebrauchen — als bluff erwieſen, und als Geſamtbild der gegenwärtigen 
politiſchen Lage erſcheint uns, dank der beſonnenen und weitblickenden 
Staatskunſt von Kaiſer und Kanzler, eine weſentliche Steigerung des 
Anſehens wie der Machtſtellung Deutſchlands. Alles ſpricht dafür, daß 
es ſich dabei nicht um eine momentane Kombination, ſondern um etwas 
Bleibendes handelt, und wir ſind der feſten Überzeugung, daß die Welt— 
entwicklung nicht gegen uns, ſondern für uns arbeitet. Ein charakteriſti— 


— 310 — 


ſches Beiſpiel dafür bietet der Verlauf der Haager Konferenz, die, wie 
jedem erinnerlich ſein wird, urſprünglich als ein weſentliches Glied 
in der Kette der zur Iſolierung Deutſchlands beſtimmten Maßnahmen 
dargeſtellt wurde. Heute iſt kein Zweifel mehr darüber, daß die Haltung 
Deutſchlands von entſcheidendem Einfluß auf den Gang der Verhand— 
lungen geweſen iſt, und daß alle die Beſchlüſſe, die Ausſicht haben, Reali— 
täten zu werden, deutſcherſeits teils durchgeſetzt, teils unterſtützt worden 
ſind. Es gibt vielleicht für dieſe Tatſache nichts charakteriſtiſcheres als 
das Loblied, das Mr. Stead auf den Frhrn. v. Marſchall angeſtimmt 
hat. Wir haben durchweg auf der Seite des Fortſchritts und der Huma— 
nität geſtanden, zugleich aber keinen Anteil an der Heuchelei der offiziellen 
oder nichtoffiziellen Friedensdemagogen gehabt, die Utopieen vertreten 
an deren Verwirklichung nun einmal ein ruhig denkender Verſtand 
nicht zu glauben vermag. Wenn die ſehr erwünſchte Reform des Seekriegs— 
rechts nur in beſcheidenem Maße verwirklicht zu werden Ausſicht hat, 
ſo hat das am Widerſpruch Englands und Japans gelegen, während wir 
mit Frankreich meiſt Hand in Hand gehen konnten. 

Das gute politiſche Gewiſſen, mit dem wir in der großen Politik 
ſtehen, erklärt es auch, daß die neue Wendung, welche die marokkaniſchen 
Angelegenheiten genommen haben, bei uns keinerlei Beunruhigung 
erregt. Man kann es bedauern, daß Frankreich und Spanien mit der 
ſo heiß von ihnen erſtrittenen Reform der Hafenpolizei ſo überaus 
langſam vorgegangen ſind und damit Kataſtrophen, wie die von Caſa— 
blanca, überhaupt möglich gemacht haben, man kann ſich auch fragen, 
ob nicht das Bombardement offener Dörfer eine Maßregel übermäßigen 
Kriegseifers geweſen iſt, die eher erregend als einſchüchternd wirken muß 
— das wird uns die Zukunft lehren; daß deutſche Intereſſen darüber 
in Frage geſtellt werden könnten, iſt wohl ausgeſchloſſen. Zunächſt 
bleibt das Abkommen von Algeciras in voller Kraft und wenn, gegenüber 
den Verwicklungen, die bevorzuſtehen ſcheinen, ſich die Beſtimmungen 
dieſer Akte als nicht ausreichend erweiſen ſollten, iſt es ganz undenkbar, 
daß an ihnen ohne die Zuſtimmung Deutſchlands Veränderungen vor— 
genommen werden ſollten. Man hat engliſcherſeits an die Folgen 
erinnert, die das Bombardement von Alexandria am 11. Juli 1882 
für Agypten nach ſich zog. Aber die Parallele hinkt. Die Konferenz der 
Mächte, die dem Bombardement von Alexandria vorhergegangen war, 
hatte am 27. Juni euf engliſchen Antrag beſtimmt, daß während der 
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Dauer der Konferenz jede einſeitige Unternehmung in Agypten verboten 
ſein ſolle, „sous la reserve d'un cas de force majeure, tel que 
la nécessité de protéger la vie des nationaux‘‘. Die Akte von Al— 
geciras enthält keine entſprechende Klauſel, wohl aber die für Agypten 
damals nicht formulierte ausdrückliche Garantie der Integrität des 
Territoriums und der Souveränität des Herrſchers (.. . sur le triple 
principe de la souverainete de Sa Majeste le Sultan, de 
l'intégrité de ses etats et de la liberté économique sans au- 
cune ınegalite. . .) Das gibt natürlich eine dem Weſen nach ver- 
ſchiedene Grundlage. Aber, wie geſagt, wir verkennen nicht, daß 
die Lage eine außerordentlich ſchwierige iſt und halten weitere 
Komplikationen keineswegs für ausgeſchloſſen, nur werden ſie ſich 
auf afrikaniſchem, nicht auf europäiſchem Boden abſpielen, dagegen 
ihre völkerrechtliche Regelung durch das Zuſammenwirken der 
Konferenzmächte finden müſſen. Die Hauptgefahr liegt in der 
Möglichkeit, daß die Bewegung einen panislamitiſchen und zugleich 
gegen die Perſon des Sultans von Marokko gerichteten Charakter an— 
nimmt. Wenn die Ebene von Caſablanca durch das Geſchütz weittragen— 
der Schiffskanonen beherrſcht werden kann, ſo daß die einheimiſchen 
Streitkräfte ſich ſo gut wie wehrlos einem unwiderſtehlichen und uner— 
reichbaren Feinde gegenüberſehen, ſo ſchwinden dieſe Vorteile, ſobald 
der Kampf ſich von der Küſte entfernt und in die ſchwer zugänglichen 
Gebirge des Inneren hineinzieht. Oder mit anderen Worten, die Lage 
wird bedenklich, ſobald die Strafexpedition in einen Krieg ausmündet, 
und das hängt weder vom guten Willen des Sultans, noch von dem der 
Franzoſen ab. Die politiſche Atmoſphäre in Marokko iſt außerordentlich 
geſpannt und eine Entladung der vorhandenen Elektrizität im Grunde 
das Wahrſcheinliche. 

Die „Weſtminſter Gazette“, die offenbar das Urteil des offiziellen 
England wiedergibt, drückt ſich in einem Leitartikel folgendermaßen aus: 
„Franzöſiſche Bürger ſind maſſakriert worden, das iſt ohne Zweifel 
ein großes Unglück, aber es kann vielleicht auch a kind of service ſein, 
den ſie durch ihr unerwartetes Ende ihrem Vaterlande geleiſtet haben.“ 
Darüber darf man wohl anderer Meinung ſein. 

Über den jüngſten perſiſch-türkiſchen Zwiſchenfall geht die folgende 
perſiſche Lesart durch die ruſſiſchen Blätter: Vor kurzem führten kur— 
diſche Begs eine Reihe von räuberiſchen Einfällen in der Provinz Ader— 
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beidſchan aus. Sie plünderten perſiſche Dörfer und Siedelungen, wobei 
zahlreiche friedliche Einwohner umgebracht und Vieh und Eigentum 
im Werte von faſt einer Million Rubel geraubt wurde. Dieſe Raubzüge, 
bei denen ſchließlich auch ein amerikaniſcher Geiſtlicher umgebracht 
wurde, führten zu einem energiſchen Eingreifen der perſiſchen Regie— 
rung. Sie ſchickte eine Abteilung regulärer Truppen gegen die Begs 
und ihre Banden. Dieſe Expedition erreichte ihren Zweck. Die Begs 
verließen die Provinz und kehrten auf türkiſches Territorium zurück. 
Jetzt aber ſind, wie die perſiſche Geſandtſchaft in Petersburg erfährt 
(die türkiſche hat unſeres Wiſſens noch nichts von den Einzelheiten des 
Zwiſchenfalls erfahren), die Banden der Begs in Begleitung türkiſcher 
Truppen aufs neue in Aderbeidſchan eingebrochen. Die wenig zahreiche 
perſiſche Strafexpedition mußte vor dem ſtärkeren Feinde den Rück— 
zug antreten, und dieſer warf ſich nun vor allem auf das nächſte Dorf 
Mewan, das von perſiſchen Chriſten meiſt lutheriſcher Konfeſſion be— 
wohnt wird. Ein weiteres Vorrücken der Kurden, die mit den regulären 
türkiſchen Truppen zuſammenwirken, in das Gebiet von Urmia hinein, 
bedroht die geſamte Bevölkerung, die Mohammedaner wie nament— 
lich die Chriſten, unter denen ſich auch eine nicht geringe Zahl griechiſch— 
orthodoxer Chriſten befindet. 

Die perſiſche Regierung hat wegen des Vergehens der türkiſchen 
Grenzbeamten in Konſtantinopel Proteſt erhoben, Abberufung der 
Truppen und Entſchädigung für die durch den Einfall herbeigeführten 
Verluſte verlangt. Außerdem hat die perſiſche Regierung den engliſchen 
und den ruſſiſchen Geſandten auf das illoyale Verfahren der Türken 
aufmerkſam gemacht, ſie gebeten, ihren Regierungen von dem Zwiſchen— 
fall Bericht zu erſtatten und ſie um Hilfe anzugehen, da in den ſechziger 
Jahren die Vertreter beider Mächte bei der türkiſch-perſiſchen Grenz— 
richtung zugegen geweſen ſeien. 

Nach Meinung der perſiſchen Geſandtſchaft haben die türkiſchen 
Lokalobrigkeiten auf eigene Gefahr und Verantwortung gehandelt, 
ohne Direktiven aus Konſtantinopel erhalten zu haben. Die Regierung 
des Schah wird natürlich die Intereſſen ihrer Untertanen nicht preis— 
geben, zumal dieſe ganze traurige Affäre durch türkiſche Truppen 
veranlaßt ſei, die 50 Werſt weit in das perſiſche Gebiet eindrangen. 

Die türkiſchen Truppen verletzen nicht zum erſten Male die perſiſche 
Grenze, namentlich die Kurden plündern periodiſch die Nachbarbe— 
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völkerung aus, ſo dreiſt iſt es aber noch nie geſchehen. Natürlich kann 
Perſien nur diplomatiſch vorgehen, da jetzt — da das Reich in der Um— 
bildung begriffen iſt — an Krieg nicht gedacht werden kann. Es 
gibt aber auch eine andere Lesart, die vielleicht größere Beachtung ver— 
dient. Danach ſoll die Erregung der kurdiſchen Begs darauf zurückzu— 
führen ſein, daß die Auswanderung der Armenier aus dem Kaukaſus 
eine ungewöhnliche Höhe erreicht hat. Angeblich ſollen es 15 000 Köpfe 
ſein. Es ſcheint, daß ſie ſich auf beiden Seiten der türkiſch-perſiſchen 
Grenze niederlaſſen, und daran mag ſich der Haß der Kurden entzündet 
haben und die Grenzüberſchreitung ſo ihre Erklärung finden. Es iſt eine 
uralte Blutsfeindſchaft, die Kurden und Armenier trennt, und von jeher 
iſt keines beider Völker in der Wahl der Mittel bedenklich geweſen, die 
dieſem Haß Ausdruck geben. Charakteriſtiſch iſt übrigens, daß die eng— 
liſche und die ruſſiſche Politik in dieſer perſiſch-türkiſchen Streitfrage 
Hand in Hand gehen und beide ſehr nachdrücklich in Konſtantinopel für 
die perſiſche Auffaſſung eintreten. Wie weit es möglich ſein wird, in 
der mazedoniſchen Frage die ruſſiſchen und die engliſchen Tendenzen 
zu verbinden, iſt fraglich. Rußland geht auf dieſem Boden mit Oſterreich— 
Ungarn Hand in Hand. Die größte Wandlung, die ſich in letzter Zeit 
auf der Balkanhalbinſel vollzogen hat, iſt wohl die erhebliche Beſſerung 
der Beziehungen Bulgariens zu Oſterreich-Ungarn und die ſchon vor 
längerer Zeit erfolgte Beilegung der rumäniſch-griechiſchen Differenzen. 
Aber das empörende Syſtem der „Banden“wirtſchaft dauert fort und 
es fällt ſchwer zu ſagen, wen dabei die größere Schuld trifft. Jeden— 
falls ſind es ſchließlich doch die Türken, die durch ihren militäriſchen 
Schutz der eingeborenen Bevölkerung das Leben überhaupt möglich 
machen. Trotzdem nimmt die Auswanderung aus Mazedonien nach 
Amerika ſtetig zu. 1904 waren es 8000 Auswanderer, im folgenden 
Jahre bereits 15 000, und 1906 ſind es gar 26 000 geweſen. Wie es 
heißt, ſoll die Progreſſion in gleichem Verhältnis weitergehen. Ob es 
wie ruſſiſche Blätter behaupten, richtig iſt, daß die Türkei dieſe Aus— 
wanderung begünſtigt, vermögen wir nicht zu beurteilen, aber wahr— 
ſcheinlich iſt es nicht. Dagegen ſieht man die fleißigen mazedoniſchen 
Bauern in den Vereinigten Staaten gern. 

Rußland ſteht unter dem Zeichen der bevorſtehenden Dumawahlen, 
aber die Beteiligung iſt überaus lau. Der „Golos Moskwy“, der eine 
Enquete über die Gründe dieſer Abſtinenz angeſtellt hat, erhielt von 
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einem der Führer der Kadetten die folgende Antwort: „Der Glaube 
iſt geſchwunden, daher der Indifferentismus den Wahlen gegenüber.“ 
Weder glaubten die früheren Dumamitglieder, daß die 100 Millionen 
des ruſſiſchen Volkes hinter ihnen ſtänden, noch hätten die Kaufleute 
und Fabrikanten Vertrauen; Bauer und Arbeiter aber hätten geſehen, 
daß weder die erſte noch die zweite Duma ihnen Hilfe gebracht habe. 
Aber es ſei kein abſichtlicher Boykott oder der Wunſch des Volkes, zu den 
alten Zuſtänden zurückzukehren, ſondern die Apathie, die der Enttäu⸗ 
ſchung folge. Alles, auch die Politiker ſeien enttäuſcht und neigten dazu, 
die weitere Entwicklung als Zuſchauer mitzumachen. 

Wohl auch als Kritiker, was ja immer das bequemſte iſt. 

Ein Vertreter der äußerſten Rechte dagegen meint, daß das Volk 
die Duma boykottiere, weil es ſie nicht brauche. Der Konſtitutionalis— 
mus ſei Rußland aufgenötigt worden, im Grunde wolle es nichts von 
ihm wiſſen. Die dritte Duma werde die letzte ſein und den Übergang 
zum Semski Sſobor bilden. Es iſt nicht zu wünſchen, daß dies der Aus— 
gang wird, und auch nicht wahrſcheinlich, daß es dahin kommt. Was 
dagegen ſteht, iſt der Entſchluß des Zaren, das Verſprechen zu halten, 
das er am 30. Oktober gegeben hat. Aber das noch weitere Modifi— 
kationen im Wahlſyſtem bevorſtehen, iſt wahrſcheinlich und wohl auch 
notwendig. Es iſt nicht möglich, das ganze Reich als etwas abſolut 
Gleichartiges zu behandeln. Dazu ſind die Unterſchiede der Kultur zu 
groß, auch die wirtſchaftlichen Verhältniſſe allzu verſchieden. So wird, 
um ein Beiſpiel anzuführen, das jetzt geltende Wahlſyſtem dahin führen, 
daß in den weſtlichen Gouvernements ſowie in Littauen und Kleinruß— 
land die Polen reichlich an Vertretern gewinnen werden, was ihnen 
im Königreich Polen genommen worden iſt, ſo daß höchſtwahrſcheinlicher— 
Weiſe das Kolo in der dritten Duma ſtärker ſein wird als in der zweiten. 
Und das hat Herr Stolypin gewiß nicht gewollt. 

Es werden jetzt faſt Tag für Tag Bombenfabriken entdeckt, in 
Odeſſa, Moskau, Minsk, Dorpat, Petersburg, und doch iſt keinerlei Ge— 
währ vorhanden, daß man damit die Wurzel des Übels trifft. Die Bom— 
benbereitung iſt faſt die einzige Wiſſenſchaft, die mit Eifer und gewiſſen— 
hafter Gründlichkeit betrieben wird von Schülern, Studenten und Stu— 
dentinnen. In Odeſſa hat nur ein Zufall zur Entdeckung von drei dieſer 
Fabriken geführt, Bomben aber werden bald hier bald dort von ſpielen— 
den Kindern gefunden. So geſchah es in Kiew, wo auf einer der Haupt— 
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ſtraßen Kinder ſieben geladene Bomben fanden. In Kiſchinew wurden 
mitten in der Stadt 80 Pack Dynamit und ſechs fertige Patronen gefunden, 
in Bachmut bei der Reparatur eines Eiskellers vier Bomben, in Luganſk 
in der Wohnung eines Fabrikarbeiters zwei Bomben, hinter dem Ofen 
des Gefängniſſes in Jekaterinenburg eine geladene Bombe und im 
Odeſſaer Gefängniſſe eine ungeheure Maſſe von Exploſivſtoffen, die 
beſtimmt waren, das Gebäude in die Luft zu ſprengen, um die gefangenen 
„Politiſchen“ zu befreien. Zieht man in Betracht, daß das alles zufällige 
Entdeckungen ſind, die im Verlauf von etwa acht Tagen gemacht wurden, 
ſo wird man ſich demnicht verſchließen können, daß Rußland noch immer 
von den Anſchlägen der Terroriſten auf das höchſte bedroht wird. 
Inzwiſchen aber rücken von Oſten her Cholera und Bubonenpeſt 
heran. Es iſt, als ob die Schale des Unheils ſich noch immer nicht 
erſchöpft hat. Auch die merkwürdige Anlage der ruſſiſchen Bauern zu 
religiöſen Abenteuerlichkeiten macht ſich, wie ſtets in erregten Zeiten, 
geltend. Im Dorfe Sſyſſojewo, Gouvernement Mohilew, träumt ein 
junger Bauer, der Antichriſt ſei im Dorfe in Geſtalt eines zweijährigen 
Knaben erſchienen. Er teilt das der Gemeinde mit und dieſe beſchließt, 
den Antichriſt umzubringen. Vater und Mutter des als Antichriſt be— 
zeichneten unglücklichen Kindes liefern es ohne Widerſpruch aus, und 
der Prophet hat es dann mit eigenen Füßen totgetreten. Dann hat 
man die Leiche in zwei Stücke zerriſſen, wobei acht Bauern tätig 
waren, ſie dann noch weiter zerhackt, die Stücke auf einen Karren gelegt, 
der an den Schweif eines Pferdes gebunden wurde und endlich den 
Kleinen unter Lobgeſängen in Prozeſſion unter Vortragung des Bildes 
des heiligen Nikolaus zu Grabe getragen. Erſt als der Prophet gen 
Himmel fahren wollte, aber das Wunder nicht ausführen konnte, wurden 
die Bauern irre und begannen ihn zu prügeln. Ein zufällig vorbei— 
fahrender Polizeibeamter hat ihn gerettet. Jetzt aber haben 32 Bauern 
und der Prophet ſich vor dem Unterſuchungsrichter zu verantworten. 
Auch das iſt ein Kapitel aus der Geſchichte der ruſſiſchen Revolution. 


15. Auguſt 1907. Zuſammenkunft König Eduards mit Kaiſer Franz Joſef in Iſchl. 
Rückkehr Morengas nach Südweſt. 
18. Auguſt. Toaſt Kaiſer Wilhelms zum 77. Geburtstag Franz Joſefs. 
19. Auguſt. Angriff der Marokkaner auf Caſablanca. 
Der Machſen fordert die Europäer auf, Fez zu verlaſſen. 
24. Auguſt. Beſuch des Botſchafters Cambon beim Reichstanzler in Norderney. 
26. Auguſt. Proklamierung Mulay Hafids zum Gegenſultan. 
28. Auguſt. 20jähriges Regierungsjubiläum Ferdinands von Bulgarien. 
8. September 1907. General Drude ſtellt die Offenſive gegen die Marokkaner ein. 
9, September. Kämpfe zwiſchen Japanern und dem Pöbel von Britiſch-Columbia. 
10. September. Judenmetzelei in Lodz. 
11. September. Veröffentlichung des ruſſiſch-japaniſchen Handels, Seeſchiffahrts- und 
Fiſchereivertrages. 
12. September. Havarie der ruſſiſchen Kaiſerjacht in den finnländiſchen Schären. 
Enthüllung des Alexanderdenkmals in Sofia. 
Vorſtoß General Drudes von Caſablanca aus. 

15. September. Haldanes Plan einer Verſtärkung der engliſchen Landarmee. 

17. September. Eröffnung der holländiſchen Generalitaaten. 

18. September. Scheitern der öſterreichiſch-ungariſchen Miniſterkonferenzen über den Ausgleich. 
20. September. Morenga wird von Truppen der Kaplanders erſchoſſen. 
24. September. Erfolgreiche Fahrt des Graf Zeppelinſchen Luftſchiffes. 

Beendigung des Ausſtandes der Hafenarbeiter in Antwerpen. 

25. September. König Karl von Rumänien und Miniſter Iswolski in Wien. 

5. Oktober 1907. Rückkehr des Reichskanzlers nach Berlin. 

6. Oktober. Rückkehr Kaiſer Wilhelms nach Berlin. 

7. Oktober. Ernennung des Staatsſekretärs von Tſchirſchty zum Botſchafter in Wien, des 
Botſchafters von Schön zum Staatsſekretär, des Grafen Wedel zum Statthalter 
von Elſaß-Lothringen. 

Abdul-Aziz erhält das Großkreuz der Ehrenlegion. 

10. Oktober. Wiedereröffnung des ſpaniſchen Parlaments. 
Ernennung des Grafen Pourtales zum Botſchafter in Petersburg. 
Feſtſetzung der Neuwahlen zur 3. Duma auf die Zeit vom 27.—31. Oktober. 
Antrag der holländiſchen Regierung auf Einführung des allgemeinen aktiven 
und paſſiven Wahlrechts für Männer und Frauen. 


15. Oktober. Die Abgeſandten Mulay Hafids werden in Berlin nicht empfangen. 


16. Oktober 1907. 

Die letzte Sitzung der Haager Konferenz hat mit einer 
hübſchen und hoffnungsvollen Motivierung zwar den ideellen Nutzen 
der Begründung eines obligatoriſchen Weltſchiedsgerichtsvertrages an— 
erkannt, aber von ſeiner praktiſchen Durchführung abgeſehen wegen der 
damit verbundenen, vornehmlich juridiſchen Schwierigkeiten. Sie hat 
damit unſerer Meinung nach recht getan, denn nichts iſt gefährlicher, 
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als die Übernahme von Verpflichtungen, die vorausſichtlich nicht ein- 
gehalten werden können. Die „Times“ freilich iſt anderer Meinung. 
Sie ſieht in der ablehnenden Haltung des Kongreſſes eine deutſche In— 
trige, die darauf hinziele, England zuiſolieren, ein Gedanke, 
der um ſo erſtaunlicher ſcheint, als die Welt ſeit bald vier Jahren voll 
davon iſt, wie kunſtvoll England es verſtanden habe, Deutſchland mit 
Hülfe jener Kette von Verträgen zu iſolieren, als deren letztes, oder 
ſagen wir lieber jüngſtes Glied der eben perfekt gewordene ruſſiſch— 
engliſche Vertrag gilt. Die ſichtliche Schadenfreude, mit der jeder neue 
Vertrag regiſtriert wurde, ſteht ja wohl noch in friſcher Erinnerung. 

Uns ſind dieſe diplomatiſchen Transaktionen von vornherein in 
anderem Lichte erſchienen. Sehen wir recht, ſo iſt es eine umfaſſend 
gedachte Anlage von Stützen, die beſtimmt ſind, den Punkten des briti— 
ſchen Imperiums einen Halt zu geben, die ſeit geraumer Zeit ange— 
fangen haben, brüchig zu werden. Alſo eine Art politiſcher Krük— 
ken, von denen uns jedoch zweifelhaft iſt, wie weit ſie einen ſtarken 
Druck ertragen können. Wenn all dieſen Verträgen eine gegen Deutſch— 
land gerichtete Spitze angedichtet wird — was wir, wie ausdrücklich 
wiederholt werden mag, nicht tun — ſo iſt das ein Kompliment, das 
wir gern hinnehmen. Nichts könnte mehr dafür zeugen, daß wir uner— 
müdlich und gewiſſenhaft, wie es unſere Pflicht iſt, am Ausbau unſerer 
nationalen Kraft gearbeitet haben. Ganz ebenſo erblicken wir in der 
höchſt verdrießlichen Begrüßung, die, wiederum von der „Times“, 
unſerem Reichskanzler gewidmet wurde, eine ungewollte Anerkennung. 
Staatsmänner, die die Intereſſen, die ihnen anvertraut ſind, vernach— 
läſſigen und dem Konkurrenten geſtatten, ſich auf Koſten des Rivalen 
auszubreiten, pflegen von gegneriſcher Seite gelobt, nicht getadelt zu 
werden. Das iſt, man könnte beinahe ſagen, ein diplomatiſches Geſetz. 
Wir wollen jedoch mit Befriedigung darauf hinweiſen, daß die „Weſt— 
minſter Gazette“, das offiziöſe Organ des liberalen Miniſteriums, mit 
allem Nachdruck das Verhalten der „Times“ zurückgewieſen hat, das 
ja in ſchreiendem Gegenſatz zu der mit Recht gerühmten Gaſtlichkeit 
Englands ſteht. Auch zweifeln wir keinen Augenblick, daß den hohen 
Gäſten, die England im November erwartet, der allerbeſte Empfang 
bevorſteht. 

Zur Beurteilung des engliſch-ruſſiſchen Vertrag 
liegt ein intereſſantes Material in amerikaniſchen Blättern vor. 
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„Sun“, die, wie unſere Leſer wiſſen, in ihren telegraphiſchen Informa— 
tionen mit der „Daily Mail“ und dem Pariſer „Matin“ identiſch iſt, 
knüpfte am 25. September an den Abſchluß des ruſſiſch-engliſchen Ver— 
trages die folgenden Betrachtungen: 

„Wenn man die wahre Bedeutung eines Vertrages ermeſſen 
will, von dem allgemein zugegeben wird, daß er das Gegenteil der 
Haltung zeigt, die das engliſche Foreign Office länger als ein halbes 
Jahrhundert Rußland gegenüber behauptete, ſo muß man ſich fragen, 
welche geheim gehaltene Gegenleiſtung England für eine Verſtändigung 
gewährt hat, die durchaus einſeitig iſt und England von der ge— 
fürchteten ruſſiſchen Invaſion in Indien ſowie von der unbequemen 
Alternative befreit hat, die Hülfe Japans anzurufen. Es gibt nur ein 
Zugeſtändnis, das in Petersburg als Aquivalent betrachtet werden 
könnte, nämlich, daß im nächſten ruſſiſch-türkiſchen Kriege feine britische 
Flotte zur Verteidigung Konſtantinopels entſendet wird. Mit anderen 
Worten: es wird Rußland freigeſtellt, ſich einen Ausgang ins Mittel— 
meer durch türkiſches Territorium zu ſuchen und ſeine hiſtoriſche Miſſion, 
ſoweit es die Intereſſen Deutſchlands und Frankreichs geſtatten, zum 
Ziele zu führen. Es iſt deshalb für Sultan Abdul Hamid II. wichtiger 
als je, ſich die Gunſt des Deutſchen Kaiſers zu wahren, um die er in den 
letzten Jahren ſo eifrig bemüht war. Es wäre aber voreilig, anzunehmen, 
daß Deutſchland mehr durch Erhaltung als durch Aufteilung der Türkei 
zu gewinnen hat.“ 

Am 28. September ließ dieſelbe „Sun“ ſich aus Ottawa einen 
anderen Kommentar zu der ruſſiſch-engliſchen „Allianz“ ſchreiben, der 
nicht minder intereſſant iſt: 

„Vielleicht will England“ — heißt es in dieſer Zuſchrift — „den 
Exkluſioniſten (jo nennt man in Kanada die Gegner farbiger Einwande— 
rung) größere Satisfaktion in der japaniſchen Einwanderungsfrage ge— 
währen, als heute wahrſcheinlich iſt. Es liegen Gründe für die An— 
nahme vor, daß die britiſche Politik Japan mit großer Feſtigkeit ent— 
gegenzutreten beabſichtigt. Einmal iſt, wie Profeſſor Goldwin Smith 
dargelegt hat, das Riſiko ſehr groß, wenn Großbritannien der Kriſis un— 
tätig zuſchaut, es iſt vielmehr eine Lebensfrage für die innere Harmonie 

des Reiches, daß energiſche Maßregeln ergriffen werden, und heute 
ſind ſie möglich geworden. Die Ratifikation des Anglo-ruſſiſchen Ver— 
trages macht die engliſch-japaniſche Allianz überflüſſig. Ihre einzige 
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Exiſtenzberechtigung war der Schutz für Indien, den ſie bot. Nun iſt 
die japaniſche Allianz den Engländern gewiß von großem Nutzen ge— 
weſen, um von Rußland alles zu erhalten, was ſie wünſchten. aber 
jetzt, da der Wall erſtiegen iſt, kann die Leiter entbehrt werden. Viel— 
leicht hören wir eines Tages, welche Revanche Japan am „perfiden 
Albion“ genommen hat, womit nicht geſagt werden ſoll, daß dieſe Ver— 
einbarung eine Perfidie iſt. Aber Japan, deſſen Allianz einen Teil 
des britiſchen Reiches vor Rußland ſchützte, könnte anders denken. Heute, 
da für die indiſchen Angelegenheiten Japans Hülfe überflüſſig geworden 
iſt, wird Rußland dazu dienen, einen anderen Teil des Imperiums 
vor Japan zu ſchützen. Das heißt: England wird den antijapaniſchen 
Strömungen in Kanada und Auſtralien größere Beachtung 
ſchenken, als bisher möglich war. Es liegen auch ſchon Anzeichen 
vor, daß von dieſer größeren Freiheit Gebrauch gemacht werden 
ſoll“. 

Dieſen Gedanken wiederholt eine Londoner Korreſpondenz der 
„Sun“ vom 28. September. Sie ſagt ganz direkt, die japaniſche Allianz 
ſei überflüſſig geworden, da ein ruſſiſch-engliſcher Krieg und die damit 
verbundene Gefährdung Indiens nicht mehr zu fürchten ſei. Für einen 
bei den gegenwärtigen internationalen Beziehungen unwahrſcheinlich 
gewordenen deutſch-engliſchen Krieg komme die Unterſtützung Japans 
kaum in Betracht (Japanese assistance would be trikling). Es liege 
nun allerdings ſo, daß Japan den Engländern gute Dienſte geleiſtet und 
die Verſtändigung mit Rußland erſt möglich gemacht habe. Aber — 
und nun wird recht kaltblütig die Theorie entwickelt, daß eine Allianz 
nur ſo lange binde, als ſie Vorteil bringe. Die japaniſch-engliſche Allianz 
ſei heute nur noch für Japan von Wichtigkeit, und zwar von ungeheurer 
Wichtigkeit, für England ſei ſie höchſt unbequem (highly embarrassing). 
England werde daher den Vertrag zwar nur brechen, wenn eine Ge— 
fährdung des Weltfriedens vorliege, und auch dann ſich nicht zum Ver— 
tragsbruch bekennen (She would, ok course, deny any intention of doing 
so even then), aber man werde Japan jede Kriegspolitik gegen Rußland 
und Amerika verbieten. 

Wir knüpfen an dieſe doch ſehr lehrreichen Ausführungen einen 
Paſſus aus einer Rede, die Sir Wilfried Laurier, der kanadi— 
ſche Miniſterpräſident in Ottawa, gehalten hat, da ſich daraus ergibt, 
wie ſehr England Grund hat, den Wünſchen ſeiner großen Kolonien 
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Rechnung zu tragen. Sir Wilfried ſagte: „Bis jetzt ſind die diplomatischen 
Beziehungen Kanadas zu anderen Staaten in allen Dingen in den 
Händen der Diplomaten Großbritanniens geweſen. Beſonders in 
betreff unſerer amerikaniſchen Beziehungen hat eine lange Erfahrung 
uns gelehrt, daß ſie durch die Hände engliſcher Diplomaten nicht ſo ge— 
führt worden ſind, wie es unſerer Überzeugung nach hätte geſchehen 
ſollen.“ In jedem einzelnen Falle ſeien die Intereſſen Kanadas ge— 
opfert worden: auf dem Atlantiſchen wie auf dem Pazifiſchen Ozean 
und auf den großen Seen, überall wo zwiſchen engliſchen Diplomaten 
und Fremden über kanadiſche Intereſſen diskutiert wurde, und ſo ſei 
Kanada zur Einſicht gelangt, daß es beſſer ſei, in den Beziehungen zum 
Auslande die eigenen Intereſſen auch in die eigenen Hände zu nehmen. 
Namentlich gelte das von allen handelspolitiſchen Fragen, und dieſer 
erſehnte Augenblick ſei jetzt endlich gekommen. Mitte September habe 
Kanada zum erſtenmal einen Vertrag unterzeichnet, der für Kanada 
allein gelte, den kanadiſch-franzöſiſchen Handelsvertrag. 

Nun kann nicht zweifelhaft ſein, daß dieſem Vertrage andere folgen 
werden, und damit iſt auch der Weg gewieſen, den Neuſeeland, der 
Common Wealth von Auſtralien und Südafrika gehen werden. Neu— 
jeeland und Südafrika werden aber noch weit mehr als Kanada von der 
Frage der Einwanderung fremder Raſſen berührt, und auch das mag 
in der Abwendung Englands von Japan, die der ruſſiſch-engliſche Ver— 
trag einleitet, von Bedeutung geweſen ſein. Der Schluß, den wir daraus 
ziehen aber iſt, daß der engliſch-ruſſiſche Vertrag von ſeiten Englands 
vornehmlich geſchloſſen worden iſt, um in einer Frage von ſo ungeheurer 
Tragweite, wie es die Maſſeneinwanderung von Japanern wäre, den 
großen Kolonien, insbeſondere Kanada, Neuſeeland und Auſtralien, 
einen wirklichen Dienſt zu leiſten und dadurch immer vorhandene zentri— 
fugale Tendenzen zu ſchwächen und vielleicht ganz zu beſeitigen. Daß 
Rußland vor der Gefahr eines zweiten japaniſchen Krieges geſtanden 
habe und deshalb des engliſchen Schutzes bedürftig geweſen ſei, aber 
läßt ſich mit aller Beſtimmtheit verneinen. Wir wiſſen ſehr wohl, daß 
derartige Gerüchte gewiß nicht ohne Abſicht verbreitet worden ſind, 
bevor die jüngſte Verſtändigung in den zwiſchen Rußland und Japan 
noch ſchwebenden unerledigten Fragen erfolgte, und halten die damals 
von Japan bewieſene Hartnäckigkeit für einen großen Fehler; nach 
dieſer Verſtändigung, und das iſt die Zeit, in welche die ruſſiſch-engliſchen 
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Verhandlungen fielen, war auch nicht ein Schimmer ſolcher Gefahren 
vorhanden. 

Fragt man nun nach den Vorteilen, die Rußland aus dem 
Vertrage gezogen hat, ſo iſt die Antwort allerdings ſchwer zu finden. 
Sollte die Konjunktur der „Sun“ richtig ſein, was wir nicht glauben, 
und Rußland ſich die ſympathiſche Haltung Englands für den — offen— 
bar in ſehr ferner Zukunft liegenden — Fall geſichert haben, daß ihm 
ein Krieg mit der Türkei Konſtantinopel und die Dardanellen öffnet, 
ſo wäre das von engliſcher Seite kein Zugeſtändnis, da die engliſche 
Politik ſchon ſeit einer Reihe von Jahren ihre Intereſſen durch die Frage 
der Meerengen nicht mehr bedroht glaubt. Dagegen hat Rußland die 
ſo leidenſchaftlich erſtrebte maritime Poſition im Perſiſchen Golf end— 
gültig aufgegeben, die nicht minder leidenſchaftlich erſehnte Poſition 
in Seiſtan, den Einfluß auf Afghaniſtan und Tibet fallen laſſen, und 
überhaupt die Möglichkeit verloren, an irgendeinem Punkte der 
Welt einen realen Druck auf die engliſche Politik auszuüben. England 
aber hat direkte Angriffspunkte gegen Rußland niemals gehabt. Was 
jedoch die Teilung Perſiens in Intereſſenſphären betrifft, ſo iſt das 
einem unabhängigen Staate gegenüber, wie Perſien, eine völker— 
rechtlich nicht zu rechtfertigende Uſurpation, deren Verwirklichung doch 
wohl von den Perſern ſelbſt in gewiſſer Abhängigkeit ſteht und in den 
Augen der an dieſem Vertrage unbeteiligten Mächte als nicht exiſtent 
zu betrachten ſein wird. 

Kurz, das alles iſt ſchwer zu verſtehen. Was Rußland aus dem 
japaniſchen Kriege gerettet hatte, war ſeine Aufſtellung in Zentralaſien, 
von Pamir bis zu den Ufern des Kaſpiſees. Dort ſtand es unangreifbar 
in einer Stellung, die Reſpekt einflößte und Rückſichten zur Notwendig— 
keit machte. Mit Japan war die Rechnung geſchloſſen, und von einer 
japaniſchen Invaſion konnte weiter keine Rede ſein, ebenſowenig von 
einem engliſchen Angriff. Was alſo ſind die Motive geweſen? Wir finden 
keine Antwort darauf. In Rußland freilich iſt ſie gefunden worden. 
Vor kurzem ſind in Moskau drei Broſchüren erſchienen. Alle drei ſind 
von Lew Sſemenow gezeichnet (offenbar ein Pſeudonym), die 
dritte im „Zeugen“ veröffentlicht, einer Monatsſchrift des bekannten 
Dumaabgeordneten Sſergej Scharapow. Sie ſind als ein 
zuſammenhängendes Ganzes zu betrachten und haben ungeheuere 
Verbreitung gefunden. Der Gedanke, der ihnen zugrunde liegt, iſt, 
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das Zukunftsphantaſiebild auszumalen, das ſich nach dem Sturze Stoly— 
pins und nach Auflöſung der dritten Duma ergeben ſoll. Der Zar er— 
nennt einen bisher ganz unbekannten Mann, den Oberſt Iwanow den 
16., zu ſeinem Bevollmächtigten mit diktatoriſcher Gewalt, und dieſer 
bringt auch tatſächlich alles in beſte Ordnung durch Beſeitigung der 
ſchädlichen Bureaukraten — Witte wird als erſter genötigt, Hals über 
Kopf Rußland zu verlaſſen — durch Herſtellung der Difziplin, Ver— 
bannung der revolutionären Jugend nach Sibirien, wo ihr geſtattet 
wird, in einem ihr ganz überlaſſenen, aber vom übrigen Rußland durch 
eine ſtrenge Quarantäne getrennten Gebiete ihren ſozialiſtiſchen Zu— 
kunftsſtaat wirklich ins Leben zu führen, Abſchaffung der Goldvaluta, 
Überführung der Reſidenz nach Moskau uſw. Wir bedauern, des Raumes 
wegen nicht näher darauf eingehen zu können. Aber was uns im Zu— 
ſammenhange unſerer heutigen Betrachtung intereſſiert, ſind die Phan— 
taſien des Verfaſſers über die Möglichkeit und die Ziele der heute zur 
Realität gewordenen ruſſiſch-engliſchen Verſtändigung. Sie werden 
uns in Form eines Geſprächs des „Diktators“ mit einem Korreſpondenten 
des „Daily Telegraph“ (wir hätten dafür die „Daily Mail“ vorgeſchlagen) 
vorgetragen. Das alles iſt höchſt amüſant zu leſen und verdient, in 
vollem Zuſammenhange ins Deutſche überſetzt zu werden, denn der, 
oder die Verfaſſer haben entſchieden kein geringes literariſches Talent. 

Der Korreſpondent bittet den Diktator, ihm die Bedingungen zu 
nennen, unter denen Rußland ſich zu einem Bündnis mit England 
bereit finden könnte. Der Diktator antwortet: „Sie werden die Be— 
dingungen ſelbſt verſtehen, ſobald Sie ſich auf den Boden ſtellen, daß 
wir und ihr, d. h. die Slaven und die Angelſachſen, als die beiden be— 
deutendſten chriſtlichen Nationen, an der Spitze der weißen Raſſe und 
der europäiſchen Ziviliſation ſtehen und im engen Bündnis miteinander 
vorgehen müſſen. Dann braucht England kein geſchwächtes und zer— 
rüttetes Rußland, ſondern ein Rußland, das mächtig und ſtark iſt. Vor— 
teilhaft iſt uns die endgültige Löſung der ſlaviſchen Frage, das heißt die 
politiſche Einigung aller Slaven zu einem Weltreiche, dem mächtigſten 
der Erde. Vorteilhaft iſt die Löſung der orientaliſchen Frage und die 
Erwerbung der Meerengen für uns. Vorteilhaft iſt endlich die Schwächung 
und Iſolierung Deutſchlands, des Feindes der Slaven und des Urhebers 
des neueſten Militarismus und des politischen Raubſyſtems (). In 
all dieſen Fragen iſt es euer Intereſſe, uns zu helfen; wir wollen dagegen 


alles fördern, was für England gut und vorteilhaft iſt. Es wird unſer 
Vorteil ſein, wenn England die Meere beherrſcht, wenn es mit ſeinen 
Kolonien ſich zu einer geſchloſſenen Weltgruppe zuſammenſchließt, 
die ſo ſtark iſt, wie die unſerige. Wir garantieren euch den Beſitz von 
Indien und eine feſte Stellung auf dem Weltmarkte. Unſere unermeß— 
liche Kraft zu Lande wird euch zu Gebote ſtehen als Gegenleiſtung für 
die Dienſte, die eure Flotte in Verteidigung unſerer Intereſſen leiſten 
wird. Die Teilung der Weltherrſchaft zwiſchen 
Slaven und Angelſachſen wird vollſtändig ſein, und auf 
unſerem Planeten wird dann endlich Friede und Ordnung herrſchen, 
denn neben dieſen beiden Mächten wird keine dritte beſtehen 
können.“ 

Gewiß ein ſchöner Traum, aber wir hatten nicht gedacht, daß Herr 
Sſemenow ſchon jetzt ſo weit iſt, die Welt teilen zu können, und ebenſo— 
wenig, daß die Herſtellung der „Ordnung“ gerade die Miſſion iſt, die 
ihm und ſeinen Freunden im Blute liegt. Herr Scharapow und Herr 
Lew Sſemenow gehören zur Gruppe der „wahrhaft ruſſiſchen Leute“. 
Wir haben nie daran gezweifelt, daß ein ſtarker Deutſchenhaß unter 
ihnen gepflegt wird, aber für ſo völlig direktions- und urteilslos haben 
wir ſie doch nicht gehalten. Wo aber bleibt Frankreich bei dieſem Zu— 
kunftsprogramm? 

Inzwiſchen ſind einige, wie es ſcheint, zuverläſſige Nachrichten 
über die Miſſion French vom „Golos Moskwy“ geſammelt worden. 
Lord Brock, der Adjutant des Generals, hat ſich ausfragen laſſen und 
mitgeteilt, daß die Reiſe des Generals keinerlei politiſchen Charakter 
trage. Er reiſe als Touriſt und werde unter anderem Waſſilkow beſuchen, 
wo die König-Eduard-Dragoner ſtehen, denen der General ein koſtbares 
Geſchenk überbringt. Auch denke der General die ruſſiſchen Militär— 
verhältniſſe zu ſtudieren. Sein Reiſeprogramm ſei Moskau, Kiew, 
Waſſilkow, Odeſſa und von da zurück nach England. Die engliſche Armee 
ſei über die Verſtändigung mit Rußland entzückt. Ein Beſuch der engliſchen 
Flotte in Kronſtadt werde, wenn auch nicht gleich, ſo doch beſtimmt 
ſtattfinden. 

Etwas offener war General French einem engliſchen Korreſpondenten 
(welchem, wird nicht geſagt) gegenüber. Er leugne nicht, daß ſein Beſuch 
in gewiſſem Zuſammenhang mit dem abgeſchloſſenen Vertrage ſtehe, 
aber dieſer Vertrag ſei nur ein erſter Schritt zu weiteren Konventionen 
DIE 


und Verträgen, deren Ziel es jei, den Frieden nicht nur in Europa, 
ſondern auch in Aſien und Amerika aufrechtzuerhalten. Wenn Ruß— 
land dieſe Bahnen einſchlage, ſo werde es ohne Zweifel auf dem Felde 
der auswärtigen Politik eine der erſten Rollen ſpielen. Das engliſch— 
ruſſiſche Bündnis gebe auch England freie Hand, das bisher, um der 
öffentlichen Meinung zu genügen, an der indiſch-afghaniſchen Grenze 
Feſtungen bauen und andere Maßnahmen ergreifen mußte. Das werde 
in Zukunft nicht nötig ſein (natürlich, da die Befeſtigungen ſchon fertig 
daſtehen), aber leider werde es infolge der Unruhen in Indien nicht 
möglich ſein, dort die Anzahl der Truppen zu reduzieren. Zunächſt 
werde es ſich darum handeln, eine Verſtändigung über den fernen Oſten 
herbeizuführen, aber es ſei ſchwer, vorherzuſagen, in welcher Form 
das geſchehen werde. Schließlich erklärte der General, daß nur Leute, 
die nichts von der Geſchichte wüßten, behaupten könnten, daß England 
darauf ausgehe, die Ruſſen von den eisfreien Meeren abzuſchneiden. 

Wir verſagen uns eine ſehr naheliegende Kritik dieſer Ausführungen, 
denn ſchließlich ſind das engliſch-ruſſiſche Fragen, die beide Teile mit— 
einander auszumachen haben. Es iſt nur zu bedauern, daß der ſchöne 
Entſchluß, den Frieden in Europa, Aſien und Amerika aufrechtzuer— 
halten, nicht vor Ausbruch des japaniſchen Krieges, der ja nur durch 
die Allianz Englands für Japan möglich wurde, gereift iſt. 

Man wird wohl nicht überſehen, daß dieſe Erklärungen des Generals, 
der bekanntlich auch in der Entſtehungsgeſchichte der franzöſiſch-engliſchen 
Allianz eine hervorragende Rolle geſpielt hat, einerſeits an die Phan— 
taſien Lew Sſemenows anklingen, andererſeits aber die amerikaniſchen 
Auslegungen beſtätigen, die wir an die Spitze unſerer Betrachtungen 
geſtellt haben. 

Der Hinweis auf die Unruhen in Indien führt zu einer weiteren 
Erwägung. Das ſich regende Selbſtbewußtſein der Inder iſt nicht durch 
Ausſicht auf ruſſiſche Unterſtützung, ſondern infolge des ungeheueren 
Preſtiges der Japaner ſo mächtig angewachſen. Durch die „Sedition 
Bill“, die jetzt erlaſſen werden ſoll, iſt die Bewegung nicht zu beſeitigen. 
Ebenſowenig durch die ruſſiſch-engliſche Vereinbarung. Sie hat tiefer 
liegende Urſachen, und es liegt in der Natur der Dinge, daß ſie zunehmen 
muß, denn dieſe Frage trägt einen aſiatiſchen, nicht einen ſpezifiſch 
indiſchen Charakter. Summieren wir all dieſes Material an Vermutungen 
und Tatſachen, ſo tönt uns aus dieſer engliſch-ruſſiſchen Vereinbarung 
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viel Zukunftsmuſik entgegen, und ein großer Teil der Inſtrumente iſt 
zweifellos verſtimmt. 

Die bisher erfolgten Vorwahlen zur dritten Duma 
ergaben bis zum 9. Oktober 885 Wahlmänner, die der linken Gruppe, 
von den Sozialrevolutionären bis zu den Kadetten, 1834, die der rechten 
angehören, wobei wir allerdings vorausſetzen, daß der offiziöſe Telegraph 
diesmal gewiſſenhafter berichtet, als zur Zeit der Wahlen für die zweite 
Duma. Iſt das der Fall, ſo iſt es wohl möglich, daß ſich die neue Ver— 
ſammlung als arbeitsfähig erweiſt. Auch ſcheinen nach einer Erklärung 
Miljukows die Kadetten von den offenkundigen Revolutionären ab— 
ſchwenken zu wollen. Wir werden es ihnen glauben, wenn ſie ſich in 
der Duma bereit finden, den politiſchen Mord rückhaltlos zu verurteilen, 
was ſie zweimal zu tun ſich weigerten. Höchſt bedenklich wäre auch ein 
Überwiegen der äußerſten Rechten. Sie iſt unduldſam, gewaltſam, unver— 
ſtändig. Aber wir glauben, daß die beſonnenen Elemente, die Fortſchritt 
ohne Umſturz vertreten, mehr und nachdrücklicher zu Worte kommen wer— 
den, als es in den beiden erſten Dumas geſchah. Sollte auch dieſer dritte 
Verſuch des Zaren, die Verheißungen vom 17./30. Oktober zu verwirk 
lichen, an Radikalismus und Unvernunft ſcheitern, ſo könnte damit 
leicht der Gedanke der Wahlvertretung auf der Baſis eines allgemeinen 
Wahlrechts zu Fall kommen. Zu einem Abſchluß iſt die ruſſiſche Revo— 
lution noch keineswegs gekommen; Morde, Raubanfälle, Brandſtif— 
tungen, Bombenattentate dauern fort. Auch die revolutionären Or— 
ganiſationen beſtehen noch, und ihre Proklamationen predigen nach wie 
vor den völligen Umſturz. Nichts wäre gefährlicher, als wenn die jetzt 
noch ziemlich ſtraff angezogenen Zügel plötzlich nachgelaſſen würden. 
Alle Erſcheinungen der ſchlimmſten Revolutionstage würden ſich wieder— 
holen. 

In den marokkaniſchen Wirren iſt ein entſcheidender 
Wendepunkt noch nicht eingetreten. Die Verhandlungen von Abd el 
Aziz mit M. Regnault und die franzöſiſchen Erfolge um Caſablanca 
können die Tatſache nicht beſeitigen, daß die Aufregung im Lande fort 
dauert und daß Mulay Hafid mit ſeinen Anhängern noch eine Macht 
bedeutet, mit der gerechnet werden muß. Es iſt eine Illuſion, anzu 
nehmen, daß die Hand des Sultans weiter reicht, als die Flinten ſeiner 
Mahalla, und ebenſo der Einfluß Frankreichts weiter als ſeine Kanonen 
und ſeine Francs. Die Dinge lägen anders, wenn Marokko ein wirk— 
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licher Einheitsſtaat wäre. Aber es iſt eine loſe Föderation zahlreicher 
Stämme, die in Bewegung geraten ſind, wie ein aufgeſtörter Weſpen— 
ſchwarm. Es iſt ſchwer anzunehmen, daß ſie ſich bald beruhigen werden. 
Inzwiſchen läßt ſich nur anerkennen, daß Frankreich ſich an die Beſtim— 
mungen von Algeciras hält. Was wir bedauern iſt, daß die franzöſiſchen 
und deutſchen Unternehmer auf marokkaniſchem Boden ſich nicht von 
Fall zu Fall verſtändigen, eventuell aſſoziieren. Das Ergebnis wäre 
beiden Teilen vorteilhaft und würde die friedliche Erſchließung Marokkos 
in geſunde Bahnen leiten. 

Die Entſendung des amerikaniſchen Geſchwaders in 
den Großen Ozean erfolgt im Dezember. Sie wird zeigen, daß 
die Vereinigten Staaten auf einen Einfluß im Pacifie keineswegs ver— 
zichtet haben, und das kann nur erfreulich ſein. 


* 


18. Oktober 1907. Schließung der zweiten Haager Friedenskonferenz. 
19. Oktober. Vertagung der ſerbiſchen Stuptſchina. 
20. Oktober. Zuſammenſtoß zwiſchen Franzoſen und Marokkanern bei Taddert. 


23. Oktober 1907. 

Es heißt, daß Herr Pichon ein neues Gelbbuch über die Marok— 
kaniſche Frage veröffentlichen wird, das damit an die entſprechende 
Publikation Rouviers anknüpfen wird, die bis zum September 1905 
reichte. Das iſt ſehr erfreulich, denn je mehr Licht auf dieſes heikle 
Problem fällt, um ſo eher wird es möglich ſein, es wirklich unparteiiſch 
zu beurteilen, vorausgeſetzt natürlich, daß der Stoff nicht allzu ein— 
ſeitig traktiert und Dokumente von entſcheidender Bedeutung, wie der 
franzöſiſch-ſpaniſche Vertrag über Marokko, von dem nur der unweſent— 
lichſte Teil bekannt geworden iſt, nicht vorenthalten werden. Wir haben 
ſchon neulich hervorgehoben, daß das offizielle Frankreich ſich in den 
Grenzen des Vertrages von Algeciras bewegt. Dennoch erſcheint uns 
die Geſamtlage unſicher und kritiſch. Zwiſchen den offiziellen Nachrichten 
und dem, was auf privatem Wege bekannt wird, beſteht häufig ein 
ſchreiender Gegenſatz, und die franzöſiſchen Zeitungen machen ſelbſt aus 
der Divergenz kein Hehl. Sehen wir recht, ſo fällt der Schwerpunkt 
im Augenblick auf die pekuniäre Seite der Frage. Erhält Abdul Aziz 
von Frankreich ſo viel Geld, daß er ſeine Truppen löhnen und einen 
Teil der rebelliſchen Stämme gewinnen kann, ſo ſteigen ſeine Ausſichten, 
Mulay Hafids mächtig zu werden, aber es ſteigert ſich zugleich ſeine 
Abhängigkeit von Frankreich und eben damit auch die Feindſeligkeit, 
die ihm die ungeheure Majorität des marokkaniſchen Volkes entgegen— 
trägt. Denn darüber wird man ſich auch in Frankreich nicht täuſchen, 
daß die Bewegung in Marokko einen faſt ausſchließlich antifranzöſiſchen 
Charakter trägt. Neuerdings behaupten ſpaniſche Blätter, daß dieſe Feind— 
ſeligkeit von der algeriſchen Grenze ſich auf das Riff ausgedehnt habe, 
und das führt in Summa zum Schluß, daß Vereinbarungen, die mit 
Abdul Aziz abgeſchloſſen werden, ſehr leicht hinfällig werden können. 
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Die militäriſchen Operationen Frankreichs aber finden ihre Grenzen an 
den klimatiſchen Verhältniſſen und an der geographiſchen Konfiguration 
des Landes, ſowie an dem lockeren Zuſammenhang des marokkaniſchen 
Staatsweſens. Nur ein harter und energiſcher Sultan hat es verſtanden, 
ſich Gehorſam bei den Stämmen zu ſchaffen und Abdul Aziz kann, wie 
es ſcheint, zwar gelegentlich hart ſein — wie die Niedermetzelung der 
Angehörigen jener Boten zeigt, die Abdul Hamid nach Europa geſandt 
hat — aber Energie und Umſicht hat er bisher nicht erwieſen. So ſpricht 
alle Wahrſcheinlichkeit für einen Bürgerkrieg, und für Frankreich rückt die 
Verdrießlichkeit und die Gefahr eines Guerillakrieges immer näher, in 
welchem der Gegner ſchwer zu faſſen und mit den bisher aufgewandten 
Streitkräften ein durchſchlagender Erfolg gewiß nicht zu erzielen iſt. 
Dazu kommt, daß ein Vorgehen, wie es bei dem Bombardement von 
Caſablanca geſchah, mehr die europäiſche, als die einheimiſche Be— 
völkerung der Stadt geſchädigt hat. Wir wiſſen, daß die zahlreichen 
Engländer in Marokko ſich über den Gang der franzöſiſchen Politik ſehr 
bitter äußern, und wenn ſie heute mit ihren Klagen bei der engliſchen 
Regierung nicht Gehör finden, ſo bleibt doch die Tatſache beſtehen, daß 
erſt das ungeſchickte Vorgehen gegen Caſablanca dem in leidliche Bahnen 
geführten franzöſiſch-marokkaniſchen Konflikt neue Schärfe gegeben hat. 
Wenn jetzt die Schlappe, die ein unvorſichtiger Kapitän ſich bei Caſa— 
blanca zugezogen hat, zu neuen Konflikten führen ſollte, wird man ſich 
nur ſchwer der Argumentation des „Journal“ anſchließen, wenn es 
ſchreibt: „Bisher konnten wir abwarten und im Verteidigungszuſtand 
bleiben, jetzt ſind wir herausgefordert worden. Wir müſſen 
unſere Toten rächen und den neuen Gegner unſere Stärke fühlen laſſen, 
alles muß von neuem begonnen werden“; man fragt ſich vielmehr, ob 
nicht der Kapitän Ihler der Herausfordernde geweſen iſt! Doch darüber 
wollen wir nicht ſtreiten, auch glauben wir nicht, daß die franzöſiſche 
Regierung ſich der Anſicht des „Journal“ anſchließen wird. Aber das 
eine ſehen wir deutlich, daß die Strafexpedition in Caſablanca in einen 
Krieg auszumünden droht, was gewiß nicht notwendig war. 

Die „Weſtminſter Gazette“, das offiziöſe Organ der engliſchen 
Regierung, faßt die Lage am 18. Oktober folgendermaßen zuſammen: 

„Die Verhandlungen, welche jetzt zwiſchen den Vertretern Frank— 
reichs und Sultan Abdul Aziz in Rabat ſtattfinden, ſetzen die Geduld 
der franzöſiſchen Patrioten auf eine ſchmerzliche Probe. Der Sultan, 
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ſagen ſie, muß ſofort Geld erhalten, ſonſt bricht das ganze Syſtem der 
marokkaniſchen Regierung zuſammen. Was ſoll dann geſchehen, oder 
wenn der Sultan abdankt, um in Europa in unrühmlichem Wohlleben 
ſeine Schätze zu verpraſſen? Dann ſtände Frankreich einer allgemeinen 
Anarchie gegenüber, die nur durch das Vorrücken Mulay Hafids durch— 
brochen würde, der trotz des ungünſtigen Empfanges, den ſeine Boten 
in Berlin gefunden haben, wahrſcheinlich aus europäiſchen Quellen, und 
unter veränderten Verhältniſſen ſogar von europäiſchen Mächten Geld 
erhalten könnte. Und dabei werden die franzöſiſchen Truppen in Caſa 
blanca als „tatſächlich in der Defenſive befindlich“ bezeichnet, auch leiden 
ſie Mangel an gutem Waſſer und Feuerung während der ſchlechten 
Jahreszeit. Wartet das franzöſiſche Miniſterium auf die Eröffnung der 
Kammer, um zu ſehen, ob ſeine radikalen und ſozialiſtiſchen Freunde 
ihm geſtatten werden, ſich weiteren Verwickelungen auszuſetzen? Man 
tröſtet ſich damit, daß der Zeitverluſt nur durch den Wunſch veranlaßt 
wird, zu einem präziſen Abkommen mit dem Sultan zu gelangen. Aber 
wenn dieſe Verſtändigung nicht ſehr bald erfolgt, kann eine ernſte Kriſis 
in Marokko und eine ernſtere in Europa beginnen. Inzwiſchen iſt in 
Spanien gegen jede Aktion der ſpaniſchen Regierung, die über den 
Buchſtaben der Akte von Algeciras hinausgeht, ein erneuter energiſcher 
Proteſt eingelegt worden.“ 

Die „Weſtminſter G.“ knüpft hieran keinerlei Betrachtungen, ſo daß 
ſich ihre Meinung nicht erkennen läßt. Wir haben ähnliche Erwägungen 
vornehmlich in den konſervativen franzöſiſchen Blättern, z. B. im „Gau 
lois“, gefunden, und wenn wir auch nicht an die „ernſtere Kriſis in 
Europa“ glauben, ſcheinen uns die Sorgen jener „franzöſiſchen Patri 
oten“ doch keineswegs ohne reales Fundament zu ſein. Wenn Frankreich 
unvorſichtige Rekognoszierungen durch Aufwendung großer Kampfes 
mittel rächen will, wie das „Journal“ vorſchlägt, ſteuert es in einen 
Krieg hinein, der allerdings im allgemeinen europäiſchen Intereſſe nur 
als wenig opportun bezeichnet werden kann. Kriege mit islamiſchen 
Völkern nehmen notwendig den Charakter von Religionskriegen an, und 
zurzeit iſt der Islam ohnehin in großer Erregung. 

Inzwiſchen hat erfreulicherweiſe die Kommiſſion zur Verteilung des 
Vorſchuſſes, den der Reichstag den durch das Bombardement geſchädigten 
Deutſchen bewilligt hat, ihre Arbeiten unter dem Vorſitze unſeres Kon 
ſuls begonnen. Es iſt alle Ausſicht vorhanden, daß umſichtig und raſch 
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gearbeitet wird, ſo daß unſer Handel, der freilich durch das Stocken der 
Geſchäfte noch weitere Verluſte erleidet, wenigſtens Ausſicht hat, ſich 
einigermaßen zu erholen. 

Es iſt uns aufgefallen, in wie peſſimiſtiſchen Tönen die ruſſiſchen 
Zeitungen neuerdings die türkiſchen Angelegenheiten be- 
urteilen. Eine Konſtantinopeler Korreſpondenz des „Golos Moskwy“ 
will wiſſen, daß die ruſſiſche Revolution auf türkiſchen Boden hinüber— 
zuſchlagen beginne. In den Kaſernen der mit dem Schutz des Jildiz 
Kiosk betrauten Leib-Gardediviſion ſeien mehr als zehn Handbomben 
gefunden worden, und die Unterſuchung habe die den Sultan umgebenden 
albaniſchen Schützen als verdächtig erwieſen. Auch viele Offiziere der 
Garniſon von Konſtantinopel und Gemeine der 1. Diviſion ſeien arretiert 
worden. Dazu hätten die aus Bruſſa herangezogenen Erſatzmannſchaften 
den Gehorſam verweigert, wenn man ihnen nicht vorher den ſchuldigen 
Sold auszahle. Der Sultan habe ſie befriedigt, aber ſogleich fortgeſchickt. 
Die meuternden Junker der Militärſchule habe einer von den in türki— 
ſchen Dienſten ſtehenden preußiſchen Generale (Brinken Paſcha) nur 
mühſam beruhigt, dann aber arretieren und ins Meer werfen laſſen (2). 
Es ſchließt ſich daran eine lange Ausführung über den ſchädlichen Einfluß 
der Albaner und ſtarke Ausfälle gegen den Sultan und ſeine Umgebung, 
die uns entſchieden übertrieben ſcheinen. Parallel damit geht eine 
Korreſpondenz der „Nowoje Wremja“ aus Teheran, die ſich gegen die 
Übergriffe der Türken an den perſiſchen Grenzen richtet. Der türkiſche 
General Mahommed Feiſi Paſcha habe die kurdiſche Reiterei der Perſer 
gewonnen und die große Mehrzahl dieſer Kurden bewogen, in das 
türkiſche Lager überzugehen. Die Folge ſei eine ungeheure Aufregung 
im perſiſchen Parlament geweſen, und der Antrag der Linken, ein all— 
gemeines Aufgebot gegen die Türkei anzuordnen. Dabei beſtehe der 
Verdacht, daß die perſiſche Regierung insgeheim die Türkei begünſtige, 
um mit ihrer Hilfe die konſtitutionelle Bewegung niederzuſchlagen. Nun 
hat es mit dem türkiſch-perſiſchen Grenzkonflikte ſeine Richtigkeit, aber 
es ſind von alters her ſtrittige Gebiete und die nomadiſchen Stämme 
an der Grenze nie ſichere Untertanen des einen oder des anderen Staates 
geweſen. Bisher jedenfalls ſind die Beziehungen zwiſchen der Türkei 
und Perſien noch friedliche, und über gegenſeitige Anfragen iſt der Grenz— 
konflikt nicht hinausgegangen. Weit größer iſt in Teheran die Erregung 
über die ruſſiſch-engliſche Vereinbarung, die als na- 
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tionale Beleidigung empfunden wird. Die neue Gedankenwelt, in der 
ſich die Bevölkerung bewegt, die, ſoweit die hiſtoriſche Erinnerung zu— 
rückreicht, in deſpotiſchem Regiment erwachſen war, hat ein politiſches 
Ehrgefühl und einen Ehrgeiz hervorgerufen, die früher auf dieſem Boden 
nicht exiſtierten und in Zuſammenhang mit jenem Erwachen des Orients 
ſtehen, der einer völlig neuen Entwicklung die Bahn freizumachen ſucht. 
Wir finden ähnliche Erſcheinungen auch in Agypten. Jede Nummer 
des „Etendard Egyptien“ legt davon Zeugnis ab und ſucht zugleich das 
nie erloſchene Intereſſe Frankreichs an der Entwicklung Agyptens gegen 
das verhaßte Regiment Englands auszuſpielen. Es iſt im Grunde die— 
ſelbe Bewegung, der England in Indien gegenüberſteht, nur mit 
dem Unterſchiede, daß ſie in Agypten die niederen Volksſchichten weniger 
ergriffen hat und mehr literariſch als national zu ſein ſcheint. In Indien 
aber ſchreitet die antiengliſche Bewegung mit elementarer Kraft weiter, 
und Keir Hardie, der jüngſt Indien bereiſte, um für ſeine ſo ale 
Ideale Propaganda zu machen, hat damit gewiß ſeinem Volke keinen 
Dienſt geleiſtet. Die vorhandenen Zündſtoffe ſind ohnehin gefährlich 
genug. Nun hat die engliſche Regierung durch Veröffentlichung ihrer 
Reform der Councils die gebildeten Kreiſe ihrer indiſchen Opponenten 
zu gewinnen geſucht, aber der Verſuch kann endgültig als geſcheitert 
betrachtet werden. Mit ſolchen Abſchlagszahlungen iſt es nicht gemacht, 
und wenn der Gegenſatz zwiſchen Mohammedanern und Hindus das 
Syſtem des divide et impera noch aufrechterhält, läßt ſich doch nicht 
verkennen, daß der engliſchen Herrſchaft hier eine wirklich ernſte Gefahr 
droht. Kenner, und unter ihnen vornehmlich Engländer, geben einen 
Teil der Schuld daran dem Hochmut des engliſchen Beamtentums, 
namentlich in ſeinen unteren Schichten, aber auch das würde die indiſche 
Bewegung nicht hervorgerufen haben, wenn nicht eine völlige Wandlung 
der Geiſter ſeit dem ruſſiſch-japaniſchen Kriege ſich vollzogen hätte. Sie 
zurückzuſchrauben aber ſcheint faſt unmöglich. Man hat es mit der Ver— 
haftung und Verſchickung der Führer verſucht; ſo wurde z. B. der viel— 
genannte Babu Bepin Chandra Pal kürzlich wegen aufreizender Reden 
zu 6 Monaten Gefängnis verurteilt. Aber dieſe „Märtyrer“ der natio— 
nalen Bewegung werden dadurch nur um ſo populärer. Auch der Preſſe 
vermag England nicht Herr zu werden, ſie hat es zu erſtaunlicher Voll— 
kommenheit in der Kunſt gebracht, ſo zu ſchreiben, daß ihr das Gericht 
keine Schuld nachweiſen kann, und doch ihren Leſern verſtändlich den 
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Kampf gegen England zu predigen. Dazu kommt, daß dieſe Zeitungen, 
da ſie in engliſcher Sprache erſcheinen, in ganz Indien von allen Ge— 
bildeten verſtanden werden und damit Organe der Verſtändigung ge— 
ſchaffen ſind, die noch vor 20 Jahren nicht exiſtierten. Auch von außen 
her wurde die indiſche Bewegung literariſch gefördert, ſo durch den 
„Gaelie American“, der in New Vork erſcheint und als Organ des Sin 
Fein (Wir ſelbſt) im iriſchen Intereſſe in alle englischen Wunden rückſichts— 
los eingreift, oder durch den in London herausgegebenen „Indian 
Socialiſt“, oder durch die „Juſtice“, Organ des Sozialagitators Hynd— 
man. Alle drei Zeitungen ſind neuerdings für Indien verboten worden, 
ohne daß ſich viel Erfolg davon verſprechen läßt. Was die Inder wünſchen, 
iſt nationale Selbſtregierung, zunächſt nach dem Muſter der großen 
engliſchen Kolonien, um in Zukunft einmal zur vollen Selbſtändigkeit 
zu gelangen. Das mag, wenn man Bildungsſtand, Charaktereigen— 
ſchaften und Temperament der Inder in Betracht zieht, noch für weite 
Zeiträume eine Utopie ſein, aber das leidenſchaftliche Verlangen nach 
dem Ziel iſt ſchon jetzt eine Gefahr, darüber iſt auch in England nur 
eine Meinung. Man ſteht ihrem jetzigen Stadium ſo gut wie ratlos 
gegenüber und wird erſt wiſſen, was geſchehen ſoll, wenn die Notwendig— 
keit eintritt, einen Aufſtand niederzuſchlagen. 

Wie weit das Erwachen Chinas in eine fremdenfeindliche 
Bewegung ausmünden wird, läßt ſich noch nicht vorherſagen. Viele 
Anzeichen ſprechen eher für eine antidynaſtiſche Bewegung, in der der 
tiefe Gegenſatz zwiſchen Chineſen und Mandſchus ihren Ausdruck fände. 
Aber es iſt auch möglich, daß beides nebeneinander hergeht. Nun ſucht 
die Kaiſerin jetzt unter dem Einfluß des Chineſen Juanſchikai, der ein 
wirklich bedeutender Mann zu ſein ſcheint, ihrer Dynaſtie ein neues 
Fundament durch Einführung parlamentariſcher Inſtitutionen zu geben, 
für deren Vorbereitung ſie einen Ausſchuß, den Tſutſchengyan, ein— 
geſetzt hat, der, wie jüngſt in der „Kreuz-Zeitung“ vom 20. Oktober 
ausgeführt wurde, dem Genrain nachgebildet iſt, der in Japan von 
1874 bis 1890 fungierte und den Übergang zu modernen Verfaſſungs— 
formen vorbereitete. Seine beſondere Aufgabe war, Geſetzentwürfe zu 
begutachten und bald auch aus eigener Initiative vorzubereiten. Es iſt 
die vorausgegangene Verwirklichung des Gedankens, den auch Kaiſer 
Nikolaus II. und ſeine Staatsmänner urſprünglich ins Auge gefaßt 
hatten, um das Verlangen der ruſſiſchen Nation nach Teilnahme am 


G 


e 


— 333 — 


Regiment zu befriedigen und es zu weiterer Mitarbeit zu erziehen. 
Man kann nur bedauern, daß die Ungeduld des ruſſiſchen Volkes dieſes 
Übergangsſtadium nicht glaubte hinnehmen zu können; die politiſchen 
Kämpfe der letzten Jahre wären ihm erſpart worden. 

Doch, wie dem auch ſei, der Weg, den China einſchlägt, führt in 
neue Bahnen, und es hieße die Chineſen unterſchätzen, wenn man an 
nehmen wollte, daß ſie nicht reif ſind, auf ihnen zu ſchreiten. Auch das 
wäre ein Irrtum, anzunehmen, daß ſie dieſen Schritt unter japaniſchem 
Einfluß tun. Es ſteht nichts feſter, als daß China keine Neigung hat, 
ſich von Japan führen oder gar bevormunden zu laſſen. Die Bewegung 
könnte eher als antijapaniſch bezeichnet werden und wird, wenn auch 
nach abendländiſch europäiſchen Muſtern, im Effekt etwas ganz national 
Chineſiſches ins Leben rufen. 

Summieren wir dieſe neuen Regungen politiſchen Lebens auf 
aſiatiſchem Boden, ſo geben ſie zwar keinen äußeren Zuſammenhang, 
aber ihnen allen iſt das eine gemeinſam, daß ſie in ihren nationalen 
Beſtrebungen nach langer Stagnation plötzlich ſich einer Reform ihrer 
inneren ſtaatlichen Ordnung zugewandt haben, und zwar die techniſchen 
Errungenſchaften unſerer modernen Kultur anzunehmen entſchloſſen 
ſind, im übrigen aber ein nationales Selbſtgefühl zeigen, das von fremder 
Vormundſchaft nichts wiſſen will. China und Japan haben ſich dabei 
auch finanziell emanzipiert, oder ſind auf dem Wege es zu tun. Die 
Schwäche Perſiens und der Türkei, in der die gleichen politiſchen 
Wünſche noch nicht offen an die Oberfläche treten können, geht darauf 
zurück, daß ſie in dieſer Hinſicht weit zurückgeblieben ſind, aber in Perſien 
ſtehen wir vielleicht vor einer Wendung zum Beſſeren. Im allgemeinen 
iſt für die islamiſchen Staaten der Fortſchritt ſchwieriger als für die 
anderen. 

Die Anſichten über die Zuſammenſetzung derruſſiſchen Duma 
gehen noch immer weit auseinander. Der Korreſpondent des „Journal 
des Débats“, deſſen Feindſeligkeit gegen Deutſchland wir ſchon mehr 
fach hervorgehoben und der auch jetzt die Gelegenheit an den Haaren 
herbeizieht, um zu erklären, daß nichts populärer wäre als ein Krieg 
gegen eine deutſche Invaſion (1), ſieht ſehr peſſimiſtiſch und glaubt 
nicht, daß eine arbeitsfähige Vertretung zuſtande kommen kann. Die 
Wahlergebniſſe ſcheinen aber ein günſtigeres Prognoſtikon zu verſprechen. 
Von 5455 Wahlmännern waren bis zum 18. Oktober gewählt: Gemäßigte 
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und Rechte 3030, Linke aller Schattierungen 1490, Parteiloſe und Un— 
beſtimmte 935. Das würde für die Duma folgendes Reſultat ergeben, 
wenn das Verhältnis bei den noch ausſtehenden Wahlen dasſelbe bleibt: 
Gemäßigte und Rechte 238 Deputierte, Linke 117, Polen 14, Partei- 
loſe und unbeſtimmter Parteizugehörigkeit 73. Fällt von den letzteren 
ein Drittel den Gemäßigten zu, ſo wäre das Schlußreſultat: Gemäßigte 
und Rechte 262, Linke aller Farben 180. So rechnet die „Nowoje Wre— 
mja“, und mit einer ſo zuſammengeſetzten Duma könnte die Regierung 
gewiß arbeiten. Aber es werden beſtimmt noch innerhalb der Parteien 
Wandlungen zu erwarten ſein. Ein Teil der Kadetten ſcheint ſich mehr 
nach rechts wenden zu wollen, ſo daß zeitweilig ſogar von einem Zu— 
ſammenſchluß von Oktobriſten und Kadetten die Rede war. Das aber 
iſt, obgleich Miljukow ſich von den offenen Revolutionären losgeſagt 
hat, ſchließlich doch in nichts zergangen. Auch wollen wir nicht vergeſſen, 
daß auf dem Kongreß der ruſſiſchen Sozialdemokraten in London aus— 
drücklich von ihnen beſchloſſen wurde, die Kadetten zu bekämpfen. Jeden— 
falls kann man darauf rechnen, daß die dritte Duma eine andere Phy— 
ſiognomie zeigen wird als ihre Vorgängerinnen. Wenn ſich eine Hand— 
voll wirklich bedeutender Männer in der Verſammlung findet, erleben 
wir vielleicht noch den Schluß der ruſſiſchen Revolution. 

Zunächſt iſt ſie freilich noch in vollem Gange. Die „Retſch“ ſtellt 
für die Zeit vom 13. September bis 13. Oktober die folgende Liſte der 
Opfer der Revolution zuſammen: 

Die Kriegsgerichte ſprachen 84 Todesurteile, davon wurden voll— 
zogen 34. In Petersburg wurden 7 hingerichtet. In derſelben Zeit 
wurden bei Zuſammenſtößen mit den Revolutionären getötet: Privat— 
perſonen 34, Beamte 73, verwundet Beamte 76, Privatperſonen 96. 
Dabei ſind die Opfer des Bundes ruſſiſcher Männer in Odeſſa, Sim— 
feropol und anderen Städten nicht mitgezählt. Bewaffnete Überfälle 
165, geraubt wurden 500 000 Rubel, Bomben, Waffenniederlagen und 
Exploſivſtoffe wurden in 34 Fällen entdeckt! 

Zurzeit weilt Herr v. Iswolski in Paris, wo er dieſe Woche hindurch 
zu bleiben denkt, dann ſoll er, wie wir hören, ſeine politiſche Rund— 
reiſe in Berlin zum Abſchluß bringen. 

Der „Gil Blas“ behauptet, daß Herr v. Iswolski mit Mr. Clemenceau 
vornehmlich folgende Fragen beraten werde: Auslegung einer ruſſiſchen 
Anleihe in Paris, Reviſion der franko-xuſſiſchen Militärkonvention, Ver— 
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öffentlichung des diplomatiſchen Teiles der ruſſiſch-franzöſiſchen Allianz, 
endlich für den Fall, daß die Anleihe ausgelegt werden ſollte, Geneh— 
migung der Garantie durch die Duma. 

Punkt 1 iſt in Rußland offiziell dementiert worden, Rußland brauche 
für das laufende Jahr keine Anleihe. Ob die übrigen Punkte gleiche 
Glaubwürdigkeit beanſpruchen dürfen, vermögen wir nicht zu entſcheiden. 

Am 18. Oktober iſt die zweite Haager Friedenskon⸗ 
ferenz geſchloſſen worden. Sie hat 125 Tage die Vertreter faſt aller 
Staaten der Welt in heißer Arbeit beſchäftigt. Das Urteil über die 
Ergebniſſe der Arbeit geht weit auseinander; „Times“ und „Temps“ 
z. B. ſind nicht eben nachſichtig, wenn auch nicht auf Grund derſelben 
Erwägungen. Am günſtigſten iſt wohl das Urteil bei uns ausgefallen. 

Es lag die Befürchtung vor, daß einerſeits utopiſtiſche, andererſeits 
einſeitig nationale Strömungen die Überhand gewinnen könnten. Beide 
Klippen ſind glücklich vermieden worden, und was uns als Ergebnis der 
Arbeiten vorliegt, trägt den Intereſſen der Geſamtheit Rechnung und 
verläßt nicht die Grenzen des Ausführbaren, wobei freilich vorausgeſetzt 
wird, daß den Beſchlüſſen der Konferenz, wenn einmal der Augenblick 
kommt ſie praktiſch anzuwenden, kein übler Wille entgegenarbeitet, der 
ſtark genug iſt ſich durchzuſetzen. 

Wir heben hier nur die wichtigſten Reſultate hervor. Vor ällem 
iſt darauf hinzuweiſen, daß die Grundſätze, die von der Genfer Kon— 
vention für den Landkrieg feſtgeſetzt waren, auf den Seekrieg ausgedehnt 
worden ſind. Damit fällt die ältere Haager Konvention vom 29. Juli 
1899 für diejenigen Mächte, welche der neuen Konvention beigetreten 
ſind, während ſie für die Mächte in Kraft bleibt, welche die neue Kon— 
vention nicht ratifizieren. 

Die Konvention über die Einſetzung eines internationalen Priſen— 
gerichts umfaßt in 4 Kapiteln 57 Artikel, die im weſentlichen beſtimmen, 
daß in ſtrittigen Fällen ein Priſengericht darüber zu entſcheiden hat, 
ob bei Wegnahme eines Handelsſchiffes oder ſeiner Ladung es ſich um 
ein neutrales oder feindliches Gut handelt, und daß von einem nationalen 
Priſengericht an einen internationalen Priſengerichtshof appelliert wer— 
den kann. Es folgen Beſtimmungen über die Organiſation dieſes inter— 
nationalen Appellhofes, der aus 15 Richtern beſtehen und bei Anweſen— 
heit von 9 Richtern als beſchlußfähig gelten ſoll. Dieſen Richtern werden 
alle Privilegien von diplomatiſchen Vertretern geſichert. 
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Die Konvention über Rechte und Pflichten der neutralen Mächte 
und Perſonen während eines Landkrieges beſtimmt, daß Territorien 
neutraler Mächte als unverletzlich gelten, daß die kriegführenden Par— 
teien ſolche Territorien weder mit ihren Truppen paſſieren, noch Muni— 
tion oder Proviant durchführen dürfen. Die Anlage von Telefunken— 
ſtationen oder ähnlichen Anſtalten, die ausſchließlich militäriſchen Zwecken 
dienen, wird im Gebiet einer neutralen Macht den Kriegführenden 
ſchon vor dem Kriege unterſagt. 

Der Eröffnung von Feindſeligkeiten hat eine nicht mißverſtändliche 
Warnung vorauszugehen, die entweder die Form einer Kriegserklärung 
mit Angabe der Kriegsgründe, oder aber die eines Ultimatums mit 
eventueller Kriegserklärung haben ſoll. 

Endlich ſind die Geſetze und Uſancen, die im Landkriege Geltung 
haben ſollen, zuſammengeſetzt worden und nicht nur auf die aktive 
Armee, ſondern auch auf die Miliz und die Organiſationen von Frei— 
willigen ausgedehnt worden. 

Dazu kamen dann drei Deklarationen, die einhellig angenommen 
worden ſind und zwar 1. Anerkennung des Prinzips obligatoriſchen 
Schiedsgerichte; 2. daß Fragen, welche die Auslegung und Anwendung 
internationaler Konventionen betreffen, ohne jede Ausnahme durch 
internationalen Schiedsſpruch entſchieden werden können; endlich 3. daß 
die zweite Haager Konferenz die Reſolution der erſten in betreff der 
Einſchränkung der Militärlaſten beſtätigt, und da ſeither dieſe Laſten 
erheblich geſtiegen ſind, erklärt, daß es in höchſtem Grade wünſchens— 
wert ſei, daß die Regierungen dieſe Frage aufs neue mit allem Ernſt 
ſtudieren. 

Als „Wünſche“ der Konferenz wurden den Konferenzmächten 
empfohlen: 

Annahme einer (im Entwurf vorliegenden) Konvention über Be— 
gründung eines Schiedsgerichtshofes, der einzuſetzen wäre, ſobald Über— 
einſtimmung über die Wahl der Richter und über die Verfaſſung des 
Gerichts erreicht iſt; im Kriegsfalle durch Zivil- und Militärautoritäten 
den friedlichen Verkehr, ſpeziell in bezug auf Handel und Induſtrie, 
zwiſchen der Bevölkerung der kriegführenden und der neutralen Staaten 
zu ſichern und zu ſchützen; die Frage der Militärlaſten Fremder, die 
ſich auf dem Gebiet anderer Staaten niedergelaſſen haben, durch be— 
ſondere Konferenzen zu regeln; in das Programm der nächſten Kon— 
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ferenz ein Reglement über die Rechte und Gewohnheiten des See— 
kriegs aufzunehmen und jedenfalls nach Möglichkeit auf den Seekrieg 
die für den Landkrieg geltenden Grundſätze in Anwendung zu bringen. 
Endlich, daß jede der Mächte, die die Haager Konvention unterzeichnet 
haben, durch Sendung von Bau- und Ziermaterial jeder Art am Auf— 
bau des „Friedenspalaſtes“ mitwirkt, ſo daß dieſer Palaſt als Ausdruck 
allgemeiner Hoffnung und allgemeinen Willens auch aus dem Material 
aller Länder erbaut werde. Die Berufung einer dritten Konferenz nach 
Ablauf von etwa 8 Jahren, und 2 Jahre vorher die Einberufung eines 
Komitees, welches die Vorarbeiten zu beſorgen und eine Geſchäfts— 
ordnung auszuarbeiten hätte, bildet das Schlußdeſiderium. 

Wir wollen das weitere Deſiderium daran knüpfen, daß der in dem 
Kongreß ſo aufrichtig zum Ausdruck gekommene Wunſch nach Frieden 
ſich verwirkliche. 

Die Sorge, mit der die Nachricht von der Erkrankung unſeres all— 
verehrten Bundesgenoſſen, des Kaiſers Franz Joſef begleitet 
worden iſt, ſcheint erfreulicherweiſe ſich nicht zu rechtfertigen. Die 
deutſche Nation hofft ihn noch lange in Geſundheit zum Heil ſeiner 
Staaten am Regimente zu ſehen. 


Schiemann, Deutſchland 1907. 


IV 
1 


24. Oktober 1907. Erdbeben in Kalabrien. 

25. Oktober. Die Franzoſen beſetzen Magador. 

26. Oktober. Demiſſion des norwegiſchen Miniſterpräſidenten Michelſen. Kabinett Loevland. 
27. Oktober. Beginn der Wahlen zur 3. Duma. 

28. Oktober. Das ſpaniſche Königspaar in Paris. 


30. Oktober 1907. 

Der Hiſtoriker und Publiziſt Waliszewski, dem wir eine 
Reihe geiſtvoller Monographien zur Geſchichte Rußlands vom 16. bis 
zum Ende des 18. Jahrhunderts danken, hat kürzlich in der „Nowoje 
Wremja“ ein Feuilleton veröffentlicht, dem er die Überſchrift gibt „Krank— 
hafter Schrecken“. Was er beweiſen will iſt, daß Rußland, ſobald es 
ſich auf ſich ſelbſt beſinne, weder die Japaner noch auch die Revolution 
zu fürchten habe. Kuropatkin habe ſeine Rückzüge angetreten, bevor er 
geſchlagen war, gewiß nicht aus Mangel an phyſiſchem Mut, ſondern 
weil er unter dem moraliſchen Eindruck ſtand, den die wahrſcheinliche 
oder bereits vollzogene Umgehung ſeiner Poſition durch die Japaner 
auf ihn machte. Er fürchtete die Verantwortlichkeit vor möglichen durch 
die Einbildung vergrößerten Gefahren, und die Truppen waren durch 
die erſten überraſchenden Erfolge des Feindes demoraliſiert. Endlich 
habe auch Kuropatkin unter dem Bann geſtanden, durch den die innere 
Kriſis alle Köpfe in Rußland verwirrte. Ob Stöſſel, der auch unter der 
ſuggeſtiven Einwirkung der Geſamtſtimmung ſtand, ſich noch einige 
Wochen hätte halten können, wolle er nicht entſcheiden, wohl aber be— 
haupte er, daß nichts Rußland nötigte, den übereilten Frieden von Ports— 
mouth zu ſchließen. Gewiß hätten noch eine oder zwei Schlachten ver— 
loren gehen, noch einige Kilometer weiter abgerückt werden müſſen, 
aber was hätte das bedeutet, da doch Rußland ſeit der Mitte des 17. Jahr— 
hunderts faſt ohne Verluſte Tauſende von Kilometern weit vorgedrungen 
ſei. In Wirklichkeit ſei es die Angſt geweſen, daß die Goldvaluta zu Fall 
kommen könne, die Witte ſo mühſam durchgeführt hatte. 

„In Portsmouth habt ihr eure Schwäche durch Furcht vor der 
Revolution entſchuldigt, die damit drohte, daß ſie euren gegen die Ja— 
paner kämpfenden Soldaten den Dolch hinterrücks in den Nacken ſtoßen 
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werde. Aber war das nicht die Furcht vor einem Phantom? . . . Euch 
bannte krankhafte Angſt. Ihr habt erſt Gapon und ſeine Bande ge— 
fürchtet, dann die zweite Duma und ihre Rhetoren. Ihr habt vor Shilkin 
gezittert und aus Furcht vor Anikin keine Nacht ſchlafen können. Ich 
weiß nicht beſtimmt, ob ſie euch nicht heute noch ſchrecken . . . . . Jetzt, 
da die revolutionäre Agitation ſich immer mehr in ein Räuberweſen 
auflöſt, fürchtet ihr euch vor den Räubern, und eure Publiziſten ſtreiten, 
ohne ein Ende zu finden, darüber, ob der Staat oder die Geſellſchaft 
mit der Handvoll Taugenichtſe aufräumen ſolle, die am hellen Tage im 
Angeſicht der Polizei ihr Räuberhandwerk treiben. Das alles wäre 
höchſt lächerlich, wenn nicht ſo bittere Tränen, dank dieſen Tauge— 
nichtſen, vergoſſen würden.“ 

Waliszewski ſchließt mit der Erzählung perſönlicher Erlebniſſe. In 
Warſchau und Lodz ſei er durch die verrufenſten Straßen, unbewaffnet, 
gegangen und niemand habe ihm ein Leid angetan. Im Räubergebiet 
um Palermo habe er die entlegenſten Schluchten aufgeſucht, und wenn 
ihm verdächtige Perſönlichkeiten begegneten, habe er ſie nur ſcharf an— 
geſehen, und ſie ſeien vorübergegangen, ohne ihn anzutaſten. Es ſeien 
Phantome, die ja mitunter Fleiſch und Blut annehmen, deren Macht 
aber nur darauf zurückgehe, daß man ſie fürchte. „Schaut ihnen tapfer 
ins Auge und ihr werdet nicht mehr mit euren Armen den optiſchen 
Telegraphen ſpielen müſſen. Dieſe Art Gymnaſtik iſt ermüdend und 
lächerlich, es iſt die höchſte Zeit, daß ihr ſie aufgebt.“ Der Rat iſt ohne 
Zweifel gut, und gewiß haben die von Waliszewski geltend gemachten 
Urſachen ſowohl beim Abſchluß des Friedens von Portsmouth wie bei 
den unglücklichen Retiraden Kuropatkins mitgewirkt. Aber er unter— 
ſchätzt doch die Tatſache, daß die ruſſiſche Revolution eine Realität, 
kein Phantom war. Daß ihr ſehr bedeutende und ſehr gewaltſame 
Kampfesmittel zur Verfügung ſtanden und daß infolge einer verhängnis— 
vollen Erziehung zu ſittlicher Urteilsloſigkeit die revolutionäre Be— 
wegung faſt von der geſamten ruſſiſchen Jugend und von einem ſehr 
bedeutenden Teil der in amtlichen Stellungen ſtehenden ruſſiſchen 
Intelligenz getragen wurde, daß endlich die Entſtehung der agraren 
Leidenſchaften der Bauern ſich faſt wie eine Notwendigkeit aus der 
Leidensgeſchichte des ruſſiſchen Bauern ergab. Es iſt ja wohl denkbar, 
daß ein ſiegreiches Heer dem Staat die Mittel geboten hätte, dieſer 
elementaren Bauernbewegung raſcher und vollſtändiger Herr zu werden, 
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als heute geſchehen iſt; der eigentliche Kern der Revolution, die Richtung 
der Jugend, die ihre Ideale im Umſturz des Beſtehenden ſuchte, konnte 
mit dieſen Mitteln nicht getroffen werden. Auch das ſcheint er zu über— 
ſehen, daß in dem Verlangen nach Veränderung des geltenden Re— 
gierungsſyſtems ein Kern von Berechtigung lag. Reform auf dem Ge— 
biete der Verwaltung und der Agrarpolitik war allerdings unerläßlich 
und ebenſo eine Umbildung des geſamten Unterrichts und Erziehungs— 
weſens. Weil dieſe notwendigen Aufgaben von der Regierung nicht 
gelöſt wurden, wurden aus den Liberalen Radikale und aus dieſen 
Revolutionäre, und weil ſie auch heute noch nicht gelöſt ſind, kann auch 
nicht mit Recht behauptet werden, daß von der Revolution nur noch 
Räuberbanden als Reſt übriggeblieben ſeien. Wir haben Herrn Sto— 
lypin in ſeiner geſamten Tätigkeit mit unſerer Sympathie begleitet 
und rechnen es ihm hoch an, daß er wenigſtens den Schein geregelten 
ſtaatlichen Lebens wiederherzuſtellen vermocht hat, aber der ſchwierigſte 
Teil ſeiner Aufgabe liegt noch vor ihm. Die dritte Duma, mit der er 
ſeine Arbeit zu teilen haben wird, ſcheint ihm eine Majorität darbieten 
zu wollen, mit der die Regierung arbeiten kann. Auch hat dieſe nach 
allen Enttäuſchungen, die ihr die beiden erſten ruſſiſchen Vertretungs— 
körper brachten, vollauf Zeit gehabt die Vorlagen vorzubereiten, durch 
deren Annahme und Verwirklichung das Fundament für ein neues, 
glückliches Rußland gelegt werden ſoll. Wir glauben auch, daß ſolche 
Regierungsvorlagen in der Duma durchdringen werden — die un— 
geheuere Schwierigkeit liegt aber in der praktiſchen Ausführung der 
Reformen und in dem geordneten und gewiſſenhaften Funktionieren 
der Organe, denen ſie anvertraut werden. Denn das entſcheidende ſind 
die Menſchen, nicht die Formen. 

Nun wollen wir uns nicht den Peſſimismus zu eigen machen, den 
fait alle Ruſſen zeigen, mit denen dieſe Frage behandelt wird. Sie 
ſagen, wir haben keine Menſchen! Aber wie iſt das unter einer Nation 
von ſo ungeheuerer Kopfzahl denkbar? Herr Stolypin war nur ſehr 
wenigen bekannt, als der Zar ihn an die Spitze des Reiches berief, und 
im Kampf der Parteien iſt doch auch eine Reihe namhafter, einſichtiger 
und kenntnisreicher Patrioten in den Vordergrund getreten. Wir dürfen 
hoffen, daß ſie uns in der dritten Duma zeigen, daß ſie auch praktiſch 
zu arbeiten verſtehen. Die Schwierigkeit liegt in der Frage, wie die 
durch die Revolution vergiftete Generation der Gymnaſiaſten und 
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Studenten des letzten Dezenniums erſetzt werden ſoll, da es faſt aus— 
ſichtslos erſcheint, daß ſie noch von innen heraus geſundet. Dies iſt 
für Rußlands Zukunft das wichtigſte aller Probleme, und es ſcheint 
faſt unlösbar, wenn man bedenkt, daß es im Lande an nichts mehr 
fehlt, als an brauchbaren Volksſchullehrern, Elementar- und Gymnaſial— 
lehrern ſowie an Profeſſoren für die Univerſitäten. Man will eine 
neue Univerſität gründen und hat nicht die Lehrkräfte, um die vakanten 
Katheder an den alten Univerſitäten zu beſetzen. Das ſchmachvollſte 
Beiſpiel dafür iſt heute die Univerſität Dorpat, einſt die höchſtſtehende 
wiſſenſchaftliche und ethiſche Bildungsſtätte des Reiches. Es iſt völlig 
unverſtändlich, weshalb die Regierung ſich ſträubt, aus Jurjew wieder 
Dorpat zu machen und durch Herſtellung der alten von Alexander J. 
der Univerſität verliehenen Statuten auch den wiſſenſchaftlichen Austauſch 
wieder lebendig zu machen, der durch drei Menſchenalter zwiſchen Ruß— 
land und Deutſchland beſtand. Man duldet noch heute die in deutſcher 
Sprache unterrichtenden Petersburger Kirchenſchulen, und es iſt unter 
den zahlreichen Ruſſen, die in ihnen das Fundament ihrer Bildung 
erhielten, nur ein Urteil der Anerkennung über die Leiſtungen dieſer 
Schulen, aus denen gewiß keine Revolutionäre hervorgegangen ſind. 
In weit höherem Grade aber erzog die Univerſität Dorpat zu wiſſen— 
ſchaftlicher Bildung und zu politiſch feſter Geſinnung, und daß die bal— 
tiſchen Deutſchen wie die Ruſſen, die in dem alten Dorpat die beſtimmen— 
den Eindrücke ihres Lebens erhalten haben, dem Staate treue und 
tüchtige Diener in allen Lebensſtellungen lieferten, das werden wohl 
auch die nicht beſtreiten, die in den Chor der Ruſſifikatoren einſtimmten, 
als die Univerſität zugrunde gerichtet wurde. 

An bedeutenden politiſchen Ereigniſſen haben wir nur wenig zu 
verzeichnen. In Frankreich ſind am 22. Oktober die Kammern 
wieder zuſammengetreten, und es hat lebhafte Debatten über die Frage 
gegeben, ob die Landesverteidigung in genügendem Stande ſei. Die 
Kammer hat durch ein Vertrauensvotum von 400 Stimmen gegen 
80 die Frage bejaht. Aber in zwei der bedeutendſten Pariſer Blätter 
hat ſich dagegen ein ernſter Widerſpruch erhoben, St. Malo im „Journal 
des Débats“ und General Langlois im „Temps“ machen im Gegenſatze 
zu den Verteidigern des Beſtehenden auf innere Defekte aufmerkſam, 
denen ſie die eigentlich entſcheidende Bedeutung beilegen. Ihre Aus— 
führungen verdienen entſchieden geleſen zu werden. 


In Marokko ſind wir von einer Beruhigung des Landes noch 
weit entfernt, vielmehr gewinnt es den Anſchein, als würde ein Bürger— 
krieg zwiſchen Abdul Hamid und Abdul Aziz ſich nicht vermeiden laſſen. 
Die 60 000 Lſtr., welche die Banque de Paris et des Pays-Bas dem 
Sultan vorgeſchoſſen hat, können ihm eine Zeitlang das Übergewicht 
ſichern, aber es iſt zweifelhaft, ob dieſe Summe reichen wird, um ihm 
auf die Dauer gegen den Prätendenten das Übergewicht zu ſichern, 
zumal franzöſiſche Blätter wiſſen wollen, daß Abdul Hamid in den 
Beſitz eines Schatzes alter ſpaniſcher Dublonen gelangt ſei, die ihm 
helfen ſeine Truppen zuſammenzuhalten. Auch über namhafte Waffen— 
ankäufe Abdul Hamids wird berichtet. 

So ſcheint, trotz des guten Willens der franzöſiſchen Regierung, 
die Kriſis noch lange fortdauern zu wollen, und es wäre vermeſſen, 
ihren Ausgang vorherſagen zu wollen. Sicher iſt nur das eine, daß der 
Handel aller mit Marokko im Verkehr ſtehenden europäiſchen Staaten 
empfindliche Einbußen erleidet, am meiſten vielleicht der der Engländer. 
Über die Stimmung Mulay Hafids gibt ein Korreſpondent des „Matin“ 
intereſſante Auskunft, der Gelegenheit hatte, den Prätendenten in 
Marrakeſch zu ſprechen. Der Prätendent ſagte: 

„Unſere Anſtrengungen richten ſich nur gegen die Politik, die unſer 
Land zu anarchiſchen Zuſtänden geführt und uns an den Rand des 
Verderbens gebracht hat. Unſere Angelegenheiten werden von einem 
unſerer Brüder ſchlecht geführt, und wir haben beſchloſſen ihm ſeine 
Stellung zu nehmen. Haltet ihr Franzoſen nicht ſelbſt Abdul Aziz für 
ſchwach und unfähig? Iſt das nicht der Grund, weshalb ihr, ohne ihn 
ſogar zu benachrichtigen, Ujda und Caſablanca beſetzt habt? Ich habe 
den Titel Sultan des heiligen Krieges erhalten. Das Wort „Jehad“ 
bezeichnet alle Kriege gegen unſere Feinde. Ich habe Abdul Aziz den 
Krieg erklärt, weil er unſer Vaterland verderben will und es Stück 
für Stück den Fremden ausliefert. Unſere Empfindungen Frankreich 
gegenüber ſind wohl bekannt. Als Dr Beauchamp ermordet wurde, 
ſind die anderen Europäer durch meine eigenen Garden beſchützt worden. 
Ich weiß, daß euere Forderungen gerecht ſind, und obgleich ſich mein 
Bruder in Algeciras Bedingungen ohne zu diskutieren vorſchreiben 
ließ, will ich ſie einhalten. Frankreich, hat man mir geſagt, wünſcht 
in Marokko Ordnung zu ſchaffen, es muß zwiſchen mir und meinem 
Bruder neutral bleiben. Wenn Frankreich aber, obgleich es die Un— 
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fähigkeit meines Bruders kennt, ihn unterſtützt, kann es nur geſchehen, weil 
es Anarchie und Verwüſtung in Marokko erhalten will. Ich kann nicht glau— 
ben, daß Frankreich das wünſchen kann. Ich werde gegen meinen Bruder 
vorgehen, ſobald ich den Süden des Reiches pazifiziert habe. Ich will 
nach Mogador, Saffi und Mazagan ziehen um in Verkehr mit den Stäm— 
men zu treten und mich dann mit der Schauja Mahalla verbinden, die 
20 bis 25000 Mann ſtark iſt und Leute vonallen Stämmen enthalten wird.“ 

Das klingt ſehr ſelbſtbewußt und männlich und verdient von den 
Franzoſen doch beachtet zu werden. 

In England wird die öffentliche Meinung zumeiſt durch einen 
drohenden Streik der Eiſenbahner in Anſpruch genommen. Der ſozia— 
liſtiſche Charakter des Unternehmens hat aber nicht nur die Eiſenbahn— 
direktoren zu feſtem Zuſammenhalten geführt, ſondern auch eine ganze 
Reihe antiſozialiſtiſcher Verbände ins Leben gerufen, ſo daß ſich wohl 
darauf rechnen läßt, daß Mr. Richard Bell, der als Generalſekretär 
des Syndikats der Eiſenbahner die Bewegung führt, unterliegen wird. 
Es hat namentlich empört, daß Bell es wagte, mit der Drohung hervor- 
zutreten, daß er vor einer Lähmung des geſamten engliſchen Handels 
nicht zurückſchrecken werde. Dieſe ſozialiſtiſche Mobiliſierung macht 
um ſo mehr Sorgen, als ſie, wie wir uns erinnern, von Keir Hardie 
nach Indien übertragen worden iſt und neuerdings den Sozialiſten 
auch gelungen iſt, in den Ergänzungswahlen Erfolge zu erringen. Das 
hat dahin geführt, daß, wie es ſcheint, die beiden großen Parteien überall, 
wo die Sozialiſten zu bekämpfen ſind, Hand in Hand gehen werden, und 
daß die geſamte Peſſe einhellig gegen die Eiſenbahner Stellung genommen 
hat. Gewiß ein Zeichen für den geſunden politiſchen Sinn der Nation. 

Die Haldaneſche Territorialarmee iſt nunmehr Wirklichkeit ge— 
worden, und König Eduard hat ſehr nachdrücklich auf die Bedeutung 
dieſer Tatſache hingewieſen und namentlich die Wichtigkeit des Frei— 
willigenelements betont. Auch darin hat er ſicher recht. Wir hätten 
es für noch weit nützlicher gehalten, wenn England den Entſchluß ge— 
funden hätte, zum Syſtem der allgemeinen Wehrpflicht überzugehen, 
die, wie die Geſchichte zeigt, dem Frieden förderlicher iſt als jedes andere 
Syſtem, weil es Kabinettskriege ausſchließt. 

Da in letzter Zeit in Anlaß des Lärmes, den die Spannung zwiſchen 
den Vereinigten Staaten und Japan hervorrief, die Frage 
viel ventiliert wurde, welche Haltung in ſolchem Fall England ein— 


BR 


nehmen werde, iſt es vielleicht nützlich, auf eine Mitteilung hinzuweiſen, 
die der „New-Yorker Sun“ am 11. Mai dieſes Jahres zuging und die an 
unſerer Preſſe unbemerkt vorübergegangen iſt. Der Artikel, der, wie 
bei einer Londoner Korreſpondenz des Blattes nicht anders zu erwarten 
war, mit einigen Bosheiten gegen Deutſchland anhob, führte nämlich 
aus, daß England aus mannigfaltigen Urſachen die Beziehungen zu 
ſeinem Alliierten im fernen Oſten noch weiter feſtigen müſſe. Nach 
den antijapaniſchen Gewaltſamkeiten in Kalifornien habe England 
ernſtlich gefürchtet, daß es zu einem Bruch zwiſchen Japan und den 
Vereinigten Staaten kommen könnte. Nun wiſſe jedes engliſche Mini— 
ſterium, daß es undenkbar ſei, daß England im Verein mit Japan die 
Vereinigten Staaten bekriege. Vor 6 Monaten (das würde alſo auf den 
Dezember 1906 führen) aber habe für England eine ſolche Verpflichtung 
beſtanden. Sie ſei jetzt zwar noch nicht techniſch aufgehoben, aber tat— 
ſächlich beſeitigt worden. Der (inzwiſchen erfolgte) Beſuch des Prinzen 
Fuſhimi werde die Sache zu endgültigem Abſchluß bringen. Japan 
werde ſich verpflichten, während der Dauer ſeiner Allianz mit England 
keinen Verſuch zu machen, ſein Territorium weiter auszudehnen, und 
namentlich möglichſt freundſchaftliche Beziehungen zu den Vereinigten 
Staaten aufrechtzuerhalten. Die „Sun“ fügt hinzu, daß es lächerlich 
ſei, von kriegeriſchen Abſichten Japans zu reden, da die inneren Ver— 
hältniſſe des Staates jede kriegeriſche Unternehmung verbieten; aus 
alledem folge, daß für die nächſten 8 Jahre der Friede im fernen Oſten 
geſichert ſei. Obgleich wir nun eine Beſtätigung dieſer ſehr zuverſichtlich 
gehaltenen Meldung der „Sun“ nirgends gefunden, auch an die be— 
hauptete Lähmung Japans durch innere Schwierigkeiten nicht glauben, 
wollen wir den Schlußſatz als gutes Omen gern annehmen. Auch wird 
von der Entſendung des amerikaniſchen Geſchwaders in den Stillen 
Ozean jetzt hüben und drüben als von einer keineswegs beunruhigenden 
Tatſache geſprochen und geſchrieben. In Waſhington iſt offiziell erklärt 
worden, die Beziehungen zwiſchen Japan und den Vereinigten Staaten 
ſeien ſo gute, daß die Entſendung der amerikaniſchen Schlachtflotte 
keinerlei Bedenken errege. Sie belegt nur die Tatſache, daß Amerika 
im pazifiſchen Ozean ſehr weſentliche Intereſſen zu wahren hat, und 
das wird wohl niemand beſtreiten wollen. 

Eine andere intereſſante politiſche Neuigkeit bringt der „Gil Blas“ 
in betreff der noch ſchwebenden ruſſiſch-franzöſiſchen Verhandlungen. 
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Nach Abſchluß des Friedens mit Japan habe Frankreich das ruſſiſche 
Kabinett darauf aufmerkſam gemacht, daß durch den Abzug ruſſiſcher 
Truppen von der Oſtgrenze Deutſchlands eine der Beſtimmungen der 
alliance franco-russe verletzt worden ſei. Das ruſſiſche Miniſterium 
habe durch Hinweis auf die veränderten Zeitverhältniſſe ſein Verhalten 
zu erklären verſucht, und ſei jetzt bemüht, die in Frage kommende Be— 
ſtimmung ganz zu beſeitigen. 

Wir haben kein Mittel, um die Zuverläſſigkeit dieſer Nachricht 
feſtzuſtellen. 

Die Unruhen im ſüdlichen China dauern immer noch 
fort, aber ſeit England und Deutſchland und ihrem Beiſpiele folgend 
die übrigen Mächte das nicht zu behauptende Syſtem der ſogenannten 
Intereſſenſphären endgültig quoad China aufgegeben haben, läßt ſich 
wohl darauf rechnen, daß die Bewegung einen fremdenfeindlichen 
Charakter nicht annehmen wird. Auch ſcheint der energiſche Inanſhikai 
ſeinen Einfluß zu behaupten, und da jetzt prinzipiell Chineſen neben 
den Mandſchus in die höchſten Stellungen erhoben werden, iſt es wohl 
ſehr möglich, daß die unzweifelhaft vorhandene antidynaſtiſche Tendenz 
der ſüdchineſiſchen Bewegung, wie ſchon oft geſchehen it, ſchließlich in 
ſich zerfällt. Ein ungeheurer wirtſchaftlicher Fortſchritt würde ſich an— 
bahnen, wenn, wie beabſichtigt wird, die Goldvaluta in China eingeführt 
werden ſollte. Der Finanzminiſter hatte einen dahin zielenden Antrag 
eingebracht, und die Kaiſerin ihn dem Geſamtminiſterium zur Begut— 
achtung vorgelegt. Dieſes Gutachten iſt nunmehr veröffentlicht worden. 
Es empfiehlt, ſofort mit dem Prägen von Goldmünzen zu beginnen 
(zuerſt in China) und eine fiktive Goldvaluta einzuführen. Da zunächſt 
die Zahl der Goldmünzen gering ſein werde, ſolle auch Silbergeld mit 
einer im Verhältnis zum Golde beſtimmten Kaufkraft umlaufen und 
beim Einwechſeln von Gold, Silber und Kupfer ein feſter Kurs beſtimmt 
werden. Der Finanzminiſter hatte außerdem vorgeſchlagen, den Wechſel— 
buden und Kaufhäuſern die Herausgabe eigenen Papiergeldes zu unter— 
ſagen, aber das wurde für unausführbar erklärt, da gerade dieſes Papier— 
geld allgemeines Vertrauen finde, während die Banknoten des Staates 
mißtrauiſch aufgenommen würden. Aber es wurde als nützlich anerkannt, 
allmählich das ſtaatliche Papiergeld im Verhältnis zum Goldfond zu 
vergrößern. Abgelehnt wurde auch das vom Finanzminiſter vor— 
geſchlagene Verbot der Einfuhr ausländiſchen Silbergeldes. Nun mag, 
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wie wir dem „Golos Moskwy“ entnehmen, dem dieſe Notizen aus 
Peking zugehen, noch geraume Zeit hingehen, ehe es zur wirklichen 
Einführung einer Goldvaluta kommt, aber wir haben auch hier einen 
Beweis, mit welcher Konſequenz China bemüht iſt, ſich den neuen 
Weltverhältniſſen anzupaſſen, und das verdient gewiß die größte 
Beachtung. Wie es heißt, ſoll Profeſſor Jenks aus Amerika nach 
Peking gerufen werden, um die praktiſche Ausführung der Reform 
des Geldweſens zu leiten. Er war bereits vor 3 Jahren in 
China und hat den Gedanken, die Goldvaluta einzuführen, zuerſt 
angeregt. Den äußeren Anlaß gaben die ungeheuren Kursverluſte 
Chinas, als es die Entſchädigungen für die Wirren des Jahres 1900 
zahlen mußte. 

Während der großen Fin anzkriſis in New York und 
von da aus in den übrigen Zentren der amerikaniſchen Geldwirtſchaft 
hat Präſident Rooſevelt wiederum gezeigt, daß er ein Mann ſtarker 
Initiative und ſchnellen Entſchluſſes iſt. Dank ſeinem Eingreifen kann 
der Höhepunkt der Kriſis bereits als überwunden gelten. Erfreulicher— 
weiſe haben die europäiſchen Geldmärkte ſich nur wenig von der Panik 
in Amerika beeinfluſſen laſſen. 

Beunruhigung erregen wieder die Balkanangelegen— 
heiten. Trotz der ruſſiſch-öſterreichiſchen Bemühungen, durch eine 
wohldurchdachte und mit zäher Geduld verfolgte Reformarbeit in 
Mazedonien erträgliche Zuſtände herbeizuführen, ſcheitert alles an dem 
tödlichen Haß, mit dem die rivaliſierenden Nationen und Konfeſſionen 
um Seele und Stammeszugehörigkeit der unglücklichen Mazedonier 
ſtreiten. Bulgaren, Serben und Griechen hauſen gleich barbariſch auf 
dieſem Boden, und es gehört mehr Leichtgläubigkeit, als wir aufbringen 
können, dazu, um anzunehmen, daß die betreffenden Regierungen 
wirklich nicht imſtande ſein ſollten zu verhindern, daß bewaffnete Banden 
ihrer Staatsangehörigkeit ein Nachbarland überfallen und durch Mord 
und Brand verwüſten. Das ſind Erſcheinungen, die an Zeiten niedrigſter 
Kulturſtadien erinnern und gewiß nicht angetan, die Sympathien der 
großen Kulturnationen dieſen werdenden Staaten zuzuwenden. Weiteren 
Anlaß zur Beunruhigung geben die ſerbiſchen Angelegenheiten, die, 
wie es ſcheint, in eine Revolution ausmünden wollen. In betreff der 
türkiſch-perſiſchen Differenzen läßt ſich erfreulicherweiſe annehmen, 
daß ſie zu einem friedlichen Ausgange führen werden. Wie die Ver— 


— 347 — 


hältniſſe liegen, ließe ein perſiſch-türkiſcher Krieg ſich nur als ein wahn— 
witziges Unternehmen bezeichnen. 

Es iſt nicht übertrieben, wenn wir ſagen, daß ganz Europa die 
Nachricht von der Geneſung Kaiſer Franz Joſefs mit 
aufrichtiger Freude begrüßt hat. Sein Leben hat einen europäiſchen 
Wert und wird in der Wagſchale des allgemeinen Friedens als ein 
bedeutſames Gewicht empfunden. Möge es ihm beſchieden ſein, daß 
das ſo mühſam erreichte Werk des Ausgleiches auch in den Parlamenten 
erfolgreich durchdringt. Was ſich jetzt im öſterreichiſchen Reichsrat ab— 
ſpielt, iſt ſehr wenig erquicklich. 

Die letzte Woche hat eine Reihe ſchwerer Naturereig- 
niſſe gebracht: die Überſchwemmungen in Frankreich und Nord— 
italien und jetzt das ſchreckliche Erdbeben, das Kalabrien verwüſtet hat. 
Wer die Kataſtrophe überlebt hat, ſcheint wie gelähmt und gebrochen. 
Das Gefühl völliger Machtloſigkeit der Gewalt der Elemente gegenüber 
wirkt offenbar erdrückend auf die Pſyche. Glücklich die Regionen, die, 
wie Deutſchland, außerhalb der Zone dieſer Erdbebenrevolutionen 
liegen. 


30. Oktober 1907. Meuterei der Marine in Wladiwoſtok. 

31. Oktober. Zunahme des Bandenweſens in Mazedonien. 

2. November. Norwegiſcher Integritätsvertrag von Deutſchland, England, Frankreich und 
Rußland unterzeichnet. 

3. November. Annahme der neuen ſchweizeriſchen Wehrverfaſſung durch Volksabſtimmung. 


6. November 1907. 

Im Oktoberheft der „Edinbourgh Review“ iſt ein von „Morning 
Poſt“ und „Tribune“ inhaltlich wiedergegebener und günſtig kommen— 
tierter Aufſatz veröffentlicht worden, der unſeres Wiſſens zum erſtenmal 
in überaus wohlwollendem Tone die Kulturarbeit darlegt, welche 
Deutſchland durch den Bau der Bagdadbahn in Angriff genommen, 
und hoffentlich in beſchleunigtem Tempo zu glücklichem Abſchluß führen 
wird. Der leider ungenannte Verfaſſer des ſehr umfangreichen Auf— 
ſatzes (S. 371—398) muß freilich ſeinen Leſern eine Reihe von Aus— 
führungen vortragen, die uns ſelbſtverſtändlich erſcheinen, um zum 
Schluß zu gelangen, daß es kein politiſches Verbrechen Deutſchlands 
an England und Frankreich iſt, wenn es ſich die Aufgabe ſetzt, den einſt 
reichſten Kulturboden der Erde, der jetzt als unwirtliche Wüſte nur ſpär— 
liche Nomadenhorden ernähren kann, wieder der Kultur zurückzuerobern. 
Er mußte daran erinnern, daß Deutſchland ſowohl die Kulturarbeit 
Englands in Agypten politiſch nach Möglichkeit gefördert hat, als auch 
die großen Aufgaben, die Frankreich ſich bei Erſchließung der Sahara 
ſetzte, mit ſeinen Sympathien begleitete und durch ſeine Forſcher mit 
erſchließen half. Weshalb — darin gipfelt die Ausführung der „Edin— 
bourgh Review“ — weshalb ſollte Deutſchland nicht verſuchen, Klein— 
aſien und einem Teil von Meſopotamien etwas von ihrem einſtigen 
Wohlſtand wiederzugeben? 

„Die einzig vernünftige und verſtändliche Antwort darauf lautet: 
ja! weshalb nicht? Es mag ja wahr ſein, daß mit den kommerziellen 
und induſtriellen Unternehmungen Deutſchlands ſich deutſcher Ehrgeiz 
verbindet. Aber dieſe Verbindung iſt natürlich und berechtigt. Sie 
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beſteht in Englands Beziehungen zu Agypten und in Frankreichs Be— 
ziehungen zu Algier, Tunis und Marokko. Möchten doch unſere Lands— 
leute von dieſem Geſichtspunkt aus die Frage der britiſch-deutſchen 
Beziehungen betrachten. Dann wird ſich ergeben, daß in den Friktionen 
der letzten Jahre die übermäßige Spannung des Nationalgefühls er— 
bitterte, und — es iſt gleichgültig wie — in Chauvinismus ausartete. 
Wenn die Deutſchen, wie ein großer anglo-ägyptiſcher Waſſeringenieur 
beſtätigt, imſtande ſind, die Kornfelder Babyloniens wieder zum Leben 
zu erwecken, ſo werden beide, die Türkei und England, davon Vorteil 
haben, und ſie werden ſelbſt berechtigt ſein, davon einigen Nutzen 
zu ziehen.“ 

So ſchließt das Reſümee der, Morning Poſt“, das wir als beſonders 
charakteriſtiſch wiedergeben. 

Wir möchten, ohne jede Polemik, daran noch einige weitere Be— 
trachtungen knüpfen. Der laute Widerſpruch, der ſich in England erhob, 
als dort — nicht bei uns — der Gedanke auftauchte, daß die Bagdad— 
bahn in Koweit ausmünden werde, hat gewiß dazu beigetragen, das 
Intereſſe unſeres Großkapitals an dieſem genial gedachten Unter— 
nehmen, von dem man wohl ſagen darf, daß es der reichen Gedanken— 
welt unſeres Kaiſers gehört, zu lähmen. Man ließ ſich durch die Ge— 
ſpenſter ſchrecken, die von den fremden Gegnern des Planes aufgerichtet 
wurden. Trotzdem ſind wir keinen Schritt zurückgewichen, und es freut 
uns, daß der Kulturgedanke, der ihm zugrunde liegt, allmählich auch 
innerhalb und außerhalb Deutſchlands Verſtändnis findet. Soviel 
uns bekannt iſt, geht der deutſche Plan nicht über Basra hinaus; was 
an Neben- und Seitenbahnen entſtehen mag, wenn das große Werk 
ſeine belebende Kraft erwieſen hat, iſt eine noch ganz unberührte Frage 
und hat mit dem deutſchen Bagdadbahnprojekt nichts zu ſchaffen. Ebenſo— 
wenig ſteht im Hintergrunde der Gedanke einer deutſchen Koloniſation 
in Kleinaſien oder Meſopotamien; vielmehr iſt der Ausſchluß ſolcher 
chimäriſchen Abſichten eine conditio sine qua non für das Gelingen und 
Gedeihen aller Kulturarbeit auf dieſem Boden. Unter einer Bevölkerung 
von gegen 40 Millionen Mohammedanern, von allen Seiten von ihnen 
umſchloſſen und unter allen Umſtänden in Abhängigkeit von ihnen 
ſtehend, laſſen ſich Elemente fremder Nationalität und anderen Glaubens 
als dauernde Siedelungen oder Kolonien nicht behaupten, ja nicht ein— 
mal denken. Das Intereſſe iſt ein rein kulturelles, deſſen Lohn im Erfolge 
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der Arbeit liegt, die naturgemäß dem, der ſie leiſtet, ihre Früchte nicht 
verſagt. 

Wir haben ein Beiſpiel im kleinen an der Hedjasbahn, über die 
wir gerade jetzt in der in Brüſſel erſcheinenden Zeitſchrift „L'Orient“ 
einen lehrreichen Aufſatz gefunden haben. Die Bahn iſt, ſeit wir im 
vorigen Jahre (Deutſchland und die große Politik 1906, S. 390) von 
ihr berichteten, bis nach El Ala vorgerückt, und jedermann bei uns wie 
in der Türkei weiß ja, wie groß die Verdienſte ſind, welche unſer Lands— 
mann Auler Paſcha ſich durch ſeine Energie und Sachkunde um den 
Bau erworben hat. Ein türkiſcher Reiſender, der kürzlich die Tour von 
Damaskus bis El Ala zurücklegte, ſchildert uns, wie mit der Bahn hier 
Leben und Kultur in die Wüſte eindringen. Maan iſt zu einer Stadt 
herangewachſen, bei Zalel-Hatz und weiter ſüdlich bei Medaini-Salih 
(Kil. 954, Jan. 1906 war man bei Kil. 750) ſind Waſſerwerke angelegt 
worden und überall ſprießt neues Leben empor. Zugleich erſchließt 
ſich eine untergegangene Welt: Höhlenanlagen voller Skulpturen und 
Inſchriften in einer nicht hieroglyphiſchen Linearſchrift, wahrſcheinlich 
alte Grabſtätten, die noch zu erforſchen ſind. In El Ala mit ſeinen etwa 
3000 Bewohnern „qui sont tous pieux et savent lire et écrire“ ijt 
bereits fruchtbarer, ausreichend bewäſſerter Boden erreicht, aber gewiß 
wird auch dieſer Ort erſt jetzt zu wirklicher Blüte erſtehen. Ebenſo iſt 
Engliſch-Südafrika erſt durch Eiſenbahnen der Kultur erobert worden, 
und ähnlichen Aufgaben ſtehen wir heute in Südweſtafrika gegenüber. 
Endlich iſt eben jetzt von ruſſiſcher Seite her der Gedanke wieder auf— 
genommen worden, den Überlandweg nach Indien herzuſtellen. Das 
Projekt geht auf den ruſſiſchen Geſandten in China P. M. Leſſar zurück, 
der von Fach Ingenieur iſt und auch an der berühmten Grenzrichtung 
von 1885 beteiligt war, die die ruſſiſch-afghaniſchen Differenzen regelte. 
Dieſe Linie iſt ſo gedacht: von London über Berlin nach Alexandrowo, 
1487 km in 28 Stunden, von dort über Warſchau —-Roſtow nach Baku, 
3149 km in 63 Stunden, von Baku nach Krasnowodsk über das Kaſpiſche 
Meer, 12 bzw. 15 Stunden, Krasnowodsk—Merw—Kuſchka—New— 
Chaman, 1842 km oder 48 Stunden, bis Suchowa, 470 km in 12 Stunden, 
endlich 300 km nach Karatſchi in 7 Stunden. Die verſchiedene Schnellig— 
keit der Züge iſt dabei mit in Anſchlag gebracht. In Summa gibt das 
7568 km, die in 174 Stunden oder 7¼ Tagen zurückgelegt werden 
können. Das Weſentliche aber iſt, daß nur 700 km neu zu bauen wären, 
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da von ruſſiſcher wie von engliſcher Seite die bereits vorhandenen 
Bahnen einander entgegenſtreben. Natürlich wäre die Ausführung 
dieſes Planes in hohem Grade willkommen zu heißen. Wir verſtehen 
nur nicht, weshalb die „Nowoje Wremja“, die lebhaft für die Aus— 
führung des Projektes plädiert, es für notwendig gefunden hat, um den 
Gedanken in London ſchmackhafter zu machen, die Bemerkung einzu— 
ſchieben, daß die von Deutſchland in Angriff genommene Bagdadbahn 
„eine Bedrohung der weſentlichſten Lebensintereſſen Englands“ be— 
deute. Derartige Argumentationen laſſen ſich kurzweg als unanſtändig 
bezeichnen, ganz abgeſehen davon, daß der Gedanke, aus der Bagdad— 
bahn eine indiſch-engliſche Überlandbahn zu machen, überhaupt nicht 
beſtanden hat. Gegen derartige Hetzereien kann nicht ernſt genug pro— 
teſtiert werden, es iſt im Felde der auswärtigen Politik dieſelbe 
Methode der nationalen Verhetzung, welche zum Schaden Rußlands die 
„Nowoje Wremja“ durch Jahrzehnte im Innern des Reiches ver— 
folgt hat. 

Im inneren Leben Englands haben die letzten Wochen eine Reihe 
intereſſanter Tatſachen gebracht. Der Premierminiſter Campbell— 
Bannerman hat in Edinburg auf einem Meeting die Erklärung ab— 
gegeben, daß er feſt entſchloſſen ſei in betreff des Hauſes der Lords die 
Reſolution vom 11. Juni 1907 auszuführen. Sie bezwecke, dem Unter— 
hauſe die Möglichkeit zu geben, die ihm wünſchenswerten Geſetze auch 
gegen den Willen des Hauſes der Lords durchzuführen. Dafür iſt dann 
der folgende modus procedendi in Ausſicht genommen. Eine von dem 
Hauſe der commons angenommene, vom Hauſe der Lords verworfene 
Bill ſoll einer gemiſchten Kommiſſion von Lords und Gemeinen über— 
wieſen werden, damit ſie ſich über einen, beiden Teilen annehmbaren 
Text verſtändigen. Geſchieht das, ſo wird der aus der gemeinſamen 
Beratung hervorgehende Text dem Könige zur Beſtätigung vorgelegt, 
anderenfalls aber geht die Bill an das Unterhaus zurück, um dort in 
beſchleunigtem Tempo nochmals durchberaten zu werden. Lehnen 
die Lords zum zweiten Male ab, ſo tritt eine zweite gemiſchte Kommiſſion 
zuſammen, aus der, im Fall daß abermals keine Verſtändigung erfolgt, 
die Bill wieder ins Unterhaus gelangt, deſſen Votum der König dann 
beſtätigt. 

Das klingt maßvoller als es in Wirklichkeit der Fall iſt, weil das 
Votum des Unterhauſes dem regierenden Kabinett ſtets ſicher iſt, und 
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jene Beratungen mit den Lords wohl nur einer Aufforderung zum 
Nachgeben gleich kommen. Es iſt ein Schauſpiel, das dem Lande ge— 
geben wird. Aber trotz der diktatoriſchen Gewalt, die dem Primeminiſter 
gehört, glauben wir doch nicht, daß dieſe Frage ihre Entſcheidung finden 
kann, ohne daß durch Neuwahlen ein Referendum vorgenommen wird. 
Denn die Wählerſchaft, nicht mehr das Unterhaus, gibt die letzte Ent— 
ſcheidung. Das iſt die merkwürdige Wandlung, die ſich im engliſchen 
Verfaſſungsleben während des letzten Jahrzehnts vollzogen hat. 

Eine andere intereſſante Tatſache, die übrigens keinen ſpezifiſch 
engliſchen Charakter trägt, ſondern ſich z. B. auch in Frankreich ver— 
folgen läßt, iſt die Rüſtung der geſamten bürgerlichen Geſellſchaft und 
des Staates gegen das immer anſpruchsvoller und gefährlicher werdende 
Treiben der Sozialiſten. Bei der Beſetzung des ausſcheidenden Drittels 
der Munizipalbeamten haben am 2. November die Sozialiſten in 360 
Städten und Ortſchaften eine völlige Niederlage erlitten. Sie ſind 
fortgefegt worden. Am meiſten gewonnen haben die Konſervativen, 
was gleichfalls als Symptom von Bedeutung iſt. Wenn nun, wie jetzt 
immer wahrſcheinlicher wird, der große Ausſtand der engliſchen Eiſen— 
bahner wirklich erfolgen und das geſamte Verkehrsleben Englands lahm 
gelegt werden ſollte, läßt ſich wohl darauf rechnen, daß die energiſche 
Selbſthilfe der Engländer zu Maßregeln führen wird, die dem unerträg— 
lich gewordenen, alle Rückſichten auf die Geſamtheit und auf den Staat 
hintanſetzenden Treiben der Sozialdemokraten ein für allemal ein Ende 
bereiten. Auch das wäre eine Leiſtung, die nicht nur England, ſondern 
überhaupt der menſchlichen Kultur zugute käme, und von der es dann 
heißen würde, daß das gute Beiſpiel Nachahmer wirbt. 

Sehr merkwürdig iſt der Eifer, mit dem ſich das Intereſſe der 
Engländer der Frage des Kongoſtaates zuwendet. Es finden faſt täglich 
große Meetings ſtatt, die gegen die belgiſchen „Atrocities“ im Kongo— 
gebiet proteſtieren. In Jarmouth am 28. Oktober, in Uttoxeter am 
30., in Strond am 4. November, in Berwik oder Tweed am 6., das iſt 
ſo das Programm der letzten Woche. Es ſind aber noch ſechs weitere 
Meetings in Ausſicht genommen. In Northhampton allein haben in 
den letzten 14 Monaten 29 ſolcher Meetings ſtattgefunden. Dieſe Proteſt— 
bewegung, die zum Teil von den zahlreichen proteſtantiſchen Sekten 
Englands ausgeht, aber auch eine politiſche Seite hat, übertreibt die 
im Kongo beſtehende Ausbeutung der Schwarzen ſo ſichtlich, daß die 
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Tendenz ſich nicht verkennen läßt. Die Bewegung begann jchon 1903 
und mündete 1905 in die immer deutlicher hervortretende Forderung 
aus, daß England den Kongoſtaat annektieren ſoll. So verlangte es 
3. B. die Wochenſchrift „Afrika“ (konf. Deutſchland und die große Politik 
1905, S. 202). Eine andere, nicht engliſche Proteſtbewegung, die zum 
Teil in Belgien ſelbſt ihren Sitz hat und dem Könige entſchieden feind— 
ſelig geſtimmt iſt, wünſcht, daß die ganze Kongofrage nochmals den 
Unterzeichnern der Berliner Kongoakte vorgelegt werde. Der „Courrier 
Européen“, deſſen radikale Weltanſchauung uns ſehr fern liegt, deſſen 
ernſte politiſche Arbeit und deſſen Unabhängigkeit wir aber ſehr hoch 
einſchätzen, hat ſich noch kürzlich zu dieſer Forderung bekannt. Aber 
es iſt uns ſehr zweifelhaft, ob er damit in England Anklang finden 
wird. 

Die Nachricht, die wir vor acht Tagen über angebliche Verhand— 
lungen Frankreichs und Rußlands brachten, nach denen von dem einen 
Teil eine Anleihe verlangt, von dem anderen als Gegenleiſtung eine 
Verſtärkung der ruſſiſchen Truppenmacht an den preußiſchen Grenzen 
gefordert wurde, iſt merkwürdigerweiſe von der „Sun“ in einer Londoner 
Korreſpondenz vom 21. Oktober in erweiterter Form aus anderer 
Quelle wiederholt worden. Clemenceau habe erklärt, er werde die An— 
leihe nicht gewähren, falls nicht die Bedingungen, unter welchen von 
ruſſiſcher Seite militäriſche Hilfe zu erwarten ſei, zu ſeiner Befriedigung 
feſtgeſtellt würden („unless the conditions under which military aid 
would be fortheoming from Russia should be defined to his satis- 
faction“). Inzwiſchen ſei aus Petersburg eine befriedigende Antwort 
gekommen, und danach habe der franzöſiſche Miniſterpräſident ſeinen 
Widerſpruch zurückgezogen. 

Obgleich der alarmiſtiſche Ton dieſer Mitteilung wohl auf Rechnung 
der „Sun“ zu ſetzen iſt, wäre eine Aufklärung entſchieden erwünſcht. 
Zur Sache aber bemerken wir, daß ſeit der bekannten Erklärung des 
Fürſten Bismarck vom 6. Februar 1888 Deutſchland ſich auf den Stand— 
punkt geſtellt hat, daß es wegen Truppenanhäufungen an ſeinen Grenzen 
„nicht koramiert“, daß es aber auch heute noch denkt, daß „Gott uns in 
eine Situation geſetzt hat, in welcher wir durch unſere Nachbarn daran 
verhindert werden, irgendwie in Trägheit oder Verſumpfung zu geraten“. 
Im übrigen gönnen wir Frankreich das bei einer ruſſiſchen Anleihe zu 
machende gute Geſchäft und unſerem ruſſiſchen Nachbarn die Mittel, 
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die er jo dringend braucht, um wieder aufzurichten, was Krieg und 
Revolution niedergelegt haben. 

Die Zuſammenſetzung der neuen Duma läßt ſich jetzt bereits mit 
voller Sicherheit überſehen. Der „Golos Moskwy“ vom letzten Sonn— 
abend berechnet die Verteilung der Parteien wie folgt: 


Außerſte Rechte . . . . .. Linke 69 
Rechte : e ee 97 Außerſte Linke 27 
Bent mm 129 

Rechte und Zentrum .. 292 Wifffke. 96 


Wir ſtellen dem die Berechnung des „Temps“ vom Montag gegen— 
über (ſeither waren ſieben weitere Wahlen erfolgt), weil er anders 
gruppiert und dadurch das Bild an Anſchaulichkeit gewinnt: 


Monarchiſten, Rechtskonſervative, Reaktionäre. . . . . . . . .. 189 
Oktobriſten, friedliche Erneuerung, Gemäßigte . . . . . . . . 117 
Niltiongliſten und Brogteiiiere............ oe 20 
lll SE... 33 
Radikale, Arbeiterpartei, r ces 34 
Unabhangıge sss 2... 0 2 


Summa 39 

Es fehlen noch die Wahlen von 47 Abgeordneten, aber ſie können 
das Geſamtverhältnis nur wenig verſchieben. Das weſentliche Ergebnis 
iſt demnach, daß es keine Kombination in der dritten Duma gibt, bei 
der die Linke durchdringen kann. Der „Golos Moskwy“ rechnet die 
Monarchiſten zum Zentrum, die Nationaliſten und Progreſſiſten zur 
Linken und das wird der Wirklichkeit entſprechen. Es würde die Kom— 
bination der Rechten mit dem Zentrum die abſolute Majorität haben, 
ſelbſt wenn ein unnatürliches Bündnis zwiſchen äußerſter Rechten und 
Linken ſtattfinden ſollte. Sagen, wie wir hoffen und wie ein praktiſcher 
Blick in die politiſche Lage es zu einem Gebot der Klugheit machen ſollte, 
die Kadetten ſich gleich anfangs von den revolutionären Elementen 
los, indem ſie ſich offen gegen jede Form des Terror ausſprechen, ſo 
würde die der extremen Rechten und ihren möglichen Verbündeten 
gegenüberſtehende konſtitutionell monarchiſche Majorität die unbedingte 
Herrſchaft in der Duma ausüben können und eine Zeit fruchtbarer 
Arbeit in Sicht ſein. Eine andere Vorausſetzung wäre natürlich die 
Verſtändigung mit dem Miniſterpräſidenten Stolypin. Darauf aber 
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läßt ſich wohl nach den großen Verdienſten, die er ſich bereits um Ruß— 
land erworben hat, mit Zuverſicht rechnen. 

Das Mißtrauen, welches von vielen Seiten der äußerſten Rechten 
entgegengetragen wird, halten wir für ſehr übertrieben. Sie wäre eine 
Gefahr, wenn ſie die Partei der Majorität wäre; da das nicht der Fall 
iſt, wird ſie eher Nutzen als Schaden bringen. Es wäre ja ein Wunder, 
wenn nach allem, was geſchehen iſt, in Rußland eine große Zahl guter 
Patrioten nicht reaktionär geſinnt wäre: lieber die Rückkehr zur Ver— 
gangenheit mit all ihren Schäden, als ein Fortdauern der unleidlich 
gewordenen Zuſtände, die die letzten zwei Jahre gebracht haben! Das 
iſt keineswegs eine unnatürliche Empfindung; es war in den Tagen der 
großen franzöſiſchen Revolution eine Geſinnung, die in Kreiſen lebendig 
war, die keineswegs zu den Anhängern des ancien régime gehörten. 
Dieſe Rückkehr zum Alten iſt aber zum Glück nicht mehr möglich. Der 
Zar ſelbſt hat ſich von ihm losgeſagt, der Miniſterpräſident ſteht durch— 
aus auf dem Boden der Verfaſſung vom 30. Oktober, und ein Zu— 
geſtändnis von ſolcher Tragweite, wenn es einmal gewährt iſt, läßt ſich 
wohl nach Bedürfnis ummodeln, aber nicht zurücknehmen. Das würde 
eine neue Revolution bedeuten. Daran alſo, ſo ſcheint es uns, iſt nicht 
zu denken. Wohl aber wird dieſe äußerſte Rechte ſtark genug ſein, um 
ein Gegengewicht gegen Sentimentalität und politiſche Schwäche da 
zu bilden, wo der Einſicht der Regierung dieſe Modekrankheiten ent— 
gegentreten. Wir denken dabei vor allem an die ſo ſtürmiſch von den 
Linksliberalen und den Revolutionären verlangte Aufhebung des Be— 
lagerungszuſtandes. In den baltischen Provinzen, deren Verhältniſſe 
ſich von hier aus am beſten überſehen laſſen, wäre das gleichbedeutend 
mit einem Signal, das zur Wiederaufnahme der Revolution auffordert. 
Noch gärt es überall, und die ſozialrevolutionären Kampfkomitees ſind 
dort ebenſowenig verſchwunden wie in Petersburg, wo die Ermordung 
des Chefs der Hauptgefängnisverwaltung Maximowski durch die „Ge— 
noſſin“ Wanda Ragoſinnikowa die öffentliche Meinung aus der trüge— 
riſchen Sicherheit aufgeſchreckt hat, in der ſie ſich bereits zu wiegen be— 
gann. Der ſich eben jetzt abſpielende Prozeß gegen die Sozialrevolu— 
tionäre, welche das Gebäude der Ochrana in Petersburg im vorigen 
Jahre in die Luft ſprengen wollten, der Verſuch eines neuen Bomben— 
attentates bei der Beſtattung von Maximowski, die Meuterei in Wladiwo— 
ſtok, das alles ſind Mahnungen, die doch nicht überhört werden dürfen. 
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Wenn nach dieſer Richtung die äußerſte Rechte der Duma das Gewiſſen 
ſchärfen ſollte, würde ſie Rußland einen weſentlichen Dienſt leiſten. Gegen 
Ermordung und Beraubung von Privatperſonen iſt man ja in Rußland 
ſo abgeſtumpft, daß, wie uns glaubwürdig verſichert wird, die Berichte 
der Zeitungen über dieſe Alltäglichkeiten keinerlei Eindruck mehr machen. 

Die Gefahr vor der äußerſten Rechten liegt, wenn wir richtig ſehen, 
nach einer anderen Seite. Es iſt die Gefahr nationaliſtiſcher Ruſſifika— 
tions- und Verfolgungspolitik, wie die „Nowoje Wremja“ ſie Tag für 
Tag predigt, obgleich ſie keineswegs zur äußerſten Rechten gehört, die 
aber unter dem ſchlecht verſtandenen Schlagwort: Rußland für die 
Ruſſen, ihre Anhänger in faſt allen Parteien hat und nur der Führer 
harrt. Dies iſt der Punkt, bei dem rechts und links ſich zu gemeinſamer 
Aktion zuſammenfinden können, und wo es die Pflicht vor allem der 
Regierung ſein wird, ſich nicht auf verhängnisvolle Bahnen leiten zu 
laſſen. Übrigens wollen wir nicht unterlaſſen, auch auf eine erfreuliche 
Erſcheinung hinzuweiſen. In Moskau wollten die Sozialdemokraten 
und Sozialrevolutionäre die Erinnerung an den Aufſtand vom 20. Ok— 
tober bis 2. November 1905 durch einen Lernſtreik von zwei Tagen 
feiern. Sie ſind aber von den übrigen Studenten mit ihren Anträgen 
abgewieſen worden, und als ſie den Verſuch machten, die Vorleſungen 
zu ſtören, haben ihre Kameraden ſie ſehr energiſch aus den Räumen 
der Univerſität auf die Straße geſetzt. Überhaupt beginnt die ſtudie— 
rende Jugend ſich dem Terrorismus zu entziehen, den die „bewußten 
Sozialiſten“ unter ihren Kommilitonen bisher ausübten; und wenn es 
wahr iſt, daß in Rußland die Studenten gleichſam das politiſche Baro— 
meter der Nation darſtellen, läßt ſich auf beſſeres Wetter hoffen. 

In Italien beginnt ſich ein Sturm gegen das Miniſterium Tittoni 
wegen ſeiner klerikalen Politik zuſammenzuziehen, und es gilt für wahr— 
ſcheinlich, daß eine Kammerauflöſung ihm ſeine Majorität entziehen 
werde. Trotzdem ſcheint König Viktor Emanuel entſchloſſen, ihn zu 
halten, und es iſt immerhin möglich, daß die Kriſis noch vorüberzieht. 

In Portugal dagegen rückt die Gefahr einer Revolution immer 
näher heran, ſie könnte unvermeidlich werden, wenn der König ſich, 
nicht entſchließt, das Miniſterium Franco fallen zu laſſen und zu legalen 
Zuſtänden zurückzukehren. Sehr ähnlich liegen die Dinge in Serbien, 
nur daß dort die Bewegung noch mehr einen antidynaſtiſchen Charakter 
anzunehmen droht. 
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Die perſiſch-türkiſchen Intereſſen dürften, nachdem beide Teile 
ihre Kommiſſare an die ſtrittigen Grenzen geſchickt haben, einen fried— 
lichen Ausgang nehmen, was gewiß dem beiderſeitigen Intereſſe zu— 
meiſt entſpricht. Die marokkaniſchen Angelegenheiten ſind nach wie vor 
durchaus unklar und ihre Wendung nicht vorauszuſehen. Doch wollen 
wir notieren, daß der „Temps“ ſich kürzlich mit großer Beſtimmtheit 
für ſeine Politik ausgeſprochen hat, die feſt auf dem Boden der Ver— 
einbarungen von Algeciras bleiben will. 

Kaiſer Franz Joſef iſt zu allgemeiner Freude nunmehr völlig ge— 
neſen und wird wohl die immer noch ſchwierige Frage des Ausgleichs 
in ſeine Hände nehmen. In betreff der inneren öſterreichiſchen Ange— 
legenheiten ſei auf einen ſehr intereſſanten Aufſatz von Prof. Hans Del— 
brück in den „Preußiſchen Jahrbüchern“ hingewieſen, dem wir uns in 
faſt allen Punkten anſchließen könnten. Nur ſcheint uns, daß er die 
Siebenbürger Sachſen zu hart anfaßt, wenn wir auch nicht verkennen, 
daß es ihnen gut tut, aus einem politiſchen Schlummer aufgeſchreckt 
zu werden, der in kritiſchen Zeiten, wie es die jetzigen ſind, gefährlich 
werden kann. 


8. November 1907. Kaiſer Wilhelm tritt feine Reife nach England an. 
Rückkehr des Staatsſekretärs Dernburg nach Berlin. 
Geburt eines zweiten Sohnes des Kronprinzen. 
Umgeſtaltung des Miniſteriums Beck in Sſterreich. 

10. November. Deutſch-italieniſches literariſches Abkommen. 

13. November. Einzug des Kaiſers und der Kaiſerin in London. 


13. November 1907. 

Daß die Deutſchen New Yorks (American-German Society) ſich 
dazu hergegeben haben, Hearſt bei ſeiner Kandidatur zu unterſtützen, 
läßt ſich nicht nur als ein politiſcher Fehler, ſondern auch als eine mora— 
liſche Verirrung bezeichnen. Es gibt Leute, denen man nicht die Hand 
reicht, wenn man etwas auf ſich hält, und zu dieſen gehört Mr. Hearſt. 
Wir haben ihn ſchon im vorigen Jahre, als er um den Gouverneurs— 
poſten von New Pork kandidierte, zur Genüge charakteriſiert. Er iſt der 
König der gelben Preſſe, dem neun Tagesblätter und die Wochen— 
ſchrift „Cosmopolitan“ gehören, ein rückſichtsloſer und vorurteilsloſer 
Demagoge, der auf die ſchlechten wie auf die guten Inſtinkte der Maſſen 
ſpekuliert. Es iſt jetzt ziemlich genau ein Jahr, ſeit ſeine erſte Kandidatur 
zu Fall kam, und ſeither hat er ſich keineswegs zu ſeinem Vorteil ge— 
ändert. Früher gehörte er zu den Propheten der „deutſchen Gefahr“, 
heute predigt er von der Perfidie Englands. Ein Brief, den er an die 
„Times“ am 2. November kabelte, kann als Muſterbeiſpiel des uner— 
hörten Tones dienen, in dem er ſeine Polemik führt. Auch er iſt ein 
„Brigand de plume“, wie der „Meſſidor“ jüngſt Herrn Brand und ſeine 
Freunde benannte, nur in größerem Maßſtabe und mit reicheren Mitteln. 
Unter dieſen Umſtänden kann man ſich ſogar über den Sieg von Tam— 
many Hall freuen. Es iſt von zwei Übeln das geringere. Übrigens 
halten wir es für falſch, wenn die „Weſtminſter Gazette“ aus den Siegen, 
welche die Demokraten errungen haben, auf ein Erlöſchen des Sterns 
von Rooſevelt ſchließt. Das iſt keineswegs der Fall; vielmehr liegen 
die Dinge jo, daß es einen ernſt zu nehmenden Gegenkandidaten gegen eine 
dritte oder, genauer geſagt, gegen eine zweite Wiederwahl des 
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Präſidenten nicht gibt. Bryan hat keine Ausſichten, man findet ſelbſt in 
den demokratiſchen Streifen, daß er trotz ſeiner Jahre und feiner Lebens— 
erfahrung ein Phantaſt geblieben ſei; gegen Mr. Taft, den der Präſident 
auf jede Weiſe gefördert hat, ſträubt ſich ein eigentümlich widerſpruchs— 
volles Selbſtändigkeitsgefühl der amerikaniſchen Wähler, die prinzipiell 
einen Einfluß des Präſidenten auf die Wahl ſeines Nachfolgers ablehnen. 
Es würde ihnen weniger widerſtreben, den Präſidenten nochmals auf 
den Schild zu heben. Nun wendet man freilich ein, daß Rooſevelt durch 
ſeine Politik gegen die Truſts eine Wiederwahl verſpielt habe. Aber 
abgeſehen davon, daß ums Jahr die Nachwirkung der Geldkriſis längſt 
überwunden ſein wird, welche Amerika jetzt durchmacht und die wohl 
ſicher mit der Bekämpfung der Truſts in Zuſammenhang ſteht, kann es 
als ſicher gelten, daß gerade die Rückſichtsloſigkeit ſeines Vorgehens 
die Sympathien noch geſteigert hat, die von der großen Überzahl des 
amerikaniſchen Volkes dem Präſidenten entgegengetragen werden. 
Auch kann ja niemand, der nicht auf die Truſts eingeſchworen iſt oder 
direkt zur Liga der Milliardäre gehört, beſtreiten, daß es wirklich himmel— 
ſchreiende Schäden ſind, an deren Beſeitigung der Präſident ſeine 
Energie geſetzt hat. Daß aber beim Hobeln Späne fallen, gehört nun 
einmal zu den natürlichen Notwendigkeiten. 

Um jedoch auf die Piraten von der Feder zurückzukommen, ſei 
darauf hingewieſen, daß, nachdem der erſten Schadenfreude über die 
„Scandals de Berlin' breiter Raum gegeben war, auch im Auslande 
wie bei uns ein radikaler Umſchwung der öffentlichen Meinung ſtattge— 
funden hat. Nirgends in aller Welt wird noch für die Herren Harden 
und Brand eingetreten; das geſunde Gefühl wendet ſich, gottlob, 
ſchließlich vom Sykophanten ebenſo ab wie vom Verräter. Weniger 
klar liegt es leider mit der Stellungnahme der öffentlichen Meinung 
zum politiſchen Sykophantentum, das in geſchickter Benutzung nationaler 
Vorurteile und Sorgen Zwieſpalt ſäet und Situationen ſchaffen kann, 
die ſchließlich keinen anderen Ausgang übrig laſſen als den gewaltſamer 
Abrechnung. Uns liegen heute zwei ſolcher Machwerke vor, ein Buch 
von Rawland Thirmerle: Der Zuſammenprall der Weltmächte (the 
Clash of Empires) und ein Artikel des Militärkorreſpondenten der 
„Times“, der in der „National Review“ eben jetzt, im Novemberheft, 
veröffentlicht worden iſt, wohl als Proteſt der Unverſöhnlichen um 
Herrn Maxſe gegen den ſympathiſchen Empfang, auf den Kaiſer Wilhelm 
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ohne Zweifel in England rechnen kann. Beide, das Buch und die Korre— 
ſpondenz, gipfeln in dem Rat, nun nicht länger zu zögern und über die 
deutſche Flotte herzufallen, ehe ſie ſo mächtig wird, um die von Deutſch— 
land geplante Invaſion in England ausführen zu können. Wir wollen 
unſeren Leſern die Kette von Trugſchlüſſen und bewußten Unwahrheiten 
erſparen, mit denen beide Autoren auf ihr Publikum einzuwirken ſuchen. 
Der Hinweis auf die Tatſache mag genügen. Wir denken, daß den 
Engländern ihr geſunder Verſtand die Frage nahelegen wird, was denn 
Deutſchland, wenn es den wahnſinnigen Einfall hätte, England über— 
fallen zu wollen, ſelbſt für den Fall eines Gelingens der Invaſion zu 
gewinnen hätte? Wir wiſſen keine Antwort darauf, denn daß es das 
Ziel unſerer Politik ſein könnte, Kulturwerke zu zerſtören, und um 
dieſem Barbarenwerk zu willfahren, unſere nationale und wirtſchaftliche 
Exiſtenz den allergrößten Gefahren auszuſetzen, das wird doch ein einiger— 
maßen geſunder Verſtand nicht annehmen wollen. 

Admiral Fiſher hat, offenbar in Hinblick auf die oben charakteri— 
ſierten Taktloſigkeiten, am 9. November auf einem Bankett zu Ehren des 
neuen Lordmayors von London, Sir John Charles Bell, in Guildhall 
das Hirngeſpinſt der drohenden deutſchen Invaſion lächerlich gemacht. 
Es ſei, als wolle man ankündigen, daß nächſtens die St. Paulskathedrale 
auf einem Poſtdampfer verladen werden ſolle! Solches Geſchwätz ſei 
töricht und ſchädlich. Er ſchloß, indem er ſeiner Freude darüber Aus— 
druck gab, daß in Kaiſer Wilhelm ein Admiral der engliſchen Flotte 
ſeinen Einzug in England halten werde. 

Wir dürfen wohl darauf rechnen, daß bei dem nicht durch die „Times“ 
und ihre Dependenzen politiſch vergifteten Teil der Nation dieſe Ge— 
danken allmählich Wurzel ſchlagen werden. Sie ſind ein Ausdruck des 
ſchließlich doch ſiegreichen common sense des Volkes. 

Vom praktiſchſten Verſtand der Engländer haben wir aber eben 
jetzt ein glänzendes Beiſpiel an dem Geſchick gehabt, mit dem der drohende 
Ausſtand der Eiſenbahner zu allſeitiger Zufriedenheit beſeitigt und das 
Fundament zu einem Syſtem von Schiedsgerichten gelegt worden iſt, 
das einerſeits den berechtigten Beſchwerden der Arbeiter genug zu tun 
geeignet iſt, andererſeits die Ausſicht bietet, die Tyrannei zu brechen, 
welche die organiſierten Arbeiter in England auf ihre nichtorganiſierten 
Kameraden ebenſo ausüben, wie es bei uns durch die ſozialdemokratiſche 
Organiſation geſchieht. Daß dieſer Ausgleich zuſtande kam, iſt das 
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Verdienſt von Mr. Lloyd George, der es verſtanden hat, im letzten 
Augenblick die Gegenſätze abzuſtumpfen, ohne den berechtigten Inter— 
eſſen des einen wie des anderen Teiles zu nahe zu treten. Vielmehr läßt 
ſich darauf rechnen, daß die Arbeiterfrage in England fortan in Bahnen 
gelenkt wird, die ſie von den Utopien und der demoraliſierenden Agitation 
der ſozialdemokratiſchen Doktrin weg zu einer geſunden Entwicklung 
führt. Das Weſentliche iſt wohl, daß prinzipiell der Begriff des un— 
verſöhnlichen Gegenſatzes zwiſchen Arbeitnehmern und Arbeitgebern, 
alſo die Lehre vom Klaſſenkampf, aufgegeben wird und Differenzen 
ſtets durch ein Zuſammenwirken beider Intereſſengruppen endgültig 
entſchieden werden. Man kann nur wünſchen, daß eine analoge Ent— 
wicklung ſich bei uns vollzieht. 

Das lange angekündigte Gelbbuch, das Herr Pichon über die marok— 
kaniſche Angelegenheit veröffentlicht hat, liegt uns nur in den allerdings 
ſehr reichen Auszügen der franzöſiſchen Zeitungen vor. Wir können 
nicht ſagen, daß wir etwas Neues daraus gelernt hätten. Es beſtätigt, 
daß Frankreich bemüht geweſen iſt, ſich gewiſſenhaft an die Vereinbarun— 
gen von Algeciras zu halten und daß alle Mächte ohne Ausnahme, wenn 
auch in gewiſſen Nuancen, die leicht zu erkennen ſind, ſich auf dem 
gleichen Boden behaupten. Was wir vermiſſen, iſt eine Aufklärung 
über die Notwendigkeit, die Okkupation von Caſablanca ſo auszuführen, 
wie es geſchehen iſt. Die Ausſchiffung einer größeren Truppenmacht 
hätte aller Wahrſcheinlichkeit nach ein Bombardement der Stadt unnötig 
gemacht, und damit wären Schädigungen vermieden worden, die nicht 
nur die Eingeborenen, ſondern auch die europäiſche Kolonie ſehr empfind— 
lich getroffen haben. So wenigſtens ſtellt ſich uns das Bild dar, und 
wenn es falſch ſein ſollte, hätte das Gelbbuch dazu dienen können, dieſe 
ſehr weit verbreitete Auffaſſung zu widerlegen. 

Aber wir glauben überhaupt nicht, daß das Gelbbuch im Hinblick 
auf das Ausland veröffentlicht worden iſt. Augenſcheinlich iſt es vor— 
nehmlich beſtimmt, auf das Urteil der Franzoſen einzuwirken und ſie 
davon zu überzeugen, daß die Politik des Miniſteriums keine Politik 
der Abenteuer iſt und Frankreich nicht, wie viele fürchten, in unabſehbare 
Verwicklungen hineinnötigen wird. 

Es hat uns intereſſiert, wie die „Weſtminſter Gazette“, die, wie 
ſich von ſelbſt verſteht, der franzöſiſchen Politik freundliche Worte widmet, 
ihr Schlußurteil formuliert: 
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„In dem Urteil über Marokko“ — ſo ſchreibt ſie — „macht ſich eine 
gewiſſe Enttäuſchung bemerklich. Vor vier Jahren ſprach man davon, 
als ſei es eine Beute, die jeder europäiſchen Macht von ausreichender 
Unternehmungsluſt zufallen müſſe. Marokko war das gelobte Land, 
die große Kornkammer der Zukunft, die augenblicklich von entnervten 
und unkriegeriſchen Stämmen beſetzt ſei, und nur darauf warte, daß 
weiße Männer, die auf der Höhe der Kultur ſtehen, in das Land ein— 
rücken und es ſich zu eigen machen. Heute ſpricht man ziemlich allgemein 
von dem „Weſpenneſt“, und jedermann verwahrt ſich dagegen, daß er 
mehr tun wolle, als einen Stock in die Offnung des Neſtes zu ſtecken, 
was übrigens auch ein etwas bedenkliches Unternehmen iſt. Wir er— 
innern uns der Zeit, da in Oſtafrika Uganda ein ähnliches Streitobjekt 
war. Erſt nannte man Uganda den „Garten von Afrika“, dann aber 
ſank es ſo ſehr in der allgemeinen Schätzung, daß man vom „Bären— 
zwinger“ (bear garden) ſprach. „Weſpenneſt“ und „Bärenzwinger“ 
werden wahrſcheinlich bei der öffentlichen Meinung im Wert ſteigen, 
wenn man ſie vernünftig behandelt und den Empfindungen der Ein— 
wohner die Rückſicht ſchenkt, auf die ſie Anſpruch haben. Im Augenblick 
aber wird die Eiferſucht der europäiſchen Mächte durch die Entdeckung 
gemildert, daß es nicht ein Gewinn, ſondern eine Laſt für diejenige 
Macht iſt, die durch ihre beſondere Lage genötigt iſt, das Problem ernſt 
zu nehmen. Dieſer Schluß wird ſehr deutlich durch die jüngſten mili— 
täriſchen Erfahrungen beſtätigt. Sie lehren, daß die Eroberung oder 
was man Pazifikation großer Landſtrecken nennt, auch für die ſtärkſte 
Militärmacht ungeheuere Koſten und Schwierigkeiten mit ſich bringt, 
wenn die Eingeborenen dem Unternehmen nicht freundlich gegenüber— 
ſtehen.“ 

Es iſt wohl das erſtemal, daß dieſer Ton von engliſcher Seite her 
angeſchlagen wird, und gewiß verdient er volle Beachtung. Wir haben 
ſchon im April 1904 auf die heute zur Wirklichkeit gewordenen Schwierig— 
keiten hingewieſen. Marokko, ſagten wir damals, iſt ein Land von gegen 
% Million Quadratkilometer mit etwa 8 Millionen der meiſt fanati— 
ſierten Anhänger des Islam, deren Unterwerfung auch dann noch 
außerordentlich ſchwierig bleibt, wenn, wie im Plan der franzöſiſchen 
Regierung zu liegen ſcheint, der Sultan durch pekuniäre Gefälligkeiten 
verpflichtet und zum Werkzeug der Unterjochung ſeiner eigenen Unter— 
tanen gemacht werden ſoll, um ſie zunächſt unter ſeine Obedienz, dann 
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aber unter die franzöſiſche Schutzherrſchaft zu bringen. So ungefähr 
hat ſich praktiſch die Lage geſtaltet, nur iſt ſie noch verwickelter geworden 
durch die Rivalität der beiden Sultane, und es liegt nicht in der Hand 
Frankreichs und auch nicht in der irgend einer anderen Macht, endgültig 
darüber zu entſcheiden, welchem von beiden der Erfolg gehören wird. 
Die Macht von Abd el Aziz reicht wenig weiter als die Schußweite der 
franzöſiſchen Kanonen in den marokkaniſchen Häfen, und wenn es ihm 
gelingen ſollte, Mulay Hafid zum Gehorſam zu führen oder zu unter— 
werfen, bürgt nichts dafür, daß nicht über Nacht ein neuer Prätendent 
erſteht, dem das Glück günſtiger iſt. Eine Beruhigung iſt nicht eher zu 
erwarten, als bis die Marokkaner ſich davon überzeugt haben, daß man 
in der Tat von ihnen nichts anderes haben will als Erſchließung ihres 
Landes, und daß jeder Gedanke aufgegeben iſt, an ihrer politiſchen 
und territorialen Unabhängigkeit zu rütteln. Das offizielle Frankreich 
hat ſich jetzt auf dieſen Boden geſtellt, es kann wohl als ſicher gelten, 
daß Herr Pichon die marokkaniſche Frage nicht mit der Brille des Herrn 
Delcaſſé betrachtet. 

Der „Courrier des Balkans“, der in Bukareſt erſcheint und ſich Organ 
der rumäniſchen Intereſſen in der Türkei nennt, gibt einen Artikel der 
„Hamburger Nachrichten“ wieder, der über eine Unterredung Herrn 
Bratters mit König Karl von Rumänien eingehende Auskunft gibt. 
Da dieſe Unterredung zur Aufklärung über weſentliche Punkte der 
Balkanpolitik erheblich beiträgt, wird es von Intereſſe ſein, die ent— 
ſcheidenden Außerungen des Königs kurz wiederzugeben. 

Der König hob zunächſt hervor, daß er mit den Miniſtern von 
Oſterreich-Ungarn und Rußland, Baron Aerenthal und Herrn v. Iswolkski 
ſich in betreff der Balkanpolitik in vollem Einvernehmen befinde. Die 
Aufrechterhaltung des politiſchen status quo ſei eine abſolute Not— 
wendigkeit, und er, der König, habe ſich bemüht, auch den Fürſten 
Ferdinand für dieſe Auffaſſung zu gewinnen. Das ruſſiſche Kabinett 
unterſtütze die großbulgariſchen Beſtrebungen nicht, und es ſei abſurd, 
dem Großfürſten Wladimir eine andere Haltung zuzuſchreiben. Ruß— 
land und Oſterreich-Ungarn würden vielmehr mit größter Energie 
jedem Verſuch entgegentreten, die Ruhe auf der Balkanhalbinſel zu 
ſtören. Daß Rußland ſeine traditionelle Balkanpolitik aufgegeben habe, 
wolle er nicht mit Beſtimmtheit behaupten, jedenfalls aber würden 
Jahre hingehen, ehe Rußland zu einer aktiven Politik ſchreite. Auch 
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liege es nicht ſo, daß Rußland, um zum offenen Meer zu gelangen, ſich 
Konſtantinopels bemächtigen müſſe. Es gebe andere Wege, um dies 
Ziel zu erreichen, und Rußland, das ſie kenne, werde ſie vorziehen. 
Was aber die Rumänen in Mazedonien betreffe, ſo ſeien ſie ein durchaus 
friedliches Element. Das wiſſe auch der Sultan, der deshalb ſeit einiger 
Zeit den Kuzzowalachen ſein Wohlwollen zeige, und ebenſo dächten 
Hilmi Paſcha, der Generalinſpektor der mazedoniſchen Provinzen und 
der Großvezier Ferid Paſcha. Der König würde den Rumänen in 
Mazedonien ſofort ſein Intereſſe entziehen, wenn ſie an dem Banden— 
weſen teilnehmen ſollten. 

Daß die griechiſchen Banden nicht mit größerer Energie nieder— 
gehalten werden, liege wohl daran, daß die Türkei die Griechen fürchte. 
Sie ſeien in allen großen Städten zahlreich vertreten und verfügten 
über reiche Mittel. Dann hätten ſie eine mächtige Stütze am ökumeniſchen 
Patriarchen, der ſich mit der griechiſchen Nationalidee identifiziere und 
deſſen Geiſtlichkeit die Unruhen in Mazedonien ſchüre. Es ſei nicht daran 
zu denken, daß es in Mazedonien beſſer werde, ſo lange dieſem Treiben 
nicht ein Ende gemacht werde. Aber Griechenland treibe eine kurz— 
ſichtige Politik und werde ſchließlich die Sympathien aller Mächte ver— 
lieren. Eine geſunde Politik ſollte Griechenland dahin führen, Hand in 
Hand mit Rumänien zu gehen, ſtatt Konflikte zu ſuchen. Beide Staaten 
hätten mit einer ſlaviſchen Gefahr zu rechnen. Dieſe letztere Bemerkung 
wurde jedoch nicht vom König, ſondern von Herrn Bratter gemacht. 
Der König — referiert Bratter — nickte mit dem Kopfe und be— 
merkte: „Gewiß, ich habe erſt kürzlich in Wien darauf hingewieſen.“ 

Das Intereſſanteſte an dieſem Geſpräch — das uns nachträglich 
im Wortlaut der Hamburger Nachrichten zugegangen iſt — iſt wohl 
die beſtimmte Erklärung, daß keinerlei ruſſiſch-bulgariſche Abmachungen 
getroffen ſeien. Damit wären die beunrxuhigenden Nachrichten, 
die in letzter Zeit durch die Preſſe liefen, als endgültig beſeitigt 
zu betrachten. Aber es wäre nützlich, wenn jetzt, da die Frage 
zu öffentlicher Diskuſſion geſtellt iſt, eine gleich unzweideutige 
Erklärung von ruſſiſcher Seite erfolgte; haben doch ſo ernſt zu 
nehmende Blätter wie die „Weſtminſter Gazette“ die Nachricht von 
der angeblichen ruſſiſch-bulgariſchen Militärkonvention weiter getragen. 
Jetzt geht demſelben Blatte aus Konſtantinopel eine Korreſpondenz 
zu, die im entſchiedenen Gegenſatz zu anderen engliſchen Blättern 
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und zu einer vorausgegangenen Korreſpondenz der „WeſtminſterGazette“ 
die Lage in Mazedonien ſehr treffend folgendermaßen zeichnet: 

„Leider“ — ſchreibt der Korreſpondent — „it es wahr, daß infolge 
gröblicher Entſtellung viele in England glauben, daß die mazedoniſchen 
Unruhen darin beſtehen, daß in dieſem unglücklichen Lande die Chriſten 
von den Türken verfolgt werden. Die Urſache aller Wirren liegt aber 
in dem Streit der griechiſchen und bulgariſchen Chriſten um die Supre— 
matie. Selbſt wenn die türkiſche Verwaltung ſo ſchlecht wäre, wie man 
ſie darſtellt, ſteht feſt, daß ſie des Bandenweſens längſt Herr geworden 
wäre, wenn nicht die bulgariſche und die griechiſche Regierung ihre 
Hand im Spiel hätten.“ Es iſt aber intereſſant, darauf hinzuweiſen, daß 
ihre Verantwortlichkeit jetzt feſtgeſtellt iſt. 

Sir Edward Grey ſagte am 9. Juli 1907, als ihm der Erzbiſchof 
von Canterbury eine Deputation des mazedoniſchen Komitees vor— 
ſtellte: „Es gibt heute keine ſchlimmere Quelle des Blutvergießens und 
des Elends in Mazedonien, als die Banden, die von Bulgarien, Griechen— 
land und Serbien ausgeſchickt werden, um ſich gegenſeitig niederzu— 
metzeln. Dieſe Entwicklung“ — fügte er hinzu — „geht zum Teil auf die 
Intervention der Mächte zurück, die von den Balkanſtaaten mißbraucht 
worden iſt, um vorläufig dieſen Teil des osmanſichen Reiches (vom 
Ganzen) abzutrennen. Dieſe verſchiedenen chriſtlichen Raſſen haben 
ſich beeilt, durch Maſſakrierung ihrer Rivalen ſich in den Diſtrikten, die 
ſie beanſpruchen, die Vorhand zu ſichern. Man ſehe die Frage doch vom 
Standpunkt der praktiſchen Politik an. Welche Ausſichten bieten ſich 
denn für Rußland, wenn es, durch eine Militärkonvention mit Bulgarien 
verbunden, den Krieg gegen die Türkei aufnimmt? Die Unruhen im 
Innern und der Zuſammenbruch ſeiner Kriegsmacht im japaniſchen 
Kriege haben Rußland für die Dauer der nächſten Generation doch nicht 
ſtärker gemacht, als es 1877 war. Und was war der Erfolg der Kampagne? 
Rußland mußte, um einen PYankeecausdruck zu brauchen, ſich jagen, daß 
es mehr abgebiſſen hatte, als es kauen konnte, und geriet in ſolche Not, 
daß es durch den britiſchen Militärattaché bei der ruſſiſchen Armee, 
Disraeli, bitten ließ, einen Frieden mit der Türkei zu vermitteln. Dis— 
raeli aber lehnte ab, wie man annimmt, weil er Rußland, das die Juden 
ſchlecht behandelt hatte, demütigen wollte. Nun iſt allerdings wahr, 
daß nach dem Falle von Plewna der Weg nach Konſtantinopel offen 
lag. Aber die Türkei war keineswegs hors de combat, und nach Schluß 
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der Kampagne war der Zar, wenn nicht ein weiſerer, ſo doch ein viel 
ernſterer Mann geworden. 

Da es nun die einmütige Anſicht aller militäriſchen Kenner iſt, 
daß die türkiſche Armee aus dem beſten Soldatenmaterial der Welt 
beſteht, darf das Hinausdrängen der Türkei aus Europa durch eine 
ruſſiſch-bulgariſche Allianz nicht im Ernſt als möglich angeſehen werden; 
da aber König Edward über die Hälfte aller Mohammedaner herrſcht, 
die im Sultan ihr religiöſes Haupt ſehen, heißt es doch gar zu weit gehen, 
wenn man den Namen des Herzogs von Connaught in Verbindung mit 
dieſer angeblichen Konvention bringt.“ 

Der Korreſpondent geht danach auf die Reformfrage über, und 
die Mächte, die die Reformarbeiten führen, werden dabei nicht eben 
glimpflich behandelt. Oſterreich-Ungarn und Bulgarien müſſen ſich 
ſehr unangenehme Dinge ſagen laſſen, am ſchlimmſten aber kommt 
Rußland dabei weg. Man ſolle nicht den Teufel durch Beelzebub aus— 
treiben! 

Aus einer Schlußbemerkung des Verfaſſers müſſen wir wohl 
ſchließen, daß er engliſcher Jude iſt. Die Türkei, ſagt er, ſei das einzige 
Land in Europa, das nie eine antiſemitiſche Bewegung gehabt habe. 
Als der Vertrag von Berlin geſchloſſen wurde, ſeien in Rumänien 
80 000 friedfertige und fleißige Juden geweſen. Die große Mehrzahl 
von ihnen ſei inzwiſchen ausgewandert, um in der Türkei Schutz zu 
finden. Der Durchſchnittstürke gebe gern zu, daß vieles in der türkiſchen 
Verwaltung reformbedürftig ſei, aber da der jetzt regierende Sultan 
friedfertig ſei, wollten ſie auf ſeinen Nachfolger warten, um nicht nur 
die inneren Verhältniſſe umzugeſtalten, ſondern auch den heuchleriſchen 
Humbug zu demaskieren, der da behaupte, daß die Türkei unterjocht 
ſei. Man habe nur, wie die Boa Conſtrictor es tue, ehe ſie ihre Beute 
verſchlinge, verſucht, ſie mit Speichel zu überziehen! 

„Mr. Chamberlain hat einſt dem Deutſchen Kaiſer geſagt, daß 
England niemals eine Kolonialpolitik gehabt habe — die Kolonien 
ſeien ihm zugewachſen. Die meiſten Engländer draußen glauben, daß, 
wenn immer das Foreign Office eine Politik aufnahm, es ſich „auf 
das falſche Pferd“ ſetzte. Aber mit dem Erkennen kommt die 
Weisheit. Sir Edward Greys neue Politik, gefördert durch die 
ſtaatsmänniſche Weisheit des alten Königs, verſpricht eine beſſere 
Zukunft. 
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Es iſt gewiß wichtig, von dieſer Stimme aus der Wüſte Notiz zu 
nehmen. Die „Weſtminſter Gazette“ hat ihr einen Ehrenplatz in ihren 
Spalten eingeräumt. Vielleicht iſt es ein Anzeichen, daß wir vor einer 
Wandlung der engliſchen Orientpolitik ſtehen, denn dieſe Ausführungen 
ſind eitel Ketzerei, ſobald man ſie der Praxis der engliſchen Orientpolitik 
gegenüberſtellt. 

Nachrichten, die uns aus Petersburg zugehen, laſſen die Zuſammen— 
ſetzung des rechten Flügels der neuen Duma in ſehr ungünſtigem Licht 
erſcheinen. Die Rechte zählt nicht weniger als 51 Geiſtliche, darunter 
49 Popen, die gewiß nicht das unerläßliche Minimum an Bildung mit— 
bringen. Auch ſonſt ſind die Zuſammenſetzungen der äußerſten Rechten 
wenig Vertrauen erweckend. Um ſo notwendiger erſcheint die Kon— 
ſtituierung einer geſchloſſenen Mittelpartei. 


14. November 1907. Genehmigung der Novelle zum Flottengeſetz durch den Bundesrat. 
Unterſtaatsſekretär von Mühlberg wird zum Geſandten am Vatikan ernannt. 
Eröffnung der 3. ruſſiſchen Duma. 

17. November. Kämpfe zwiſchen Mulay Hafid und der Mahalla von Auflas. 
Kämpfe der Polizei mit Anarchiſten in Riga. 
Abreiſe des Kaiſers aus Windſor nach High-Cliff. 
Unruhen in Formoſa. 


20. November 1907. 

Der Beſuch Kaiſer Wilhelms in England hat, wie wir es nicht 
anders erwartet haben, zu lebhaften, faſt könnte man ſagen enthuſiaſtiſchen 
Kundgebungen geführt, die, wenn ſie vor allem ſeiner Perſon galten, 
doch auch ſehr deutlich den Wunſch nach guten und freundſchaftlichen 
Beziehungen von Volk zu Volk zum Ausdruck brachten. Auch die Preſſe 
hat, ſo weit wir es verfolgen konnten, nicht nur taktvoll, ſondern mit 
wirklichem Verſtändnis für die Perſönlichkeit unſeres Kaiſers und für 
die Notwendigkeiten unſerer Politik geſchrieben. In dieſer Hinſicht 
mag namentlich auf drei Artikel von Charles Lowe im „Daily Chronicle“ 
hingewieſen werden, die von wirklicher Sympathie zeugen und dabei 
dem ſo ſehr angefeindeten Gang unſerer Politik gerecht werden. Der 
„Morning Leader“ und der „Star“ haben ſich in Anlaß der Fälſchungen, 
in welchen die „Daily Mail“ ſich bei Wiedergabe deutſcher Preßſtimmen 
über die Monarchenbegegnung gefiel, mit außerordentlicher Schärfe gegen 
die Methoden dieſes oft genug von uns charakteriſierten Organs der 
„gelben Preſſe“ gewandt und dabei ihren Sympathien für Deutſch— 
land unzweideutigen Ausdruck gegeben. Das alles ſchätzen wir ſehr 
hoch ein, und an uns ſoll es nicht fehlen, um dahin zu wirken, daß dieſer 
Ton der bleibende werde. Nur erwarten wir von dieſen Kaiſertagen 
nicht, daß nun plötzlich eine Wandlung in der Richtung der engliſchen 
Politik eintreten wird. Wenn Friedrich der Große in einem berühmten 
Briefe an ſeinen Geſandten in Paris, den Freiherrn von Knyphauſen 
ſchrieb: „de grands princes... n'ont point de parents“, jo ſagte er 
damit, daß in den Beziehungen der Staaten zueinander nicht Stim— 
mungen, ſondern Intereſſen entſcheiden. Die engliſche Politik ſchien 
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zwiſchen 1885 und 1895, wenn nicht an die Identität, ſo doch an ein 
Zuſammenſtimmen der Intereſſen Deutſchlands und Englands zu 
glauben, und wenn danach während der Vorbereitung und des Ver— 
laufes des Burenkrieges eine Trübung eintrat, ſo iſt doch mit dem neuen 
Jahrhundert das alte gute Verhältnis faſt ganz wiederhergeſtellt worden, 
und die gemeinſame Aktion in der Venezuelaaffäre konnte beſtimmt 
ſcheinen, zu einer noch engeren Verſtändigung zu führen. Aber gerade 
von der Venezuelaerpedition datiert die Wandlung, die zu einer ent- 
ſchiedenen Abwendung Englands von uns führte und die ſich ſchließlich 
zu einer Feindſeligkeit der führenden engliſchen Preſſe und der Leiter 
der engliſchen Politik gegen uns ſteigerte, auf deren noch in friſcher 
Erinnerung ſtehende Außerungen wir nicht eingehen wollen. Einer 
der kenntnisreichſten Interpreten des heutigen England, der Franzoſe 
Jacques Bardoux, hat unter dem Geſamttitel: „Essai d'un psychologue 
de l’Angleterre contemporaine“, in zwei Bänden dieſe Wandlungen 
verfolgt. Der erſte führt den Sondertitel: Les erises belliqueuses (Paris 
1906) und behandelt die mehr politiſche Seite des Problems, der zweite 
nennt ſich: Les crises politiques. Protectionisme et Radicalisme (Paris 
1907) und legt den Schwerpunkt auf die wirtſchaftliche Seite der Frage. 
Aber gerade in dieſem zweiten Bande wird in dem Kapitel „La poussée 
germanophobe“ die oben charakteriſierte Wendung zu einer gegen 
Deutſchland gerichteten Politik ſehr anſchaulich und mit guter Begründung 
dargelegt. Man wird aber bei ruhiger Erwägung hüben und drüben 
ſchließlich zur Erkenntnis kommen müſſen, daß ein wirklicher, in den 
vitalen Bedürfniſſen beider Mächte begründeter Intereſſengegenſatz 
nicht beſteht. Und darauf gründen wir die Hoffnung, daß, was unſerem 
Kaiſer als perſönliche Huldigung dargebracht wurde, ſich auch in der 
Richtung der engliſchen Politik geltend machen wird. Der aus dem 
engliſchen Sportsleben übernommene Ausdruck „fair play“ ſchließt, 
bei aller Rivalität, ein Geltenlaſſen des Mitſpielers in ſich, und das 
ſollte wohl auch auf den Wetteifer übertragen werden, in dem beide 
Nationen bemüht ſind, die Welt einem höheren Kulturleben zu er— 
ſchließen. Daß in Windſor Caſtle über Fragen der hohen Politik Ver— 
einbarungen getroffen worden ſind, glauben wir nicht. Wenn dieſe 
Abſicht beſtand, hätte trotz aller Arbeit, welche die neue Tagung des 
Reichstages verlangt, der Kaiſer ſchwerlich den Fürſten Bülow in Berlin 
zurückgelaſſen, und improviſiert werden ſolche Vereinbarungen niemals. 
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Wohl aber glauben wir aus den Außerungen der engliſchen Preſſe 
ſchließen zu dürfen, daß dort die ernſte Neigung beſteht, das Urteil, mit 
dem man bisher an die deutſche Politik herantrat, zu revidieren, und 
die Behauptungen unſerer Feinde an den Tatſachen zu prüfen. Jeden— 
falls nehmen wir mit lebhaftem Dank die Gaſtfreundſchaft entgegen, 
die Kaiſer Wilhelm in England gefunden hat und noch finden wird. 
Aber was von einem Austauſche des ſogenannten Caprivizipfels gegen 
die Walfiſchbai, oder gar von einer Vermittlung Englands zwiſchen 
Frankreich und Deutſchland in Umlauf geſetzt wurde, iſt ganz beſtimmt 
auf Rechnung der Phantaſie von ſenſationsluſtigen Berichterſtattern 
zu ſetzen. Ein Austauſch des einzigen Gebietes, das uns mit dem Sam— 
beſi verbindet, gegen die Walfiſchbai, hätte die Bedeutung eines von 
uns gemachten Geſchenkes, und dazu liegt wahrlich kein Grund vor, 
zumal wir uns in Swakopmund leidlich eingerichtet haben. Noch weniger 
vermögen wir einzuſehen, wozu es einer Vermittlung in unſeren Be— 
ziehungen zu Frankreich bedarf, da doch nichts direkten Verhandlungen 
im Wege ſteht, ſolche Verhandlungen naturgemäß auch ununterbrochen 
ſtattfinden und an keinem Punkt auf Schwierigkeiten ſtoßen, die nicht 
von beiden Mächten in gutem Einvernehmen gelöſt werden können. 
Die Erklärungen, welche Herr Pichon während der letzten Debatte in 
der franzöſiſchen Kammer abgegeben hat, laſſen ſich gar nicht anders 
interpretieren. Freilich iſt nicht jedermann in Frankreich mit den Er— 
klärungen des Miniſters zufrieden geweſen. Aber die überwältigende 
Majorität der Kammer hat ſie gut geheißen, und die internationalen 
Beziehungen, die in der marokkaniſchen Frage mitſpielen, ruhen nun 
einmal auf der Baſis des Vertrages von Algeciras, zu dem das offizielle 
Frankreich ſich ſo nachdrücklich bekannt hat. Nun iſt aber in der „Revue 
politique et parlementaire“ (Novemberheft), zurzeit wohl der beſten 
politiſchen Zeitſchrift Frankreichs, von zwei Kennern dieſer nordweſt— 
afrikaniſchen Verhältniſſe ein ſehr gewichtiger Widerſpruch erhoben 
worden. Herr Camille Sabatier weiſt in einer Studie „lerreur d’Alge- 
ciras“ nach, daß die Politik der pénétration pacifique, wie ſie Herr 
Delcaſſé aufgebracht hat und wie die Konferenz von Algeciras ſie inter— 
national fortſetze, ſich Ziele ſtelle, die überhaupt nicht zu erreichen ſeien. 
Er ſucht das zu beweiſen, indem er näher auf die ſoziale Organiſation 
Marokkos eingeht und namentlich die eigentümlichen kollektiviſtiſchen 
Anſchauungen darlegt, die für den Grundbeſitz gelten und durch die in 
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Marokko autoritative Koraninterpretation des Sidi-Khelil ihre religiöſe 
Weihe erhalten haben. Marokko kennt keinen Privatgrundbeſitz und 
es iſt deshalb unmöglich, in Marokko dauernd Fuß zu faſſen. Ebenſo 
gebe es nur einen Kollektivhandel, und die Handelskarawanen ſtänden 
ſo ſehr in Abhängigkeit von den Marabuts, daß ſie gegen deren Gebot 
mit Fremden keinen Handel treiben. Sabatier führt als Beleg dafür 
die intereſſante Tatſache an, daß ſeit 15 Monaten infolge der marokkani— 
ſchen Wirren die Bevölkerung von Tafilet ihren Handel mit den algeriſchen 
Franzoſen eingeſtellt habe. Das aber ſei auf Befehl eines Marabut 
geſchehen. 

„Es iſt eine merkwürdige Tatſache, daß dieſes Land, das politiſch, 
adminiſtrativ und militäriſch in einem Zuſtande voller Anarchie iſt, 
in ſozialer Hinſicht organiſiert iſt wie ein Kloſter. Der Maghſen, d. h. 
die politiſche Macht, bedeutet in Wirklichkeit ſehr wenig in Marokko, 
dagegen iſt die Organiſation der Marabut allmächtig. Mit ihr, und nur 
mit ihr hat man zu rechnen.“ 

Wolle man ſich nicht einen formidablen Krieg auf den Hals ziehen, 
ſo müſſe man daher die ſoziale Organiſation Marokkos reſpektieren. 
Man müſſe mit den einzigen Elementen, die imſtande ſeien, ihren 
Willen zur Geltung zu bringen, ſich über eine Zone verſtändigen, in 
welcher die Europäer Grund und Boden erwerben dürfen, außerhalb 
deren ihnen aber geſtattet wird, Handel zu treiben. Mit Geld und guten 
Worten werde ſich das von den Marabuts erlangen laſſen. In Frage 
komme das Weichbild der Häfen um Caſablanca, das Gebiet der Stämme, 
die ſich unterworfen hätten und die durch die europäiſche Polizei vor 
den Nachbarſtämmen zu ſchützen wären. Am Riff wäre es um die Präſi— 
dios das Gebiet, das Spanien als ſeine Einflußſphäre fordern könnte, 
an der algeriſchen Grenze außer UÜUdjda nebſt Weichbild das Gebiet von 
2—3 Stämmen. Im Reſt des Reiches will Sabatier die Stellung der 
Europäer durch beſondere Vereinbarungen, deren Detail er darlegt, 
ſichern und Verkehrsfreiheit proklamiert wiſſen. Das alles wird gut 
begründet und verdient als Angabe einer neuen politiſchen Richtung 
gewiß Beachtung, auch wo das ausgeführte Bild Widerſpruch hervor— 
ruft. Aber die Politik Frankreichs und die Politik der Vertrages von 
Algeciras iſt es gewiß nicht. Gegen dieſe Politik richtet ſich von anderen 
Geſichtspunkten ausgehend auch die politiſche Monatsüberſicht von 
René Millet. Er bekämpft mit allen Waffen der Ironie und des Spottes 
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in ſeiner geiſtvollen und leidenſchaftlichen Weiſe das geſamte Reſultat 
der Konferenzpolitik. Was er will, iſt freie Hand in Marokko für Frank— 
reich, wogegen er dafür plädiert, uns in unſeren Unternehmungen in 
Vorderaſien pekuniär zu unterſtützen. Wir wollen nicht mit ihm polemi— 
ſieren und uns begnügen, darauf hinzuweiſen, daß zwiſchen der marok— 
kaniſchen Frage und dem Problem der Bagdadbahn keinerlei innerer 
oder äußerer Zuſammenhang beſteht, daß die von Herrn Delcaſſé auf— 
geſtellte Gleichung vielmehr lautet: Marokko — Agypten, und daß in 
dieſer Gleichung die Zwiſchenglieder fehlten. Auch in Deutſchland hält 
man die Stipulationen von Algeciras nicht für ein Meiſterſtück, ſie 
führten zu einem Notbehelf, von dem auch wir nicht annehmen, daß er 
in nächſt abſehbarer Zeit zu einer Herſtellung normaler Verkehrsver— 
hältniſſe — und auf die kommt es uns an — zwiſchen Europäern und 
Marokkanern führen wird. Vielleicht iſt die von Herrn Sabatier 
empfohlene Methode die richtige, aber mit der Politik energiſchen Vor— 
gehens, die Herr Millet empfiehlt, iſt ſie gewiß nicht zu vereinigen. 
Übrigens heißt es jetzt, daß Mulay Hafid von der Mahalla des Sultans 
geſchlagen worden ſei und ſeine Unterwerfung angeboten habe. Wir 
wollen abwarten, ob dadurch eine weſentliche Anderung der Geſamt— 
lage herbeigeführt wird. 

Sehr unnötigen Lärm hat in Frankreich der Beſuch des Fürſten 
Radolin beim Herzog von Rohan gemacht. Der „Meſſidor“ wirft gar 
die Frage auf, was man wohl in Deutſchland dazu ſagen würde, wenn 
Herr Cambon dem alten Bebel einen Beſuch in ſeiner Villa machen 
wollte? Die Antwort iſt nicht ſchwer zu geben. Man würde darüber 
lachen, im übrigen aber der Anſicht ſein, daß der Privatverkehr eines 
Botſchafters nicht Sache öffentlicher Kritik iſt. 

Doch wir kehren zu den engliſchen Angelegenheiten zurück, von 
denen wir ausgingen. Es tritt immer deutlicher zutage, daß die Unioniſten 
ſich darauf vorbereiten, energiſcher als es bisher geſchah, den Abſichten 
des liberalen Kabinetts auf „Reformierung“ des Hauſes der Lords 
entgegenzutreten. Mr. Balfour hat ſeinem alten Rivalen Chamberlain 
einen Beſuch gemacht, der zu dem Ergebnis führte, daß der Kampf 
gegen den Freihandel und das ganze Programm der imperialiſtiſchen 
Politik Chamberlains wieder aufgenommen werden ſoll. Nebenher 
wird dem Miniſterium Campbell-Bannerman vorgeworfen, daß es 
ſozialiſtiſche Bahnen einſchlage, ein in Hinblick auf die beſcheidenen 
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Sozialreformen des Kabinetts gewiß ungerechter Vorwurf. Aber allem 
Anſchein nach ſtehen wir vor einem erneuten Ringen der beiden großen 
Parteien um das Regiment, und da, wie es heißt, für nächſtes Jahr 
eine Parlamentsauflöſung geplant wird, wenn die Lords nicht vorher 
ſich dem Willen des Unterhauſes unterwerfen, könnte es einen heißen 
Kampf geben. 

Aus Indien melden die „Times“, daß eine merkliche Beſſerung 
der Stimmung zu verzeichnen ſei, ſo daß die Regierung ſich entſchloſſen 
habe, die beiden Führer der antiengliſchen Bewegung, Lajpat Rai und 
Ajit Singh, freizugeben. Auch der gegen A. C. Banerjee angeſtrengte 
Prozeß iſt niedergeſchlagen worden. Wie weit dabei die Rückſicht auf 
die furchtbare Hungersnot mitgeſpielt hat, die in Bengalen wütet, 
vermögen wir nicht zu beurteilen, und ebenſo nicht, wie weit es ſich 
bei dem letzten Raubzuge der Afridis um eine politiſche Aktion handelt. 
Die Agitation gegen die Politik König Leopolds im Kongoſtaate, deren 
wir jüngſt gedachten, wird noch weiter fortgeſetzt, und da neben offen— 
baren Übertreibungen auch zweifelloſe Mißbräuche dazu den Anlaß 
gegeben haben, wäre das klügſte, wenn der König von ſich aus ſein 
Regiment und ſeine Wirtſchaftsmethoden in Einklang mit der Kongo— 
akte ſetzen wollte. Es iſt ſtets vorteilhafter, ſelbſt zu reformieren als 
reformiert zu werden. 

Die große Finanzkriſis in den Vereinigten Staaten verliert all— 
mählich ihren akuten Charakter. Erinnert man ſich der noch weit 
ſchlimmeren Kriſis des Jahres 1893, ſo wird man nicht daran zweifeln, 
daß die jetzt eingetretene wirtſchaftliche Depreſſion bald überwunden 
ſein wird; daß aber der Überſpekulation und dem Jagen nach dem Dollar 
von Zeit zu Zeit ein memento zugerufen wird, kann nur nützlich ſein. 
Gewiß ſind es nicht die Reformbeſtrebungen des Präſidenten, die den 
Zuſammenbruch ſo vieler, zum Teil keineswegs unſolider Geſchäfte 
herbeigeführt haben. Was zuſammenbrach, war das Vertrauen, das 
bisher auch den Finanzgrößen geſchenkt wurde, die mit mehr fiktiven 
als realen Werten arbeiteten, und bei der plötzlich wie eine anſteckende 
Seuche um ſich greifenden Panik haben dann vertrauenswürdige Unter— 
nehmungen leiden müſſen, deren einziger Fehler darin lag, daß ſie die Mög— 
lichkeit einer ſolchen Panik nicht mit in ihre Berechnungen gezogen hatten. 

Am 9. Dezember werden die 16 Fahrzeuge der amerikaniſchen 
Kriegsflotte in Hampton Roads beiſammen ſein. Dort wird ſie der 
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Präſident am 16. d. M. injpizieren und den Admiralen, bevor fie die 
Fahrt in den Stillen Ozean antreten, ihre letzten Inſtruktionen erteilen. 
Es unterliegt keinem Zweifel, daß dieſe Inſtruktionen durchaus fried— 
licher Natur ſein werden. Die Expedition hat, abgeſehen von der Be— 
deutung, welche ihr für die Ausbildung der amerikaniſchen Marine 
zukommt, vornehmlich die Aufgabe, der Welt zu zeigen, daß die Ver— 
einigten Staaten keineswegs geſonnen ſind, auf ihre Stellung im Großen 
Ozean zu verzichten. Das aber kann im allgemeinen Intereſſe nur 
gebilligt werden. Seit es eine ruſſiſche Flotte nicht mehr gibt und England 
ſeine Flotte aus dieſen Gewäſſern zurückgezogen hat, um ſeine Über— 
macht im Atlantiſchen Ozean und in ſeinen Ausläufern deutlicher zu 
markieren, war die Macht Japans in der Südſee ſo überragend, daß 
die Verſuchung, von ihr Gebrauch zu machen, leicht zu groß für das 
Temperament der Nation werden konnte. Dazu hat Amerika, auch 
abgeſehen von den Philippinen, eine ungeheure, faſt ungeſchützte Küſten— 
ſtrecke zu verteidigen. Im nächſten Jahre wird die amerikaniſche Flagge 
einen Stern mehr zählen. Es ſteht bereits feſt, daß ein Teil des Indianer— 
territoriums als 46. Staat der Union unter dem Namen Oklohama 
ſeine Vertretung in Senat und Haus der Repräſentanten erhalten wird. 

Am 14. November iſt die dritte Duma unter günſtigen Auſpizien 
eröffnet worden. Der Verlauf der Feierlichkeit war überaus würdig, 
und der Eindruck, den die Verſammlung machte, vertrauenerweckend. 
Sie iſt ruſſiſcher als die beiden erſten Dumen und ſteht auf einem höheren 
geſellſchaftlichen und Bildungsniveau. Meiſt ſind es neue Männer. 
Von den 437 Abgeordneten haben nur 13 der erſten und zweiten, 8 der 
erſten und 42 der zweiten Duma angehört. Die Majorität gehört der 
Rechten und den Oktobriſten an, die das Zentrum bilden und zwiſchen 
denen eine prinzipielle Verſtändigung von großer Tragweite ſtatt— 
gefunden hat. Die Rechte hat ihre urſprüngliche Abſicht aufgegeben, 
die Duma nur als beratende, nicht als beſchließende Körperſchaft gelten 
zu laſſen, wogegen die Oktobriſten darauf verzichtet haben, auf der 
vollen politiſchen Rechtsgleichheit der Juden zu beſtehen. Wir glauben, 
daß damit der ruſſiſchen Judenſchaft ein großer Dienſt geleiſtet worden 
iſt, denn alle Kenner ſüd- und weſtruſſiſcher Verhältniſſe ſind der feſten 
Überzeugung, daß dadurch der Wiederholung von Judenhetzen vorge— 
beugt wird, die ſonſt unzweifelhaft ſtattgefunden hätten. Zum Präſi— 
denten wurde mit allen gegen 9 Stimmen N. A. Chomjäkow, ein Okto— 
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briſt, gewählt, der in beſcheidenen und patriotiſchen Worten die Abge— 
ordneten auf ihre Pflichten dem Staat gegenüber hinwies. Sie ſeien 
gekommen, die Wunden des Vaterlandes zu heilen und in Wahrheit 
den Willen des mächtigen (dershawny) Zaren zu erfüllen, der ſie gerufen 
habe, eine ſchwere und verantwortliche geſetzgeberiſche Arbeit zu er— 
füllen. Gott möge ihnen dazu helfen. Dieſe Rede hatte zur Folge, 
daß der zum Vizepräſidenten in Ausſicht genommene Führer der kon— 
ſtitutionellen Demokraten, Profeſſor Miejukow, erklärte, daß er eine 
Wahl nicht annehmen werde, weil Chomjäkow die Verfaſſung nicht aus— 
drücklich erwähnt habe. Die Kadetten ſind eben Doktrinäre, und die 
Form iſt ihnen wichtiger als das Weſen. Die zweite Vizepräſidentſchaft 
iſt nun dem Oktobriſten Baron Meyendorff zugefallen, einem Livländer, 
deſſen Mutter eine Fürſtin Gortſchakow iſt und deſſen Fähigkeiten ſehr 
hoch eingeſchätzt werden. Der Reichsrat wurde wenige Stunden danach 
ebenfalls in aller Feierlichkeit eröffnet. Das Petersburger Publikum 
war ziemlich teilnahmlos. Auch darin ſehen wir ein gutes Vorzeichen. 
Man erwartet keine großen Senſationen und keine lärmenden Szenen. 
Die Sozialdemokraten nahmen an der Eröffnungsfeierlichkeit nicht teil 
und erſchienen erſt, als die Vereidigung ſtattfand, auch fehlten die drei— 
zehn Vertreter der polniſchen Gouvernements. Sie hatten ſich ver— 
ſpätet. Es wird nun viel darauf ankommen, ob die Kadetten eine ſelb— 
ſtändige Stellung behaupten oder ſich der halb oder ganz revolutionären 
Linken anſchließen. Miljukow hat erklärt, daß ſie arbeiten wollen; dann 
könnten ſie, bei nicht zu bezweifelnden Fähigkeiten, ein trotz allem 
nützliches Element werden. Aber wir wollen nicht vergeſſen, daß es 
eine in der Tat furchtbar ſchwere Aufgabe iſt, vor der dieſe dritte Duma 
ſteht. Ihre beiden Vorgängerinnen haben nichts zuſtande gebracht. 
Was ſie an Arbeiten geleiſtet haben, blieb in den Kommiſſionen liegen 
und wird vielleicht als ſchätzbares Material wieder hervorgeholt werden. 
So veröffentlicht der „Weſtnik Jewropy“ die Arbeiten der Budget— 
kommiſſion der zweiten Duma, die viel Beachtenswertes enthalten, 
aber doch weſentlich kritiſch, nicht ſchöpferiſch ſind. Die ſchwierigſten 
Aufgaben bleiben die Schulfrage und die Agrarfrage, es wird kaum 
möglich ſein, mehr als beſcheidene Grundlagen zu legen, und es fragt 
ſich, ob die Ungeduld der bäuerlichen Bevölkerung ſich damit zufrieden 
geben wird. Eben jetzt laufen Nachrichten von einer ganzen Reihe von 
Brandſtiftungen aus den Gouvernements Tula und Poltawa ein. 
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Auch die terroriſtiſche Aktion dauert fort. Es wird ganz unmöglich ſein, 
den Belagerungszuſtand, der einen großen Teil von Rußland umfaßt, 
aufzuheben. Auch das iſt von Wichtigkeit, welche Rolle der Reichsrat 
ſpielen wird. Er iſt bisher ſo gut wie gar nicht zur Geltung gekommen, 
und doch ſchließt er eine Reihe ganz hervorragender Spezialitäten und 
Arbeiter in ſich. Neben den übernommenen Mitgliedern des alten 
Reichsrats ſind die berufenen neuen Mitglieder eingetreten, und das 
ſind faſt ausnahmslos Männer von großem Anſehen. Es wird alles 
darauf ankommen, ob der Reichsrat Einfluß zu gewinnen verſteht, 
wozu ihm die Verfaſſung vom 30. Oktober die volle Möglichkeit gibt. 
Aber auch da gilt das Wort, daß nicht die Form, ſondern der Geiſt und 
der Wille entſcheidet, der der Form Leben gibt. 


20. November 1907. Revolutionäre Bewegungen in Portugal. 
Wahlſieg der Buren bei den Wahlen zum Cronje-Parlament. 
23. November. Kämpfe zwiſchen Franzoſen und Marokkanern an der algeriſchen Grenze. 
24. November. Feindſeligkeiten der Afridis gegen eine engliſche Polizeipatrouille. 
25. November. Entdeckung eines Waffenlagers ruſſiſcher Terroriſten in Berlin. 
Die Truppen von Abdul Aziz rücken in Mazagan ein. 


27. November 1907. 

Vor acht Tagen zeigten wir an der Hand einer autoritativen fran— 
zöſiſchen Quelle, daß die Methoden der „pénétration pacifique“ ge— 
nannten, aber mit allen Hülfsmitteln des Krieges zur Verwirklichung 
geführten Beſtrebungen, welche dahin zielen, islamiſche Länder euro— 
päiſcher Herrſchaft zu unterwerfen, auf ſehr ernſt begründeten Wider— 
ſpruch zu ſtoßen beginnen. Heute liegt uns eine engliſche Meinungs— 
äußerung vor, die nicht minder den zurzeit herrſchenden Anſchauungen 
widerſtreitet, aber uns unſere oft wiederholte Theſe beſtätigt, daß die 
Länder des Islam ein auf die Dauer nicht abzuweiſendes Recht haben, 
auf eigenen Füßen zu ſtehen, ſobald ſie ſich anſchicken, der fortſchreitenden 
Entwicklung und Humaniſierung der Welt Rechnung zu tragen. 

Ein Artikel der „Daily News“ (der uns in der Überſetzung des 
„Etendard Egyptien“ vom 17. November vorliegt) weiſt nämlich in 
Anlaß eines Meetings von Muſelmännern, das in London am 7. d. Mts. 
ſtattfand, darauf hin, daß es einen Panislamismus im vulgären Sinne 
des Wortes nicht gebe. Die Inder ſeien konſervativ und England gegen— 
über durchaus loyal, die Agypter fortſchrittlich und entſchloſſen, ihre 
Nationalität zu behaupten, Marokko wolle von einer Suprematie Kon 
ſtantinopels nichts wiſſen, Perſien ſei fortſchrittlich aber ſchismatiſch, 
die ruſſiſchen Muſelmänner ebenfalls fortſchrittlich und keineswegs An— 
hänger der hamidiſchen Schule. Kurz, die Möglichkeit einer politiſchen 
Einigung liege nicht vor. Was man Panislamismus nennen könnte, 
ſei eine duldſame, demokratiſche Strömung, ohne Verbindungen mit 
Konſtantinopel, mehr ideal als politiſch organiſiert. Auf jenem Londoner 
Meeting ſei nun von einem zur Partei der Kadetten gehörenden ruſſiſchen 
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Muſelmann der Gedanke angeregt worden, daß die ruſſiſchen, indiſchen, 
türkiſchen, arabiſchen und ägyptiſchen Bekenner des Islam ihren Mittel— 
punkt nicht in Konſtantinopel, ſondern in Kairo ſuchen ſollten. Dieſer 
Gedanke wird von den „Daily News“ mit lebhafter Sympathie 
aufgenommen. Agypten ſei ja der alte Sitz des Kalifats, Kairo eine 
heilige Stadt und die alte Univerſität El-Azhar die vielleicht berühmteſte 
der muſelmänniſchen Welt, die arabiſche Preſſe Agyptens nicht nur in 
Nordafrika, ſondern überall verbreitet, wo das Arabiſche noch die klaſſiſche 
Sprache ſei; da ſei es nun von höchſter Wichtigkeit, daß man dafür ſorge, 
daß die Einflüſſe, die von Kairo nach allen Himmelsgegenden ausſtrahlen, 
eine England freundliche Tendenz vertreten. Die ägyptiſchen Nationa— 
liſten verfolgten das Ziel, eine auf moderner wiſſenſchaftlicher Grund— 
lage ruhende Univerſität in Kairo zu begründen, und es liege im engliſchen 
Intereſſe, dieſen Gedanken zu ermutigen und nicht den Mann zu ver— 
folgen, der der Träger dieſer Ideen ſei: Muſtafa Kamel Paſcha. Die 
„Times“ ſtellen ihn zwar als den Typus des Fanatismus dar, aber in 
Frankreich feiere ihn der „Temps“ als den Propheten der Toleranz 
und der Ziviliſation, und unzweifelhaft ſei das Unrecht auf ſeiten der 
„Times“. Die ägyptiſchen Nationaliſten ſollten nicht unterſchätzt werden, 
hinter ihnen ſtehe die ungeheuere Maſſe des ägyptiſchen Volkes. „Wenn 
ſie Extremiſten ſind, jo muß man zugeben, daß es eine Ungeheuerlichkeit 
iſt, von uns zu verlangen, daß wir das Verſprechen erfüllen, das wir 
gaben als wir Agypten beſetzten — und das Land räumen. Wenn ſie 
unvernünftig ſind, ſo iſt es Unvernunft, auf die Ehre Englands zu bauen.“ 
Die Wahrheit ſei, daß man zwar die Wohltaten anerkenne, die die engli— 
ſche Herrſchaft Agypten gebracht habe, aber allmählich ungeduldig ge— 
worden ſei, weil England ſo gar keine Anſtalten treffe, das Land für ein 
selk government vorzubereiten. Die Zahl der engliſchen Beamten 
wachſe ſtetig, man angliſiere die Schulen, habe die Miniſter zu Marionetten 
gemacht, die nach der Pfeife engliſcher „Räte“ tanzen, und die ſchwachen, 
ſchlecht beſetzten repräſentativen Körperſchaften weder reformiert noch 
ermutigt. 

Nun ſei das Ideal Muſtapha Kamels natürlich die volle Selb— 
ſtändigkeit, aber die „Daily News“ meinen, daß er ſich eine diplomatiſche 
Kontrolle und eine engliſche Garniſon zu dauernder Beſchützung des 
Suezkanals wohl gefallen laſſen werde. Zurzeit gehe jedoch ſein Pro— 
gramm gewiß nicht ſo weit, und England müſſe damit beginnen, den 
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ägyptiſchen Miniſtern größere Selbſtändigkeit, den Provinzialgouver— 
neuren mehr Freiheit der Aktion und den legislativen Verſammlungen 
mehr Autorität zu gewähren. Vor allem aber ſeien die Gefangenen 
von Denſharai zu begnadigen und mit dem Syſtem zu brechen, das 
das Engliſche als Schulſprache oktroyiere. Sir E. Gorſt habe ſich die 
Deviſe erwählt: „nicht regieren, ſondern die Agypter lehren ſich ſelbſt 
zu regieren!“ Das ſei vortrefflich, und jeder aufgeklärte und liberale 
Engländer werde wünſchen, daß er dieſe Aufgabe zu gutem Ende führe! 

Damit ſchließt dieſer merkwürdige Artikel, der zum erſtenmal nach 
langer Zeit die Frage einer eventuellen Räumung Agyptens wieder 
in Anregung bringt. Wir können uns ſeinen Inhalt keineswegs ganz 
zu eigen machen, wenn wir uns auch den humanen Geſichtspunkten 
nicht verſchließen, von denen er ausgeht. Der ruſſiſche Muſelmann 
Ismael Bey Gaſprenski, den die „Daily News“ als einen Freund von 
Profeſſor Miljukow einführten und der in London ſo lebhaft für Kairo 
als künftigen Mittelpunkt des Islam eintrat, unterſchätzt offenbar den 
Einfluß, der trotz allem dem Sultan Abdul Hamid als dem Träger der 
Inſignien des Kalifats und als Beſchützer von Mekka und Medina in 
der islamiſchen Welt zukommt. Er hat dieſe Stellung durch den Eifer, 
mit dem er am Ausbau der Bahn nach Mekka tätig iſt, gerade in letzter 
Zeit noch ſehr weſentlich gekräftigt. Der Artikel der „Daily News“ 
aber gibt uns die Verbindung eines höchſt engliſchen mit einem höchſt 
unengliſchen Gedanken. Der unengliſche Gedanke iſt der der Räumung 
Agyptens. Es gibt unſeres Wiſſens nur ein Beiſpiel dafür, daß England 
aufgab, was es einmal in Händen hatte: das war die Überlaſſung der 
joniſchen Inſeln an Griechenland und geſchah unter ganz beſonderen 
politiſchen Verhältniſſen und in der Erwartuug, ein Gegengewicht 
gegen den ruſſiſchen Einfluß in Griechenland zu gewinnen. Der engli— 
ſche Gedanke aber iſt, die heiligen Stätten des Islam in Abhängigkeit 
von Kairo zu ſetzen, was ja allerdings, ſo lange England der Herr in 
Agypten bleibt, eine ungeheuere Erweiterung ſeines Einfluſſes auf 
die geſamte islamiſche Welt zur Folge haben müßte. Unmöglich aber 
ſcheint uns die Kombination der Räumung des ägyptiſchen Kalifats 
vom engliſchen Standpunkte aus, und deshalb glauben wir nicht, daß 
in dieſen Ausführungen der „Daily News“ kommende Entſchlüſſe des 
liberalen Kabinetts angekündigt werden. Vielmehr ſetzt Sir Eduard 
Gorſt die Politik Lord Cromers fort, die auf Erſetzung des Franzöſiſchen, 
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das immer noch in Agypten dominiert, durch das Engliſche hinarbeitet. 
Der „Temps“ hat ſich dieſer Frage mit großem Eifer angenommen 
und den energiſchen Proteſten Muſtapha Kamel Paſchas nicht nur 
Gaſtfreundſchaft in ſeinen Spalten gewährt, ſondern auch redaktionell 
die Intereſſen der franzöſiſchen Sprache in Agypten unterſtützt. Da 
iſt es von großem Intereſſe, daß die franzöſiſche Regierung ſich neuer— 
dings dieſer Sprachenfrage annimmt. Profeſſor Aulard, der in der 
Sorbonne den neugegründeten Lehrſtuhl für Geſchichte der franzöſiſchen 
Revolution einnimmt und jedem bekannt iſt, der dieſer Periode der 
franzöſiſchen Geſchichte näher tritt, hat den Auftrag erhalten, alle franzö— 
ſiſchen Lehranſtalten im Orient zu beſuchen, und zwar ſowohl die geiſt— 
lichen wie die weltlichen, denn als article d'exportation läßt man die 
in Frankreich verfehmte Geiſtlichkeit mit ihren Kongregationen immer 
noch gelten. In Agypten knüpft man die Hoffnung daran, daß die 
jüngſt angliſierte „Rechtsſchule des Khedive“ von Frankreich zurück— 
erobert werden könnte, denn die Erbitterung gegen die Schulpolitik 
der Herren Dunlop-Hill iſt trotz der oben zitierten humanen Maxime 
Sir Edwards ganz außerordentlich groß. 

Von allgemeinem Intereſſe iſt die ſehr entſchiedene Wendung 
Auſtraliens zu einer protektioniſtiſchen Politik. Bei den letzten Wahlen 
hat Mr. Deakin eine Zweidrittelmajorität für ſeine Ideen gewonnen 
und ſie benutzt, um einen Tarif auszuarbeiten, der den von 1901 und 
1902 erſetzen ſoll und den auswärtigen Handel ſchwer treffen wird. 
Toilettengegenſtände, die bisher einem Zoll von 25% ad valorem 
unterlagen, werden in Zukunft 45 % entrichten, wobei den Engländern 
ein Abzug von 5% gewährt wird; Teppiche und Metallartikel werden 
um 20-30 % ohne jede Ermäßigung geſteigert, am ſchwerſten aber 
alle Maſchinen getroffen. So wird von jedem Fahrrad ein Zoll von 
132,50 Fr. erhoben, aus beſonderer Gunſt von England 125, was 
natürlich bei dieſem Prohibitivſyſtem ein illuſoriſches Zugeſtändnis iſt. 
Nebenher geht die für Auſtralien höchſt charakteriſtiſche Überſchätzung 
der eigenen Leiſtungsfähigkeit. Ein draſtiſches Beiſpiel dafür bietet 
der folgende vom 19. November datierte Brief eines Auſtraliers an 
den Herausgeber der „Weſtminſter Gazette“: 

„Sir. Ich möchte auf einen Brief antworten, den Sie am 18. ver— 
öffentlicht haben und in dem behauptet wird, daß Auſtralien nicht im— 
ſtande ſei, ſich gegen eine beliebige größere Seemacht zu verteidigen. 
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Die Erfahrung lehrt, daß Auſtralien die Italiener nicht zu fürchten 
hat, wenn man ſie nach ihrem Mißerfolg in Abeſſinien ſchätzt; oder 
Frankreich, wenn man an ſeine Expeditionen nach China oder Mada— 
gaskar denkt, oder Deutſchland, das mit großen Koſten und Verluſten 
faſt drei Jahre brauchte, um einige Hottentottenſtämme zu unterwerfen. 
Wenn die Macht und Stärke des britiſchen Reiches 2¾ Jahre und einen 
Aufwand von 250 Mill. Ltr. brauchte, um eine Bauernbevölkerung 
von 200 000 und einigen Köpfen niederzuwerfen, die zudem von der 
übrigen Welt iſoliert waren und denen alle Zufuhr durch Blockaden 
abgeſchnitten wurde, welche denkbare Ausſicht auf Erfolg könnte da 
ganz Europa gegen fünf Millionen Auſtralier haben, die nach allen 
Richtungen hin im Vorteil ſind? Tauſende von Meilen Küſte, an denen 
der Handel unbehindert fortgehen könnte, die vornehmſten Häfen ſo 
gelegen und durch Minen geſchützt, daß Schlachtſchiffe weit mehr ſich 
ſelbſt als Auſtralien ſchädigen würden; ein Gebiet, in welchem eine 
europäiſche Armee, falls ſie landen ſollte, ſich im Buſch verirren und 
dem Sport der Buſchmänner zum Opfer fallen würde . . . .“ 

Ernſter als dieſe grotesken Übertreibungen iſt der Schlußſatz: 

„Inzwiſchen wird das Sticheln auf Auſtralien, weil es keine Zah— 
lungen zur „Imperial defence“ leiſtet, ſehr übel aufgenommen, und 
wenn es dabei bleibt, könnte es ſchließlich zu wenig wünſchenswerten 
Beziehungen zwiſchen England und Auſtralien kommen. Auch gilt 
noch der Satz: „Keine Zahlung ohne Vertretung“, dazu kommt aber 
noch, daß die britiſche Regierung wegen ihrer Mißwirtſchaft bei Kriegs— 
ausgaben von mehreren Spezialkommiſſionen mehrfach ſcharf ange— 
faßt werden mußte.“ Ein Auſtralier. 

Wir haben hier ein recht draſtiſches Beiſpiel des ſich naturgemäß 
entwickelnden kolonialen Egoismus, deſſen minder draſtiſche Symptome 
uns auch in Kanada und Südafrika entgegengetreten ſind. Es kommt 
dabei dasſelbe tragiſche Geſetz zur Geltung, das im Leben der Völker 
die Schüler zu Feinden ihrer Lehrer macht und, wie es ſcheint, keine 
Ausnahmen zuläßt. 

Vielleicht ſtehen wir vor einer ähnlichen Entwicklung in China. 
Der japaniſche Krieg gegen China könnte bereits mit gewiſſen Ein— 
ſchränkungen als Krieg der Schüler gegen die Lehrer betrachtet werden. 
Danach ſchien Japan die Erziehung Chinas zu moderner Weltkultur 
in Konkurrenz mit den europäiſchen Mächten übernehmen zu wollen. 
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Heute kann nicht mehr zweifelhaft ſein, daß China ſich aus eigener Kraft 
regenerieren will und ſowohl gegen Japaner wie gegen Europäer eine 
höchſt ablehnende Haltung einzunehmen beginnt. Ein franzöſiſcher 
Kenner Chinas Cottrel hat kürzlich im „Courrier Européen“ über das 
„neue China“ eine höchſt lehrreiche Studie veröffentlicht, deren weſent— 
lichſter Inhalt hier wiedergegeben werden ſoll. 

Von den chineſiſchen Reformbeſtrebungen haben wir ſchon mehr— 
fach Anlaß gehabt zu reden. Dieſe Reformgedanken ſind das Eigentum 
nicht der regierenden Mandſchudynaſtie, ſondern hervorragender Chi— 
neſen und namentlich im Süden des Reiches verbreitet. Da ſie jedoch 
einen antidynaſtiſchen Charakter trugen, ſtand die Regierung ihnen 
mißtrauiſch gegenüber. In der Zeit vom Juni bis zum September 
1898 ſchienen trotzdem die Reformer zu ſiegen, als ein Staatsſtreich 
der Kaiſerin-Mutter und die Einſetzung einer Regentſchaft wieder in 
die alten Bahnen zurückführte. Trotzdem behaupteten ſich die Führer 
der chineſiſchen Reformpartei, die Vizekönige Juanſchikai und Tſang— 
ſchetong, indem ſie loyal zur Dynaſtie ſtanden, aber die hinter ihnen 
drängende Maſſe war entſchieden revolutionär. Wir haben von den 
Aufſtänden in den Provinzen des Südens und des Zentrums ja mehr— 
fach Notiz nehmen müſſen. Zu durchgreifenden Reformen entſchloß 
ſich die Regierung nicht, es blieb bei Studienkommiſſionen und Ent— 
würfen, bis ganz kürzlich eine Wendung eintrat. Ein hoher man— 
dſchuriſcher Polizeibeamter, Nganhuei, wurde ermordet und der Mörder 
erklärte, daß er, als Chineſe, in ihm die Dynaſtie habe treffen wollen. 
Die chineſiſche Revolution werde die Tyrannei der Mandſchu zer— 
brechen. Die Folge war ein blinder Schrecken am Hofe und am 4. Auguſt 
die Ernennnug Juanſchikais zum Präſidenten des Waiwupu und zum 
Mitglied des großen Rats, in den gleichzeitig auch Tſangſchetong berufen 
wurde. Zum Vizekönig von Petſchili aber wurde ein alter Freund 
Juanſchikais, Jangſchinhſiang, ernannt, ſo daß Juanſchikai nach wie 
vor die reorganiſierte Armee in Händen behält. Einen Verſuch, ihm 
trotz ſeiner hohen Stellung keinen entſcheidenden Einfluß zu gewähren, 
beantwortete Juanſchikai mit Einreichung ſeines Entlaſſungsgeſuches, 
das natürlich abgelehnt wurde. Aber ſeine Feinde wurden dadurch 
zum Schweigen gebracht. 

Schon am 10. Auguſt erſchien dann ein Reformedikt, das ankündigte, 
daß fortan beide Nationen, Mandſchu und Chineſen, ſich miteinander 
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verſchmelzen ſollten. Wie dieſe der Geſchichte der letzten 250 Jahre 
ins Geſicht ſchlagende Wandlung ſich vollziehen ſoll, zeigen die folgenden 
Dekrete (nach dem Bericht des Kaiſerlichen Zenſors): 

1. Heirat. Der Thron ſollte befehlen, daß das Miniſterium 
der Riten Vorſchriften vorbereitet, die den Chineſen geſtatten, junge 
Mandſchumädchen zu heiraten, und den Mandſchu, junge Chineſinnen 
zu Frauen zu nehmen. 

2. Familiennamen. Die Mandſchu ſollen chineſiſche Fa— 
miliennamen brauchen, um zu zeigen, daß zwiſchen Mandſchu und 
Chineſen Gleichheit herrſcht. 

3. Mandſchuſoldaten. Die Mandſchu ſollen als Soldaten 
unter den gleichen Bedingungen wie die Chineſen eingeſtellt werden. 

4. Beſondere Stellungen. Die Stellungen als Mar⸗ 
ſchall und Oberkommandierende, die jetzt nur den Mandſchu zugänglich 
ſind, ſollten aufgehoben und den Vizekönigen der Provinzen zur Ver— 
fügung geſtellt werden. Dieſe verleihen die Titel ohne Unterſchied 
der Raſſe. 

5. Mandſchuſchulen. Mandſchuſchulen werden überall 
eröffnet werden, damit alle Chineſen die Sprache der Mandſchu ver— 
ſtehen können. 

Am 27. September hob ein Dekret die Bannerſoldaten auf (privi— 
legierte Schutztruppen der Dynaſtie). Heute iſt Verteilung der hohen 
Würden die folgende: Im großen Rat (unter dem Präſidium des 
Prinzen Sching) ſitzen 4 Mandſchu und 4 Chineſen, von den Miniſterien 
ſind 5 von Mandſchu beſetzt, 3 von Chineſen (Auswärtiges, Wege, Riten); 
endlich ſind neben 4 Mandſchu, 5 Chineſen Vizekönige (in Tſchili, Hu— 
kwang, Liangkwan, Szeſchuan und in der Mandſchurei). 

Am 30. September iſt die allgemeine Schulpflicht eingeführt wor— 
den, ſchon vorher das Verkrüppeln der Frauenfüße und das Opium— 
rauchen verboten worden. 

Cottrel hält es nicht für unmöglich, daß noch einmal ein Rückſchlag 
folgen könne, nimmt aber für ſicher an, daß, wenn die alte Kaiſerin, 
die ſchon zwei Schlaganfälle gehabt habe, ſterben ſollte und Kaiſer 
Kuanghſu kinderlos (was ſicher ſei) ſterben ſollte, die Vorherrſchaft der 
Mandſchu für immer ihr Ende gefunden haben werde. 

Jedenfalls bereitet ſich ein Neues vor, und zurzeit iſt nicht mehr 
wahrſcheinlich, daß die chineſiſche Welt, wie es eine Zeitlang ſcheinen 
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konnte, von Japan mobiliſiert und als Werkzeug benutzt werden könnte. 
Alle Wahrſcheinlichkeit ſpricht dafür, daß hier die Wendung zu neuen 
Kulturformen, zu anderen, dem Charakter der Raſſe und ihrem Tem— 
perament entſprechenden Reſultaten führen wird. Japaniſche und 
chineſiſche Art aber ſind grundverſchieden. 

Von der bevorſtehenden Abfahrt des Geſchwaders der Vereinigten 
Staaten in den Stillen Ozean wird kaum noch geſprochen. Die An— 
kündigung, die ſo großes Aufſehen erregte, iſt klugerweiſe früh genug 
geſchehen, um allen Intereſſenten Zeit zu geben, ſich an die Tatſache 
zu gewöhnen. Intereſſant iſt, daß die Vereinigten Staaten auf 3 Jahre 
eine Kohlenſtation von Mexiko gepachtet haben. Sie liegt in der Nähe 
von Acapulco, ſo daß, da Panama natürlich ganz zur Verfügung Ame— 
rikas ſteht, für alle Eventualitäten geſorgt iſt. Weit mehr beſchäftigt die 
Geldkriſis die öffentliche Meinung, und ebenſo die Präſidentenwahl. 
Was die erſtere betrifft, ſo ſcheint es, daß man zum Heilmittel der Grün— 
dung einer Staatsbank greifen wird, was dann einen wirklichen Fort— 
ſchritt bedeuten würde; über die immer neuen Namen, die als Präſi— 
dentſchaftskandidaten genannt werden, verzichten wir zu berichten. 
Der Präſident ſelbſt ſchweigt und was von angeblichen Außerungen von 
ihm umläuft, iſt widerſpruchsvoll und ſchon deshalb wenig glaubwürdig. 
Tatſache iſt, daß die Wallfahrten zum Weißen Hauſe zunehmen und die 
Zahl derer, die einen „run“ und einen „third term“ von Rooſevelt 
wünſchen, im Wachſen iſt. Zunächſt iſt wohl abzuwarten, mit welchen 
Eindrücken Taft zurückkehren wird. Er ſoll, wie wir hören, ohne Auf— 
enthalt über Hamburg nach New Vork zurück. 

Über die Arbeitsfähigkeit der ruſſiſchen Duma halten wir noch mit 
unſerem Urteil zurück. Die Vorausſetzungen zu fruchtbarer Arbeit ſind 
ohne Zweifel vorhanden, wenn auch eine zum Glück nicht ſehr zahlreiche 
Gruppe von Finſterlingen rechts und von unzweifelhaften Revolutio— 
nären links erhebliche Schwierigkeiten machen kann. Die Gefahr liegt im 
Doktrinarismus der Kadetten, vielleicht auch in der ziemlich allgemein 
verbreiteten Neigung, zu viel auf einmal anzugreifen, während, was 
not tut, nächſt Stärkung der Autorität von Geſetz und Recht, eine nicht 
überſtürzte und fortſchreitende Reformarbeit iſt. Leider hat die Duma 
durch den plötzlichen Tod des Vertreters der Stadt Riga, des Rechtsan— 
walts Moritz, ein ungemein tüchtiges Mitglied verloren, das nur ſchwer 
zu erſetzen ſein wird. 
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Mit großer Genugtuung haben wir einen Artikel von Charles Malo, 
der militärischen Autorität des „Journal des Döébats“, geleſen, der mit 
voller Entſchiedenheit für Stöſſel eintritt. Er weiſt mit Recht darauf hin, 
daß die elfmonatige Verteidigung von Port Arthur, bei der 60 000 
Feinde fielen, unter allen Umſtänden eine höchſt anerkennenswerte 
Leiſtung darſtellt. Auch war die geſamte öffentliche Meinung Rußlands 
voller Bewunderung für den Mann und ſchon Monate vorher hielt man 
ein längeres Behaupten der Poſition nicht für denkbar, wenn nicht 
Erſatz durch die ruſſiſche Flotte käme. Er hat ſich aber nach dem Desaſtre 
bei Tſuſchima noch volle vier Wochen gehalten. Die Entrüſtung in Ruß— 
land kam zum Ausbruch, als man erfuhr, daß die Japaner noch ſehr be— 
trächtliche Vorräte an Lebensmitteln erbeutet hätten, Stöſſel aber hatte 
nicht wegen Mangels an Lebensmitteln kapituliert, ſondern weil, wie 
er dem Zaren ſchrieb, „nach elf Monaten des Kampfes, unſere Kräfte 
erſchöpft ſind. Unſere Leute ſind Schatten geworden“. Der Prozeß 
gegen Stöſſel und zugleich gegen die Generale Fock, Smirnow und Reiß 
ſoll am 12. Dezember beginnen. Wir wünſchen ihnen billige Richter, 
ſolche, die ſelbſt, wie jene, durch 221 Tage und Nächte unter dem Feuer 
und den Sturmangriffen eines Feindes geſtanden haben, der weder ſich 
noch den Gegner ſchonte und zum erſten Male alle die furchtbaren Hilfs— 
mittel moderner Kriegskunſt zur Anwendung brachte. Aber wo ſind 
ſolche Richter zu finden? 

In der Caſablancaaffäre gehen die Verhandlungen über die Art, 
wie die Entſchädigungsforderungen geprüft werden ſollen, immer noch 
hin und her. Nachdem wir unſere Aufſtellung gemacht haben, ſehen wir 
keinen Grund, weshalb ein internationales Zuſammenwirken zur Durch— 
führung gleicher Grundſätze nicht möglich ſein ſollte. Das entſpricht ja 
den Anſchauungen, die wir von vornherein vertreten haben. Viel wich— 
tiger erſcheint uns die Tatſache, daß die nicht enden wollende Aktion 
der Franzoſen vor Caſablanca den Handel aller Mächte ſchädigt. 
Es iſt nur wenig Ausſicht vorhanden, daß mit den bisherigen Metho— 
den das Ziel, die Herſtellung normaler Verhältniſſe, in abſehbarer Zeit 
erreicht wird. 

In Portugal nehmen trotz der optimiſtiſchen Erklärung, die der 
König durch einen Korreſpondenten des „Temps“ hat verbreiten laſſen, 
die Gegenſätze zwiſchen Regierung und Volk ſtetig zu. Was beſonders 
bedenklich iſt, ſind die Bombenfunde (134 Bomben!), die in Liſſabon ge— 
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macht worden ſind. Offenbar ſcheint der Anarchismus zu meinen, daß 
ſeine Zeit gekommen iſt. 

Nicht ohne Beſchämung notieren wir zum Schluß, daß bei einem 
deutſchen Sozialdemokraten, der um die Stellung eines Berliner Stadt— 
verordneten kandidiert hat, ein Lager revolutionärer Pamphlete, Waffen 
und Exploſionsapparate gefunden worden iſt, deren Beſtimmung es 
war, nach Rußland geſchafft zu werden. Wir haben an dieſer Stelle 
mehrfach auf die Rolle hingewieſen, die ſeit Beginn der Revolution das 
offizielle Organ der Sozialdemokratie, der „Vorwärts“, durch Verherr— 
lichung terroriſtiſcher Verbrechen geſpielt hat. Jetzt finden wir einen der 
Genoſſen als Hehler der ruſſiſchen oder lettiſchen Mordbuben, d. h. als 
ihren Geſinnungsgenoſſen. Hoffentlich führt die bevorſtehende Unter— 
ſuchung dahin, auch die Zuſammenhänge bloßzulegen, die zwiſchen den 
ruſſiſchen Terroriſten und beſtimmten Perſönlichkeiten in den Reihen 
unſerer Sozialdemokratie ohne Zweifel beſtehen. 


28. November 1907. Angriffe des Polen Golembinsky gegen die preußiſche Politik im öſter— 
reichiſchen Abgeordnetenhauſe. 
Eröffnung des rumäniſchen Parlaments. 
Erfolge Mulay Hafids: 
Die Beni Snaſſen überſchreiten die algeriſche Grenze. 
29. November. Rede des Reichskanzlers über die auswärtige Politik. 
30. November. Niederlage der Beni Snaſſen. 
1. Dezember. Unfall des franzöſiſchen Militärballons „Patrie“. 
2. Dezember. Mobiliſierung der Miliz von Natal gegen die Zulus. 
4. Dezember. Attentat auf den Generalgouverneur von Moskau Hörſchelmann. 


4. Dezember 1907. 

Es iſt jetzt wohl möglich, ein Urteil über die Richtung zu gewinnen, 
welche die dritte Duma aller Wahrſcheinlichkeit nach einhalten wird, und 
wir freuen uns, ihr ein günſtiges Prognoſtikon ſtellen zu können. Die 
arbeitsfähigen und arbeitsluſtigen Elemente überwiegen ohne allen 
Zweifel, das Vertrauen zur Regierung, ſpeziell zum Miniſterpräſidenten 
Stolypin, gewinnt immer mehr Boden, und wenn wir uns an die bis— 
her gefallenen Entſcheidungen halten und über das Nebenwerk an oft 
leidenſchaftlichen und noch öfter uferloſen Diskuſſionen hinwegſehen, 
verdient, was bisher geſchehen iſt, volle Anerkennung. Die erſten Sit— 
zungen gingen mit Einleitungsfeierlichkeiten, Verhandlungen zwiſchen 
den einander näherſtehenden Parteien und Organiſationsarbeiten hin. 
Erſt am 24. November erfolgte die Wahl des Vorſitzenden. Sie iſt, wie 
wir bereits geſehen haben, günſtig ausgefallen. Der Oktobriſt Chom— 
jäkow kann in vollem Sinne als der Vertreter derjenigen gelten, denen 
beides, die Wiederherſtellung geſetzlicher Ordnung und der Fortſchritt 
des Landes zu politiſch freiheitlichen Formen, das Ziel iſt. Daß ſich auf 
dieſem Boden die Majorität der Rechten mit den Oktobriſten zuſammen— 
gefunden hat, ſichert dieſen maßvollen Elementen die Majorität, und 
damit wird dem Miniſterpräſidenten Stolypin zum erſten Male die 
Möglichkeit geboten, zu einer Volksvertretung zu reden, die den guten 
Willen hat, ihn zu verſtehen, und die nicht von vornherein in der Regie— 
rung einen Feind ſieht. Auch die Gefahren, die möglicherweiſe von einer 
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reaktionären Rechten drohen konnten, haben ſich als geringer erwieſen, 
als urſprünglich angenommen werden mußte. 

Am 25. November fand keine Sitzung ſtatt. Das Präſidium tagte, 
wohl um über die Fragen der Geſchäftsordnung und Geſchäftsführung 
die notwendige Verſtändigung herbeizuführen. Am 26. begannen die 
Debatten über die Antwortsadreſſe. Wir bemerken dabei, daß die Duma 
bisher ſtets zwei Sitzungen am Tage abgehalten hat, was bei der allge— 
meinen Luſt am Reden wohl eine Notwendigkeit iſt, wenn man zum 
Ziel gelangen will. Aber die Entſcheidung folgte überraſchend ſchnell. 
Bei Stimmenthaltung der Linken und der Polen wurde ſchon am 26. 
abends einſtimmig die vom Führer der Oktobriſten Gutſchkow auf grund 
eines Kompromiſſes mit der Rechten entworfene Adreſſe angenommen. 
Beide Teile hatten je einen Ausdruck geopfert. Die Adreſſe ſprach weder 
vom „Selbſtherrſcher“ noch von der „Konſtitution“, aber die äußerſte 
Rechte hat dann nachträglich eine beſondere Adreſſe an den Zaren ge— 
richtet, die mit denkbarſter Schärfe die volle Unumſchränktheit des Zaren 
hervorhob. 

Im Grunde war es ein Streit um Worte. Weder kann zweifelhaft 
ſein, daß der Zar aus ſouveräner Machtvollkommenheit die Verfaſſung 
verliehen und durch das neue Wahlgeſetz modifiziert hat, noch auch, daß 
dieſe Verfaſſung in der Tat und rechtskräftig beſteht. Wenn der Führer 
der Kadetten Miljukow in langer Rede die Frage traktierte: „Hat Ruß— 
land eine Konſtitution?“ ſo war das eben rein doktrinär. Es iſt abſolut 
gleichgültig, ob die ruſſiſche Volksvertretung Konſtitution genannt wird 
oder nicht. Ruſſiſch heißt ſie Goſſudarſtwennaja Duma, und ihre legis— 
lativen Befugniſſe, wie die kaiſerliche Urkunde vom 17. Oktober ſie ver— 
liehen und, wenn es nützlich ſein ſollte, zu erweitern verſprochen 
hat, werden von keiner Seite beſtritten, wenn auch unzweifelhaft iſt, daß 
die äußerſte Rechte die Verſammlung gern zu einer bloß beratenden 
machen möchte. Daß ſie keine Ausſichten hat, mit ihren Idealen durch— 
zudringen, zeigte, nachdem der 28. mit Kommiſſionswahlen hingegangen 
war, die Morgenſitzung des 29., an welcher Stolypin das Regierungs— 
programm verlas. Der Inhalt dieſes Programms iſt zwar unſeren Leſern 
ſofort durch den Telegraphen bekannt geworden, aber es wird doch nütz— 
lich ſein, noch einen Augenblick bei ihm zu verweilen. Es iſt im weſent— 
lichen dasſelbe Programm, mit dem der Miniſterpräſident an die zweite 
Duma herantrat, nur weiter vertieft und den veränderten Zeitverhält— 
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niſſen angepaßt. Der Miniſter ſagte, daß die „zerſtörende Bewegung“ 
(der Ausdruck iſt abſichtlich ſo gewählt, daß er in Klang und Inhalt ſich 
der Bezeichnung „befreiende Bewegung“, der für die Revolution ge— 
braucht wird, entgegenſtellt) nunmehr in offenkundiges Räubertum 
übergegangen ſei, und dieſem nur mit Anwendung von Gewalt begegnet 
werden könne. Die Regierung würde daher eine Abſchwächung ihrer 
Aktion dieſen Elementen gegenüber als ein Verbrechen anſehen und 
wolle nicht ruhen, bis ſie das Übel ausgerottet habe. Stolypin wies dabei 
darauf hin, daß er Schwäche und Begünſtigung des Treibens weder durch 
Beamte noch durch Richter dulden, auch vor einer zeitweiligen Aufhebung 
der Unabſetzbarkeit des Richterſtandes nicht zurückſchrecken werde. Wenn 
man weiß, wie namentlich in den baltiſchen Provinzen ein Teil der Be— 
amten und Richter zu den offenkundigen oder geheimen Förderern der 
Revolution gehörte, wird man ihm für dieſe mutige Erklärung doppelt 
dankbar ſein. Dann folgte ſein Agrarprogramm: Hebung der Klaſſe der 
Ackerbauer; eine ſelbſtändige Bauerbevölkerung müſſe auf eigene Füße 
geſtellt werden, nicht durch ungeordnete Landverteilung, auch nicht durch 
Geſchenke, ſondern durch Anerkennung der Unantaſtbarkeit des Privat- 
eigentums und durch Schaffung eines perſönlichen Grundbeſitzes, durch 
Verwirklichung des Rechts, aus der Gemeinde auszutreten und durch 
Löſung des Problems, wie die Nutzung des Landes zu heben ſei. Der 
Duma würden zu dieſem Behuf eine Reihe von Geſetzentwürfen zugehen, 
welche die Regierung bereit ſei, zu verteidigen. Sie wolle außerdem die 
Selbſtverwaltungsrechte der Landſchaften (Semſtwo) erweitern und ſie 
bei den Fragen heranziehen, welche lokale Bedürfniſſe beträfen, wie die 
Fürſorge für Arbeitsunfähige, Verſicherung und Gewährung ärztlicher 
Hilfe; vor allem aber ſollen die Semſtwos die Fragen der Beſſerung ihrer 
beſonderen landſchaftlichen Verhältniſſe, parallel mit den Arbeiten der 
Duma, in den Kreis ihrer Beratungen ziehen. Eine Reform der Juſtiz 
in den lokalen Gerichten und in Zuſammenhang damit über die Unantaſt— 
barkeit der Perſonen ſowie eine Reihe von Anträgen auf Reform der 
Lokalverwaltung werden noch vorgelegt werden. Endlich werde die 
Regierung auch Projekte zum Ausbau der Selbſtverwaltung der Grenz— 
marken einbringen, dabei aber zur Richtſchnur die Aufrechterhaltung 
der Einheit des Staatsganzen nehmen. 

Danach kam der Miniſter auf die Notwendigkeit zu ſprechen, die 
Wehrkraft Rußlands wieder auf den Stand zu bringen, der der Ehre und 
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Würde Rußlands entſpreche. Daher werde die Duma vor allem das 
Reichsbudget zu beraten und als Grundlage der Erneuerung Rußlands 
das Gleichgewicht im Budget aufrecht zu erhalten haben. 

Zu aller Zeit habe die hiſtoriſche ſelbſtherrliche Macht und der freie 
Wille des Monarchen ſich als der koſtbarſte Beſitz des ruſſiſchen Staats— 
lebens erwieſen. Denn allein dieſe Macht und dieſer freie Wille ſeien, 
indem ſie die beſtehenden Ordnungen geſchaffen und bewahrt haben, 
berufen, in Augenblicken der Erſchütterung und Gefährdung des Reiches, 
Rußland zu retten und es auf den Weg der Ordnung und des hiſtoriſchen 
Rechts zu führen. Damit ſchloß der Miniſterpräſident unter lautem 
Beifall der Rechten und des Zentrums dieſe Erklärung, und es folgte 
nun nach längerer Pauſe eine lebhafte Debatte, in der die Oppoſition 
namentlich durch den Sozialdemokraten Pokrowski (2) und durch den 
Führer der Polen (11 aus dem Königreich und 6 aus den weſtlichen Pro— 
vinzen) Dmowski hervorzuheben iſt. Der erſtere erklärte, daß ſeine Par— 
tei nach wie vor ihr Ziel verfolgen werde, Rußland dem Sozialismus 
zuzuführen, damit es ein Teil der internationalen Armee des ſozialiſti— 
ſchen Proletariats werde, Dmowski aber ſchloß mit der Erklärung, daß 
das polniſche Volk ſich nie damit zufrieden geben werde, in der Lage von 
Bürgern zweiter Klaſſe zu leben. Niemals werde es mit den Staaten 
Frieden ſchließen, die ihm eine ſolche Rolle bereitet hätten. Als danach 
als Wortführer der Kadetten Maklakow ſeine doktrinären Bedenken vor— 
brachte und auch einen Teil des Zentrums zum Beifall fortriß, erhob ſich 
der Miniſterpräſident zu einer improviſierten Antwort, die nach dem 
Zeugnis aller Hörer ein Meiſterſtück oratoriſcher Kraft geweſen ſein 
muß. Auch geleſen macht ſie einen großen Eindruck. Es liege ihm fern, 
das Recht des Kaiſers zu verteidigen, in Augenblicken der Gefahr den 
ihm von Gott anvertrauten Staat zu retten. Aber er wolle nicht auf die 
Beſchuldigung antworten, daß Rußland eine Art orientaliſcher Deſpotie 
ſei. Habe er doch eben erſt im Namen der Regierung ausgeführt, daß 
die Staatsordnung, in der Rußland lebe, eine repräſentative ſei, die der 
ſelbſtherrſchende Kaiſer geſchenkt habe und die folglich für alle ſeine 
Untertanen verbindlich ſei. Nicht um zu drohen ſei darauf hingewieſen 
worden, daß er eventuell vor einer Suſpendierung der richterlichen 
Unabſetzbarkeit nicht zurückſchrecken werde. Unter dem Eindruck einer 
Hypnoſe, wie ſie durch ein politiſches Chaos geſchaffen werde, ſowie 
unter der Wirkung von Drohungen könnten auch Richter verſagen. Wenn 
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es ſich um die Rettung des Vaterlandes handele, müßten ſchwache 
Männer aus gefährdeten Stellungen entfernt und Ausnahmemaßregeln 
ergriffen werden, die für ruhige Zeiten nicht Geltung haben. Auch in 
Frankreich ſei das ſeinerzeit (unter Gambetta) geſchehen. Es ſei 
nicht wahr, daß die Regierung nur an Repreſſionen denke, ſie habe gleich— 
zeitig mit Unterdrückung der Revolution ſtets daran gearbeitet, den 
wirklichen Nöten der Bevölkerung abzuhelfen, und vor allem darauf 
hingearbeitet, die Bauern aus dem Schraubſtock der Gemeindeverfaſſung 
zu befreien. Aus der papiernen Freiheit ſolle der Bauer zu jener wirk— 
lichen Freiheit geführt werden, die aus dem Genuß bürgerlicher Freiheit, 
aus Staatsbewußtſein und Patriotismus erwachſe. Das wurde noch 
weiter ausgeführt, dann aber wandte ſich Stolypin gegen den polniſchen 
Proteſt. 

„Der Vertreter der Zartums Polen“ —ſagte er — „hat von der Not— 
wendigkeit geſprochen, daß die Regierung gerade im gegenwärtigen 
Augenblick, ihre Kräfte nicht aus bureaukratiſcher Zentraliſation, ſondern 
aus der Herbeiziehung lokaler Kräfte zur Selbſtverwaltung ſchöpfen 
müſſe, damit die Lücke ausgefüllt werde, die ſich notwendig bei einer 
Zentralgewalt bilde, die ſich nur auf die Bureaukratie ſtützt. Darauf ant— 
wortete ich, daß die Regierung demgegenüber nichts einzuwenden hat. 
Aber ich muß erklären, daß die Kraft der Selbſtverwaltung, auf die die 
Regierung ſich ſtützen wird, immer eine nationale ſein muß. Man hat 
uns geſagt, daß 1828 in Polen verhältnismäßig mehr Schulen waren als 
1900. Darauf antwortete ich, dort ſind jetzt vielleicht nicht nur wenig 
Schulen, ſondern nicht einmal eine höhere Lehranſtalt, weil die Bürger, 
die ſich eben erſt Bürger zweiter Klaſſe nannten, in der Hochſchule die 
allgemeine ruſſiſche Staatsſprache nicht brauchen wollen. Verbindet 
Euch uns, Ihr Herren, mit dem allgemeinen nationalen Zement, und 
danach verlangt Dezentraliſation von uns. Dezentraliſation kann nur da 
vorgenommen werden, wo ein Überfluß an Kräften vorhanden iſt. Das 
mächtige England, das allen Beſtandteilen ſeines Reiches ſehr weitgehende 
Rechte gewährt, hat einen ſolchen Überſchuß; wenn man aber von uns 
dieſe Dezentraliſation in einem Moment der Schwäche verlangt, wenn 
man ſie ausreißen will mit den Wurzeln, die das ganze Reich verbinden 
ſollen, mit all den Fäden, die Reich und Grenzmarken verbinden, dann 
freilich antwortet die Regierung: nein! Stellt Euch zunächſt auf dieſen 
Standpunkt, bekennt, daß das höchſte Gut iſt, ruſſiſcher Staatsbürger zu 
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ſein, ſtellt dieſen Namen ſo hoch, wie einſt die römiſchen Bürger taten, 
dann werdet Ihr Euch ſelbſt Bürger erſter Ordnung nennen und alle 
Rechte erhalten.“ 

Der Schluß der Rede führte aus, daß es ſich in dem Programm 
der Regierung nicht um willkürlich erſonnene Reformen handele. Alte 
hiſtoriſche Inſtitute würden weiter ausgebildet. Es handele ſich um 
Ausbildung der semschtschina, um eine Selbſtverwaltung, der ein 
Teil der Pflichten der Regierung übertragen werden ſolle, es handle 
ſich darum, einen Untergrund ſtarker Männer zu ſchaffen, die mit dem 
Boden zuſammenhängen und der Staatsgewalt verbunden ſind. Das 
ſei ſein Ideal der Selbſtverwaltung; nach oben hin aber ſei das Ideal 
die Entwicklung der vom Kaiſer geſchenkten Vertretung, die der Kaiſer— 
lichen Spitze neuen Glanz geben ſolle. Sie hüte den ruſſiſchen Staats- 
gedanken, verkörpere in ſich die Kraft und Integrität des Reichs, und 
wenn Rußland fortbeſtehen ſolle, ſo werde es nur geſchehen, wenn all 
ſeine Söhne ſie ſchützen, dieſe Macht, die Rußland zuſammengeſchmiedet 
und vor dem Zerfall bewahrt habe. Die Selbſtherrſchaft des Moskauer 
Zaren ſei nicht die Peters geweſen, die Katharinas nicht die Alexanders II. 
Mit der Entwicklung und dem Wachstum Rußlands habe auch die zariſche 
Gewalt ſich verändert und entwickelt. Auf die ruſſiſchen Wurzeln laſſe 
ſich nicht eine ausländiſche Blume pfropfen. Vielmehr ſolle eine ruſſiſche 
Blüte aus dem Zuſammenwirken der oberſten Gewalt und der von 
ihr geſchenkten Vertretung erblühen. Das ſei der wohlüberlegte Ge— 
danke der Regierung. Um ihn zu verwirklichen, bedürfe es nicht nur 
des guten Willens, von dem die Regierung erfüllt ſei, ſondern auch des 
guten Willens der Duma. Sie ſolle vor der ſchweren Arbeit mit der 
Regierung nicht zurückſchrecken. Auf die weiteren Einwände wolle er 
nicht antworten. Wer ſeinen Weg durch die Sterne leiten laſſe, dürfe 
ſich nicht durch Irrlichter ablenken laſſen. Deshalb habe er nur die 
weſentlichen Geſichtspunkte der Regierung dargelegt. Verwandle man 
die Duma in einen Zirkus, um der Menge ein Schauſpiel zu bieten, 
um Gegner zu ſuchen und ſich an ihnen einen Triumph zu bereiten, 
ſo ſchade man. Die Regierung ſolle überflüſſige Worte vermeiden, 
aber es gebe Worte, die Gefühle ausdrücken, bei denen durch alle Jahr— 
hunderte das ruſſiſche Herz höher geſchlagen habe — dieſe Worte 
lauten: Unerſchütterliche Anhänglichkeit zu den hiſtoriſchen Grundlagen 
Rußlands. Das ſei das Gegengewicht gegen den vaterlandsloſen Sozia— 
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lismus. Den Wunſch, zu erneuern und Licht zu ſchaffen, und im Gegen— 
ſatz zu den Leuten, die den Zerfall wünſchen, das Vaterland hoch zu 
erhalten, die Ergebenheit auf Leben und Sterben für den Zaren, in 
dem ſich Rußland verkörpere. „Dies, meine Herren, iſt alles, was ich 
ſagen wollte. Ich habe geſagt was ich dachte und wie ich es konnte.“ 

Der Eindruck dieſer Rede war ein ganz außerordentlicher, und 
zwar um ſo mehr, als ſie eine Überraſchung war. Niemand hatte im 
Miniſterpräſidenten einen großen Redner vermutet; die warme und 
innere Leidenſchaft ſeiner Worte riß die Verſammlung hin. Namentlich 
die Bauern und die Geiſtlichkeit konnte ſich in Beifallrufen nicht genug 
tun. Die Rede aber hatte auch die Bedeutung, Rechte und Zentrum 
wieder näher aneinander zu rücken und den linken Flügel der Oktobriſten, 
der infolge der Debatten am 26. zu den Kadetten überzugehen drohte, 
wieder zu diſziplinieren. Stolypin hatte zwar das Wort Konſtitution, 
um das ſo heiß geſtritten worden war, nicht gebraucht, und mehrfach 
und nachdrücklich das ebenfalls ſo hart angefochtene Wort Sſamoder— 
ſhawije (Selbſtherrſchaft) gebraucht, aber er hatte die Begriffe Selbſt— 
herrſchaft und Volksvertretung ſo eng miteinander verknüpft, daß ſie 
ſich gegenſeitig zu bedingen ſchienen. Wir irren aber wohl nicht, wenn 
wir annehmen, daß dieſe Rede auch beſtimmt war, in Zarskoje Sſelo 
denjenigen Elementen entgegenzutreten, die dort — was zweifellos 
geſchieht — für den Gedanken der Rückkehr zur unumſchränkten Selbſt— 
herrſchaft wirken. Beides hätte nicht zweckmäßiger geſchehen können. 
Wir wollen hoffen, daß von ihr noch eine andere Wirkung ausgeht, 
daß ſie auf diejenigen Elemente der irregeleiteten ruſſiſchen Jugend 
einen Eindruck macht, die durch die falſchen Ideale ſozialdemokratiſcher 
und anarchiſtiſcher Theorien innerlich noch nicht ganz ausgehöhlt ſind. 

Die Entdeckung des Kriegslagers der ruſſiſchen Revolutionäre in 
Berlin hat ja gezeigt, auf welches Niveau dieſe Affilierten der Hinter— 
männer unſerer ſozialdemokratiſchen Führer geſunken ſind. Wenn man 
neben Revolver und Bombe auch zur Falſchmünzerei greift, muß auch 
jener Reſt von Selbſtachtung ſchwinden, den die Rinaldo Rinaldinis 
der Landſtraßen ſich zu wahren bemühen. Beſondere Bedeutung wird 
man der Antwort beimeſſen, die Stolypin dem Polen Dmowski gab. 
Sie fällt in eine Zeit, da das Polentum überall in Aggreſſion iſt und 
ſich eben erſt in Wien und in Lemberg in unerhörten Herausforderungen 
des Deutſchen Reiches gefallen hat, Herausforderungen, von denen 
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zwar, wie wir wiſſen, unſere Beziehungen zu Oſterreich-Ungarn nicht 
berührt werden, die aber prämeditiert waren und den künſtlich kon— 
ſtruierten Einfluß, den die galiziſchen Polen in Oſterreich ausüben, in 
einem ſehr bedenklichen Licht erſcheinen laſſen. Die Antwort darauf 
wäre, daß die öſterreichiſche Regierung den von den Polen mißhandelten 
und unterdrückten Ruthenen zu dem guten Recht verhilft, auf das ſie 
zweifellos einen Anſpruch haben, was ſich um ſo mehr empfiehlt, als 
dieſe Elemente bekanntlich von anderer Seite her ſehr eifrig umworben 
werden. In der Sitzung am 1. Dezember iſt es dann doch noch zu einer 
überaus leidenſchaftlichen Szene gekommen, die aber ſchließlich in einen 
neuen Triumph des Miniſterpräſidenten und der Regierung ausmündete. 
Sozialdemokraten und Kadetten waren bemüht, den großen Eindruck 
zu verwiſchen, den das Auftreten Stolypins gemacht hatte, und den 
verlorenen Boden zurückzugewinnen. Es geſchah zum Teil in geſchickter 
Weiſe, ſo daß auch aus den Reihen des Zentrums Beifallsrufe ertönten. 
Aber eine von glühender Leidenſchaft getragene Rede des Kadetten 
Roditſchew verdarb ihnen den halben Erfolg. Er vergaß ſich ſo weit, 
eine „Galgenſchnur ein Stolypinſches Halstuch“ zu nennen. Es erhob 
ſich nun ein unbeſchreiblicher Sturm, der in Tätlichkeiten auszuarten 
drohte und dahin führte, daß der Präſident den Sitzungsſaal verließ 
und damit die Sitzung auf eine Stunde aufhob. In dieſer Zeit traten 
die einzelnen Fraktionen zuſammen. Sie verſtändigten ſich dahin, über 
Roditſchew die höchſte Ordnungsſtrafe, Ausſchluß aus den nächſten 
15 Sitzungen, zu verhängen. Dieſer Antrag iſt dann von der Kammer 
mit allen gegen 96 Stimmen angenommen worden, und danach wurde 
Stolypin durch Aufſtehen der Verſammlung und laute Beifallsrufe 
eine Ovation dargebracht, die er ſtehend und ſchweigend entgegennahm. 

Dieſer Schlachttag bedeutete für die Linke eine ſchwere Niederlage. 

Von der marokkaniſchen Frage wird im Augenblick wieder mehr 
Lärm gemacht, als die Sache wert iſt. Es ſind einige Franzoſen bei 
einer Expedition gefallen, die zur Beitreibung einer Strafzahlung von 
dem Stamm der Beni-Snaſſen in marokkaniſches Gebiet eindrang, und 
danach hat dieſer Stamm in der Verfolgung einige Kilometer franzö— 
ſiſcher Grenze überſchritten und einen heilloſen Schrecken in den nächſt 
gelegenen algeriſchen Städten erregt. Die Beni-Snaſſen ſind aber 
mit blutigen Köpfen unter unverhältnismäßig großen Verluſten zurück— 
geworfen worden. Danach ſind zwei algeriſche Grenzſtämme, die Beni— 
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Benguſch und die Attia, auf marokkaniſches Gebiet übergegangen, um 
ſich den ihnen ſtammverwandten Beni-Snaſſen anzuſchließen. Das iſt 
unter Weglaſſung aller Details das Tatſächliche. Aber die franzöſiſche 
Preſſe iſt in höchſter Aufregung und es ſcheint, daß auch die Regierung 
etwas von ihrer Kaltblütigkeit verloren hat. Man hat dem General 
Lyautay völlig freie Hand gegeben und ſchickt neue Verſtärkungen nach 
Marokko. Es ſcheint, daß die Abſicht dahin geht, einen weiteren Punkt 
auf marokkaniſchem Gebiet, Scherraa, zu beſetzen. Das geht dann auf 
die Rubrik: Grenzpolizei. Ob es ſehr klug iſt, und ob nicht die Folge dieſes 
Vorgehens ein weiteres Steigen der Erregung in Marokko ſein wird, iſt 
eine andere Frage. Rein menſchlich betrachtet können einem dieſe tapfe— 
ren Reiterſtämme der Marokkaner herzlich leid tun. Sie werden von 
weitem von dem franzöſiſchen Geſchütz niedergeworfen, und wenn einige 
von ihnen trotz allem bis an den Feind dringen, iſt es eben ein Beweis 
des Heldenmutes, der ſie beſeelt. Es ſind Leute, die zu ſterben wiſſen. 

Auch in anderer Beziehung ſcheinen die marokkaniſchen Wirren über- 
trieben zu werden; wie ein Bericht der „Weſtminſter Gazette“ zeigt, ſind 
die Engländer mit den Ergebniſſen des diesjährigen Handels in höchſtem 
Grade zufrieden. Der Chef der Firma Forword Brothers ſagt, der Han— 
del mit Marokko ſei niemals einträglicher geweſen als jetzt, da nach 
zweijähriger Mißernte die diesjährige Ernte einen ungewöhnlich reichen 
Ertrag gegeben habe. Auch ſei in Mazagan, Saffa, Magador alles in 
beſter Ordnung (we have never had any trouble), nur Caſablanca mache 
eine Ausnahme. Aberauch dort hätten ſeine Paſſagiere ſtets landen können. 

Mr. Dudley Forword ſpricht dann die ketzeriſche Anſicht aus, daß 
ſeiner Meinung nach es beſſer geweſen wäre, wenn England die Kon— 
trolle Marokkos übernommen hätte. (I think England ought to be the 
controlling Power in Marocco, and I feel sure if she had been, the trade of 
that country generally would have gone up much more than it is). Aber 
er fügt hinzu, daß wohl feine englische Regierung von den einmal ge— 
troffenen Vereinbarungen zurücktreten werde. 

Im Dezemberheft der „Fortnightly Review“, die nicht zu der uns 
prinzipiell feindlichen Preſſe gehört, findet ſich ein Artikel, der ſich mit 
unſerem Marinebudget beſchäftigt und dabei zu den folgenden Schlüſſen 
gelangt, die wir ohne weiteren Kommentar wiedergeben: 

„Wir ſtehen vor einer ernſteren Lage als jemals im Verlauf unſerer 
Geſchichte. Die Deutſchen glauben, daß die ſtetige und ſchnelle Ent— 
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wicklung ihrer Flotte eine Lebensfrage iſt. Trotz unſerer Verſicherung, 
daß ſie ihre Kriegsfähigkeit nicht ſteigern können, und daß wir ſtets zwei 
Panzerſchiffe gegen eines vom Stapel laſſen werden, wiſſen ſie ſehr wohl, 
daß durch Beſchaffung eines großen Marineperſonals und einer großen 
Tradition, ſie tatſächlich dieſe Ungleichheit vermindern. Wir unſererſeits 
haben das Recht, alle unſere diplomatiſchen Hilfsmittel daranzuſetzen, 
um Deutſchland daran zu verhindern, zu ſeiner militäriſchen Macht auch 
eine ausſchlaggebende Seemacht zu beſitzen. Das iſt das große Problem, 
das die nächſten Jahre ſtellen. Die Herausforderung geht nicht von Eng— 
land aus. Wir wollen nur bewahren, was wir haben. Seit faſt einem 
Jahrhundert gehört die Suprematie zur See England, und es hat nichts 
getan, den Frieden zu ſtören. Wir wollen den Dreizack ſo feſt halten, wie 
Deutſchland ſeinen Degen.“ 

Der „Temps“ erklärt die in dieſem Artikel enthaltene Andeutung 
dahin, daß, wenngleich England ſtets pekuniär in der Lage jein werde, den 
Vorſprung in der Marine zu bewahren, ſoweit das Material in Frage 
komme, dasſelbe doch nicht vom Perſonal gelte. Es gebe ein Maximum 
der Mannſchaft, das England nicht überſchreiten könne. 


6. Dezember 1907. Verlobung des Fürſten Ferdinand von Bulgarien mit der Prinzeſſin 
Eleonore von Reuß j. Linie. 

8. Dezember. Tod König Oskars von Schweden. 
Regierungsantritt Guſtavs V. 


11. Dezember 1907. 

Wir haben lange nicht von den italieniſchen Angelegenheiten an 
dieſer Stelle geſprochen. Einmal, weil ſie ſehr wenig erfreulich ſind, 
zweitens, weil zum Glück dieſe inneren italieniſchen Angelegenheiten 
nicht Exportware ſind. Dennoch wäre es falſch, ſie nicht zu beachten; ſie 
zeigen uns gewiſſe Ausartungen des parlamentariſchen Lebens, die zu 
den Schwächen des Syſtems gehören: die ſtetig zunehmende Abhängigkeit 
der Deputierten von ihren Wählern, und das Intereſſe, der zeitweilig 
regierenden Partei oder der am Ruder ſitzenden Koalition die Augen zu 
ſchließen, wenn es ſich um Sünden der Parteigenoſſen handelt. Der Fall 
Naſi, der ja ein beſonders draſtiſches Beiſpiel bietet, kann keineswegs 
als ein Ausnahmefall betrachtet werden. Der Mann iſt der Sündenbock 
eines Syſtems, das von 1891 bis 1903 im italieniſchen Unterrichtsmini— 
ſterium unbeanſtandet im Schwange war. „So machen es alle“, das war 
das Leitmotiv ſeiner Verteidigung, und die jüngſten Enthüllungen über 
die Art und Weiſe, wie die Millionen vergeudet worden ſind, die in aller 
Welt zum Beſten der durch das Erdbeben geſchädigten Kalabreſen geſam— 
melt wurden, ſcheinen das Diktum zu beſtätigen, wenn ſie es auch nicht 
rechtfertigen. Zum Glück läßt ſich darauf rechnen, daß jetzt nach beiden 
Seiten hin, im Falle Naſi wie in der kalabreſiſchen Angelegenheit, der 
Gerechtigkeit genug geſchehen wird, denn eine Sühne iſt unerläßlich. Ob 
aber damit die Schäden des Syſtems beſeitigt werden, iſt mehr als frag— 
lich. Die Wahlen werden durch Verſprechungen an die Wähler erkauft 
und dieſe Verſprechungen müſſen eingelöſt werden. Geſchieht es, ſo 
fragt die Wählerſchaft nicht danach, wie der Mann ihres Vertrauens es 
möglich gemacht hat, ſie zu befriedigen. Naſi iſt noch heute der populärſte 
Mann in Sizilien, und wenn er jetzt verurteilt wird, was wir in Anbe— 
tracht der ihn erdrückenden Tatſachen für ſicher halten, ſo wird es dort 
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eine ungeheuere Entrüſtung geben. Man mag das alles durch eine ge— 
wiſſe Naivität entſchuldigen, die der Vorſtellung entſpricht, die bei niedri— 
gem Bildungsſtande ſich über die Pflichten feſtſetzt, die der Gewählte ſeinen 
Wählern gegenüber hat, während andererſeits der naive Egoismus und 
die gleich naive Selbſtüberſchätzung des Gewählten dahin drängt, ſich 
durch die Gunſt der Wähler die Wiederwahl zu ſichern. Endlich ſpielt der 
nichts weniger als naive Egoismus der Parteien mit, die am Ruder 
bleiben wollen und um Anhänger werben müſſen, wenn ſie ſich behaupten 
wollen. Zu welcher Parteityrannis dieſe Verhältniſſe in Frankreich ge— 
führt haben, wo alles was nicht radikal und ſozialiſtiſch und nicht frei— 
maureriſch iſt, von der Staatskrippe ferngehalten wird, bedarf keiner wei— 
teren Erläuterung. In England liegen dank der hiſtoriſchen Schulung 
der Nation, und dank der Tatſache, daß es wirklich zwei große Parteien 
ſind, die alternierend die Regierung übernehmen, dieſe Verhältniſſe 
weit günſtiger, wenn ſie auch keineswegs dem Ideal entſprechen, das 
kontinentale Theoretiker konſtruiert haben, und ſich im Weſen von allem 
nicht engliſchen Parlamentarismus unterſcheiden. Wie der öſter— 
reichiſch-ungariſche Parlamentarismus fungiert, hat eine lange Erfah— 
rung gezeigt, und die Wahrſcheinlichkeit ſpricht dafür, daß jetzt, unter der 
Herrſchaft des allgemeinen Wahlrechts noch gröbere Ausſchreitungen 
und Mißbräuche Platz greifen werden, als vorher. Je mehr die kon— 
tinentale Schablone des parlamentariſchen Syſtems ſich praktiſch durch— 
ſetzt, um ſo mehr entfernt ſich die politiſche Wirklichkeit von dem Ideal, 
das erreicht werden ſoll. In England regiert eine geſchulte Elite, mit 
Hilfe einer unbedingt gehorchenden, wohldiſziplinierten Majorität, die 
ihrerſeits wieder aus einer Elite der Bildung und der ſozialen Stellung 
beſteht, die nicht, um beſondere Wünſche ihrer Wähler zu erfüllen, in das 
Parlament geſchickt wurde, ſondern um dem Führer zu gehorchen, zu 
dem ſich die Partei bekennt, die ihn gewählt hat. Ein in ſeiner Macht— 
ſtellung ſo gut wie unumſchränkter Premierminiſter macht die Politik, 
und die Aufgabe der Parlamentsmajorität, über die er gebietet, iſt nur, 
dieſe Politik vor aller Welt zu rechtfertigen, ganz wie der Führer der 
Oppoſition mit ſeiner gleichfalls unbedingt fügſamen Gefolgſchaft ſie 
vor aller Welt kritiſiert, ohne jedoch dabei über die Grenzen hinaus zu 
gehen, die ihm bei Übernahme der Regierung durch ſeine Partei uner— 
füllbare Verpflichtungen auflegen könnten. Wollte man den engliſchen 
Parlamentarismus auf einen beliebigen europäiſchen Staat übertragen, 
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ſo würde er als eine unerträgliche Tyrannei empfunden werden. Er 
iſt aber nicht übertragbar, und ſelbſt die großen engliſchen Kolonien, 
die ihn übernommen haben, haben etwas ganz anderes, im Weſen ver— 
ſchiedenes daraus gemacht. Unſeres Erachtens iſt das konſtitutionelle 
Syſtem, wie es bei uns in Preußen fungiert und im Könige ein Haupt 
findet, das nicht darauf verzichtet hat, einen politiſchen Willen zu haben 
und zu behaupten, die lebensfähigſte Form einer repräſentativen Ver 
faſſung, weil es die Parteityrannis ausſchließt und weder in eine Olig— 
archie noch in eine Ochlokratie ausarten kann. Die Einführung des 
allgemeinen Wahlrechts aber würde ohne allen Zweifel dieſe Vorzüge 
erheblich mindern, der Parlamentarismus ſie tatſächlich aufheben. 

Das ſind freilich ſehr wenig moderne Anſchauungen, aber ſie ruhen 
auf dem Fundament unſerer Geſchichte und werden beſtätigt durch das 
Bild, welches das parlamentariſche Regime ringsumher uns zeigt. Der 
Fortſchritt vom konſtitutionellen zum parlamentariſchen Syſtem würde 
für uns einen Rückſchritt bedeuten, und zwar um ſo mehr, als, wie es 
ſcheint, Torheiten auf dem Gebiet der Verfaſſungen ſich nicht rückgängig 
machen laſſen. Doch wir kehren zu Italien zurück, um noch die erſtaun— 
liche Tatſache zu notieren, daß Erneſto Nathan, ein in England geborener 
Jude, wahrſcheinlich deutſcher Herkunft, der ſich in Italien hat naturali— 
ſieren laſſen und der eines der Häupter der italieniſchen Freimaurer 
iſt, zum Bürgermeiſter von Rom gewählt worden iſt. Man braucht 
nicht ſehr weit zurückzudenken, um dieſe Wahl „erſtaunlich“ zu finden. 
Sie erklärt ſich wohl als Reaktion gegen die kaum noch verſtändlichen 
Übertreibungen des unduldſamen römiſchen Klerikalismus, der mit 
unſerer Weltanſchauung nichts mehr gemein hat, von dem wir aber 
verſtehen, daß er als notwendige Konſequenz aus dem Unfehlbarfeits- 
dogma hervorgewachſen iſt. Es wird nur folgerichtig ſein, wenn jetzt, 
wie angekündigt wird, die Beatifikation Papſt Pio IX. folgen ſoll. 

Die Goſſudarſtwennaja Duma hat in den acht Tagen, die ſeit 
unſerer letzten Betrachtung ihrer Tätigkeit hingegangen ſind, recht öde 
und unfruchtbare Verhandlungen geführt. Es handelte ſich darum, 
mit einer motivierten Tagesordnung auf die jüngſte Kundgebung des 
Miniſterpräſidenten zu antworten. Es wurden aber am 5. Dezember 
alle in Vorſchlag gebrachten Formeln abgelehnt, auch die der Oktobriſten, 
weil die äußerſte Rechte mit der Linken (Kadetten, Polen, Arbeiter— 
partei) dagegen ſtimmten. Nur die Sozialdemokraten haben nicht mit— 
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geſtimmt. In einer ſtürmiſchen Parteiverſammlung hatten ſie jchon 
vorher den Beſchluß gefaßt, zwar mitzureden, um die demokratiſchen 
Elemente vom Einfluß der Kadetten zu befreien, aber in keiner Weiſe 
an der Arbeit der Duma teilzunehmen. Gewiß eine Reſolution, 
die den Vorzug hat, den Nutzen dieſer Partei dem Lande ad oculos 
zu demonſtrieren. Dem Maximaliſten Lenin gebührt der Ruhm, gegen 
die Stimmen der Minimaliſten dieſen Parteibeſchluß durchgeſetzt zu 
haben. Da nun die Duma ſich auf keine Antwort an den Miniſterpräſi— 
denten einigen konnte, hat man ſich ſchließlich damit zufrieden geben. 
Man wird gar nicht antworten, und Herr Stolypin wird das wohl 
verſchmerzen können. Dagegen iſt ein ungemein vernünftiger Beſchluß 
gefaßt worden. Die Duma wird nur zweimal wöchentlich tagen, die 
ganze übrige Zeit ſoll den Arbeiten in den Kommiſſionen gehören, und 
dieſe Arbeit iſt dann auch gleich in Gang gebracht worden. Ihr Erfolg 
vor der Plenarverſammlung wird über die Zukunft des ruſſiſchen Ver— 
faſſungslebens entſcheiden. 

Inzwiſchen ſchwirrt die Luft von Kriſengerüchten. Es heißt, daß 
Puriſchkewitſch die größten Ausſichten habe, nächſtens Miniſter zu 
werden, wie denn nicht zu überſehen iſt, daß die äußerſte Rechte einen 
ſtarken Anhang in den Hofkreiſen hat. Es wäre verhängnisvoll, wenn 
ſie wirklich das Übergewicht gewinnen ſollte, aber nach allem, was vor— 
ausgegangen iſt, kann dieſe Wendung wohl nur eintreten, wenn auch 
die dritte Duma völlig verſagt, und das können wir bis auf weiteres 
noch nicht annehmen, da der Wille zu arbeiten bei der Majorität gewiß 
vorhanden iſt. Wenn nur die ruchloſen anarchiſtiſchen Attentate auf— 
hören wollten. Vor wenigen Tagen iſt ein Bombenattentat gegen den 
Generalgouverneur von Moskau, Hörſchelmann, den Sproß einer bal— 
tiſchen Paſtorenfamilie, verſucht worden. Seine Pferde wurden ge— 
tötet, ſein Kutſcher verwundet, er ſelbſt und ſein Adjutant, ein Fürſt 
Obolenski, durch die Wucht der Exploſion aus dem Wagen geſchleudert, 
blieben unverwundet. Es iſt wieder eine junge Frau geweſen, die das 
„Aktionskomitee“ ausgeſchickt hat, den Mord zu vollführen. Sie hat 
ein Auge verloren und iſt auch ſonſt vielfach verwundet worden. Aber 
man nimmt an, daß ſie am Leben bleibt, und hofft noch ihre Identität 
feſtzuſtellen und damit der verbrecheriſchen Organiſation auf die Spur 
zu kommen. Auch die Haltung der ſtudierenden Jugend iſt nach wie vor 
kläglich. In Anlaß des Prozeſſes der 49 Sozialdemokraten, die an der 
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Verſchwörung beteiligt waren, deren Konſequenzen zur Auflöſung der 
zweiten Duma führten, haben Demonſtrationen in faſt allen Peters— 
burger Lehranſtalten und in den meiſten Univerſitäten ſtattgefunden, 
ſo daß die zeitweilige Schließung der Hörſäle dekretiert werden mußte. 
Die Immatrikulierten von 1905, in denen der Rauſch der Revolution 
noch fortwirkt, führen jetzt das große Wort in den Studentenverſamm— 
lungen, und die Maſſe läßt ſich terroriſieren, wenn auch eine Gegen— 
wirkung einzuſetzen beginnt. So ſind die ruſſiſchen Zuſtände noch immer 
höchſt beunruhigend und ſelbſt im beſten Falle neue Erſchütterungen zu 
erwarten, ehe der Staat zu einigermaßen geordneten Lebensformen 
wieder zurückkehren und ſein volles Gewicht im internationalen Leben 
wird geltend machen können. Wenn Herr Pichon jüngſt ſagte, daß nach 
wie vor die ruſſiſche Allianz das Fundament der politiſchen Stellung 
Frankreichs ſei, ſo eskomptiert er eine Zukunft, die noch nicht Wirklichkeit 
geworden iſt. Er rechnet dabei wohl auch, und wie wir glauben mit 
Recht, auf das kurze Gedächtnis der Ruſſen gegenüber den zahlreichen 
Schwankungen der franzöſiſchen Politik ſeit den Tagen, da die Möglich— 
keit eines ruſſiſch-japaniſchen Krieges auftauchte, und während der Wirren 
der ruſſiſchen Revolution. Im Augenblick hat für Frankreich die ruſſiſche 
Allianz nur einen dekorativen Charakter und die „entente cordiale“ mit 
England iſt der eigentliche Angelpunkt ihrer Politik. 

Das franzöſiſche Miniſterium iſt jüngſt in der wichtigen Frage der 
Herabſetzung der Übungszeit der Reſerviſten und der Landwehr in der 
Kammer unterlegen, ohne eine Kabinettsfrage daraus gemacht zu haben. 
Offenbar rechnen Herr Clemenceau und Herr Picquart darauf, daß der 
Senat ſich auf ihre Seiten ſtellen wird und daß dann ſchließlich auch die 
Kammer ſich wird umſtimmen laſſen. Wahrſcheinlich wird das auch der 
Ausgang ſein. Die Herren Deputierten haben ja ihren Wählern gezeigt, 
daß ſie voll guten Willens ſind und an der patriotiſchen Formel für den 
Rückzug kann es ſchließlich nicht fehlen. In der marokkaniſchen Frage iſt 
Herr Pichon ſeiner Kammer ſicher, ob er des Ausgangs ebenſo ſicher iſt, 
den die Schwierigkeiten an der algeriſchen Grenze nehmen werden, 
ſteht uns weniger feſt. Ein ehrgeiziger und tüchtiger General, dem freie 
Hand zur Aktion gegeben worden iſt, kann ſich leicht über Schranken hin— 
wegſetzen, die ein vorſichtiger Politiker, wie Herr Pichon es iſt, gern ge— 
wahrt ſehen möchte, und daß einflußreiche Kreiſe in Frankreich für eine 
energiſche Aktion in Marokko eintreten, iſt ſicher. Es ſpielen aber noch 
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andere Momente mit. Die Franzoſen klagen über einen ſehr regen Waf— 
fenſchmuggel, der angeblich von deutſchen und belgiſchen Händlern aus— 
geht; die Waffen ſollen aus den Vereinigten Staaten kommen und über 
Hamburg in die Kanariſchen Inſeln gebracht werden. Dort ſei das eigent— 
liche Zentrum, und man verſtehe es, ſie auf Umwegen nach Marokko zu 
ſchaffen, ſo daß ſie der franzöſiſchen Kontrolle entgehen. Die Marokkaner 
aber zahlten jeden Preis für ein gutes Gewehr. Eine andere Schwierig— 
keit bringt der Bürgerkrieg zwiſchen Mulai Hafid und Mulai Abd el Aziz, 
der noch keineswegs entſchieden iſt und vorausſichtlich nicht an der Küſte, 
ſondern im Innern entſchieden werden wird. Endlich hieße es abſichtlich 
blind ſein, wenn man verkennen wollte, daß die nationale und wee 
Erregung im Zunehmen, nicht in der Abnahme ſei. 

In der depeche de Toulouse vom 6. Dezember hat Jaures ſeine 
Stimme erhoben, um auf die wahrſcheinlichen Gefahren der marokkani— 
ſchen Frage hinzuweiſen. Er verſichert dabei, nicht als Parteimann, ſon— 
dern nur als franzöſiſcher Patriot zu ſprechen, und wir wollen es ihm 
wohl glauben. Es iſt nichts Gemachtes und Zweideutiges in ſeiner 
Sprache. Er beruft ſich dabei auf den auch von uns angezogenen Artikel 
von Camille Sabatier in der „Revue politique et parlementaire“ und 
warnt vor den unberechenbaren Zufällen, die Frankreich über Nacht in 
einen großen afrikaniſchen Krieg verwickeln können. „Am ſchlimmſten — 
ſo fährt er fort — wird es ſein, daß wiederum eine europäiſche Verſtim— 
mung geſchaffen wird. . . . Die beklagenswerte Wirkung wird auch darin 
beſtehen, daß in der weiten muſelmänniſchen Welt Frankreich als ein 
leidenſchaftliches Volk von aggreſſiven Neigungen erſcheinen muß. Durch 
den Islam geht jetzt das Bemühen, ſich zu regenerieren. In Indien, in 
Agypten zumal ſtreben die Muſelmänner nach Freiheit, ſie wollen an 
der europäiſchen Ziviliſation teilnehmen und den Koran weiter und 
menſchlicher deuten. Und dieſe Stunde wählen wir, um den Haß eines 
Teils der islamiſchen Welt, deren moraliſche Solidarität man kennt, auf 
uns zu häufen. Was aber am wunderbarſten und troſtloſeſten iſt, das iſt, 
daß mit Ausnahme einer kleinen Gruppe ſkrupelloſer und tätiger Speku— 
lanten und Finanzgrößen niemand in Frankreich, weder die Bürger, noch 
das Parlament, noch die Regierung, dieſe Expedition gewollt hat. . . 

Das mag genügen, um die Richtung der Ausführungen von Jaurés 
zu kennzeichnen. Ob er in den zuletzt aufgeführten Sätzen recht hat, iſt 
uns fraglich. Es gibt ſehr patriotiſche Männer in Frankreich, die ein 
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franzöſiſches Marokko als Ausgang all dieſer Wirren ſehnlichſt wünſchen, 
und zwar Männer, die weder Spekulanten noch Finanzleute ſind. Was 
entſcheiden wird, dürfte ſchließlich der Erfolg ſein. Diejenigen, für die er 
ſpricht, werden als die wahren Patrioten anerkannt werden. So iſt es 
immer geweſen, und ſo wird es auch dieſes Mal ſein! 

Großen Beifall hat Herr Pichon in der Kammer dadurch gewonnen, 
daß er auf die Interpellation des Abgeordneten Colin hin verſprach, die 
Frage der Aufnahme von Tuneſiern in den franzöſiſchen Staatsverband 
einer Kommiſſion zur Prüfung zu überweiſen. Er macht dabei aller— 
dings darauf aufmerkſam, daß dieſe Frage ſchwierig ſei, und das leuchtet 
ein, ſobald man ſich vorſtellt, daß die Naturaliſation einen weiteren Um— 
fang annehmen ſollte. 

Der Übergang des ſouveränen Kongoſtaates aus den Händen König 
Leopolds in die des belgiſchen Staates wird von der „Weſtminſter Gazette“ 
etwas übellaunig in einem Leitartikel behandelt, dem ſie die Überſchrift 
gibt: Das wahre Kongoproblem. Dieſes wahre Problem liegt darin, 
und wir ſchließen uns der Argumentation der „Weſtminſter Gazette“ 
hierin ganz an, ob Belgien die durch die Kongoakte allen Mächten zuge— 
ſicherte Handelsfreiheit zur Wahrheit macht, oder ob die prohibitive Politik 
König Leopolds, der das ſogenannte „Domaine de la couronne“ ſeiner 
ausſchließlichen Nutzung vorbehielt, auch fürderhin fortdauern ſoll. 

„Wenn alles, was einen Handelswert hat — Wälder, Kautſchuk und 
andere afrikaniſchen Produkte, worunter Elfenbein zu verſtehen iſt — als 
Eigentum der Regierung gilt, dann müſſen — ſagt die „Weſtm. G.“ — 
die Eingeborenen zu praktiſcher Sklaverei reduziert werden, und Be— 
drückung und Tyrannei werden die notwendigen Folgen des Beſtrebens 
der Regierung, ihre Rechte geltend zu machen. Dann bleibt für den 
legitimen Handel der Weißen mit den Eingeborenen nichts übrig . . . und 
Sklaverei und Sklavenjagd ſind die Konſequenzen. . . .“ 

Das wird noch weiter ausgeführt und in den Satz gegipfelt, daß das 
wahre Problem, vor dem Belgien jetzt ſtehe, darin liege, die früheren 
Traditionen fallen zu laſſen und zur Begründung eines Syſtems an— 
ſtändigen Handels zu ſchreiten (to a koundation of honest trade). Das 
erwarten auch wir und, wie uns ſcheint, iſt dies der einzige Weg, auf dem 
Belgien ſich den dauernden Beſitz ſeiner Kongokolonie ſichern kann. Von 
franzöſiſcher Seite iſt — wenn die Preſſe gut orientiert iſt — an das Vor— 
kaufsrecht Frankreichs erinnert worden! 
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Eine ſehr lehrreiche Tatſache, die auf die zwiſchen Japan und den 
Vereinigten Staaten ſowie zwiſchen Japan und Kanada ſtrittige Ein— 
wanderungsfrage ein grelles Schlaglicht wirft, lernen wir aus dem „Cour— 
rier Européen“ kennen. Einige japaniſche Unternehmer, denen die 
ſteigenden Anſprüche ihrer Arbeiter ſchließlich unerträglich wurden, ent— 
ſchloſſen ſich, chineſiſche Arbeiter einzuführen. So wurden 250 Chineſen 
zum Bau einer Eiſenbahn in der Präfektur Miyazaki benutzt, 50 andere 
Chineſen trafen am 1. September dieſes Jahres in Kobe ein, ſie ſollten 
für einen gewiſſen Haſhino Kyoſakura einen Eiſenbahnbau beendigen. 
Hier aber griff die japaniſche Regierung ein; ſie befahl den Chineſen, un— 
verweilt das japaniſche Territorium zu verlaſſen, den neuangekommenen 
aber verbot ſie, das Paketboot, auf dem ſie gekommen waren, zu ver— 
laſſen. Ein Kaiſerliches Edikt Nr. 385 vom Jahre 1899 wurde zur Recht- 
fertigung dieſer Maßregel vorgewieſen, es verbietet in der Tat die Ein— 
fuhr chineſiſcher Arbeiter in Japan. Obgleich der chineſiſche Geſandte 
zugunſten ſeiner Landsleute alles mögliche tat, blieb es dabei. Der Unter- 
ſtaatsſekretär der auswärtigen Angelegenheiten erklärte, das Verbot ſei 
in Kraft und dabei müſſe es bleiben. Es kann kaum zweifelhaft ſein, daß 
dieſe Haltung Japans der chineſiſchen Einwanderung gegenüber, die 
Amerikaner in ihrem Widerſtande gegen die japaniſche Einwanderung 
erheblich kräftigen wird, während es andererſeits gewiß nicht dazu bei— 
tragen kann, die beiden oſtaſiatiſchen Vettern einander näher zu bringen. 

Überhaupt beginnen dieſe Raſſengegenſätze und Antipathien eine 
nicht geringe Rolle in der internationalen Politik zu ſpielen. Die Auf— 
regung in Indien dauert fort und hat kürzlich ſogar zu einem Bomben— 
attentat gegen einen Eiſenbahnzug im Gebiet von Kalkutta geführt. Das 
erſcheint um ſo bedenklicher, als dieſer Kampf mit den Zerſtörungsmitteln 
des Anarchismus auf dieſem Boden bisher unbekannt war und die Ge— 
fahren der indiſchen Bewegung erheblich ſteigert. Auch in Südafrika ſpielt 
das Raſſenproblem mit. Transvaal weiſt die aus Natal herüberkommen— 
den Inder aus, wenn ſie nicht eine ausdrückliche Erlaubnis erhalten, und 
die ablehnende Haltung, die Auſtralien und Neuſeeland allen Farbigen 
gegenüber einnehmen, trifft die indiſchen Untertanen Englands ebenſo 
wie Chineſen und Japaner. Ruſſiſche Korreſpondenzen aus Charbin 
klagen über die ſyſtematiſche Durchforſchung Ruſſiſch-Oſtaſiens durch 
japaniſche Offiziere, und vor wenigen Tagen ging die Notiz durch die 
Zeitungen, daß die Admirale Togo, Kamimura, Taſchimura und die 
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Generale Nogi und Niski nach einer Reiſe, die ſie unerkannt und geheim 
durch ganz Europa gemacht hatten, ſchließlich als ſie im Begriff waren 
die Heimreiſe anzutreten, in einem Hotel in Neapel erkannt worden 
ſeien. Wenn dieſe Nachricht wahr ſein follte, was uns keineswegs feſt— 
ſteht, ſehen wir nicht recht, weshalb dieſe Herren ein Geheimnis aus ihrer 
Reiſe gemacht haben. Sie wären überall in Europa gut aufgenommen 
worden und hätten wahrſcheinlich mehr geſehen, als man unbekannten 
Touriſten zu ſehen geſtattet. 

In König Oskar II. von Schweden iſt ein hochbegabter edler Fürſt 
aus dem Leben geſchieden. Seine letzten Lebensjahre ſind ihm durch 
den Bruch mit Norwegen getrübt worden. Aber er war glücklich in ſeinem 
Hauſe und ſein Volk liebte ihn. 

Zum Schluß ſei noch mit zwei Worten auf einen Leitartikel des 
„Temps“ in feiner Sonntagsnummer hingewieſen. Er beſchäftigt ſich 
mit der „politiſchen Lage in Berlin“ und iſt voller Gehäſſigkeit, wie wir 
es vom „Temps“ gewohnt ſind. Wir hätten kein Wort darüber verloren, 
wenn der Artikel in einem Blatt geſtanden hätte, das der franzöſiſchen 
Regierung ferner ſteht. So aber gewinnt die ſyſtematiſche Feindſeligkeit, 
mit der dieſes Organ des franzöſiſchen Auswärtigen Amtes ſich dem ver— 
antwortlichen Leiter der deutſchen Reichspolitik bei jeder Gelegenheit 
entgegenwirft, eine Bedeutung, die auf die allgemeine Tendenz der fran— 
zöſiſchen Politik ihre Schatten wirft. 


12. Dezember 1907. Ermordung von Boris Sarafow in Sofia. 
13. Dezember. Kaiſer Wilhelm in Amſterdam. 
14. Dezember. Rückkehr Kaiſer Wilhelms nach Potsdam. 
Gefechte der Truppen des Machſen mit Bu Hamara. 
16. Dezember. Demiſſion des perſiſchen Miniſteriums. 
Teheran in Belagerungszuſtand erklärt. 


18. Dezember 1907. 

Kaiſer Wilhelm iſt in beſter Geſundheit von ſeiner engliſchen Reiſe 
zurückgekehrt. Das herrliche Klima von Wight, die vornehme und rück— 
ſichtsvolle Gaſtfreundſchaft der Engländer und die Summe angenehmer 
Eindrücke, die ihm entgegengetragen wurde, haben gewiß ſehr weſent— 
lich dazu mitgewirkt, daß er die körperliche Erholung und geiſtige Aus— 
ſpannung gefunden hat, deren er bedurfte. Auch an dieſer Stelle ſagen 
wir dafür unſeren engliſchen Vettern aufrichtigen Dank. Läßt ſich doch 
nicht verkennen, daß der Aufenthalt des Kaiſers auf engliſchem Boden 
auch weſentlich dazu beigetragen hat, eine Spannung zu mindern, die 
hüben und drüben in der Preſſe einen übertriebenen Ausdruck gefunden 
hat und einen chroniſchen Charakter anzunehmen drohte. Nach dieſer 
Richtung hin hat ſich eine Wandlung zum Beſſeren vorbereitet. Aus— 
führungen, wie ſie in dem leitenden Organ der regierenden Partei, der 
„Weſtminſter Gazette“, über die deutſch-engliſchen Beziehungen zu finden 
ſind, haben die Bedeutung ſehr erfreulicher Stimmungsſymptome, und 
zahlreiche engliſche Blätter haben den gleichen Ton angeſchlagen. Daß 
es der allgemeine Ton werden könnte, dürfte nicht erwartet werden. Wir 
haben in der engliſchen Preſſe gewiſſe unverſöhnliche Feinde, die gerade 
die Anweſenheit des Kaiſers auf engliſchem Boden benutzt haben, ihre 
giftigſten Pfeile abzuſchießen. Aber wer nimmt die „National Review“ 
und ihren „Ignotus“ noch für ernſt und politiſch zurechnungsfähig. Es 
ſpricht aus ihnen ein Verfolgungswahn, der als unheilbar zu betrachten 
iſt und mit deſſen Argumenten natürlich nicht mehr geſtritten wird. 

Aber vielleicht iſt der Augenblick gekommen, um an der Hand hiſto— 
riſcher Tatſachen eine allgemeine Betrachtung anzuſtellen, die zwar auch 
von den deutſch-engliſchen Beziehungen gilt, aber nicht von ihnen aus— 
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geht. Die Anregung dazu haben die ſchon jüngſt erwähnten beiden 
Bände von Jacques Bardour uns gegeben, die unter dem Titel: „Verſuch 
einer Pſychologie des heutigen England“ erſchienen ſind ). Sie zeigen, 
daß die Kriſis der deutſch-engliſchen Beziehungen, die wir heute erlebt 
haben, nur ein Glied in einer Kette ähnlicher Erſcheinungen darſtellt, und 
führt zu dem tröſtlichen Schluß, daß dieſe Kriſen keineswegs in einen 
Konflikt ausmünden müſſen. In ziemlich regelmäßigen Zwiſchenräumen 
treten in der öffentlichen Meinung Englands Kriſen ein, in welchen 
die Vorſtellung gilt, daß die Nation vor der Notwendigkeit ſtehe, einen 
Krieg auf ſich zu nehmen. Solche Kriſen traten 1823, 1833—1835, 
18451848, 1852, 1859-61, 1876—78, 1885, 18971902 ein, und in 
der jüngſten dieſer Kriſen ſtehen wir eben jetzt. Alle dieſe Kriſen knüpfen 
an beſtimmte Namen großer Parteiführer an: Lord Palmerſton, Lord 
Beaconsfield, John Chamberlein, wobei wir heute noch unter der Nach— 
wirkung der großartigen Agitation ſtehen, die von dem letzten dieſer 
Staatsmänner ausging. Faſt alle Nationen haben in Zeiten ſolcher Kriſen 
das Mißtrauen Englands erregt, und einer nach der anderen iſt mit dem 
Zorn Englands gedroht worden (jeté à la tete de presque toutes les 
nations du globe .... le gantelet de fer de la Grande-Bretagne . . .), 
aber nur einmal nach dem Sturz des großen Napoleon iſt es infolgedeſſen 
zu einem europäiſchen Kriege, dem Krimkriege, gekommen. Die Regel 
war, daß nach einem leidenſchaftlichen Ausbruch der nationalen Erregung 
die Wogen ſich allmählich legten und das Intereſſe wie die Leidenſchaften 
der Nation ſich anderen Objekten zuwandten. Wir heben aus der Reihe 
dieſer Kriſen eine hervor, weil in ihr der Parallelismus mit dem papiernen 
deutſch-engliſchen Konflikt, in dem wir ſtehen, beſonders draſtiſch her— 
vortritt. 

Im September 1842 hatte Frankreich ſein Protektorat über Tahiti 
durch einen Vertrag, den die Königin Pomare mit dem franzöſiſchen 
Admiral Dupetit-Thouars ſchloß, feſtgeſtellt und danach einen Engländer 
Pritchard, der eine Revolte gegen die Franzoſen zu organiſieren ver— 
ſuchte, ausgewieſen. Die ſchon dazu höchſt erregte Stimmung in Eng— 
land wurde durch die Ausdehnung des franzöſiſchen Einfluſſes von Algier 


) Bibliotheque de philosophie contemporaine. Essai d'une psychologie 
de l’Angleterre contemporaine. Bd. I. Les erises belliqueuses. Paris 1906. 
Bd. II. Les erises politiques. Proteetionisme et radicalisme. Paris. Felix 
Alcan. 1907. 
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auf Marokko und Tunis weiter geſteigert und erreichte einen Höhepunkt, 
als durch die ſpaniſchen Heiraten der franzöſiſche Einfluß in Spanien, 
wie es ſchien, dauernd Fuß gefaßt hatte. Dazu kam, daß eben damals 
eine viel geleſene Broſchüre des Prinzen Joinville zeigte, daß die fran— 
zöſiſche Flotte um eben jene Zeit faſt genau ſo ſtark war wie die engliſche. 
Dieſe Tatſachen wurden zunächſt von der Preſſe aufgegriffen. Man be— 
gann von einer Gefahr zu reden, die von Frankreich her drohe, und am 
30. Juli 1845 machte Lord Palmerſton ſich zum Dolmetſch der Sorgen 
der Nation. Frankreich, ſo führte er aus, habe durch Organiſation ſeiner 
Nationalgarde allein in Paris 100 000 Mann geſchulter und ausgerüſteter 
Soldaten, ſo daß er für eine Expedition über ſeine geſamte aktive Armee 
verfügen könne. Da nun die franzöſiſche Flotte der engliſchen gleich ſei 
(was eine arge Übertreibung war), tue man gut, zu bedenken, daß „heute 
der Kanal kein Hindernis iſt; was früher für eine militäriſche Expedition 
unüberſchreitbar war, iſt heute nur noch ein Fluß, über den eine Dampf— 
fähre führen kann“. Dieſen Ausführungen ſchloß ſich der alte Herzog von 
Wellington mit gleichen Übertreibungen an. „Ich habe — ſagte er — 
immer aufs neue die ganze Küſte ſtudiert und gefunden, daß von Nord— 
Foreland über Dover, Folkeſtone, Beachyhead, Brighton, Arundel bis 
nach Selſey Bill bei Portsmouth, wenn man die Strecke ausnimmt, die 
von den Geſchützen von Dover beherrſcht wird, kein einziger Punkt an 
der Küſte iſt, an dem nicht Infanterie gelandet werden könnte, gleichviel 
ob Ebbe oder Flut, günſtiger oder ungünſtiger Wind, Sturm oder ſchön 
Wetter iſt, und überall in einem Umkreis von 5 Meilen könnte das ſo ge— 
landete Korps durch die Felſenriffe einen Weg finden, der die Truppen 
bequem in das Innere des Reiches führt.“ Die Folge dieſer Erklärung 
des illuſtren Feldherrn war eine unbeſchreibliche Panik. Der „Spektator“ 
führte aus, daß England wahrſcheinlich ohne jede Kriegserklärung ange— 
griffen werden würde, ſogar Osborne Houſe ſchien ihm gefährdet. Lord 
Ellesmore veröffentlichte einen Brief, in dem er vorherſagte, daß, wäh— 
rend die engliſchen Garden durch ein Tor Londons abziehen, die Fran— 
zojen durch das andere einziehen würden, und daß dann dem Lordmayor 
die Aufgabe zufallen könne, in Manſionhouſe die Quartierbillette für die 
franzöſiſchen Truppen auszuſchreiben. Sogar Sir Robert Peel hielt es 
für notwendig, dieſen Stimmungen Rechnung zu tragen. Er brachte 
eine Bill im Parlament ein, welche die Einkommenſteuer von 7 Pence 
auf 1 Schilling erhöhte, um Armee und Marine zu verſtärken und eine 
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Miliz zu organiſieren. Das Parlament diskutierte gerade über dieſen 
Antrag, als in der Nacht vom 24. Februar 1848 die Kunde von der Re— 
volution eintraf, die Louis Philipp nötigte, als Flüchtling in England 
Schutz zu ſuchen! Damit waren vorläufig alle Invaſionspläne, mit denen 
Frankreich ſich angeblich getragen hatte, ad absurdum geführt, aber das 
Mißtrauen dauerte fort, und 1852 gab es eine neue Kriſis. Der Ehrgeiz 
Napoleons machte Sorgen. Lord John Ruſſel ſtellte am 16. Februar 
1852 den Antrag auf Reorganiſation der Milizen, und als dann die Torys 
mit Lord Derby ans Ruder kamen, mußten auch ſie, um der öffentlichen 
Meinung Rechnung zu tragen, dieſen Antrag aufnehmen. Obgleich die 
engliſchen Militärs damals nachwieſen, daß ein plötzlicher Angriff unaus— 
führbar ſei und Männer wie Robert Peel II., Hume und Cobden ſie unter— 
ſtützten, wurde die Militiabill vom Parlament votiert. Lord Palmerſton 
hatte den Ausſchlag dafür gegeben, und es iſt auch heute nützlich, die Rede 
wiederzugeben, die er damals im Parlament hielt. Sie könnte geſtern 
gehalten ſein. Er ſagte: 

„Die Verwendung des Dampfes bei der Navigation hat in der Tat 
eine Brücke über den Kanal geworfen und es möglich gemacht, einen An— 
griff in großem Stil durchzuführen, wie es dergleichen noch nicht gegeben 
hat. Nun ſagt man ja, daß wir es vorher wiſſen werden, wenn die Vor— 
bereitungen dazu getroffen werden. Ich aber erwidere, ihr werdet es 
nicht wiſſen können. Die Eiſenbahnen ſind ſo angelegt und die Truppen 
jo verteilt, daß 50- bis 60000 Mann in Cherbourg konzentriert wer— 
den können, ehe ihr das geeingſte davon erfahrt. Wer aber dieſe unge— 
heueren Anlagen geſehen hat, muß auch wiſſen, daß eine ſolche Zahl von 
Mannſchaften ebenſo bequem vom Kai an Bord der Schiffe gelangen 
kann, wie aus der Kaſerne in den Kaſernenhof. In einer Nacht können 
ſie hier ſein, und wie groß immer unſere Vorbereitungen zur See ſein 
mögen, werden wir uns doch nicht darauf verlaſſen können, daß ſie eine 
ſolche Expedition zu verhindern vermögen. Und ebenſo werden alle 
Batterien und Kanonenboote uns nicht die Sicherheit bieten, daß die 
Ausſchiffung der Expedition, wenn ſie einmal angelangt iſt, verhindert 
werden kann.“ 

Als dann am 18. November 1852 Wellington ſtarb und gleich danach 
das Kaiſertum des dritten Napoleon proklamiert wurde, ſah man gleich— 
ſam den erſten Napoleon aus dem Grabe erſtehen und in dem Kaiſer— 
titel eine Herausforderung Englands. Die „Times“ läuteten Sturm, und 
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Lord Derby hielt es nun für notwendig, eine Steigerung der Rüſtungen 
zu beantragen. Auch hier war die Motivierung überaus charakteriſtiſch, 
die der Sekretär der Admiralität vorbrachte: 


„Die Stunde iſt gekommen, da trotz der friedfertigſten Abſichten es 


für uns unumgänglich notwendig iſt, unſere Verteidigungsanſtalten am 
Kanal auf neuen Fuß zu bringen und die Meerengen durch eine beträcht— 
liche Flotte zu beſetzen. . . Wenn ich mich weigern muß, detaillierte An— 
gaben zu machen, ſo liegt es daran, daß die Regierung nach reiflicher Er— 
wägung beſchloſſen hat, bei der augenblicklichen Lage auch nicht das ge— 
ringſte Tatſächliche über dieſe Affäre mitzuteilen.“ 

Die Forderungen des Miniſteriums, 5000 Matroſen uſw., wurden 
ohne Abſtimmung bewilligt und noch übertrumpft durch eine weitere 
Verſtärkung von Artillerie und Kavallerie, obgleich Cobden den Nach— 
weis erbrachte, daß die Überlegenheit der engliſchen Flotte über die 
franzöſiſche niemals größer geweſen ſei. Man wollte ihn nicht hören, 
aber um ſo begieriger nahm man die ganz haltloſe Nachricht auf, daß 
General Changarnier dem Kaiſer einen Landungsplan und einen Plan 
zur Einnahme Londons vorgelegt habe. Wie immer machten ſich auch da— 
mals die „Times“ zum Organ der überhitzten öffentlichen Meinung, 
beruht doch darauf zumeiſt ihr Einfluß, daß ſie zu führen ſcheint, wäh— 
rend ſie in Wirklichkeit widerſtandslos den Strömungen des Tages folgt. 
Sie kann in dieſem Sinne als ein untrügliches politiſches Barometer 
gelten. 

In Wirklichkeit haben weder Louis Philipp noch Napoleon der 
Dritte ſich jemals mit dem Gedanken einer kriegeriſchen Expedition nach 
England getragen, das ſteht hiſtoriſch abſolut feſt. Aber nicht die Wahr— 
heit und Wirklichkeit, ſondern eine merkwürdige, zum Teil aus dem 
Willen entſpringende Halluzination beherrſchte das Volk, und von der 
Furcht, angegriffen zu werden, bis zum Angriff ſchien nur noch ein 
Schritt zu ſein — da lenkte das plötzlich auftauchende orientaliſche Pro— 
blem die Geiſter von Frankreich ab, und vereint ſind die Flotten Englands 
und Frankreichs in den Krimkrieg gezogen. Nach dem Pariſer Frieden 
ruhte die Beſorgnis drei Jahre lang, aber wenige Tage vor Villafranca 
wurde ſie wieder lebendig. 

Lord Pakington, der neue Lord der Admiralität, verlangte vom 
Parlament, daß es ihm behilflich ſei, die engliſche Flotte wiederher— 
zuſtellen. Vor dem Hauſe der Lords unterſtützte ihn Lord Howden, der, 
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wie er ausdrücklich erklärte, in Frankreich lebte und dort zahlreiche 
Freunde habe, mit folgenden Ausführungen: 

„Es gibt nicht einen Franzoſen, der nicht Tag und Nacht davon 
träumte, England zu demütigen und ihm den Vorzug zu rauben, den 
es allein unter allen Nationen bewahrt hat, den Vorzug, ein unver— 
mindertes Territorium zu beſitzen. . .. Es kann geſchehen, daß auf briti— 
ſchem Boden ein „Bulletin“ unterzeichnet wird, das den glorreichen 
Triumph der franzöſiſchen Armeen verkündet. Es kann geſchehen, daß 
vom Glockenturm von Acton bis nach Eagling und von Eagling nach 
Harrow die franzöſiſchen Adler herabſchauen. Schon dieſe einfache 
Hoffnung verſetzt jeden Franzoſen in Entzücken. . . . Solch ein Krieg 
wäre der einzig populäre in Frankreich, und ſo tollkühn auch der Verſuch 
einer Invaſion in England ſein mag, wie wenig Ausſicht auf Erfolg 
er auch bieten mag — es gibt keine Witwe in Frankreich, die nicht ihren 
letzten Sohn, keinen Bettler, der nicht ſeinen letzten Sou hergeben 
möchte, um dieſen Gedanken zu verwirklichen.“ 

Ganz ähnlich ſprachen Lord Lyndhurſt, Sir Charles Napier, ein 
Mr. Hasmann, der die Invaſion als unmittelbar bevorſtehend bezeichnet 
und mit der dringenden Aufforderung ſchließt, Tag und Nacht an den 
Arſenalen zu arbeiten. Damals bildeten ſich die Freiwilligenkorps, 
die noch heute eine charakteriſtiſche Eigentümlichkeit der engliſchen 
Armee darſtellen, die rifle corps, und ganz England glaubte wirklich und 
wahrhaftig am Vorabend einer franzöſiſchen Invaſion zu ſtehen. Dies— 
mal lief die Kriſis nicht in einen Krieg, ſondern in die ungeheuer ver— 
blüffende Tatſache des engliſch-franzöſiſchen Handelsvertrages vom 
29. Januar 1860 aus. 

Es war ein Triumph von Cobden, und einige Wochen lang wurde 
es nun ſtill. Aber ſchon am 13. Februar motiviert Lord Clarence Paget 
im Namen der Admiralität eine ſtarke Erhöhung des Marinebudgets 
damit, daß die franzöſiſche Flotte der engliſchen noch niemals an Stärke 
ſo nahe gekommen ſei, und bald danach folgt eine Interpellation, die 
wiſſen will, was die Regierung zu tun gedenke, um den Bemühungen 
Frankreichs entgegenzuwirken, das die Errungenſchaften von Trafalgar 
zunichte machen und der franzöſiſchen Flotte ihr altes Preſtige wieder— 
geben wolle. Sir Charles Napier erkläre damals, er wiſſe von einem 
amerikaniſchen Reiſenden, daß im Hafen von Toulon 14000 Arbeiter 
und 3000 Galeerenſträflinge an der Arbeit ſeien, und nach weiteren 
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Reden verlangte am 23. Juli Lord Palmerſton die Anlage neuer Ver— 
teidigungswerke bei den Baſſins und Arſenalen von Dover und Port— 
land, und die Errichtung eines Zentralarſenals. „Werden die Häfen nicht 
befeſtigt, ſo wird der Feind genügende Kräfte auf die Küſten werfen 
können, um die Arſenale zu verbrennen und dadurch unſere Flotte an 
der Wurzel zu ſchädigen.“ „Was ſoll geſchehen, wenn unſere Marine 
nicht fähig iſt, Liverpool, Briſtol, Glasgow und London vor einer Blockade 
zu ſchützen — woher werden wir dann unſere Lebensmittel erhalten?“ 

Das alles geſchah mitten im Frieden unter dem Eindruck der An— 
nexion von Savoyen und Nizza, eine wirkliche Bedrohung Englands 
oder engliſcher Intereſſen war damals ſo wenig Wirklichkeit wie 1848 
oder 1852. Man kämpfte gegen ein Phantom. Damals wie 1861 iſt 
es weſentlich der geſunde Intereſſenſtandpunkt der engliſchen Groß— 
kaufleute und ihrer literariſchen Vertreter geweſen, der das Platzen der 
Kriegsbombe verhinderte. Bardoux, der die wirtſchaftliche und pſycho— 
logiſche Seite dieſer kriegeriſchen Erregungen Englands unterſucht, 
kommt zum Reſultat, daß ihnen ſtets eine ökonomiſche Kriſis folgt, und 
daß die Kriſen regelmäßig auftauchen, wenn das alte England bemüht 
iſt, den Fortſchritt des neuen England aufzuhalten. Dann pflegen die 
militäriſchen Leidenſchaften Englands von einem Staatsmann, der 
eine Diverſion ſucht, geſchickt ausgebeutet, lebendig zu werden. Er 
weiſt es in glänzender und überzeugender Weiſe an einer Kritik der 
Politik Disraelis und Gladſtones nach, und wir bedauern, nicht darauf 
eingehen zu können, ebenſo wie darauf verzichten zu müſſen, auf das 
höchſt lehrreiche und plaſtiſch dargeſtellte Kapitel „la poussee germano— 
phobe“ im 2. Bande ſeines Buches einzugehen. Für alle dieſe Fragen 
und für ein tieferes Eindringen in die engliſche Pſyche ſei auf das Werk 
ſelbſt verwieſen. Wir würden eine Überſetzung desſelben ins Deutſche 
lebhaft befürworten. Worauf es uns ankam, war, die Parallele zwiſchen 
den Tatſachen der jüngſten deutſch-engliſchen Beziehungen, die uns 
allen in friſcher Erinnerung ſtehen, und jener verſchollenen Periode der 
Gallophobie Englands unſeren Leſern nahezubringen. Der Parallelis— 
mus beider iſt unverkennbar, wir hoffen, daß der Ausgang der gleiche 
ſein wird. Für völlig überwunden aber können wir die „poussée ger- 
manophobe“ nicht halten. Hat doch neulich noch Mr. Stead ſein Votum 
dahin abgegeben, daß es unerläßlich ſei, als Antwort auf jedes neue 
deutſche Kriegsſchiff zwei engliſche von Stapel laufen zu laſſen! Iſt 
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das nicht dieſelbe Geſpenſterfurcht, die ſich 1848 gegen eine von Louis 
Philipp drohende Invaſion Englands zu ſichern ſuchte? 

Übrigens ſind wir keineswegs ſicher, daß nicht eine gleiche Furcht 
vor Phantomen in Frankreich weiterlebt. Was ſoll man z. B. dazu 
ſagen, wenn in einer nicht unintereſſanten Studie, die Angel Marvaud 
über die engliſch-deutſche Rivalität und die auswärtige Politik Frank— 
reichs in der „Revue politique et parlementaire“ veröffentlicht, ſich 
ihm der deutſche Adler in den vautour allemand verwandelt, wo er von 
dem Ankauf der Marianen und Karolinen nach Abſchluß des ſpaniſch— 
amerikaniſchen Friedens redet. Er drückt ſich dabei folgendermaßen aus: 

Nach dem Deſaſtre von Cavite und Santjago de Cuba haben Eng— 
länder und Deutſche in ihrem Eifer, die Gunſt des Siegers zu erwerben, 
(accaparer!), in Washington um den traurigen Ruhm geſtritten, wer 
von ihnen zuerſt das Prinzip der Nichtintervention proklamiert habe. 
Nach Unterzeichnung des Friedens, als Frankreich ſeine guten Be— 
ziehungen zu beiden kriegführenden Mächten benutzte, um ſeine un— 
eigennützige Vermittelung anzubieten, — ſtürzte ſich der deutſche 
Geier, ohne Rüchſicht für unglückliche Tapferkeit, auf die kolonialen 
Trümmer Spaniens, die von den Yankees reſpektiert oder verſchmäht 
worden waren: Marianen, Palaos und Karolinen, die das ſpaniſche 
Kabinett in einem Augenblick moraliſcher Verzweiflung und großer 
finanzieller Verlegenheiten für eine Lumperei von 20 Millionen abzu— 
treten bereit war!“ 

Das iſt ebenſo geſchmacklos wie unhiſtoriſch. Zunächſt wollen wir 
Herrn Marvaud daran erinnern, daß am 7. April 1898 England, Frank 
reich, Deutſchland, Italien, Oſterreich und Rußland eine Kollektivnote 
in Waſhington überreichten, um den ſpaniſch-amerikaniſchen Krieg abzu— 
wenden, und daß der Streit zwiſchen der engliſchen und der deutſchen 
Preſſe, nicht zwiſchen den beiden Regierungen, darüber ſtattfand, ob 
Deutſchland ſich bemüht habe, eine europäiſche Koalition gegen Amerika 
herbeizuführen, was eine offenbare Verleumdung war, die in Szene 
geſetzt wurde, weil dieſelbe Preſſe mit allen Mitteln dem günſtigen Ein— 
druck entgegenwirken wollte, den die Reiſe des Prinzen Heinrich in Ame— 
rika hervorgerufen hatte. Das Detail darüber findet er in „Deutſchland 
und die große Politik“, Bd. 2 S. 52 und folgende. Was aber die „uneigen— 
nützige Vermittelung Frankreichs“ betrifft, ſo hat ſie bekanntlich dahin 
geführt, daß Spanien auch die Philippinen verlor! Es iſt kläglich, daß 
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man an ſolche Dinge erinnern muß. Sie tragen gewiß nicht dazu bei, 
das Verhältnis zwiſchen dem galliſchen Hahn und dem deutſchen „Geier“ 
zu beſſern. 

In der großen Politik iſt nichts an weſentlichen Ereigniſſen zu ver— 
zeichnen. Die Geſamtlage iſt wie ſie vor acht Tagen war. Weder iſt in 
der marokkaniſchen Frage weſentlich neues geſchehen, noch der öſter— 
reich-ungariſche Ausgleich perfekt geworden, noch in der Duma eine Ent— 
ſcheidung von Bedeutung. Am wichtigſten iſt, daß Präſident Rooſevelt 
nochmals ſehr nachdrücklich und mit weiter Offentlichkeit erklärt hat, 
daß er unter keinen Umſtänden eine Wiederwahl annehmen werde. Aber 
auch damit iſt noch keineswegs geſagt, wer ſein Nachfolger auf dem 
Präſidentenſtuhl wird. Zunächſt hat er noch ein und ein Vierteljahr 
ſeines Amtes zu walten. Wer aber vermag ſo weit vorauszuſehen? 

Boris Sarafow iſt ermordet worden. Ein unheilbringender Mann, 
um deſſentwillen das Blut von vielen Hunderten ſchuldloſer Menſchen 
gefloſſen iſt. Er glaubte für einen idealen und nationalen Zweck zu käm— 
pfen. Aber wie bei den ruſſiſchen Terroriſten galt ihm der Satz, daß der 
Zweck die Mittel heiligt, und dieſer Lehre iſt er dann ſchließlich ſelbſt 
zum Opfer gefallen. 


17. Dezember 1907. Ratifikation des ruſſiſch-italieniſchen Handelsvertrages. 
Angebliche Unterwerfung Mulay Hafids. 
Entlaſſung von 20 Profeſſoren der Univerſität Odeſſa. 

20, Dezember. Verſchärfung der Lage in Perſien. 

21. Dezember. Die 2. holländiſche Kammer lehnt den Militäretat ab. 

23. Dezember. Der Schah von Perſien unterwirft ſich dem Parlament und beſchwört die 
Verfaſſung auf den Koran. 


25. Dezember 1907. 

Kaiſer Franz Joſef hat jüngſt Gelegenheit genommen, in 
kurzen aber klaren Worten über die allgemeine politiſche 
Lage zu ſprechen. Sein Urteil läßt ſich dahin zuſammenfaſſen, daß zur— 
zeit die europäiſchen Probleme ruhen und keinerlei Friedensſtörung zu 
befürchten iſt. Eingehender hat Sir Edward Grey, der engliſche Staats— 
ſekretär der auswärtigen Angelegenheiten, vor ſeinen Wählern in Ber— 
wick über die große Politik geredet. Er ging davon aus, daß der Beſuch 
Kaiſer Wilhelms in England allgemeine Freude erregt und den beſten 
Eindruck hinterlaſſen hätte. Wohl mehr als die Hälfte der beſtehenden 
diplomatiſchen Schwierigkeiten würde verſchwinden, wenn beide Natio— 
nen ſich davon überzeugten, daß ſie ſich nicht gegenſeitig ſchädigen wollen. 
Das führte den Redner auf das Syſtem der von England geſchloſſenen 
Freundſchaften und Allianzen, deren Aufrechterhaltung das Intereſſe 
und die Treue Englands fordere. Von der japaniſchen Allianz ſei in 
letzter Zeit wenig die Rede geweſen, weil Japan nur mit der friedferti 
gen Feſtigung und Entwicklung ſeiner Weltſtellung beſchäftigt ſei; auch 
hätten die von den Japanern mit Frankreich geſchloſſenen Verträge und 
Vereinbarungen den Beweis erbracht, daß die anderen Mächte dieſes 
Bündnis nicht für unvereinbar mit ihren eigenen Intereſſen im fernen 
Oſten hielten. Seit drei Jahren ſei die mit Frankreich abgeſchloſſene 
Konvention in Kraft. Sie habe keinerlei Modifikationen erlebt, aber 
ihr Wirkungskreis ſei weiter geworden, weil dieſe Konventionen ſich auf 
beiden Seiten des Kanals ſo außerordentlicher Popularität erfreuten 
und diplomatiſch erprobt ſeien. 

Überhaupt gehe die geſamte politiſche Tätigkeit der gegenwärtigen 
engliſchen Regierung dahin, die guten Beziehungen zu anderen 
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Ländern zu feſtigen und zu ſtärken. So ſei ergänzend zum franzöſiſchen 
Abkommen ein ſpaniſches gekommen. Frankreich habe desgleichen getan, 
und damit ſei aufs neue bewieſen, daß die Mittelmeermächte keine Politik 
des Angriffs und der Ausdehnung verfolgen, ſondern nur den status quo 
erhalten wollen. Er (Grey) ſage es ausdrücklich, daß dieſe Vereinbarun— 
gen gegen keine andere Macht gerichtet ſeien, und daß England ebenſo 
bereit ſein werde, Vorſchläge zum Abſchluß ähnlicher Abkommen mit 
jeder beliebigen anderen Macht entgegenzunehmen. Was Rußland 
betreffe, ſo ſeien die Beziehungen in den letzten 50 Jahren zeitweilig 
wenig angenehm, wenn auch nicht kritiſch geweſen, weil gewiſſe euro— 
päiſche Fragen ſich auf Aſien ausdehnten. Jetzt aber habe die ruſſiſch— 
engliſche Konvention zu einer Wandlung geführt, die Tage gegenſeitigen 
Mißtrauens ſeien vorüber, und eine neue Ara der Freundſchaft und des 
Friedens habe begonnen. Auch Lord Lansdowne ſei mit dieſer Politik 
einverſtanden, die namentlich in bezug auf Indien die beſten Früchte 
verſpreche. Es knüpften ſich hieran einige Worte über den Haager Kon— 
greß, und der Schluß lautete wörtlich: „Es iſt bekannt, daß die Regierung 
ein ſehr umfaſſendes Marineprogramm durchgeführt hat. Ich habe 
keinerlei Klage darüber zu führen, und ich erwähne es ohne polemiſche 
Abſicht, weil die Tatſache wichtig iſt. Wenn die anderen Nationen ihre 
Marine vergrößern, liegt es auf der Hand, daß wir auch unſere 
Marine vergrößern müſſen; wir brauchen aber nicht in aller Eile Aus— 
gaben für die Flotte auf uns zu nehmen. Denn zurzeit iſt die engliſche 
Marine durchaus geſichert, und zwar mindeſtens für ein bis zwei Jahre. 
Wir ſind gegenwärtig, ſoweit die Seemacht in Betracht kommt, in einer 
Lage, die es uns ermöglicht, es ohne Beunruhigung anzuſehen, wenn 
eines der anderen Länder die Ausgaben für ſeine Marine ſteigert.“ 
Von den zahlreichen Kommentaren, die dieſe Rede hervorgerufen 
hat, verdienen zwei Beachtung. Die „Weſtminſter Gazette“ 
erläutert den die Entente mit Frankreich betreffenden Abſchnitt folgen— 
dermaßen: „Es war in den letzten Jahren ſowohl ein günſtiger wie ein 
ungünſtiger Umſtand bei unſeren Beziehungen zu Deutſchland, daß es 
keine Probleme gab, die zum Ausgangspunkte direkter Verhandlungen 
zwiſchen uns hätten dienen können. Es war günſtig, daß wir vor den 
akuten Schwierigkeiten gerettet worden ſind, die mehr als einmal unſere 
Beziehungen zu Frankreich trübten; es war ungünſtig, daß ſich keine 
Gelegenheit bot, durch praktiſche Verhandlungen zu zeigen, daß uns 
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genau ebenſo viel daran liegt, in freundſchaftlichen Beziehungen zu 
Deutſchland wie zu Frankreich und Rußland zu leben. Es iſt ausſchließ— 
lich der Mangel an diplomatiſchem Material in den Beziehungen zu 
Deutſchland und der Überfluß an ſolchem Material in den Beziehungen 
zu Frankreich und Rußland, was dahin geführt hat, daß der Schein 
erweckt wurde, wir wollten nur mit jenen beiden Mächten, nicht aber 
mit Deutſchland in Verhandlung treten. Die Tatſache iſt einfach die, 
daß es nichts gab, worüber ſich hätte verhandeln laſſen. Beſſer als 
glatte Worte aber wäre es, wenn beide Mächte einander ihre gute Ge— 
ſinnung durch praktiſches Zuſammenwirken in irgendwelchen Teilen 
der Welt beweiſen könnten“. 

Hier erlauben wir uns die Zwiſchenbemerkung, daß ſolch ein 
praktiſches Zuſammenwirken in den Jahren 1902 und 
1903 in der Venezuela-Affäre ſtattfand, und daß gerade von 
dieſem Zuſammenſtehen in einer Frage gemeinſamen Intereſſes die 
Aktion datiert, welche zu der ſyſtematiſchen Aufhetzung der öffentlichen 
Meinung Englands gegen uns führte. Damals ſchrieben die „Times“: 
„Lord Lansdowne ſcheint keine klare Vorſtellung davon zu haben, 
welchen Widerwillen in England jedes Zuſammenwirken mit Deutſch— 
land erregt.“ Lord Balfour aber ſagte in einer Rede, die er am 13. Fe— 
bruar 1903 in Liverpool hielt, aus Anlaß dieſer Hetzereien: „Was 
Venezuela betrifft, ſo geht das vorüber, und unſer Treiben wird auch 
die ſchärfſte Prüfung nicht fürchten. Aber im Hinblick auf die Zukunft 
bin ich voll Unruhe, wenn ich bedenke, wie leicht es iſt, das Feuer inter— 
nationaler Eiferſucht zu ſchüren, und wie ſchwer es fällt, es wieder zu 
löſchen. 

Seither ſind bald fünf Jahre hingegangen, die aller Welt den Be— 
weis brachten, daß Lord Balfour mit ſtaatsmänniſchem Blick richtig in 
die Zukunft geſehen hatte. Eine Zeit bitterer politiſch-literariſcher 
Fehden liegt hinter uns, und es kann wahrlich nicht wunder nehmen, 
daß die parallel laufende Allianz- und Akkordpolitik Englands, die 
Deutſchland von allen Seiten, wie es ſchien, umfaſſen wollte, als eine 
feindſelige, gegen uns gerichtete Politik gedeutet wurde. Auch wir 
hoffen, daß der große Eindruck, den der Aufenthalt Kaiſer Wilhelms 
auf engliſchem Boden gemacht hat — trotz der diſſonierenden Stimmen 
bekannter engliſcher Blätter, die ſchon jetzt laut werden — eine dauernde 
Nachwirkung übt. Auch ſehen wir in den engliſchen Allianzen und Ver— 


Schiemann, Deutſchland 1907. 27 


— 48 — 


trägen keinerlei Gefahr. Das Abkommen mit Frankreich hat an den 
tatſächlichen Machtverhältniſſen, ſo weit ſie in unſeren Beziehungen zu 
Frankreich in Betracht kommen, abſolut gar nichts geändert. Die Mittel— 
meerverträge treffen uns nicht, und ebenſowenig die japaniſche Allianz. 
Was endlich den Ausgleich der engliſch-ruſſiſchen Intereſſen betrifft, ſo 
gönnen wir es England durchaus, wenn es ſich nach Abſchluß ſeines 
ruſſiſchen Vertrages in Indien ſicherer fühlt. Wir haben dort nichts zu 
ſuchen, und ebenſo gönnen wir es Rußland, wenn es fortan in Zentral— 
aſien engliſche Rivalitäten nicht zu fürchten braucht. Die „Weſtminſter 
Gazette“ drückt ſich in ihrem Kommentar der Rede Sir Edwards darüber 
ſo aus: 

„Über die Verſtändigung mit Rußland ſprach Sir Edward Grey 
mit üblicher Mäßigung. Er gibt ſich damit zufrieden, daß Lord Lans— 
downe das Prinzip der Übereinkunft billigt. Er gibt rückhaltlos zu, 
daß wir damit auf eine Politik des Vorrückens (korward policy) ver— 
zichten; aber wenn dies ein Opfer unſererſeits iſt, entſpricht dem ein 
ähnliches Opfer der Ruſſen. Er gibt zu, daß der Vertrag durch die Zeit 
erprobt werden muß, aber es ſei ein Vorteil für Rußland, daß Eng— 
land auf eine „Vorwärtspolitik“ in Nordperſien verzichtet; ein minde— 
ſtens gleicher Gewinn aber ſei es für England, daß Rußland ſich in 
Südperſien die gleiche Beſchränkung auferlege. In der Tat ſichert uns 
der Vertrag den großen Vorteil, daß die drohende Umgehung unſerer 
Verteidigungspoſitionen an der Nordweſtgrenze Indiens durch eine 
ſtrategiſche Eiſenbahn nunmehr ausgeſchloſſen iſt. Rußland mag ja 
nicht die Abſicht gehabt haben, gegen Indien vorzugehen, aber die 
Drohung damit war eine diplomatiſche Waffe, die uns ſehr unbequem 
war, und wenn wir aus irgendeinem anderen Grunde mit Rußland 
Krieg führen müßten, würde die Exiſtenz einer derartigen Eiſenbahn 
einer ungewöhnlich ſtarken Verſuchung gleichkommen, ſie zu einem 
Angriff auf Indien auszunutzen. Nun liegt der Hauptgewinn des Ab— 
kommens mit Rußland darin, daß Rußland behindert (estopped) it, 
den Bau dieſer Bahn zu beginnen, auch nicht unter dem Vorwande 
einer handelspolitiſchen Bahn. So weit unſere Einflußſphäre reicht, 
und das bedeutet viele hundert Meilen von der indiſchen Grenze, iſt 
das ausgeſchloſſen. Wir haben auf Grund des Vertrages 
nicht nur das Recht zu proteſtieren, 
lange, ehe dieſe Operation zu einer Drohung 
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werden kann, unſer Veto dagegen zu ſetzen. Das 
iſt, wie wir kaum zu ſagen brauchen, etwas ganz anderes, als die un— 
wirkſamen Schikanen von Perſien aus, die vor Abſchluß des Vertrages 
unſer einziges Auskunftsmittel waren. Daß wir einen ſo großen Vor— 
teil nicht ohne Zugeſtändniſſe unſererſeits erringen konnten, iſt begreif— 
lich, und deshalb haben wir allerdings in Nordperſien Zugeſtändniſſe 
gemacht. Aber in Anbetracht der inneren Lage Perſiens haben wir 
keinen Grund, eine Abmachung zu bedauern, die den Anlaß zum Ein— 
ſchreiten oder zum Zwiſt zwiſchen beiden Mächten beſeitigt.“ 

Das iſt ſehr intereſſant und zum Teil ganz neu. Durch die ruſſi— 
ſchen Zeitungen ging noch ganz kürzlich die unwiderſprochen gebliebene 
Nachricht, daß die Regierung eben jetzt die Frage des kürzeſten Weges 
nach Indien prüfe, wobei die Linie ſo gedacht iſt: London, Berlin, 
Alexandrowo, Roſtow, Baku, Krasnowodsk, Kutſchik, Herat, Quetta, 
Karatſchi, Bombay, Kalkutta. Auf dieſem Wege würde allerdings der 
Weg aus England nach Kalkutta um gegen 10 Tage gekürzt werden. 

Doch wir gehen zum Kommentar des „Temps“ über, der 
gleichfalls nicht ohne Intereſſe iſt. Nach einer ſauerſüßen Einleitung, 
die dahin ausmündet, daß die auf Deutſchland bezüglichen freundlichen 
Worte des Staatsſekretärs nach dem Beſuche des Kaiſers ja ſelbſtver— 
ſtändlich ſeien, aber doch nur als Zukunftsmuſik gelten könnten, geht 
das Blatt mit großer Befriedigung auf den Teil der Rede ein, der Frank— 
reich gilt. Man könnte zwar auch heute nicht ſagen, daß im vollen Sinne 
des Wortes eine Allianz zwiſchen England und Frankreich beſtehe, aber 
„wenn eine europäiſche Kriſis ausbrechen ſollte 
— wir ſprechen von einer militäriſchen Kriſis —, 
wirt kein Zu fel, daß Ban Flotten Englands 
und Frankreichs berufen erden, vereint zu 
operieren: was natürlich keine fl e unſerer militäri— 
ſchen Streitkräfte rechtfertigt, denn das Gleichgewicht (?) der Land— 
macht in Europa würde nicht verändert werden. Es hat daher die mora— 
liſche Wandlung, die ſich in den Gefühlen Frankreichs und Englands 
vollzogen hat, einen praktiſchen Wert. Dieſer Wert wird ſofort klar, 
wenn man an die gleichzeitigen Verträge Englands und Frankreichs 
mit Spanien denkt, und an die nicht minder intereſſanten Verträge, 
die im Laufe dieſes Jahres zwiſchen Frankreich und Japan, Japan und 
Rußland, Rußland und England abgeſchloſſen wurden.“ Nachdem ſo 
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der „Temps“ nach einem Blick auf den „großen Bruder“ ſich mutig in 
die Bruſt geworfen hat, kommt er auf die Bemerkung Sir Edwards 
zu ſprechen, die ſeine Bereitwilligkeit zeigt, auch mit anderen Mächten 
Abkommen zu ſchließen: 

„Wenn Deutſchland alſo eine Unterhaltung anknüpfen wollte (desi- 
rait causer), böte ſich ihm eine Gelegenheit. Aber Deutſchland, das 
anderen ihr Schweigen vorwirft, iſt die ſtummſte aller Mächte oder 
wenigſtens war Deutſchland es bisher. Es iſt gut — welches immer 
die Folge ſein mag — daß England, wie Frankreich es getan hat, ſich 
bereit erklärt, über alles zu reden, „ohne übrigens irgend jemand zu 
brauchen“ (sans avoir besoin de personne!).“ 

Der „Temps“ merkt wohl nicht, welche ungewollte Komik in dieſem 
Satze liegt, nachdem er ausführlich jedes Stück des Bündnispanzers 
hergezählt hat, mit dem Frankreich ſich umhüllt hat. Aber wir freuen 
uns, den Schlußſatz des tapferen Blattes ganz unterſchreiben zu können: 

„Jeder Diplomat, der ſich darüber Rechenſchaft gibt, daß ſeine 
Diplomatie eine Funktion der militäriſchen Macht ſeines Staates iſt, 
hat große Ausſicht, ausgezeichnete Geſchäfte (besogne) zu machen. Das 
gilt von England. Aber es gilt nicht nur von ihm.“ 

Das iſt auch unſere Meinung. Der Staatsmann wird ſich aber 
zugleich ſagen, daß als moraliſcher Faktor die innere Kraft eines Volkes, 
ſeine ethiſchen und ſozialen Zuſtände in Rechnung zu ſetzen ſind, und 
daß Allianzen und Ententen nur wenig Wert haben, wo ſie Kuliſſen 
ſind, welche die eigene Schwäche verbergen ſollen. Hat doch erſt kürz— 
lich Rußland die Erfahrung machen müſſen, daß die beſtformulierte 
Allianz mit dem Glück verſagt. Sicher ſteht nur, wer ſeinen beſten Bundes— 
genoſſen an der eigenen Kraft hat. Militäriſche Macht aber iſt eine Rela— 
tion und bedeutet auf unſerem Kontinent etwas ganz anderes, als z. B. 
in Marokko. 

Dort liegen heute die Verhältniſſe ebenſo unklar wie vor Wochen, 
und es iſt wenig Ausſicht, daß es anders wird. Mulai Hafid und Abdul 
Aziz raufen ſich nach wie vor. Heute ſiegt dieſer, morgen jener, immer 
ohne viel Blutvergießen, und es ſcheint der franzöſiſchen Politik nicht 
ganz unlieb zu ſein, daß ihr Schützling gelegentlich Hiebe bekommt. 
Er kommt dadurch in immer größere Abhängigkeit und — was weſent— 
lich iſt — in immer größere Schulden. Denn offenbar arbeitet Frank— 
reich mindeſtens ebenſoſehr mit ſeiner Finanz, wie mit ſeinen Straf— 
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erpeditionen und den Geſchützen ſeiner Kreuzer. Das Reſultat der 
Pazifikation iſt bisher, daß noch nie in Marokko größere Verwirrung 
geherrſcht hat, als jetzt, und daß in einzelnen Städten, wie z. B. in 
Mogador, das von den Kabylen des Hinterlandes boykottiert wird, 
daneben noch Handel und Wandel ſtocken und eine Hungersnot ausge— 
brochen iſt. Auch gibt es jetzt in ganz Marokko keinen verhaßteren Namen 
als den Frankreichs, und darunter hat auch Abdul Aziz zu leiden. Seit— 
dem er das Großkreuz der Ehrenlegion von Herrn Regnault ent— 
gegengenommen, gilt er dem Volke für einen Abtrünnigen. Kurz, ein 
Ende iſt nicht abzuſehen, und von der Weiterführung dieſes marokkani— 
ſchen Abenteuers iſt gewiß kein Ruhm zu holen. 

In Perſien haben die Gegenſätze, die zwiſchen dem Medſchlis 
und dem von Rußland ſchlecht beratenen Schah beſtanden, zu einer 
völligen Niederlage des letzteren und damit auch zu einer politiſchen 
Niederlage Rußlands geführt, das nunmehr der von dem 
Abkommen mit England erwarteten Vorteile verluſtig geht. Der Sultan 
hat die Verfaſſung auf den Koran beſchwören müſſen, und da ein Ein— 
ſchreiten Rußlands zur Herſtellung des Abſolutismus in Perſien ausge— 
ſchloſſen iſt, wird auch die ruſſiſche „Einflußſphäre“ nur auf dem Papier 
fortbeſtehen. Überhaupt hat Rußland mit ſeinen jüngſten politiſchen 
Operationen kein Glück gehabt. Die Regierung hat ſich entſchließen 
müſſen, die Amurbahn von Stretensk bis Chabarowsk auf Staatskoſten 
in Bau zu nehmen, um den japaniſchschineſiſchen Eiſenbahnbauten 
einen Kulturfaktor entgegenzuſetzen und den Befeſtigungen auf dem 
chineſiſchen Amurufer zu begegnen. Die ruſſiſchen Zeitungen ſind voller 
Klagen über das ſtetige Vordringen der Japaner und Chineſen. Es 
ſei ein heimlicher Krieg, der geführt werde, und der Tag nicht fern, da er 
in einen offenen ausmünden werde. Sie fürchten, daß das Amurgebiet 
und das ſogenannte Seegebiet (primorskaja oblastj) ihnen verloren 
gehen werde. Auch China macht ihnen Sorgen. Dieſes Land, das 
Babylon, Griechenland, Rom und die türkiſche Herrlichkeit überlebt 
habe, verjünge ſich und habe ſeit dem Ausgang des japaniſchen Krieges 
keinen Reſpekt mehr vor Rußland. Schon drängen die Chineſen über 
den Amur. Eine Feſtung werde faſt gegenüber Blagoweſchtſchensk 
erbaut, und von der Stelle, wo Amur und Seja jich vereinigen, ſolle 
eine Eiſenbahn nach Zizichar gebaut werden, was eine direkte Bedrohung 
Rußlands ſei. Auch die chineſiſche Armee ſei nicht mehr zu verachten, 


man werde vielmehr mit ihr rechnen müſſen, und es laſſe ſich nicht vor— 
herſehen, wie gewaltig ſie einmal in Zukunft daſtehen werde. Endlich 
macht der angeblich drohende amerikaniſch-japaniſche 
Krieg den ruſſiſchen Patrioten Not. Es ſei unerläßlich, ſich auf alle 
Eventualitäten vorzubereiten. So ſchreibt nicht etwa die ſtets alar— 
mierende „Nowoje Wremja“, ſondern der beſonnene „Golos Moskwy“, 
ein Zeichen, daß wir es mit echten patriotiſchen Beängſtigungen zu tun 
haben. 

Nun iſt trotzdem das alles ſehr übertrieben. Japan denkt gewiß 
nicht an einen zweiten ruſſiſchen Krieg, und wohl überhaupt an keinen 
Krieg. Wenn wir recht unterrichtet ſind, geſtatten ihm, abgeſehen von 
allem anderen, ſeine Finanzen nicht, neue Abenteuer zu ſuchen. China 
aber hat vollauf mit ſeinen inneren Angelegenheiten zu tun und ſchwankt 
zwiſchen Reformanläufen und einem Rückfall in das Syſtem der alten 
Routine. Wir wollen hoffen, daß Rußland längſt wieder auf feſten 
Füßen ſteht, wenn einmal das neue China weitere Grenzen für die 
Millionen ſeiner Untertanen ſucht. Was aber das amerikaniſche Ge— 
ſchwader betrifft, das jetzt dem fernen Oſten zudampft, jo iſt es nicht aus— 
geſchickt, um einen Krieg zu ſuchen, ſondern um ihn zu verhindern und 
die Stellung zu behaupten, die der großen Republik im Stillen Ozean 
zukommt. Auch die, wie es heißt, in Esquimault auf Vancouver zu er— 
wartende engliſche Flotte läßt ſich als eine Waffe zur Erhaltung des 
Friedens, vielleicht auch zur Beruhigung Kanadas bezeichnen, das 
ebenſo wie San Francisco nun einmal von japaniſcher Maſſenein— 
wanderung nichts wiſſen will. Japan wird ſich mit Korea, Sachalin, 
Formoſa begnügen müſſen, wenn es den Überſchuß ſeiner Bevölkerung 
verpflanzen will, und das gibt Raum genug. 

So meinen wir, kann Rußland ohne Sorge vor auswärtigen 
Verwicklungen — ſie drohen ihm nur, wenn ſie aufgeſucht werden — 
ſich ſeinen inneren Angelegenheiten zuwenden. Sie ſehen 
nicht ſehr erfreulich aus. Zwar die Kommiſſionen arbeiten, und die 
Plenarverſammlung der Duma iſt offenbar nicht gewillt, der Re— 
gierung Schwierigkeiten zu machen. Auch hält der Miniſterpräſident 
nach wie vor an ſeinem wohldurchdachten Programme feſt. Aber es 
gehen uns nicht abzuweiſende Gerüchte und Nachrichten zu, die es wahr— 
ſcheinlich machen, daß in der Tat einflußreiche Kreiſe auf eine Reaktion 
in abſolutiſtiſchem Sinn hinarbeiten. Es wäre ein Unglück, wenn dieſe 
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Elemente den Sieg davontragen ſollten. Die einmal verliehene Ver— 
faſſung iſt ohne ein Wiederauftauchen der Revolution nicht zu beſeitigen. 
Das ſteht über allen Zweifel feſt. Auch beunruhigen die fortdauernden 
Attentate, die immer neu entdeckten Verſchwörergruppen und die Un— 
belehrbarkeit der frondierenden Jugend. Dazu kommen Anzeichen, die 
auf Maßregeln hindeuten, die gegen Finland getroffen werden 
ſollen. Es heißt, daß ein ganzes Armeekorps in das Großherzogtum 
geworfen werden ſoll, und die Beunruhigung darüber in Finland iſt 
groß. Nebenher gefällt ſich die „Nowoje Wremja“, die auch die Ver— 
dächtigungskampagne gegen Finland führt, darin, bei jeder Gelegen— 
heit gegen Deutſchland zu ſchreiben, als ob ſie eine Filiale der „National 
Review“ wäre. Das kann uns gleichgültig ſein, aber es iſt ein Zeichen, 
daß neben den Schäden, die uns als Produkt der Revolution erſcheinen, 
auch die alten Gehäſſigkeiten der „glücklichen“ Jahre noch fortleben. 

Über die Wahlkampagne in Amerika ſchreibt uns vom 11. De— 
zember ein Freund: „Mr. Taft wird, wenn er heimkehrt, hier eine 
ſonderbare Lage vorfinden. Welches die Löſung ſein wird, iſt jetzt ſchwer 
vorherzuſagen. Mr. Bryan hat mehr als je die demokratiſche Partei 
in Händen, und ſein logiſcher Opponent auf republikaniſcher Seite iſt 
Mr. Rooſevelt. Man könnte glauben, daß das die Lage verein— 
facht, aber man bringt dabei nicht in Anſchlag, was die Maſſe der Wähler 
auf beiden Seiten im letzten Augenblick entſcheiden wird, denn das 
hängt von der pekuniären und ökonomiſchen Lage zur Zeit der Wahl ab. 
Jetzt ſteht es mit beiden ſchlecht, und es läßt ſich kein Anzeichen baldiger 
Beſſerung erkennen, obgleich die intereſſierten Berichte unſerer Zeitungen 
und, was nach Europa in die Preſſe geſchickt wird, das Gegenteil ſagen. 
Die Japaner hier beobachten mit Sorge die Vorbereitungen zur Ab— 
fahrt der Kriegsſchiffe und laſſen ſich durch die mehr oder minder fried— 
lichen Artikel der Blätter nicht beruhigen. So erinnert mich die ganze 
Lage an das große Friedensplebiszit des Kaiſers Napoleon vor 1870.“ 
Wir ſind, wie geſagt, nicht ſo peſſimiſtiſch, aber dieſe amerikaniſchen 
Eindrücke ſind doch von Intereſſe. 

Die Kriſis in Portugal wird immer ſchärfer. Im Grunde 
haben der König und Miniſter Franco gewiß recht gehabt, wenn ſie dem 
Lande eine Zeitlang die Parteiintrigen des Parlaments erſparen wollten. 
Handelt es ſich in der portugieſiſchen Kammer doch meiſt um rein perſön— 
liche Intereſſen, nicht um wirkliche politiſche Fragen, die dem Volk 
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teils unverständlich, teils gleichgültig ſind. Aber die Diktatur hat auch 
dieſe perſönlichen Intereſſen verletzt, und bine illae laerimae! Jetzt hat die 
Agitation das ganze Land ergriffen, und es ſteht feſt, daß republikaniſche 
Tendenzen dabei mitſpielen. Sollten ſie ſiegen, ſo würde Portugal 
wohl auf das Niveau der unruhigen mittel- und ſüdamerikaniſchen Re— 
publiken herabſinken. 

Es ſei dabei beiläufig bemerkt, daß die mittelamerikani— 
ſchen Republiken ſich auf einem Kongreß zu Waſhington zu 
obligatoriſchen Schiedsgerichten verpflichtet haben, die jeden Krieg 
zwiſchen ihnen unmöglich machen ſollen. Da die Vereinigten Staaten 
dabei eine Oberaufſicht üben, läßt ſich annehmen, daß dieſes Schieds— 
gericht in der Tat wirkſam arbeiten wird. Und das wäre ein Segen. 
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